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VorAATort 



Mit der Inaugurierung einer neuen Ära des Staats- 
eisenbahnbetriebes in Österreich haben Regierung und Parla- 
ment ein durch lange Jahre dem privaten Unternehmungs- 
geiste überlassenes, nur innerhalb weiter Grenzen der über- 
wachenden Einflußnahme des Ministeriums für Handel und 
Gewerbe unterworfenes Gebiet der Volkswirtschaft zu betreten 
sich entschlossen und demselben nach Begründung eines selb- 
ständigen Reichsamtes für das Eisenbahn -Verkehrswesen, dem 
Beispiele anderer Staaten folgend, ihre besondere Fürsorge 
angedeihen lassen. Durch die Ausdehnung der staatlichen Ver- 
waltung auf die Organisation und Handhabung des öflfent- 
lichen Verkehrswesens ist der überwiegenden Anschauung 
weiter Kreise vom öffentlich-rechtlichen Charakter des letzteren 
Geltung verschafft, dem Staate selbst aber eine Mission vor- 
behalten worden, welche mit mehr oder weniger admini- 
strativem und merkantilem Geschick, aber nicht immer ein- 
wandfreier Anpassung an die berechtigten Wünsche der All- 
gemeinheit zu erfüllen, privaten Erwerbsgesellschaften bis 
dahin anheimgestellt worden war. Indem aber der Grundsatz 
der Verstaatlichung der Eisenbahnen und des staatlichen 
Eisenbahnbetriebes keineswegs allgemein zum Durchbruche 
gelangen und sich vorderhand nur darauf beschränken konnte, 
eine Kraftprobe zwischen staatlicher und privater Verwaltung 
anzustellen, ist der Staat in Wettbewerb mit zum Teile 
blühenden Privatunternehmungen getreten, deren ethische und 
rechtliche Existenzberechtigung auf dem Boden der Volks- 
wirtschaft zu negieren, begreiflicherweise auf entschiedenen 
Widerspruch stößt. Will der Staat nun das betretene Gebiet 
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erfolgreich behaupten, so muß er sich auf demselben mit den 
seiner Aufgabe entsprechenden Errungenschaften finanzieller, 
wirtschaftlicher und kultureller Natur auszuweisen vermögen. 
Dazu bedarf es der intensiven Anspannung aller ihm zu Gebote 
stehenden Kräfte. Seinen Organen kann ein tiefes Eindringen 
in die Voraussetzungen, das Wesen und die Wirkungen der 
übernommenen Aufgabe, aber auch das Vermeiden jeder Be- 
fangenheit und Engherzigkeit in der Beurteilung der zu 
wahrenden Interessen des Staatsganzen und seiner einzelnen 
Teile nicht warm genug ans Herz gelegt werden. Nur das 
Erfassen großer Ziele und die Befolgung einer vom Geiste der 
Volkswohlfahrt durchwehten Eisenbahnpolitik kann den Staat 
als Sieger aus dem Kampfe gegen die Privateisenbahnwirt- 
schaft hervorgehen lassen. 

Zwanzig Jahre des Staatseisenbahnbetriebes in Öster- 
reich bedeuten in unserer so raschlebigen Zeit, deren Fluge 
der Fortschritt auf allen Gebieten menschlicher Betätigung 
folgt, im Vergleiche zu der relativ so kurzen Periode des 
Bestehens von Dampfeisenbahnen überhaupt keinen allzu 
kurzen Zeitraum, um auf dem Gebiete des Eisenbahntransport- 
wesens nicht mannigfaltige und reiche Erfahrungen haben 
sammeln zu können. Sie bieten heute die Mittel dar, die 
technischen und finanziellen Bedingungen einer gedeihlichen 
Fortentwicklung dieses Verwaltungszweiges mit den Rück- 
sichten auf die Volkswirtschaft in einen vollkommeneren Ein- 
klang zu bringen, als es bisher vielfach der Fall gewesen ist. 
Der Rückblick auf eine so langjährige Entwicklung, welche 
die Periode der Kindheit längst überwunden hat, gibt der 
Kritik ihre Berechtigung, fordert alle beteiligten Kreise zu 
einem Urteil über das heraus, was erreicht und was bisher 
versäumt worden, und gewährt die Grundlagen zur Formu- 
lierung so mancher redlich gemeinten Anregung für die Ver- 
besserung des Bestehenden. 

Nicht von dem besonderen Gesichtspunkte des Technikers, 
des Nationalökonomen oder des Finanziers allein, vielmehr 
von jenem durch Zuwendung der staatlichen Patronanz 
gewissermaßen sanktionierten der öffentlichen Wohlfahrt, auch 
nicht mit der Leuchte strenger Wissenschaftlichkeit, sondern 
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bloß mit dem offenen Äuge des einfachen Beobachters in die 
heutige Gestaltung, die Äußerungen und Erfolge des öster- 
reichischen sowohl staatlichen wie privaten Eisenbahnwesens 
mit aller möglichen Objektivität einen Blick zu werfen und 
die gesammelten Beobachtungen der Bekämpfung des Vor- 
urteiles, der wahrhaft patriotischen Idee der Verbesserung 
des Unvollkommenen und der Ausgestaltung des Guten im 
eigenen Hause zu widmen, ist die Aufgabe, welche dem Ver- 
fasser bei Abfassung dieser Studie vorgeschwebt ist. Keines- 
wegs selbst Fachmann, vermag er sie nicht anders zu lösen, 
als indem er seine bescheidenen Anregungen der vorurteils- 
losen Mitwirkung aller jener fachlich kompetenten Faktoren 
empfiehlt, welche ihre bevorzugte Stellung dem gemeinsamen 
Nutzen unterzuordnen verstehen. Möge der hier unter- 
nonmiene Versuch einer wohlwollenden Deutung und Unter- 
stützung sich erfreuen! 
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1. Kapitel. 
Personalfragen. 



Jjebensfähigkeit und Gedeihen eines jeden Organismus — 
darüber kann kein Zweifel obwalten — hängen von der Taug- 
lichkeit der einzelnen Organe ab, die ihnen zugewiesenen 
Funktionen zu erfüllen. Ist dieses Axiom den aus der Hand 
der Natur hervorgegangenen Bildungen entlehnt, so beansprucht 
dasselbe nicht geringere Geltung in Bezug auf jene Institutionen, 
welche der Mensch in Betätigung seiner sozialen, politischen 
und kulturellen Aufgaben geschaffen hat. Zu all diesen Zielen, 
welche eine Veredlung des Menschengeschlechtes und eine Ver- 
besserung aller menschlichen Lebensbeziehungen bezwecken, 
bedarf es eines Ineinandergreifens, eines planmäßigen Zu- 
sammenwirkens und eines vom Bewußtsein persönlicher Ver- 
antwortung getragenenSolidaritätsgefühles der mehr oder weniger 
zahlreich, mehr oder weniger hierarchisch, aber immerhin 
organisch gegliederten Teilnehmer am gemeinschaftlichen 
Werke. Während aber der rein technische Mechanismus die 
Naturkräfte in das Joch des menschlichen Geistes zwingt und 
in der unbewußt, gesetzmäßig funktionierenden Maschine 
gleichsam ein Spiegelbild der natürUchen Organismen in ihrer 
Abhängigkeit vom Schöpfer darstellt, haben die intellektuellen 
Organisationen auf dem Felde der menschlichen Tätigkeit 
nicht mit einem die einzelnen Organe beherrschenden Natur- 
gesetze, sondern mit den intellektuellen Funktionen ihrer 
Glieder zu rechnen. Ihr Wirken ist daher vom harmonischen 
Gleichgewichte der Kräfte des Verstandes, Gemütes und 
Charakters, vom Erkennen, Wollen und Handeln jedes einzelnen 
Mitarbeiters oft weit mehr bedingt, als es der materialisierende 
Gesellschaftsmechanismus zugeben möchte. 
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Aus dem Gesagten ergibt sich die Folgerung , daß, 
während zur Maschine das tote Material taugt, welches nach 
Bedarf geformt und dem Walten eines Naturgesetzes wider- 
spruchslos unterworfen werden kann, das lebendige Material 
eines jeden gesellschaftlichen Organismus hingegen, soll es 
sich in den Rahmen seiner Aufgaben einfügen lassen, vorher 
einer entsprechenden intellektuellen Einwirkung, der Er- 
ziehung bedarf 

Das moderne Verkehrswesen hat in seiner grundstürzenden 
Entwicklung einen neuen Berufszweig geschaffen, und der 
Eisenbahnbeamte ist ein den übrigen intelligenten Berufen 
gleichwertiger gesellschaftlicher Faktor geworden. Er ist es 
unstreitig von der prinzipiellen Seite betrachtet, vermöge der 
ihm unentbehrlichen Vorbildung, der Wichtigkeit seiner 
Stellung im Umfange des heutigen Kulturlebens und der 
schweren Verantwortlichkeit, welche auf seinem Berufe lastet. 
Wenn er es nicht immer und überall in praxi geworden, so 
liegt die Schuld an der seiner Bedeutung nicht immer adä- 
quaten Entwicklung dieses Standes. 

Indem nun das Verkehrswesen der Neuzeit unter dem 
Symbole des geflügelten Rades seiner völkervereinigenden IdQ^ . 
zahllose Kräfte dienstbar macht, stellt dasselbe eina gesell- 
schaftliche Organisation von imponierendem Umfange, emi- 
nenter Wichtigkeit für das gesamte wirtschaftliche Leben und 
weittragendstem Einflüsse auf die privaten wie öffentlichen 
Beziehungen der Menschen zueinander dar. 

Nicht mehr als irgend ein anderer Beruf wird der des 
»Eisenbahners« aber durch Geburt erworben. Er steht in 
seinen oberen Stufen auch viel zu hoch, um bloß das Vakuum 
auszufüllen, welches Talentlosigkeit und Berufsmangel er- 
zeugen. Mehr als manch anderer bedarf er einer aus- 
gesprochenen fachlichen Befähigung und jenes Grades freudiger 
Hingebung seitens seiner Adepten, welcher sie die über- 
nommene, verantwortungsvolle Pflicht in einem idealeren 
Lichte als dem des leidigen Broterwerbes betrachten läßt. 
Angesichts der intensiven Anforderungen, welche der Eisen- 
bahndienst nur zu häufig an die physische Widerstandsfähig- 
keit sowohl, wie die psychische und moralische Spannkraft 
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des Mannes stellt, indem jeder einzelne in scheinbar engem 
Wirkungskreise ein wichtiges Glied im komplicierten Organis- 
mus darstellt, und seiner Umsicht materielle Werte nicht 
allein, sondern auch Leben und Gesundheit tausender an^ 
vertraut sind, muß dem Jünger des geflügelten Rades die 
freie Berufswahl zwar vorbehalten, jedoch an gewisse ernste 
Voraussetzungen geknüpft werden. Neben ungeschwächter 
Körperkraft und dem uneingeschränkten Gebrauche seiner 
Sinne sind ein gewisses Maß allgemeiner Begabung und eine 
Sunmie morahscher Eigenschaften die unerläßliche Vor- 
bedingung für den Beruf, insoweit sich derselbe über den 
mechanischen Kanzleidienst erhebt. Aber natürliche Eignung 
und persönliche Neigung zum gewählten Stande sind an sich 
nur die Prämissen, auf welchen es erst der fachlichen Schulung 
und einer zweckmäßigen Erziehung vorbehalten bleiben muß, 
erfolgreich weiter zu bauen und dem beruflichen Organismus 
zum Nutzen und Fronunen der Gesamtheit ein brauchbares 
Glied einzufügen. 

Wie ist es nun um die Heranbildung der im Eisenbahn- 
dienste beschäftigten Personen in Österreich bestellt? 

Hier muß notwendigerweise zwischen den eine unter- 
geordnete Stelle bekleidenden, in die Kategorie der Diener, 
Arbeiter und Hilfsarbeiter rangierenden ständigen und proviso- 
rischen Angestellten und der Klasse der Beamten und Unter- 
beamten unterschieden werden. Die Kanzlei- und Stations- 
diener, die Rangierer und Weichensteller, die Strecken- und 
Hilfswächter, die Oberbau- und Werkstättenarbeiter mit ihren 
Aufsehern und Vorarbeitern, sie alle bieten der Eisenbahn 
ihre physische Arbeitskraft, welche durch Drill und mechanische 
Übung gewonnen, nach dem Prinzipe der Arbeitsteilung so 
intensiv als mögUch ausgenützt, der Leitung und Kontrolle 
höherer Organe unterordnet wird und somit selbst nur geringe 
Anforderungen an die Intelligenz des einzelnen stellt. Nur der 
Streckenwächter erhebt sich einigermaßen über das Niveau 
des manuellen Arbeiters, da außergewöhnhche Zufälle mit- 
unter sein selbständiges Eingreifen erheischen; ein mittleres 
Maß gesunder Intelligenz in Verbindung mit dem Wortlaute 
der Instruktion wird ihm aber immer zur verlässlichen Hand- 
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habung seines Amtes genügen. Anders verhält es sich mit 
der Beamtenschaft aller Grade, weiche berufen ist, den von 
so vielerlei Zufälligkeiten abhängenden, gefahr- und verant- 
wortungsvollen, mit der Kultur und Volkswohlfahrt innig ver- 
wachsenen Eisenbahndienst zu leiten und durchzuführen. Mag 
es sich um die oberste Verwaltung, mag es sich um die rein 
technische Seite des Eisenbahnbaues und -Betriebes, die 
konmierziellen Verkehrsagenda oder die wirtschafts- und 
sozialpolitischen Aufgaben bei der Leitung eines so aus- 
gebreiteten gesellschaftlichen Organismus handeln, überall 
müssen strenge Sachkenntnis, kluge Umsicht und tatkräftige 
Initiative herrschen, Eigenschaften, welche ihren Träger weit 
über das Niveau des manuellen Arbeiters erheben, der Per- 
sönlichkeit zwar innewohnen, aber durch Erziehung und Unter- 
richt geweckt und herangebildet werden wollen. Nicht der 
Bureauchef allein mag Anspruch auf geistige Erfassung seiner 
Aufgaben erheben, nicht bloß der Ingenieur bedarf zu einer 
schwierigen Tracierung, einem gewaltigen Brücken- oder Tunnel- 
bau des Wissens und der Intelligenz, auch der bescheidene 
Leiter der unbedeutendsten Station muß, von der Tragweite 
seiner Pflichten durchdrungen, von edlem Ehrgeiz in der Er- 
füllung seines Berufes angespornt sein, ja selbst der Lokomotiv- 
führer, der in Nacht und Unwetter einer ungewissen Zukunft 
entgegenjagt, der Kondukteur, der seinen einförmigen und 
aufreibenden Dienst versieht, sie müssen auf einer höheren 
Warte des Empfindens und WoUens stehen, als der arme 
Galeerensklave, der, jedes moralischen Impulses bar, mit 
dumpfer Resignation über seinem geistlosen Tagewerke 
seufzt. 

Da liegt in Österreich vielleicht mehr als anderswo ein 
weites Feld brach, welches die Erziehung mit den Früchten 
des Verstandes und Charakters zu bestellen berufen wäre. 

Das weite Gebiet des Eisenbahnwesens, welches dem 
Techniker speziell zu eigen ist, die Tracierung und die Bau- 
ausführung mit ihren mitunter titanenhaften Aufgaben, der 
Maschinenbau und der Werkstättendienst sowie die Bahn- 
erhaltung, es ruht gewiß auch in Österreich in den sichersten 
und berufensten Händen. Die wissenschaftliche und praktische 
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Qualifikation der technischen Hochschulen, deren Absolvierung 
erst zum Eintritt in den technischen Eisenbahndienst befähigt, 
dürften über allen Zweifel erhaben sein. Nehmen doch die 
österreichischen Ingenieure in den Reihen der Berufsgenossen 
aller Länder vermöge ihrer gründlichen Kenntnisse sowie ihrer 
an die Bewältigung epochaler Aufgaben heranreichenden 
Initiative eine hervorragende Stelle ein, können sie doch mit 
berechtigtem Stolze auf Werke zurückblicken, welche an Groß- 
artigkeit der Konzeption und Durchführung nirgends über- 
troifen werden. Bei der ausschlaggebenden Bedeutung, welche 
die technischen Wissenschaften im modernen Geistes- und 
Kulturleben sich errungen haben, und welche sie in der Unter- 
werfung der Naturkräfte unter die Forderungen einer hoch- 
entwickelten Volks- und Weltwirtschaft ihren höchsten 
Triumpf feiern läßt, ist es auch nur als wohlverdiente An- 
erkennung des Geleisteten und als Sporn zu weiterer Fort- 
bildung auf wissenschaftlichem und sozialem Gebiete zu be- 
grüßen, wenn Österreich, dem Beispiele des Deutschen 
Reiches folgend, die wissenschaftlich qualifiziertea Absolventen 
der technischen Hochschulen den Gelehrten anderer Wissens- 
zweige in gesellschaftlicher Beziehung durch Verleihung des 
Doktortitels gleichzustellen sich entschlossen hat. Vermag 
doch der Vorzug, den ihre mehr das Ideale verfolgende 
Richtung den letzteren Jahrhunderte lang verlieh, den 
praktischen Forderungen der Neuzeit gegenüber seine Be- 
rechtigung nicht mehr aufrecht zu erhalten. Das Verkehrs- 
wesen im allgemeinen und die Eisenbahn im besonderen war 
und wird immer ein dankbares Feld für Fortschritte der 
technischen Wissenschaften sein, es wird dem denkenden 
Techniker jederzeit willkonamenen Anlaß bieten, seinen Geist 
an immer schwierigeren Problemen zu üben un(J sich und 
seine Wissenschaft zu vervollkommnen, es wird mit der un- 
aufhaltsamen Steigerung seiner Aufgaben und der Erweiterung 
seines Wirkungsgebietes ihn aber auch immer mehr über die 
materiellen Sorgen des Lebens zu erheben und seinen Beruf 
nicht allein zu einem ehrenvollen, sondern auch zu einem 
lukrativen zu gestalten vermögen. Die technischen Kräfte der 
österreichischen Eisenbahnen drohen gottlob nicht zu ver- 
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siegen: an der Verwaltung der letzteren wird es liegen, sie 
deiii öffentlichen Wohle nutzbar zu machen. 

Eine Frage ist es allerdings, ob auch die Eignung zum 
speziellen technischen Betriebsdienste der Eisenbahnen durch 
den heutigen Bildungsgang der technischen Hochschulen in 
zufriedenstellender Weise erworben wird, und ob es sich 
nicht vielmehr empfehlen würde, bestimmte Abteilungen der 
letzteren zu Hochschulen für Eisenbahn -BetriebsingenijBure 
auszugestalten. 

Neben dem Techniker ist es der Jurist, welcher im 
Organismus der Eisenbahn eine hervorragende Rolle spielt 
Ob seiner Fähigkeit auf dem Gebiete der Verwaltung nicht 
eine allzu hohe Bedeutung beigelegt wird, mag dahingestellt 
bleiben. Daß aber Rechtskundige in erster Reihe zur admini- 
strativen Leitung eines so verzweigten Körpers befähigt sein 
sollten, dürfte auf einer Überschätzung dieses Wissenszweiges 
beruhen. Ist ihre Ingerenz bei verwickeiteren Rechtsfragen 
gewiß nicht zu entbehren, trägt dieselbe bei einfacheren hin- 
gegen nur zu häufig zu ihrer Verwicklung bei, so stellt die 
Mehrzahl der bei der Verwaltung einer Eisenbahn akut 
werdenden Fragen weit geringere Ansprüche an die juristische 
Schulung des Geistes, als an die technischen Kenntnisse, die 
kommerzielle Begabung und einen volkswirtschaftlich gesunden 
Sinn. Ihrem Wesen nach ist die Eisenbahn ein streng wirt- 
schaftliches Unternehmen, kein Rechtsinstitut; wie bei jeder 
Äußerung des modernen Kulturlebens laufen Rechtsfragen 
mit ihren eigentlichen Aufgaben parallel und sind als bloße 
Akzidenzien ihres Wesens zu lösen. Um die wirtschaftliche 
Entwicklung einer wahrhaft modernen Verkehrspolitik wäre 
es unstreitig besser bestellt, wenn die Juristen auf die ihnen 
gebührende, beratende Stelle beschränkt blieben, in der 
obersten Verwaltung großer wie kleiner Verkehrsunter- 
nehmungen hingegen mehr technisch gebildete Elemente, Kauf- 
leute, Sozial- und Wirtschaftspolitiker säßen. 

Wenden wir unsere Aufmerksamkeit nunmehr den beiden, 
der administrativen Leitung wie der rein technischen Seite des 
Eisenbahnwesens gewiß gleichwertigen Gebieten des exe- 
kutiven Verkehrs- und des kommerziellen Dienstes zu, 
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so müssen wir zu unserem Bedauern die Wahrnehmung machen, 
daß diese Geschäftszweige in Osterreich zum überwiegenden 
Teile in die Hand von Organen gelegt sind, welche beim 
Mangel jeder streng fachlichen Vorbildung ihre Eignung zum 
Berufe nur auf die Praxis und die im Laufe derselben er- 
worbenen theoretischen Kenntnisse zu stützen in der Lage 
sind. Gerade von der Art und Weise der Handhabung dieser 
Agenda hängen aber in erster Reihe die Betriebssrcherheit 
und der volkswirtschaftliche Effekt der Eisenbahnen ab. Daß 
unter der großen Zahl von Bediensteten im Verkehrs- und 
Rechnungswesen sich auf den österreichischen Staats- wie 
Privatbahnen ein sehr beachtenswerter Kern alt gedienter, 
von echtem Berufe erfüllter und ihre Aufgaben mit Eifer und 
Intelligenz erfassender, durchaus verläßlicher Beamten findet» 
soll keineswegs in Abrede gestellt werden; ohne denselben 
wäre der unleugbare Aufschwung des heimischen Verkehrs- 
wesens nicht zu erreichen gewesen. Vielfach seit der Be- 
gründung der ersten Eisenbahnlinien im Dienste, war es diesen 
Männern gegönnt, den einstigen Mangel fachlicher Vorbildung 
durch langjährige Erfahrung wett zu machen. Der alte, ge- 
wissenhafte Praktiker im Eisenbahndienste verdient aber un- 
streitig den Vorzug vor so mancher jungen, theoretisch ge- 
bildeten Kraft, deren Lehrmeister er sein soll. Der Bücher- 
weisheit allein soll daher keineswegs das Wort geredet werden. 
Aber die Hochflut von Existenzen, welche heutzutage bei 
der Eisenbahn ihren Lebensunterhalt suchen, und denen die 
wachsende Bedeutung des Verkehres in der Tat immer 
günstigere Aussichten auf einen solchen gewährt, muß mit 
Besorgnis jenem engen Kreise von Männern entgegengehalten 
werden, welche ihrer Intelligenz, speziellen Begabung und 
Tatkraft fast mit Naturnotwendigkeit an die Wiege des 
modernen Verkehrswesens gefolgt sind. Was bei diesen selb- 
ständige Arbeit zuwege gebracht hat, das wird bei einer 
zusammengewürfelten Gesellschaft mehr oder weniger berufs- 
loser Individuen ohne stärkere Triebfedern als ein sehr be- 
scheidenes Maß von Intelligenz und eine zweifelhafte Berufs- 
freudigkeit die Praxis allein niemals zu erreichen vermögen. 
Hier muß die Theorie mit der Vermittlung von Berufs- 
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kenntnissen und die Erziehung mit der Bildung des Charakters 
einsetzen und eine frühzeitige Sichtung der Talente mög- 
lich sein. 

Ohne auf die spezielle Dienstespragmatik der ver- 
schiedenen österreichischen Eisenbahnverwaltungen näher ein- 
gehen zu wollen, müssen wir doch hervorheben, daß eine 
spezifische Veranlagung und Vorbildung für den Eintritt in 
den exekutiven oder kommerziellen Eisenbahndienst weder 
gefordert, noch vorausgesetzt wird. Es genügte lange Zeit der 
Nachweis der Absolvierung einer gewissen Zahl von Klassen 
einer Mittelschule, und erst in neuerer Zeit wird als Bedingung 
der Aufnahme in denselben im allgemeinen die Erwerbung 
des Reifezeugnisses zum Besuche einer Hochschule gefordert. 
Das ist im besten Falle ein ziemlich beschränktes Maß all- 
gemeiner Bildung. Wie wenig aber das heutige Gymnasium 
geeignet ist, selbst begabten Jünglingen als Vorbereitung für 
irgend einen praktischen Beruf zu dienen, ist hinreichend be- 
kannt. Wenn es nun noch die geistige Auslese der Abiturienten 
des Gymnasiums oder der Realschule wäre, welche ihre Fähig- 
keiten dem Eisenbahndienste widmet ! Es ergibt sich aber die 
bedauerliche Tatsache, daß derselbe vielfach als Zufluchts- 
stätte für intellektuell verdorbene Existenzen angesehen zu 
werden pflegt, und daß Angst und Sorge wegen eines wahr- 
scheinlichen Mißerfolges intensiverer Fachstudien den un- 
begabten oder indolenten Studenten angesichts der wenig ver- 
lockenden Alternative, sich seinen Lebensunterhalt durch un- 
gewohnte manuelle Arbeit zu gewinnen, nicht selten erst mit 
dem Gedanken vertraut macht, sich der Eisenbahn zuzu- 
wenden. Daß Beruf und Fähigkeit aber mit den Entschlüssen 
der Opportunität nicht immer Hand in Hand gehen, bedarf 
keines Nachweises. In der fälschlich verbreiteten Meinung, 
der Eisenbahndienst sei ein relativ leicht zu gewinnendes 
Brot, und derselbe könne ohne nennenswerten Aufwand von 
Intelligenz und Tatkraft ganz entsprechend auch von solchen 
Individuen bestritten werden, welchen sich alle anderen 
intellektuellen Berufszweige verschließen, ist unstreitig ein 
in seinen Konsequenzen verhängnisvoller Irrglauben zu be- 
klagen. 
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Wenn aus allen Schichten der Bevölkerung Klagen er- 
tönen, daß das Eisenbahnwesen Österreichs nicht voll und 
ganz auf der Höhe der Zeit stehe, wenn dasselbe seiner 
Mission als Träger wirtschaftlichen und kulturellen Auf- 
schwunges nicht immer und überall gerecht wird, und seine 
innere Entwicklung sowohl wie sein befruchtender Einfluß 
nach außen vielfach durch Mängel und Gebrechen gehemmt 
werden, welche seinem Wesen nicht nötwendig zu eigen, 
ihren Grund mehr oder weniger in der Unzulänglichkeit der 
ausführenden Organe haben, so ist ein Hauptteil der Schuld 
an diesen bedenklichen Erscheinungen wohl der Sorglosigkeit 
beizumessen, mit welcher die Anwerbung der jungen Aspiranten 
des exekutiven und kommerziellen Eisenbahndienstes zu er- 
folgen pflegt. Wie viele Beschwerden und Reklamationen 
weniger wegen Beschädigung , übermäßiger Transportdauer 
des Gutes, wegen unrichtiger Berechnung der Transport- 
gebühren und ähnlicher zu den gewöhnlichen Erscheinungen 
gehörender Benachteiligungen des verfrachtenden Publikums 
würde es bei Abwicklung des Gütertransportdienstes geben, 
wenn jeder Beamte hohen und niederen Grades, mit Eifer 
begabt und Fachkenntnissen ausgerüstet, seinen Pflichten in 
dem Bewußtsein obläge, nicht der vorgesetzten Dienststelle 
allein, sondern vielmehr der Allgemeinheit verantwortlich zu 
sein, wenn echte Berufsfreudigkeit seiner ganzen Tätigkeit 
ihren Impuls verliehe ! Wie viel glatter würden sich die 
Agenda des Personentransportes abwickeln, und wie viele 
Friktionen zwischen dem Publikum und den Bediensteten der 
Eisenbahn ließen sich vermeiden, wenn diese dem ersteren 
in seinen Interessen immer und überall ihre sachkundige 
Unterstützung zutheil werden lassen und dessen berechtigten 
Ansprüchen stets Rechnung tragen wollten! Wie unendlich 
viel wäre der Verkehrsregelmäßigkeit gedient, wenn alle 
Organe des exekutiven Dienstes von der hohen Bedeutung der 
Ordnung durchdrungen wären, wenn, mehr als es zu geschehen 
pflegt, mehr als der tote Buchstabe der Instruktion sagen 
kann, Umsicht und Tatkraft den unvermeidlichen Schwierig- 
keiten und Hinderungen des Betriebes gegenüber das un- 
bedingte Gebot strenger Ordnung zur Geltung zu bringen ver- 
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stünden, wenn jeder Verkehrsbeamte den Ehrgeiz seines 
Berufes darin erblickte, den ihm anvertrauten Dienst pünkt- 
lich und klaglos zu versehen ! Wie viele beklagenswerte Un- 
fälle würden aber auch verhütet oder in ihren Folgen doch 
gemildert werden können, wenn bei der Berufswahl des Eisen- 
bahnbeamten die Gaben des Verstandes und Charakters, das 
rasche, klare Erfassen der Situation, zielbewußte Entschlossen- 
heit und das nie schlummernde Gefühl ernster Verantwortlich- 
keit vor engherziger Auffassung der Lebensstellung und 
Vl^ahrung materieller Interessen den Ausschlag geben würden! 
Wer sich damit begnügt, sein Verhalten mit dem Wortlaute 
der Vorschrift zu decken, wird verwickeiteren Situationen, 
wie sie der Eisenbahndienst mit sich bringt, mit nichten ge- 
wachsen sein. Der Beruf muß vorausgesetzt, Intelligenz und 
Ehrgeiz müssen sodann durch die Erziehung geweckt werden, 
wenn der einzelne im verzweigten Organismus des heutigen 
Verkehrswesens ein Organ und nicht bloß ein Rädchen 
sein will. 

Mit der unmittelbaren Wahrnehmung des Betriebes auf 
den von Jahr zu Jahr an Ausdehnung gewinnenden Linien 
der k. k. Staatsbahnen und den vom Staate betriebenen, in 
Privateigentum stehenden Lokalbahnen und mit der Hand- 
habung des staatlichen Aufsichtsrechtes über alle unter eigener 
Verwaltung stehenden Privatbahnen betraut, vermöge seiner 
Stellung zudem als der berufene Faktor zur Ausgleichung 
der mannigfachen, beim Eisenbahnbetriebe zutage tretenden, 
sich oft widerstreitenden, finanziellen und wirtschaftlichen 
Interessen privater wie öffentlicher Natur zu betrachten, sollte 
das k. k. Eisenbahnministerium eine seiner vornehmsten Auf- 
gaben in der Heranziehung und fachlichen Ausbildung eines 
tüchtigen Nachwuchses von Eisenbahnbeamten erkennen. Ist 
für die streng technische Seite des Dienstes durch die be- 
stehenden technischen Hochschulen vorgesehen, und unterläge 
es keiner besonderen Schwierigkeit, die letzteren in Bezug 
auf die Aneignung des Eisenbahnbetriebsdienstes in Ver- 
bindung mit dem unerläßüchen Maße juristischer Kenntnisse 
zu erweitern, stehen den Verwaltungen für gewisse Agenda 
auch die Absolventen der Universität, insbesondere der 
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juridischen Fakultät zugebote, werden ferner die mehr 
praktischen Kenntnisse der Lokomotivführer vorerst in der 
Werkstätte und alsdann auf der Strecke erworben, und 
genügen schließlich für das Heer von untergeordneten Organen 
des Zugförderungsdienstes und der Bahnbewachung ein geringes 
Maß von Bildung und die Instruction, so wird das dringende 
Bedürfnis nach einer eigenen fachlichen Mittelschule für die 
im exekutiven und kommerziellen Dienste zu verwendenden 
Beamten und Unterbeamten schwerlich bestritten werden 
können. Dies bezieht sich auf sämtliche Verkehrsbeamte, 
die Personen- und Güterkassiere, ferner auch auf die Zug- 
führer, weil den letzteren ein wichtiger Anteil am exekutiven 
Dienste zufällt. 

Der Initiative des k. k. Eisenbahnministeriums ihre Ent- 
stehung verdankend und der staatlichen Leitung oder Über- 
wachung unterworfen, unter alleiniger Bedachtnahme auf die 
Anforderungen des praktischen Eisenbahndienstes organisiert, 
wären eine oder mehrere Eisenbahn-Lehranstalten ins 
Leben zu rufen ^) und entweder einer bestehenden technischen 
Hochschule anzugliedern, oder selbständig zu errichten. Als 
Bedingung für die Aufnahme in dieselben hätte der Nachweis 
der erfolgreichen Absolvierung einer Unterrealschule, eines 
Untergymnasiums oder einer gleichwertigen Bildungsstätte 
zu gelten. Diese Anstalten wären nach den beiden Haupt- 
richtungen des Eisenbahndienstes in eine verkehrstechnische 
und eine tarifarisch-kommerzielle Abteilung zu trennen, in 
beiden wäre aber bei Aufstellung des Lehrplanes darauf Be- 
dacht zu nehmen, daß den Aspiranten neben den Kenntnissen 
ihres engeren Berufszweiges auch so viel technisches, volks- 
wirtschaftliches und das Eisenbahnwesen im allgemeinen be- 
treffendes Wissen beigebracht werde, um ihnen die Grund- 
lage der späteren Vorrückung in höhere Verwaltungsstellen 
nicht a priori zu entziehen. 



^) Erfreuliche Anläufe zur fachlichen Schulung von Eisenbahnbeamten 
zeigen sich in den seit kurzem an der Handelsakademie zu Linz und zu 
Wien errichteten Eisenbahn-Fortbildungsschulen. Deren Besuch ist aber 
für die Aspiranten des Eisenbahndienstes gegenwärtig bloß fakultativ, und 
deren Subventionierung durch das k. k. Eisenbahnministerium mehr als 
armselig. 
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In zweiter Reihe wären am Sitze der Direktionen für 
die untergeordneten Funktionen des Eisenbahndienstes Kurse 
zu eröffnen, in denen Zugführer, Kondukteure, Manipulanten, 
Magazineure, Oberrangierer u. s. w. ihre Ausbildung zu erhalten 
hätten, und deren Absolvierung zum mindesten für die Bewerber 
um Zugführerstellen, etwa nach ihrer vorherigen Verwendung 
als Kondukteure, obligatorisch zu machen wäre. 

Selbst die provisorische Aufnahme in den exekutiven 
oder kommerziellen Dienst müßte für alle Kategorien von 
eigentlichen Beamten auf allen österreichischen Staats- wie 
Privatbahnen vom erfolgreichen Besuche einer der beiden 
Abteilungen einer staatlich autorisierten Eisenbahn-Lehranstalt 
unbedingt abhängig gemacht werden. An den theoretischen 
Unterricht der Schule, dessen Zeitdauer und Umfang den 
Umständen gemäß festzusetzen wären, müßte in einer 
passenden Form, jedoch unter Ausschluß irgend welcher 
persönlichen Selbständigkeit oder Verantwortlichkeit im 
Dienste, die Möglichkeit praktischer Übungen angeschlossen 
werden, zu welchem Behufe die zeitweilige Exponierung der 
Aspiranten als Lehrlinge auf eine Station unter der Anleitung 
und Verantwortlichkeit eines älteren, erfahrenen Beamten, 
oder aber auch deren Verwendung auf der Strecke und zum 
Zugsdienste platzzugreifen hätte, und wäre die Bescheinigung 
des zur Instruktion berufenen Organes über die praktische 
Eignung des Schülers als ein unentbehrliches Korrelat zum 
Abgangszeugnisse der Anstalt, beziehungsweise des Kurses für 
die untergeordneten Diensteskategorien, zu betrachten. 

Bei den wachsenden Anforderungen, welche der Eisen- 
bahndienst an die Kenntnisse und Leistungen der Beamten 
stellt, bei den an Intensität zunehmenden Ansprüchen des 
Publikums aber auch, welches in der Eisenbahn immer mehr 
das öffentlich-rechtliche Institut der Volkswohlfahrt zu erkennen 
beginnt, verdient der heute bestehende Zustand als unhaltbar 
und nicht der Bedeutung der Sache würdig bezeichnet zu 
werden, wonach Kenntnisse und Schulung im exekutiven und 
kommerziellen Dienste nur allzu häufig und widerspruchlos 
von unfähigen und mit Hungerlöhnen bedachten Individuen, 
allerhand Flüchtlingen aus anderen Berufszweigen, allerdings 
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zum unmittelbaren pekuniären Vorteile der Verwaltungen, 
tatsächlich aber zum Schaden der Verkehrsaufgaben und der 
Betriebssicherheit, zum empfindlichen Nachteile der an den 
Transportanstalten partizipierenden Gesamtheit, der Volks- 
wohlfahrt und des Staatsinteresses, nicht zumindest aber auch 
zur geringen Ehre des ganzen Standes erst auf dem bedenkr 
liehen Versuchsfelde einer Station erworben zu werden pflegen. 

Durch die Gründung und Förderung fachlicher Lehr- 
anstalten für den Eisenbahnbetrieb würden weitere Kreise 
der Intelligenz zum Eintritte in denselben angespornt, untaug- 
lichen Elementen würde der Beruf versperrt, der ganze 
Stand würde morahsch und gesellschaftüch gehoben, den Ver- 
waltungen damit allerdings aber auch die Pflicht auferlegt 
werden, den fachlich geschulten Kräften eine ihrer Leistungs- 
fähigkeit und ihrer sozialen Stellung entsprechendere Lebens- 
haltung zu gewähren. Als einer in sich geschlossenen, für 
ihren wichtigen Beruf herangebildeten und erzogenen Ver- 
einigung würde den Jüngern des geflügelten Rades dann 
zweifellos ein weit höheres Standesbewußtsein zutheil 
werden, als es heute bei der Durchsetzung des Standes mit 
allerhand wenig qualifizierten Elementen möglich ist. Auf die 
moralische Höhe des Ehrgefühles gehoben, wird der so 
schwierige und verantwortungsvolle Eisenbahndienst erst die 
Gewähr für seine allseits befriedigende Entwicklung erlangen. 

Die Eisenbahnverwaltungen aber mögen nicht etwa, 
engherzigen Bedenken folgend, aus Scheu, die Betriebsrechnung 
mit einer Erhöhung der Personalunkosten zu belasten, davor 
zurückschrecken, sich die kostspieligeren, aber besseren Kräfte 
zur Handhabung des Verkehrs- und des kommerziellen Dienstes 
nutzbar zu machen. Sie mögen zur Einsicht gelangen, daß 
es nicht allein der Betriebssicherheit, damit gleichzeitig dem 
Ansehen des Unternehmens, sondern in letzter Linie doch auch 
seinem finanziellen Effekte zum Schaden gereiche, wenn sie 
mit einem spärlich bemessenen, von Unlust für seinen auf- 
reibenden Beruf erfüllten, mit Nahrungssorgen kämpfenden 
Personal zu arbeiten fortfahren. Man sei vielmehr bestrebt, 
sich tüchtige, gewissenhafte Mitarbeiter heranzuziehen, ihre 
materiellen wie geistigen Interessen mit jenen des Unter- 
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nehmens lebendig zu verschmelzen, man befreie Beamte und 
Arbeiter von der drückenden Sorge um die Erhaltung ihrer 
Familien und gewähre ihnen die Aussicht auf einen ent- 
sprechenden Ruhegenuß für die Zeit des Alters und der 
Krankheit: von zufriedenen, berufsfreudigen und intelligenten 
Menschen wird man weit vollkommenere Leistungen zu erwarten 
berechtigt sein, als sie ein System der Halbheit und des Miß- 
trauens hervorzubringen vermag, und der Erfolg einer derart 
auf gesunder sozialpolitischer Basis begründeten Verwaltung 
wird sowohl in privat- wie in volkswirtschaftlicher Beziehung 
die gebrachten pekuniären Opfer mit Zinseszinsen zurück- 
zahlen ! 



e / 



2. Kapitel. 
Die heutigen österreichisclien Lokomotiven^ 



Dem k. k. Eisenbahnministerium in seiner Eigenschaft 
als unmittelbarem Betriebsleiter der österreichischen Staats- 
bahnen und als Aufsichtsbehörde über sämtliche Privatbahnen 
obliegt es zweifellos, dafür zu sorgen, daß die dem öffent- 
lichen Verkehre dienenden Fahrbetriebsmittel den von Jahr 
zu Jahr gesteigerten Anforderungen des Betriebes entsprechend 
adaptiert und verbessert, vor allem aber durch systematische 
Neubeschaffung mit Benützung aller Fortschritte der heutigen 
Eisenbahntechnik in mustergiltiger Ausführung und ausreichen- 
der Zahl ergänzt werden. 

Ein Jahrzehnt bedeutet für das Verkehrswesen keine 
geringe Spanne Zeit. Genügt dasselbe doch, grundlegenden 
Verbesserungen Eingang zu verschaffen und frühere Ansichten 
durch das Produkt reiferer Erfahrungen zu ersetzen. Jene 
Eisenbahnverwaltung, welche in lethargischem Fatalismus 
jeder Neuerung abhold, sei es ökonomischen Bedenken zuliebe, 
sei es, weil sie sich selbst unter der Zahl mächtiger Kon- 
kurrenten für zu wenig ausschlaggebend hält, die Last des 
Fortschrittes auf die Schultern anderer wälzen möchte, müßte 
sich von der öffentlichen Meinung den Vorwurf gefallen lassen, 
im wirtschaftlichen Wettbewerbe unwiederbringlich zurück- 
geblieben zu sein. Im Eisenbahnbetriebe stehen die wichtigsten 
öffentlichen Interessen auf dem Spiele : Persönliche Anschau- 
ungen kurzsichtiger Verwaltungskreise sollten daher eine 
gleichmäßig fortschreitende Entwicklung aller Zweige des 
Eisenbahnwesens über den ganzen Bereich des Staates niemals 
zu hemmen und dadurch in dem die Volkswirtschaft er- 
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nährenden Systeme von Verkehrsadern eine blutarme Lücke 
zurückzulassen imstande sein. 

Es muß rückhaltslos anerkannt werden, daß die 
österreichischen Staatsbahnen, soweit denselben unter den 
obwaltenden politischen Verhältnissen infolge der Verzögerung 
in der verfassungsmäßigen Bewilligung der Mittel zu Investi- 
tionen ein lähmendes Hindernis nicht erwachsen ist, ja zum 
Teile selbst ungeachtet dieses Hindernisses, das Möglichste 
getan haben, ihre Fahrbetriebsmittel und Betriebseinrich- 
tungen auf die Höhe des modernen Fortschrittes zu bringen. 
Den Verwaltungen der ausgedehnten Privatbahnen erübrigt 
hierbei nichts anderes, als, vielleicht weniger gedrängt durch 
die in Österreich in dieser Hinsicht noch schlummernde 
öffentliche Meinung, wie einer heilsamen Pression der Auf- 
sichtsbehörde nachgebend, zum Teile wohl auch dem Zwange 
der Umstände folgend, den in allen Kulturstaaten mit Riesen- 
schritten vorwärts drängenden Entwicklungsgang der tech- 
nischen Wissenschaften und speziell des Verkehrswesens in 
mehr oder weniger beschleunigtem Tempo mitzumachen, je 
nachdem eine weit ausblickende Verkehrspolitik oder das 
unaufschiebbare Bedürfnis des gesteigerten Verkehrs oder 
aber das auf die augenblicklichen Betriebsergebnisse basierte 
finanzielle Moment den Ausschlag geben. 

Das Bild, welches eine Fahrt über die österreichischen 
Eisenbahnen zu Beginn des neuen Jahrhunderts gewährt, hat 
sich in Bezug auf die zur Anwendung gelangenden Lokomo- 
tiven im Vergleiche zum Bestände vor einem Vierteljahr- 
hundert in der Tat wesentlich verändert. Der Umschwung 
wird dem Fachmanne umso auffälliger vorkommen, weil 
Eisenbahntechnik und Lokomotivbau während dieses Zeit- 
raumes hier, von den unzulänglichsten Formen zu jener Zeit 
ausgehend, heute den besten Vorbildern ebenbürtig geworden 
sind, während das Ausland damals schon um eine Entwick- 
lungsstufe weiter vorgeschritten war, so daß der Übergang 
zu dem heutigen Zustande dort vielleicht weniger in die 
Augen fällt. Vergleicht man die neuesten österreichischen 
Lokomotiven mit den ziemlich armseligen Repräsentanten, 
welche das heimische Eisenbahnwesen anläßlich der Wiener 
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Weltausstellung im Jahre 1873 den fremden Gästen vorzu- 
führen sich begnügte, und mit den vielverbreiteten Typen, 
welche dasselbe auf der Ausstellung nicht zur Schau brachte, 
so ist der gewaltige Fortschritt nicht zu verkennen, welcher 
die österreichische Eisenbahntechnik heute vielleicht schon 
unübertroffen gemacht hat. Ist der Wiener Weltausstellung 
der erste Impuls zu der modernen Auffassung des Lokomotiv- 
baues in Osterreich zu danken, so kann die Weltausstellung 
zu Chicago im Jahre 1893 für denselben insofern als aus- 
schlaggebend bezeichnet werden, als man seither die An- 
lehnung an amerikanische Konstruktionsprinzipien und Formen, 
unter der bewährten eigenen technischen Durchbildung, als 
den heimischen Betriebsverhältnissen und zumeist sehr un- 
günstigen Gestaltungen des Geländes gewiß nicht mit Unrecht 
am angemessensten erachtete und in diese Bahnen den 
ferneren Lokomotivbau zu leiten sich entschloß. 

Von den beiden langjährigen österreichischen Normal- 
typen für Personen- wie Schnellzüge, deren Entstehung in 
die Zeit der fünfziger bis siebenziger Jahre zurückreicht, 
war die verbreitetste die 2/3 gekuppelte Lokomotive mit 
vordesrer Laufachse, kurzem, steifem Radstande von wenig 
über 3 m Länge, Treibrädern von gewöhnlich 1*580 m bis 
herab zu 1*420 m Höhe, überhängender Feuerbüchse und 
120 — 130 m^ Heizfläche. Bei der zweiten, 2/4 gekuppelten 
Hauptform war die steife Laufachse durch ein zweiachsiges 
Drehgestell ersetzt, welches mit seiner geringen Achsen- 
entfernung von nur etwa 1 m auf die Verbesserung des Laufes 
der Maschine keinen Einfluß haben konnte. Im übrigen wies 
dieselbe die gleich verfehlten Konstruktionsprinzipien und bis 
auf den Radstand von etwa 4 m ganz ähnliche Abmessungen 
auf. Beide Typen litten infolge der gewählten Disposition an 
äußerst ungünstigen Stabilitäts- und Heizflächen-Verhältnissen, 
indem der kurze Radstand zur Unterstützung des vorderen 
und rückwärtigen Überhanges nicht ausreichte, und in weiterer 
Folge der Feuerbüchse und dem Roste im Vergleiche zu 
der Länge der Feuerrohre und dem Ausmaße der Gesamt- 
heizfläche die vorteilhafte Ausdehnung nicht gegeben werden 
konnte. 

2 
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Neben diesen Typen sahen wir bei der österreichisch- 
ungarischen Staatseisenbahngesellschaft die Engerth-Maschine 
für Personenzüge in mehrfacher Ausführung — nebenbei 
bemerkt das einzige Beispiel der Anordnung mit Innen- 
cylindern in Osterreich — , ferner eine von dieser Verwaltung 
adoptierte Form von 1/3 ungekuppelter Schnellzugslokomotive 
mit kurzem Radstande, rückwärtiger Treibachse und über- 
hängender Feuerbüchse, von welcher ein Exemplar die von 
Haswell konstruierte viercylindrige Maschine »Duplex« dar- 
stellte. Auf der Kaiser Ferdinands-Nordbahn ist unter einer 
großen Zahl gewöhnlicher Konstruktionen das zweite Beispiel 
in Österreich für eine ungekuppelte Schnellzugslokomotive 
hervorzuheben, bei welcher die Treibachse zwischen den Lauf- 
achsen und eine der letzteren unter der Feüerbüchse gelagert, 
der Radstand mithin entsprechend erweitert war. Andererseits 
wurde aber auf sehr vielen Linien von untergeordneter Be- 
deutung oder mit schwierigen Terrainverhältnissen die gewöhn- 
liche 3/3 gekuppelte Güterlokomotive mit 1 • 2 — 1 • 3 m Radhöhe, 
kurzem Radstande und überhängender Feuerbüchse im Per- 
sonendienste verwendet, welche Form zum Betriebe der Per- 
sonen- und Schnellzüge auf den eigentlichen Gebirgsstrecken 
der Hauptbahnen, und zwar immer mit separatem Tender 
versehen, bis in die neueste Zeit in Gebrauch stand. Am 
verbreitetsten jedoch und dem österreichischen Personenzugs- 
betriebe allgemein sein charakteristisches Gepräge verleihend 
blieben bis anfangs der achtziger Jahre die oben angeführten 
zwei Normaltypen, von welchen für große Hauptbahnen bloß 
die Engerth-Maschinen der Staatseisenbahngesellschaft eine 
Ausnahme bildeten. 

Weshalb wir uns wohl so eingehend mit diesen Über- 
bleibseln der Vergangenheit befassen ? Weil sie ihre Rolle im 
heutigen Eisenbahnbetriebe Österreichs keineswegs ausgespielt 
haben, weil man hier aus den gesteigerten Anforderungen des 
Verkehrs die notwendigen Konsequenzen zu ziehen und jene 
Antiquitäten aus dem Betriebe zu entfernen oder wenigstens 
auf untergeordnete Dienste zu beschränken vielfach den 
ökonomischen Mut nicht besaß, sondern im Gegenteile da 
und dort noch heute Betrieb und Fahrgeschwindigkeit ihnen 
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anpassen möchte. Zur Begründung eines solchen Konservatismus 
ließe sich allerdings auf England hinweisen, wo bis in die 
neueste Zeit Lokomotiven ehrwürdigsten Alters und längst 
überholter Konstruktion, denen nach teilweiser Umgestaltung 
eine Lebensdauer von 40 Jahren und darüber beschieden war, 
selbst auf Haupthnien noch in Verwendung standen. Der 
Unterschied liegt nur darin, daß der englische Lokomotiv- 
bauer seit jeher den Ehrgeiz besaß, seinen Schöpfungen die 
Fähigkeit zu raschem Fluge zu verleihen, während es in 
Österreich bis vor etwa zwei Dezennien den Eisenbahn- 
technikern förmlich zur Genugtuung zu gereichen schien, 
Konstruktionen zu ersinnen, welche jedem Versuche einer 
Erhöhung der geteäuchlichen Fahrgeschwindigkeit für immer 
ein kategorisches Veto entgegensetzen mußten. Wo über die 
Unzulänglichkeit einer Lokomotive aber auch längst das Ur- 
teil feststeht, zwingt ihre lange Lebensdauer, sie zum empfind- 
lichen Nachteile des Betriebes oft jahrelang noch im Dienste 
zu belassen. 

Hier ist der Ort, auf die Übelstände hinzuweisen, welche 
die ungenügende Ausnützung der Lokomotiven mit sich führt. 
Wie beispielsweise die statistischen Ausweise des Jahres 1900 
ergeben, haben die Lokomotiven der österreichischen Bahnen 
in diesem Jahre durchschnittlich je 27.269 Nutzkilometer 
zurückgelegt. Nach kontinentalen Begriffen ist eine Jahres- 
leistung von 30.000 — 40.000 Jcm als hoch zu betrachten. Hierbei 
erreicht die Lokomotive sehr häufig ein Alter von 30 bis 
40 Jahren. Indem sie aber nach 10 Dienstjahren ihrer Kon- 
struktion nach meist schon als veraltet gelten kann, ist eine 
so lange Verwendungsdauer gar nicht von Vorteil, weil sie 
dem Betriebe einen übergroßen Perzentsatz mehr oder weniger 
mangelhafter, in ihrer Leistungsfähigkeit beschränkter Typen 
aufdrängt. Es wäre vielmehr im Interesse der rationellen Aus- 
nützung des Materials und der vollkommeneren Bewegungs- 
freiheit gegenüber den Anforderungen der fortschreitenden 
Technik ein rascherer Umsatz des Lokomotivbestandes sehr 
erwünscht. Um, wie in England und Amerika, die doppelte 
oder dreifache Zahl von Lokomotiv-Nützkilometern pro Jahr 
zu erzielen, wäre auch in Osterreich die anderenorts versuchte 

2* 
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und teilweise durchgeführte doppelte oder dreifache Besetzung 
jeder Maschine mit einem abwechselnd den Dienst versehen- 
den Personal ins Auge zu fassen. Hiebei ist es möglich, die 
Ruhepausen der Maschine auf das für Reparaturen, das 
periodische Auswaschen des Kessels und die täglich vorzu- 
nehmende Reinigung erforderliche Maß herabzusetzen, die 
Zahl der Stunden Dampfhaltens auf das äußerste zu be- 
schränken und dadurch nicht allein auf den Brennstoffver- 
brauch günstig einzuwirken, sondern auch eine intensivere 
Ausnützung der Maschine selbst herbeizuführen, deren An- 
schaffungswert in etwa zehn Jahren vollständig amortisiert 
sein müßte, so daß nach diesem Zeiträume der Neuersatz vom 
technischen wie vom finanziellen Standpunkte aus gleich zu- 
lässig erschiene. 

Wenn nun angesichts der langen Dienstzeit einer Loko- 
motive bei den Privatbahnen überdies den finanziellen Interessen 
der Aktionäre, welchen das Tempo für Investitionen niemals 
bedächtig genug sein kann, das fortschreitende Bedürfnis 
des Verkehrs und die Ingerenz der Aufsichtsbehörde keines- 
wegs immer als ausreichendes Gegengewicht zu dienen ver- 
mögen, so wird es begreiflich, daß die österreichischen Privat- 
bahnen ihren Lokomotivbestand noch lange nicht von allem 
Unzulänglichen befreit und auf das wünschenswerte Niveau 
gebracht haben. Ermangeln dieselben auch nicht, anläßlich 
von Neubeschaffungen den allerorts bewährten Konstruktions- 
prinzipien Rechnung zu tragen, so scheint ihnen die Zeit 
doch noch nicht gekommen, wo die mehr Erwägungen der 
Sparsamkeit als reiflicher technischer Durchbildung ent- 
sprungenen Lokomotiven aus ihrer Gründungszeit in das Alt- 
eisen zu wandern verurteilt werden könnten. 

So sehen wir die gewöhnlichen Personen- und Lokal- 
züge, unter Umständen sogar Schnellzüge auch heute noch 
auf den ausgedehnten Linien der österreichischen Nordwest- 
und der Südbahn durch die oben geschilderte, gänzlich ver- 
altete und unzulängliche Drehgestellmaschine, die Personen- 
züge der Buschtiehrader Eisenbahn und der Böhmischen Nord- 
bahn durch 2/3 gekuppelte Typen befördert, welchen zu jeder 
bedeutenderen Geschwindigkeit im Personendienste gleichwie 
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zu jeder größeren Leistung vor Güterzügen die Eignung fehlt, 
und auf der Aussig-Teplitzer Eisenbahn werden die Personen- 
züge immer noch mit den 3/3 gekuppelten Gütermaschinen 
gefahren. Die Errungenschaften des modernen Lokomotiv- 
baues bleiben hier lediglich noch auf den eigentlichen Schnell- 
zugsdienst beschränkt. Unter der Unzulänglichkeit seiner Mittel 
leidet der Betrieb, aber auch das Interesse des Publikums, 
welches den höchsten Fortschritt des Verkehrswesens heute 
zu fordern berechtigt ist. Geschwindigkeit und Regelmäßig- 
keit, diese zwei Hauptfaktoren eines entwickelten Personen- 
dienstes, werden in Osterreich über Gebühr vernachlässigt, 
während überdies hohe Zugförderungskosten und übermäßige 
Inanspruchnahme des Oberbaues sich als die Folge mangel- 
hafter Traktionsmittel fühlbar machen und das wohlver- 
standene Interesse der Verwaltungen schädigen. 

Eine Ausnahme stellt die mit der Nordwestbahn ver- 
einigte Süd-Norddeutsche Verbindungsbahn dar, deren aus den 
fünfziger Jahren stammende, nicht mehr dienstfähige Dreh- 
gestellmaschinen schon vor geraumer Zeit für den gewöhn- 
lichen Personendienst durch eine ähnliche, aber rationell dis- 
ponierte Type ersetzt werden mußten. Die großen Privat- 
gesellschaften der österreichisch-ungarischen Staatseisenbahn 
und der Kaiser Ferdinands-Nordbahn haben sowohl zum Be- 
triebe ihrer Schnellzüge wie der Personenzüge auf ihren 
Hauptstrecken schon seit ungefähr 20 Jahren einerseits fran- 
zösischen Vorbildern entlehnte, 2/4 gekuppelte Lokomotiven 
mit vorderer und rückwärtiger Laufachse und unterstützter 
Feuerbüchse, andererseits moderne Drehgestellmaschinen 
gewählt. 

Den entscheidenden Wendepunkt im Baue der öster- 
reichischen Personenlokomotive bezeichnet die im Jahre 1873 
auf Grund von Plänen des Maschinendirektors der Südbahn, 
Herrn L. A. Gölsdorf, durch die Lokomotivfabrik G. Sigl in 
Wiener-Neustadt ausgeführte Herstellung zweier Schnellzugs- 
lokomotiven, von denen die erste unter der Nummer 301 Mitte April 
1873 auf der Südbahn in Dienst gestellt, und deren Schwester- 
lokomotive, bekannt unter dem Namen »Rittinger«, seitens 
der Fabrik als Ausstellungsobjekt gebaut, nach Schluß der 
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Wiener Ausstellung 1873 durch die Nordwestbahn angekauft 
wurde. Es ist hier zum erstenmale der Versuch gemacht 
worden, unter Anlehnung an die sogenannte »Americain«- 
Anordnung den Radstand durch Lagerung einer der beiden 
gekuppelten Achsen hinter der Feuerbüchse auf das in Öster- 
reich bisher ganz ungewöhnliche Maß von 5*360 m zu er- 
weitern und ein vorderes, zweiachsiges Drehgestell mit der 
größeren Achsenentfernung von 1*320 m zur Anwendung zu 
bringen. Den Treibrädern wurde ein Durchmesser von 1 • 900 m 
erteilt, die Rostfläche betrug 1 • 60 m\ die Heizfläche 107 • 70 m^, 
wovon 7*90 m^ auf die Feuerbüchse entfielen. Die Dampf- 
spannung erreichte 10 Atmosphären, das damals als höchst 
zulässig betrachtete Maß, das Adhäsionsgewicht 23 t, und die 
Zugkraft der Maschine berechnete sich zu 3950 hg. Diese 
Lokomotive diente als Vorbild für die im Jahre 1877 auf der 
Kronprinz Rudolfs-Bahn und die 1879 durch Zentralinspektor Tilp 
auf der Kaiser Franz Josefs-Bahn zur Aufstellung gelangten 
Schnellzugsmaschinen, welche im Laufe der Jahre zu den 
heute in Gebrauch stehenden Typen ausgebildet wurden. 

Die Repräsentanten eines rückständigen Lokomotivbaues, 
dank den Anregungen des Auslandes, für den Personen- und 
Schnellzugsdienst durch die rationell entworfene, 2/4 ge- 
kuppelte Drehgestell-Lokomotive mit genügend erweitertem Rad- 
stande tatsächlich verdrängt zu haben, ist das unbestreitbare 
Verdienst der Leitung der k. k. Staatsbahnen. Dieselbe hat, wie 
bereits erwähnt, die ersten Anfänge dieser Type auf der in Staats- 
betrieb übernommenen Kaiser Franz Josefs-Bahn und der Kron- 
prinz Rudolfs-Bahn vorgefunden und gelungene Weiterbildungen 
derselben auf den sämtlichen, sukzessive in Staatsbetrieb 
übergehenden Linien an Stelle der bis dahin allgemein ver- 
wendeten 2/3 gekuppelten Maschinen mit kurzem Radstande 
zur Einführung gebracht. Auf den Staatsbahnen ist in an- 
erkennenswerter Weise der gesamte, aus den siebenziger 
Jahren stammende Bestand ungeeigneter Personenlokomotiven 
aus dem Betriebe der Haupt- und vieler NebenUnien zurück- 
gezogen und an die äußersten Grenzen des Reiches verbannt 
worden, wo der allgemeine Kulturzustand eher eine gewisse 
Rückständigkeit in technischer Beziehung zu vertragen scheint. 
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Sehen wir mithin die Initiative zum bahnbrechenden 
Fortschritte im Eisenbahn - Maschinenwesen in Osterreich 
keineswegs von den unter engherzig finanziellen Bedenken 
befangenen Privatbahnen ausgehen, fällt die führende Rolle 
hiebei tatsächlich den k. k. Staatsbahnen zu, so bedarf der 
im eigenen Verwaltungsbereiche geschaffene Impuls von Seite 
des k. k- Eisenbahnministeriums einer weiteren tatkräftigen 
Förderung nach außen, um auch sämtliche Privatbahnen in 
einem den heutigen Anforderungen voll entsprechenden Maße 
zur zeitgemäßen Ausgestaltung ihres Lokomotivparkes zu 
•drängen. Die Erwägung, daß das reisende Publikum Öster- 
reichs dem einseitigen Standpunkte privater Erwerbsgesell- 
schaften zuliebe nicht länger von jenen Errungenschaften des 
modernen Verkehrswesens ausgeschlossen bleiben dürfe, welche 
andere Kulturstaaten sich längst zu eigen gemacht haben, 
wird der zur Wahrnehmung der öffentlichen Verkehrsinteressen 
an oberster Stelle berufenen Staatsbehörde in dieser Hinsicht 
die volle Berechtigung zu einer energischen, ja wenn es sein 
muß sogar zu einer rücksichtslosen Aktion erteilen. Wurden 
doch jene Lokomotivtypen, deren sich die österreichische Nord- 
westbahn, die Südbahn, Buschtiehrader Eisenbahn u. a. m. 
auch heute noch zur Personenbeförderung bedienen, schon zur 
Zeit ihrer Beschaffung, also vor reichlich 30 Jahren, in 
Deutschland als zu diesem Dienste ungeeignet erachtet und 
von demselben behördlich ausgeschlossen. Diesen Konstruk- 
tionen, welchen Erwägungen ökonomischer Natur und die kurz- 
sichtige Meinung ihrer Erbauer, daß die von ihnen gebotene 
Grenze für Geschwindigkeit und Leistung den Betriebsverhält- 
nissen und dem Bedürfnisse des Publikums in Osterreich 
auf lange Jahre hinaus genügen müßte, weit mehr als gereifte 
technische Einsicht Pate gestandeij sind, wurde gelegentlich 
der Wiener Weltausstellung im Jahre 1873 von hervorragen- 
den Fachmännern des Auslandes die vernichtendste Kritik 
zuteil. Seither sind nahezu 30 Jahre verstrichen. Da muß 
es denn heißen: Fort mit all dem Gerumpel, welches dem 
Betriebe die empfindlichsten Beschränkungen auferlegt, unbe- 
dingt fort mit demselben von allen Hauptlinien und wichtigeren 
Dienstesverrichtungen, sofern sich nicht durch Umbau eine 
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relativ brauchbare Form daraus bilden läßt, und rücksichts- 
lose Verbannung auf Nebenlinien und Sekundärbahnen, zum 
minder bedeutenden Güter- oder zum Bahnhofsdienste, wo diese 
alten Maschinen unter Umständen noch recht vorteilhaft 
ausgenützt werden können, im äußersten Fall aber das Todes- 
urteil über sie! Nicht länger mehr darf der Mißgriff, den 
die Eisenbahnkonstrukteure als Mitschuldige des Gründertums 
vor drei bis vier Dezennien begangen haben, dem heutigen 
Eisenbahnbetriebe zum Schaden gereichen. 

Dadurch nun, daß die k. k. Staatsbahnen an Stelle der 
alten österreichischen Typen für den Personen- und Schnell- 
zugsdienst seit Beginn der achtziger Jahre die rationell 
disponierte 2/4 gekuppelte Drehgestellmaschine eingeführt und 
weiter gebildet haben, sind sie hierin in Österreich, aber 
auch am ganzen europäischen Kontinente, geradezu bahn- 
brechend aufgetreten. Die in weiterer Ausbildung der Maschine 
»Rittinger« noch in mäßigen Verhältnissen gehaltene Loko- 
motive Serie 4 der Staatsbahnen mit 45*1 ^ Dienstgewicht, 
127*2 m^ Heizfläche, 11 Atmosphären Dampfdruck, 5' 9 m Ge- 
samtradstand und 1*81 m Treibradhöhe ist den sich rapid 
steigernden Zugsbelastungen und dem Verlangen nach erhöhter 
Fahrgeschwindigkeit zufolge nach dem Vorgange Amerikas, des 
Geburtslandes der Drehgestellmaschine, in Osterreich gleich ähn- 
lichen Typen im Auslande allmählich im Sinne der Vergrößerung 
der Heiz- und Rostfläche, der Erhöhung des Dampfdruckes und 
Adhäsionsgewichtes vervollkommnet worden, und sie haben 
sich derart zu den modernen Kolossen entwickelt, welche 
heute auf allen intensiv betriebenen Bahnen selbst die Be- 
wunderung des Laien erwecken. Mannigfache Verbesserungen, 
welche die Ökonomie wie die Sicherheit des Betriebes zum 
Ziele haben, gehen mit der Vervollkommnung der allgemeinen 
Disposition Hand in Hand. In erster Reihe ist es die Einführung 
der Verbundwirkung in den Lokomotivbau, welche die Herab- 
minderung der so empfindlichen Zugförderungskosten zu 
bewirken geeignet ist. Die Heizflächen sind bis in die neueste 
Zeit immer weiter vergrößert worden, namentlich wurde aber 
auf die Vergrößerung der direkten Heiz- und der Rostfläche 
in richtiger Würdigung ihres Wertes für die Verdampfung 
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selbst unter Zuhilfenahme außergewöhnlicher Konstruktionen 
hingewirkt. Der die Spurweite mitunter übertreflfende Kessel- 
durchmesser hat bei Anwendung eines Treibraddurchmessers 
von 2 m und darüber die Hochlagerung der Kesselachse 
bedingt, von welcher vordem unbegründete Bedenken hinsicht- 
lich der Stabilität der Maschine abzuraten schienen. Ein 
ungemein langer Gesamtradstand und ein weit vorn unter 
der Rauchkammer gelegenes, gut ausgebildetes Drehgestell 
geben den Maschinen bei all ihrer Mächtigkeit doch so viel 
Stabilität und gleichzeitig Bewegungsfreiheit in den Bahn- 
krümmungen, daß selbst in ungünstigen Strecken und mit 
den höchsten Zugsbelastungen derart hohe Fahrgeschwindig- 
keiten, wie sie den alten Maschinen mit kurzem, steifem 
Radstande und selbst den ersten Drehgestellmaschinen ihres 
unruhigen, schlingernden Ganges wegen nicht annähernd mit 
gleicher Sicherheit zugemutet werden durften, heute ohne 
jedes Bedenken zulässig erscheinen. 

So haben denn auch die österreichischen Staatsbahnen 
in der von dem Herrn Karl Gölsdorf, k. k. Baurate im 
Eisenbahnministerium, entworfenen 2/4 gekuppelten Loko- 
motive Serie 6 und der ganz ähnlichen Serie 106 seit dem 
Jahre 1894 für den schweren Schnellzugsdienst auf ihren 
günstiger profilierten Strecken eine allen berechtigten An- 
forderungen genügende, durchaus moderne Type eingeführt, 
welche nach dem Maß ihrer sukzessiven Nachbeschaflfung 
auch im Dienste der schweren und rasch fahrenden Personen- 
züge die frühere leichte Drehgestellmaschine Serie 4 zu ver- 
drängen und das Verwendungsgebiet der letzteren auf relativ 
leichte Züge im Hügellande und auf Nebenlinien einzuschränken 
berufen ist, während für den Personendienst auf den eigent- 
lichen Gebirgsstrecken noch kräftigere Konstruktionen zur 
Anwendung gelangen. An dieser Lokomotive war — zum ersten- 
male in Österreich bei Schnellzugslokomotiven — die Ver- 
bundanordnung mit ^zwei Dampf cylindern eingeführt worden, 
nachdem auf den Linien der königlich ungarischen Staats- 
bahnen schon früher Viercylinder - Verbundmaschinen mit 
»Tandem» -Anordnung für den Betrieb der Schnellzüge zwischen 
Wien und Budapest mit zufriedenstellendem Erfolge in Dienst 
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gestellt worden waren. ^) Sie verfügt über eine Gesamtheiz- 
fläche von 156*00 m\ wovon 11 '50 m^ auf die Feuerbüchse 
entfallen, und eine Rostfläche von 3* 00 ml Die Dampfspannung 
beträgt 13 Atmosphären. Der Kessel von 1*420 m innerem 
Durchmesser trägt zwei durch ein äußeres Dampfsammeirohr 
verbundene Dome und ist mit seiner Mittellinie 2 * 590 m ober 
den Schienen, wie in neuerer Zeit im Gegensatze zu früher 
in Österreich allgemein üblich, auf Innenrahmen gelagert. 
Der Hochdruckcylinder weist 0*500 w, der Niederdruck- 
cylinder 0*760 m Durchmesser auf, der Kolbenhub be- 
trägt 0*680 m. Die hier zur Anwendung gelangende Heusinger- 
Steuerung blieb an Stelle der bisher gebräuchlich gewesenen 
Stephenson'schen Steuerung für alle neueren österreichischen 
Lokomotiven die Regel. Von den zwei gekuppelten Achsen 
mit Rädern von 2*140 m Durchmesser ist die erste Treibachse 
und unmittelbar vor der Feuerkiste, die zweite Kuppelachse 
mit 2*800 m festem Radstande unter derselben angeordnet. 
Das vorn liegende zweiachsige Drehgestell besitzt 2*700 m 
Achsenentfernung, der totale Radstand erreicht 7*300 m. 
Diese Maschine, welche im Dienste 55* 7 ^ wiegt, wovon auf das 
Adhäsionsgewicht 28*7 ^ entfallen, vermag eine rechnerische 
Zugkraft von 6800 kg zu entwickeln. Sie ist auf den Staats- 
bahnen bereits in einer sehr großen Anzahl vertreten und 
kann hier gegenwärtig als die Normaltype für den schweren 
Personendienst mit hohen Fahrgeschwindigkeiten angesehen 
werden. Ihre neueren Lieferungen sind mit je zwei Goal eschen 
direkt belasteten Sicherheitsventilen und an Stelle der nun 
seit fast zwei Dezennien in Österreich gebräuchlichen, nicht 
automatischen Hardy sehen Vakuumbremse mit der neuesten 
automatischen Umschalt-Vakuumbremse, alle außer- 
dem mit dem Gresh am sehen Dampf-Sandstreuapparate und 
dem Geschwindigkeitsmesser von Haushält er ausgerüstet. 

Eine bis auf nebensächliche Einzelheiten und die Bei- 
behaltung der alten Vakuumbremse mit der eben geschilderten 



^) Die seitens der österreichisch -ungarischen Staatseisenbahngesell- 
schaft vor längerer Zeit probeweise in England angekaufte Web b sehe 
Dreicylinder- Verbundlokomotive hat sich nicht bewährt; vermutlich war 
ihre Heizfläche für die österreichische Kohle zu klein. 
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vollkommen übereinstimmende Lokomotive wurde von der 
österreichischen Südbahn im Laufe des Jahres 1899 in einer 
Reihe von Exemplaren zum Betriebe ihrer Schnellzüge auf 
günstig profilierten Strecken in Dienst gestellt. Ebenso hat auch 
die österreichisch-ungarische Staatseisenbahngesellschaft eine 
ähnliche Type an Stelle der bisher den Schnellzugsdienst 
versehenden 2/4 gekuppelten Maschinen mit vorderer und 
rückwärtiger, steif gelagerter Laufachse adoptiert. Im übrigen 
haben die österreichischen Privatbahnen ihre seit Beginn der 
achtziger Jahre für den Schnellzugsdienst sukzessive an- 
geschafften 2/4 gekuppelten Drehgestellmaschinen bisher nicht 
wesentlich verstärkt, sondern sind, wo dieselben nicht mehr 
zu genügen schienen, zu anderen Konstruktionen über- 
gegangen. 

Osterreich ist in mancherlei Sinne das Land der halben 
Maßregeln zu nennen. Der Initiative eines hervorragenden 
Konstrukteurs eine achtunggebietende Stelle ini heutigen Eisen- 
bahn-Maschinenwesen verdankend, ist die Verwaltung seiner 
Staatsbahnen auf halbem Wege stehen geblieben. So voll- 
kommen durchdacht im übrigen die Einzelheiten der neuen 
Lokomotiven Serie 6 und 106 sein mögen, welche bestinmit 
scheinen, als Vorbild des heutigen Lokomotivbaues in Öster- 
reich zu dienen und seinen Eisenbahnbetrieb in modernem 
Sinne zu beeinflussen, leiden sie dennoch an einem schwer- 
wiegenden Gebrechen. Im Gegensatze zu der großen Zahl 
ähnlicher Konstruktionen, wie sie die Weltausstellung zu Paris 
im Jahre 1900 in zumeist sehr mächtiger Ausführung als die 
typischen Repräsentanten des Schnellzugsbetriebes zu Anfang 
des zwanzigsten Jahrhunderts dem Beschauer bot, ruft die 
österreichische Maschine vor dem technisch geschulten Auge 
sofort einen fachlichen Einwand, vor jenem des Nichtfach- 
mannes gewissermaßen den Eindruck hervor, als müßte sie 
nach vorne überkippen. Die Ursache liegt darin, daß das 
Drehgestell nicht, wie sonst zumeist, mit seiner Mitte unter 
der Mittellinie der Rauchkammer disponiert, sondern mehr 
nach rückwärts unter den Langkessel gerückt ist. Es ergibt 
sich aus dieser Anordnung eine übermäßige Belastung des 
Drehgestells, zu welcher der Konstrukteur aus dem Grunde 
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seine Zuflucht nehmen mußte, weil ihm für die Belastung 
jeder der beiden Kuppelachsen mit ungefähr je lA t eine 
unüberschreitbare oberste Grenze gezogen war, und das be- 
deutende Gewicht der dienstbereiten Lokomotive den Über- 
schuß mithin auf das Drehgestell zu übertragen zwang. 

Inwieweit die in Osterreich heute noch geltende Norm, 
welche das Maximum der Achsbelastung im allgemeinen 
mit 14 t festsetzt, niemals aber mehr als 14 • 5 ^ zuläßt, in den 
Verhältnissen des bestehenden Oberbaues und der Brücken 
tatsächlich begründet, oder aber auf eines jener engherzigen 
Vorurteile zurückzuführen ist, welche den Aufschwung des 
Eisenbahnwesens in diesem Reiche schon in empfindlichster 
Weise gehemmt haben, entzieht sich unserer Beurteilung. 
Eines scheint jedoch unzweifelhaft festzustehen: Entschloß 
man sich, den Fortschritt in technischer Beziehung, welchen 
man anderwärts zu beobachten Gelegenheit gefunden, auf den 
lange genug stiefmütterlich behandelten Eisenbahnen Öster- 
reich-Ungarns mitzumachen, fühlte sich der österreichische 
Eisenbahnbetrieb reif zur Aufstellung einer Gölsdorf sehen 
Verbund-Schnellzugsmaschine mit all ihren ganz und gar 
modernen Einrichtungen, dann mußte man an leitender Stelle 
auch die weiteren Konsequenzen aus diesem' Entschlüsse ziehen 
und ihn ganz und voll zur Ausführung bringen, keineswegs 
aber durfte man das mühsam Errungene durch empfindliche 
Beschränkungen in seinem Werte herabsetzen. Mit der Ein- 
führung der modernen Maschine mußte man sich dann 
auch zur Anwendung jenes Raddruckes entschließen, welcher 
ebensowohl als Folge wie als Voraussetzung ihrer Konstruktion 
gelten kann, und ohne welchen ihre aus dem Kessel und 
Triebwerke resultierende, hervorragende Leistungsfähigkeit in 
unverhältnismäßiger Weise dauernd beschränkt bleiben muß. 
Es war mithin die Aufgabe, entweder auf die Beseitigung und 
sachgemäße Reform unbegründeter Vorschriften hinzuwirken, 
oder aber, falls sie begründet waren, vor und gleichzeitig mit 
der Beschaffung der neuen Lokomotive die Voraussetzungen 
ihrer Verwendbarkeit zu schaffen. Sukzessive auf einer, 
dann auf der anderen Hauptlinie, nach Zulaß der Mittel 
später auch auf den minder wichtigen Strecken mußte vor 
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allem die entsprechende Verstärkung des Oberbaues, der 
Weichenanlagen und der Brücken vorgenommen, und damit 
die Bedingung für die Zulässigkeit höherer als der bisherigen 
Radbelastungen hergestellt werden, statt, wie es geschehen, 
die moderne Type mit einer höchst unmodernen Beschneidung 
ihrer Vorzüge plötzlich auf das gesamte, nicht hinlänglich 
vorbereitete Netz der Staatsbahnen zu werfen. 

In Bezug auf die Verstärkung des Eisenbahn-Oberbaues, 
Rekonstruktion der Brücken und Verbesserung der Stations- 
anlagen ist in Osterreich in der jüngsten Zeit gewiß nicht 
wenig geleistet worden. Mit Ende des Jahres 1900 wiesen 
sämtliche österreichischen Eisenbahnen zusammen eine Ge- 
leiselänge von 28.070 hm auf,^) von welcher auf den Staats- 
betrieb 14.985 Tom und auf den Privatbetrieb 13.085 hm entfielen. 
Hievon waren bei den vom Staate betriebenen Bahnen 6643 lern 
oder 44-3351^, bei den Privatbahnen 8556 hm oder 65*57%, 
im ganzen daher 15.199 hm oder b^'lb% der Geleiselänge mit 
Stahlschienen im Gewichte von über 32 bis 37 hg per laufenden 
Meter ausgerüstet. Nachdem die 5960 km Baulänge betragenden 
Lokalbahnen diesbezüglich nicht in Betracht konamen, erhellt, 
daß 68*74^ der im Hauptbahnbetriebe stehenden Geleise, 
zumindest daher jene, welche von Schnellzügen befahren 
werden, um den erwähnten Zeitpunkt bereits mit verhältnis- 
mäßig schweren Schienen ausgestattet waren. Hiemit erscheint 
allerdings nur ein bescheidenes Maß der Verstärkung des 
Oberbaues erreicht. Schienen im Gewichte über ^1 hg per 
laufenden Meter waren um jene Zeit auf den im Staatsbetriebe 
stehenden Strecken im Ausmaße von 72 hm^ auf den Privat- 
bahnen in der Länge von 689 Am, im ganzen daher 761 hm 
oder 2' 11% der gesamten, 3*44% der Geleiselänge der 
Hauptbahnen vorhanden. 40 bis 45 hg per laufenden Meter 
wiegende Schienen gab es zu anfang des Jahres 1900 auf den 
österreichischen Staatsbahnen bloß 0*24% der Geleiselänge, auf 
den Privatbahnen auch nur einen verschwindenden Prozent- 
satz, während vergleichshalber hervorzuheben ist, daß um 



1) »Statistik der in den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern im Betriebe gestandenen Lokomotiv-Eisenbahnen 1900.« 
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dieselbe Zeit 10*46'^ der Geleise der ungarischen, 5*42% 
jener der preußischen Staatsbahnen und 11' lA^ jener der 
pfälzischen Eisenbahnen mit Schienen von obigem Gewichte 
ausgerüstet waren. Schienen von mehr als 45 hg Gewicht, 
sogenannte »Goliathschienen«, standen unter allen europäischen 
Bahnen nur auf den sächsischen Staatsbahnen in größerem 
Ausmaße, und zwar mit 7 '41 '46 der Geleiselänge, in Öster- 
reich aber noch gar nicht in Verwendung. 

Bei der Frage der Erhöhung des in Österreich als zu- 
lässig zu betrachtenden Raddruckes gibt es im allgemeinen wohl 
ein gewisses Vorurteil zu brechen, welches den gewaltigen 
Unterschied zwischen der Beanspruchung des Oberbaues durch 
die alten, unruhig laufenden Lokomotiven mit ihren so außer- 
ordentlich schwankenden Raddrücken und die neuen Kon- 
struktionen übersieht, welche die störenden Bewegungen auf 
ein Minimum herabgesetzt haben, so daß die ruhende Be- 
lastung beider für obigen Zweck nicht in Vergleich gezogen 
werden kann. Eine liberalere Auffassung wäre für die Aus- 
gestaltung des österreichischen Verkehrswesens von der 
höchsten Bedeutung gewesen und muß heute mit allem Nach- 
drucke erstrebt werden. Wenn in Deutschland und Frankreich 
eine Achsbelastung von 16 t heute ziemlich allgemein zur An- 
wendung gelangt, wenn man in England und Amerika 18 — 20 t 
und darüber anwendet, und wenn sogar das mit uns organisch 
verbundene, in wirtschaftlichen Fragen uns aber vorauseilende 
Königreich Ungarn auf seinen Staatsbahnen den neu ein- 
geführten Maschinen eine Belastung bis zu 15*6 t pro Achse 
zu erteilen gestattet, scheint es unbillig, daß nur die öster- 
reichischen Eisenbahnen, deren Oberbau mit nicht geringen 
finanziellen Opfern, wenn auch vielleicht mit Außerachtlassung 
noch weiter gesteigerter Ansprüche, verstärkt worden ist, sich 
mit einer unhaltbaren und überlebten Norm zufriedenstellen 
müssen, welche sie in verkehrstechnischer Beziehung weit 
empfindlicher belastet, als es bei oberflächlicher Beurteilung 
den Anschein hat. Die Macht des Hergebrachten und die in 
gewissem Sinn unselige Rivalität zwischen den Gewalten, in 
diesem Falle der Eisenbahn-Baubehörde und der Maschinen- 
abteilung, haben uns für die ganze Verwendungsdauer der 
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neu aufgestellten Lokomotivtypen der wünschenswerten Aus- 
nützung ihrer Leistung verlustig und die Regelmäßigkeit des 
Betriebes zum großen Teile vom verläßlichen Funktionieren 
der Sandstreuapparate abhängig gemacht. 

Die infolge der schwierigen Betriebsverhältnisse auf den 
Hauptlinien der westlichen und nördlichen Staatsbahnen und 
des stets gebieterischer auftretenden Verlangens nach Be- 
schleunigung der Züge hervorgerufene Notwendigkeit, die 
Rost- und Heizfläche der Lokomotiven noch weiter zu ver- 
größern, hat in allerjüngster Zeit, zu Ende des Jahres 1901, 
zur Aufstellung einer ganz neuen 2/5 gekuppelten Type 
Serie 108 geführt, welche gleichfalls der genialen Konzeption 
des bewährten Konstrukteurs, des Baurates Gölsdorf, ihre 
Entstehung verdankt. Zur Aufnahme ihres Dienstgewichtes 
von 68*3 t mußten fünf Achsen herangezogen werden, deren 
Anordnung nach der in Amerika bekannt gewordenen » Atlantic «- 
Bauart gewählt wurde. Von den beiden gekuppelten Achsen 
liegt die Treibachse vor der Feuerkiste, die Kuppelachse unter 
derselben. Unter der Rauchkammer ist ein zweiachsiges Dreh- 
gestell und hinter der Feuerbüchse eine radial einstellbare 
Laufachse angeordnet. Der feste Radstand der Maschine 
beträgt demnach 4*700 m, die Achsenentfernung des Dreh- 
gestells 2*420 m, der totale Radstand erreicht das Maß 
von 9*000 m. Außer der für die Staatsbahnen ganz neuen 
Achsenanordnung begegnen wir hier auch dem ersten Beispiele 
einer viercylindl'igen Verbundlokomotive in Osterreich, bei 
welcher die unterhalb der Rauchkammer gelegenen Hoch- und 
die außerhalb befindlichen Niederdruckcylinder auf eine und 
dieselbe Achse wirken. Der Kessel dieser Maschine besitzt 
eine Rostfläche von 3 * 53 m^, 16 * 60 m^ Heizfläche der Feuer- 
büchse und 210* 90 m^ der 329 Siederohre, somit eine Gesamt- 
heizfläche von 227*50 m*. Es ist hiebei zum erstenmale in 
Österreich ein Dampfdruck von 15 Atmosphären zur An- 
wendung gelangt. Die Sicherheitsventile sind, wie bei sämt- 
lichen neueren Ausführungen der Staatsbahnen, nach System 
Goale direkt belastet. Die beiden Hochdruckcy linder haben 
je 0*350 w, die Niederdruckcylinder je 0*600m Durchmesser 
bei 0*680 m Hub. Die gekuppelten Räder besitzen 2*140 m, 
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der Langkessel hat 1 • 644 m inneren Durchmesser, wodurch 
sich die Notwendigkeit ergab, die Kesselachse 2 '830 m über 
die Schienenoberkante zu legen, ein Maß, welches bisher von 
keiner europäischen, kaum von einer amerikanischen Loko- 
motive erreicht worden ist, und welches der Einhaltung der 
Umgrenzungslinie wegen daher auch einen besonders kleinen 
Dom und kurzen Schlot bedingte. Die Rauchkammer ist nach 
amerikanischer Art auf l-400m verlängert, und wurden Innen- 
rahmen zur Anwendung gebracht, welche von der Feuerkiste 
ihrer Breitenausdehnung nach überragt werden. Gleich allen 
früheren Ausführungen von Verbundmaschinen auf den öster- 
reichischen Staatsbahnen ist auch diese mit der bewährten 
Gölsdorf sehen Anfahrvorrichtung, ferner mit der auto- 
matischen Umschalt - Vakuumbremse und dem üblichen 
G r e s h a m sehen Dampf - Sandstreuapparate sowie dem Ge- 
schwindigkeitsmesser von Haus hält er ausgerüstet. Von dem 
dienstfähigen Gewichte der Maschine entfallen, auf die beiden 
Kuppelachsen gleich verteilt, 29 t zu Gunsten der Adhäsion. 
Ihre Zugkraft berechnet sich zu 7800 leg. 

Die erste dieser neuen Lokomotiven wurde durch die 
»Erste Böhmisch -Mährische Maschinenfabrik« zu Prag ge- 
liefert, welche sich hiemit im Lokomotivbaue sehr vorteilhaft 
eingeführt hat. Ihre Abmessungen und ihre Leistungsfähigkeit 
übertreffen jene ähnlicher Konstruktionen bei weitem, mit ein- 
ziger Ausnahme einiger Ausführungen auf nordamerikanischen 
Bahnen, und dürfte sie tatsächlich die mächtigste, auf sämt- 
lichen europäischen Eisenbahnen gegenwärtig im Dienste 
stehende Schnellzugslokomotive repräsentieren. 

Aber auch diese Maschine leidet ungeachtet ihrer außer- 
ordentlichen Vorzüge an den ungünstigen Wirkungen der gel- 
tenden Belastungsnorm, welche die beiden Kuppelachsen mit 
nicht mehr als je 14-5^ zu belasten gestattet hat. Infolge 
dessen kann die Leistungsfähigkeit des Kessels durch die Ad- 
häsion nur unvollkommen zur Ausnützung gelangen. Indes 
hat sich der Konstrukteur für den Fall, als in Österreich 
höhere Baddrücke endlich für zulässig erklärt werden sollten, 
durch zweckmäßige Anwendung eines Querbalanciers bei der 
rückwärtigen Laufachse die Möglichkeit gewahrt, einen be- 
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liebigen Teil der auf letzterer gegenwärtig mit 12' 1 t und 
dem Drehgestelle mit 26 • 6 ^ ruhenden Last mittelst einfachen 
Nachlassens ihrer Tragfedern auf die Treibräder übertragen 
zu können. 

Schon unter der angewandten, so geringen Belastung der 
Treibachsen hat diese Lokomotive anläßlich der im Oktober 
1901 bei äußerst ungünstiger Witterung vorgenonmienen 
Probefahrten ganz außerordentliche Leistungen ergeben. Es 
gelang ohne Schwierigkeit, einen Zug von 230 t Gewicht in 
der Steigung von lOVoo ^^^ '^^ hm Geschwindigkeit zu bringen 
und dauernd darin zu erhalten, was einer Leistung von 1600 
Pferdekräften entspricht. Die bei Leerfahrten von der Maschine 
mit Leichtigkeit und Sicherheit erreichte Geschwindigkeit 
betrug nicht weniger als 140 hm/St 

Die Einführung dieser in jeder Beziehung bemerkens- 
werten Lokomotivtype auf den österreichischen Staatsbahnen 
muß als ein hochbedeutsamer Schritt auf dem Wege der 
VervoUkonmmung des heimischen Verkehrswesens von dem 
Wunsche begleitet werden, daß eine ähnlich weitblickende 
Initiative einerseits die Konstrukteure der Privatbahnen zur 
Nachahmung, andererseits aber auch alle Betriebstechniker 
aneifern möge, aus diesen Schöpfungen die wünschenswerten 
Folgerungen für eine zeitgemäße Verbesserung des Personen- 
dienstes in Bezug auf Schnelligkeit wie Regelmäßigkeit auf 
den österreichischen Staats- wie Privatbahnen zu ziehen. 

Zum erstenmale in Österreich und überhaupt in Europa 
begegneten wir der »Atlantic«-Type bei der seit dem Jahre 
1895 von der Kaiser Ferdinands-Nordbahn in Dienst gestellten 
und seitdem zum Betriebe aller ihrer schweren Schnellzüge 
herangezogenen 2/5 gekuppelten Lokomotive. Bei derselben ist 
von der Einführung der Verbundwirkung noch abgesehen 
worden, und weisen ihre Cylinder 0*470 m Durchmesser und 
• 600 m Kolbenhub auf. Der Kessel besitzt 2 • 90 m^ Rostfläche, 
die direkte Heizfläche der Feuerbüchse misst 12*20 m*, die 
Gesamtheizfläche 168 * 70 m\ der Dampfdruck beträgt 13 Atmo- 
sphären. Die Maschine ist mit Außenrahmen ausgestattet, be- 
sitzt zwei gekuppelte Räderpaare von 2* 000 m Durchmesser, 
von denen das vordere angetrieben wird, ein unter der Mitte 

3 
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der Rauchkammer disponiertes zweiachsiges Drehgestell von 
2 '200^1 Achsenentfernung und eine hinter der Feuerkiste 
liegende Laufachse, einen festen Radstand von 4'OOOwi und 
einen Totalradstand von 8* 350 m. Der Kessel von VAlOm 
mittlerem Durchmesser trägt zwei Dome ohne äußeres Ver- 
bindungsrohr und ist mit seiner Mittellinie 2 • 520 m ober den 
Schienen gelagert. Das auf 60*6 ^ gesteigerte Dienstgewicht 
machte nach der österreichischen Belastungsnorm schon dessen 
Übertragung auf fünf Achsen erforderlich und bot mithin den 
unmittelbaren Anlaß zur Wahl der beschriebenen Anordnung. 
Zum Gesamtgewichte der dienstbereiten Maschine steht aber 
das nur 28 t betragende Adhäsionsgewicht in argem Mißver- 
hältnisse und gewährt den Vorzügen des mächtigen Kessels 
eine nur sehr unvollkommene Ausnützung. So figurierte denn 
diese in allem übrigen vorzügliche Schnellzugslokomotive auf 
der Weltausstellung zu Paris im Jahre 1900 als die schwächste 
Vertreterin ihrer damals schon ziemlich verbreiteten Gattung. 
Auch auf der österreichischen Nordwestbahn war zu Ende 
des Jahres 1901 eine Reihe neuer 2/5 gekuppelter Schaellzugs- 
lokomotiven nach der gleichen »Atlantic «-Form in der Ab- 
lieferung begriffen. Dieselben besitzen 2*88 m^ Rost- und 
178*30 m* totale Heizfläche, von welcher 13.00 m* auf die 
Feuerbüchse entfallen, 13 Atmosphären Dampfdruck und sind 
mit zweicylindriger Verbundwirkung nach der Gölsdorfschen 
Anordnung bei 0*500 m Durchmesser des Hoch-, 0*760 m des 
Niederdruckcylinders und 0*650 m Kolbenhub ausgestattet. 
Die Treibradhöhe beträgt 1*920 m, der gesamte Radstand 
8*630 m, wovon 2*550 m auf das Drehgestell entfallen. Der 
Kessel von 1*470 m innerem Durchmesser trägt zwei durch 
ein äußeres Dampfsanmielrohr verbundene Dome und liegt 
mit seiner Achse 2*550 m ober der Schiene. Die Maschine 
wiegt dienstbereit 61*5 ^ und verfügt ebenfalls nur über die 
bescheidene Adhäsionslast von 28 t. Aus der Adoptierung der 
automatischen Vakuumbremse ist ersichtlich, daß die Tage 
der Hardy-Bremse nun auch auf den Linien der Nordwest- 
bahn bald gezählt sein dürften. Im Besitze dieser vorzüglichen 
Type wird die Verwaltung zweifellos in der Lage sein, weit- 
gehenden Anforderungen eines beschleunigten Personenver- 
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kehres zu entsprechen. Es ist zu hoflfen, daß dem anerkennens- 
werten Fortschritte durch zwecklose Beschränkungen seitens 
der Aufsichtsbehörde in Bezug auf die Fahrgeschwindigkeit 
nicht entgegengearbeitet, und daß derselbe namentlich auch 
der Verkehrsregelmäßigkeit zugute kommen werde. 

Den besonders schwierigen Betriebsverhältnissen vieler 
österreichischen Eisenbahnlinien kann unter Umständen für 
den Personen- und Schnellzugsdienst die Adhäsion einer zwei- 
fach gekuppelten Lokomotive nicht genügen, umsoweniger als, 
wie wir hervorgehoben haben, der zulässigen Radbelastung 
hier weit engere Grenzen gezogen sind, als in anderen Ländern. 
Diesen Erwägungen verdanken seit dem Jahre 1898 zwei 
weitere Gölsdorfsche Konstruktionen ihre Entstehung. Einer 
in Amerika verbreiteten, als »Ten wheeler« bezeichneten Type 
ist die 3/5 gekuppelte Gebirgsschnellzugs-Lokomotive ' Serie 9 
der k. k. Staatsbahnen nachgebildet. Sie besitzt zweicylindrige 
Verbundwirkung, 3-10 m^ Rost- und 207*90 m* totale Heiz- 
fläche, von welcher 15*50 m^ auf die Feuerbüchse entfallen, 
14 Atmosphären Dampfspannung und Cylinder von 0'530 m 
Durchmesser des Hoch-, 0*810 m des Niederdruckcylinders 
bei dem ungewöhnlichen Hube von 0*720 m. Das 69*1 ^ be- 
tragende Dienstgewicht der Maschine wird auf drei gekuppelten 
Achsen, von denen die Treibachse vor, die beiden Kuppel- 
achsen unter der Feuerkiste liegen, und einem unter der 
Rauchkammer angeordneten zweiachsigen Drehgestell bei 
1*820 m Treibraddurchmesser, 8*460 m Totalradstand und 
2*650 m Radstand des Drehgestells in der Weise verteilt, 
daß 43*05 t als nutzbares Adhäsionsgewicht entfallen. Bei 
dieser Maschine ist die Anordnung von innerhalb der Rahmen 
unter der Rauchkammer liegenden Cylindern — das einzige 
Beispiel von Innencylindern im neueren österreichischen Loko- 
motivbaue — gewählt worden, wodurch sie zu einer besonders 
hohen Kolbengeschwindigkeit und daher ungeachtet der mäßigen 
Treibradhöhe zu den höchsten Fahrgeschwindigkeiten voU- 
konmien befähigt erscheint. Als Folge dieser Disposition hat 
sich auch das Bedürfnis ergeben, die Maschine mit außen 
liegenden Rahmen zu versehen, während alle übrigen neueren 
Ausführungen von Lokomotiven auf den österreichischen 

3* 



— 36 — 

Staatsbahnen Innenrahmen aufweisen. Der Kessel weist 1 • 600 m 
inneren Durchmesser auf und ist mit seiner Mittellinie 2 • 600 m 
ober den Schienen gelagert. Zur Vergrößerung des Dampf- 
raumes trägt er auf seinem Rücken einen besonderen cylinder- 
förmigen, durch Vertikalstutzen mit dem Langkessel verbun- 
denen Dampfsammler. Die außerordentUch große Heiz- und 
Rostfläche sowie die Größe der Dampfcylinder, des Adhäsions- 
gewichtes und des Dampfdruckes gewähren dieser Lokomotive 
eine ganz hervorragende Leistungsfähigkeit, welche sich in 
einer Zugkraft von 10.300 hg äußert, und welche im Schnell- 
zugsdienste auf schwierigen Profilen infolge der durch die 
lange und dennoch in Krümmungen leicht einstellbare 
Radbasis und die übrige Gesamtdisposition verbürgten 
Ruhe des Laufes in vorteilhaftester Weise verwertet werden 
kann. 

Für den schweren Dienst der Schnell- und Personen- 
züge auf den eigentlichen Gebirgsstrecken, so auf der 3lVoo 
Steigung aufweisenden Arlberglinie der österreichischen Staats- 
bahnen, wo relativ geringe Geschwindigkeiten in Betracht 
kommen, dient die der amerikanischen »Consolidation«-Type 
nachgebildete 4/5 gekuppelte Zweicylinder-Verbundlokomotive 
Serie 170. Bei einer Rostfläche von 3*36 m* besitzt dieselbe 
eine direkte Heizfläche von 14 • 00 m*, eine totale von 250 * 00 w', 
13 Atmosphären Dampfdruck und Gylinder von • 540 m, 
beziehungsweise 0*800 m Durchmesser und 0*632 m Hub. 
Von den vier gekuppelten Achsen mit 1*300 m Rad- 
durchmesser ist die dritte Treibachse und die vierte zur 
Unterstützung der Feuerkiste herangezogen, während eine vor 
den Cylindern unter der Rauchkammer angeordnete, mit 
radialer Einstellbarkeit versehene Laufachse die Führung im 
Geleise übernimmt. Der Gesamtradstand beträgt 6*800 m, 
der feste Radstand der Kuppelachsen 4*300 m. Der Kessel, 
dessen innerer Durchmesser l*600m beträgt, liegt in 2*615 m 
Höhe über der Schienenoberkante, trägt in der gebräuchlichen 
Ausführung zwei durch ein Sammelrohr verbundene Dome 
und ist wie alle neueren Maschinen der Staatsbahnen mit 
Coaleschen, direkt belasteten Sicherheitsventilen, versehen. 
Das Gewicht der dienstbereiten Maschine beträgt 68*5 ^, 
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wovon 57 t Adhäsionsgewicht; sie ist imstandie, eine Zug- 
kraft von 12.000 kg auszuüben. 

Durch die Vorführung der drei beschriebenen Typen 106, 
9 und 170 boten die österreichischen Staatsbahnen im Jahre 
1900 den Besuchern der Pariser Weltausstellung das interessante 
Beispiel, wie ein und derselbe Eisenbahnzug, und zwar der 
Wien — Pariser Arlberg- Schnellzug, gegenwärtig auf relativ 
günstigen, auf schwierigen und endlich auf reinen Gebirgs- 
strecken befördert wird. Mit der Aufstellung der jeder dieser 
drei Betriebsformen mit hohen Zugbelastungen und entsprechen- 
den Geschwindigkeiten am besten angepassten Lokomotiv- 
formen haben dieselben in der Tat eine allgemein nach- 
ahmenswerte Lösung geboten. 

Auch diese beiden Gölsdorfschen 3/5 und 4/5 gekuppelten 
Typen haben, nachdem auf den Linien der Staatsbahnen unter 
den ungünstigsten betriebstechnischen wie klimatischen Ein- 
wirkungen ihre hohe Verwendbarkeit sich glänzend erwiesen 
hat, im Laufe der neuesten Zeit seitens der österreichischen 
Südbahn Nachahmung gefunden. Namentlich hat dieselbe in 
der »Consolidation« -Maschine« endlich die für den Betrieb 
der schweren Schnellzüge auf ihren Gebirgsstrecken Semmering 
und Brenner geeignetste Konstruktion gefunden, welche nicht 
allein eine hohe Leistung auf der Steigung, sondern auch ver- 
möge ihrer günstigen Stabilität und sicheren Führung in den 
Bahnkrümmungen die Möglichkeit rascherer Fahrt im Gefälle 
gewährt und dadurch vorzüglich berufen erscheint, die bisher 
^um Personendienst im Gebirge verwendeten steifen Seohs- 
und Achtkuppler, das relativ günstigste Ergebnis der seinerzeit 
ausgeschriebenen Konkurrenz auf eine Semmering-Lokomotive, 
dauernd von dieser Dienstesverwendung zu verdrängen. 

In der 3/5 gekuppelten Maschine scheinen die Privat- 
bahnen Österreichs im Hinblick auf ihre zum großen Teile 
recht ungünstigen Neigungs- und Richtungsverhältnisse inmier 
mehr das Prototyp einer Personenlokomotive der Zukunft zu 
erblicken. Ihre Einführung wird der Verstärkung der bisher 
im Dienste stehenden 2/4 gekuppelten Drehgestellmaschinen 
vorgezogen. Jene, noch vor wenigen Jahren auf dem europäi- 
schen Kontinente so gut wie unbekannte Type ist heute außer 
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den Staatsbahnen schon auf den Linien der Südbahn, der 
Nordwestbahn, der Buschtiehrader und Aussig-Teplitzer Eisen- 
bahn verbreitet. Teils dient sie zur Personenbeförderung auf 
reinen Gebirgsstrecken, so auf der Pusterthal-Linie der Süd- 
bahn, wo sie, mit geringer Treibradhöhe ausgestattet, seit einer 
Reihe von Jahren im Betriebe steht, teils im Hügellande auf 
Strecken mit zahlreichen Krümmungen, aber nicht übermäßigen 
Steigungen. Für letzteren Zweck ist die von Seite der Südbahn, 
wie oben erwähnt, den Staatsbahnen in allerneuester Zeit 
nachgebildete Lokomotive bestimmt. Ähnliche Typen, aber 
mit einer weder durch die mäßigen Steigungen, auf welchen 
sie zu verkehren bestimmt sind, noch durch die Zugsbelastungen 
hinreichend motivierten Beschränkung des Treibraddurch- 
messers, welche dem angestrebten Zwecke und dem berech- 
tigten Verlangen nach Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit zu- 
widerläuft, weshalb diesen an sich sehr gut disponierten 
Maschinen in Zukunft ihr Platz wohl vor Güterzügen be- 
schieden sein dürfte, dienen seit dem Jahre 1896 zur Beför- 
derung der Schnellzüge der Nordwestbahn zwischen Znaim 
und Groß-Wossek und der Buschtiehrader Eisenbahn zwischen 
Komotau und Eger, seit 1901 auch zwischen Prag und 
Komotau. 

Die näheren Einzelheiten der betreffenden Nordwest- 
bahnmaschine, von welcher sich die seitens der Buschtiehrader 
und Aussig-Teplitzer Eisenbahn adoptierten nicht wesentlich 
unterscheiden, ergeben sich aus folgendem : Rostfläche 2*90 m-^ 
Gesamtheizfläche 175*50 m\ davon 13 '00 m* direkte Heizfläche* 
Während eine Anzahl Zwillingsmaschinen mit 12 Atmosphären 
Dampfspannung, Cyhndern von 0*500 m Durchmesser und 
• 650 m Hub arbeitet, ist ein anderer Teil der Maschinen mit 
zweicylindriger Verbundwirkung ausgestattet, besitzt 13 At- 
mosphären Dampfspannung und Cylinder von 0*520 m, be- 
ziehungsweise 0*740 m Durchmesser bei 0*650 m Hub. Der 
Durchmesser der Treibräder beträgt 1 * 650 m, der totale Rad- 
stand 7 • 420 w, wovon 2 • 200 m auf das Drehgestell entfallen. 
Die gekuppelten Achsen sind mit je 14 ^ belastet, das Gewicht 
der dienstbereiten Maschine beträgt 61*6 t Der Kessel von 
1*470 m innerem Durchmesser besitzt zwei in üblicher Weise 
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verbundene Dome und ist 2*300 m ober den Schienen ge- 
lagert. Die bewährte Gölsdorfsche Anfahrvorrichtung ist auch 
von der Nordwestbahn für ihre Verbundlokomotiven adoptiert 
worden. Die beschriebene Maschine vermag eine Zugkraft von 
9000 hg auszuüben. 

Ist die Einführung einer so leistungsfähigen und den ver- 
schiedenartigsten Betriebsverhältnissen anzupassenden Loko- 
motivform im allgemeinen lebhaft zu begrüßen, weil sie dem 
Ideale der Einheitlichkeit der Typen so viel als möglich sich 
zu nähern gestattet, so dürfte ein gewisser Zweifel doch am 
Platze sein, ob die Wahl einer so schweren Maschine unter 
allen Verhältnissen auch tatsächlich hinreichend gerecht- 
fertigt sei. Handelt es sich da nicht vielmehr zuweilen um 
den bloßen Widerhall eines jener Schlagworte, wie sie zu 
allen Zeiten in den menschlichen Lebensbeziehungen vorüber- 
gehende Geltung beansprucht haben? Steigerung der Loko- 
motivleistung, bedingt durch die wachsenden Anforderungen 
des Verkehrs, ist allgemein betrachtet freilich mehr als ein 
leeres Schlagwort und hat sich zum Angelpunkte des heutigen 
Lokomotivbaues ausgebildet. Andererseits aber ist die Nach- 
ahmung des Kolossalen echt modern. Die 3/5 gekuppelte 
Maschine ist unstreitig die richtige Form für die Beförderung 
sehr schwerer Züge mit relativ hoher Geschwindigkeit auf 
namhaften Steigungen und in engen Krümmungen. Unter der- 
artigen Betriebsverhältnissen können ihre große Heizfläche, 
hohe Adhäsion und vorzügliche StabiUtät in hervorragender 
und vorteilhafter Weise zur Verwertung gelangen. Lassen 
sich aber beispielsweise beim heutigen Schnellzugsdienste der 
Nordwest- oder der Buschtiehrader Bahn annähernd so hoch 
gespannte Anforderungen nachweisen, wie sie ähnliche Kon- 
struktionen auf den nordamerikanischen Eisenbahnen hervor- 
gerufen haben, und wie dieselben in der Tat im richtigen 
Verhältnisse zur theoretischen Leistungsfähigkeit stehen? Be- 
darf ein Zug von höchstens 150 t Gewicht auf Steigungen von 
nicht mehr als 107oo> dessen Geschwindigkeit 65 Jcm/St 
nirgends übersteigt und auf halbwegs ungünstigen Strecken 
bis auf 40, höchstens 45 hm/St herabsinken darf, wirklich 
einer Lokomotive von 60 — 70 t Gewicht und nahezu oder 
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selbst über 200 m* Heizfläche? Das kann unseres Erachtens 
auch von einer 2/4 gekuppelten Maschine von den in Öster- 
reich gebräuchlichen Formen und Abmessungen leicht bestritten 
werden. Es ist da wieder das beliebte Gebiet der halben 
Maßregeln, auf welches der österreichische Lokomotivbau 
sich verirrt hat : Man strebt einerseits danach, die Leistungs- 
fähigkeit der Maschine ins Ungemessene zu steigern, anderer- 
seits zögert man, die entsprechende faktische Leistung zu 
beanspruchen. Allerdings mögen auch die schlechte Qualität 
der österreichischen Kohle und das sehr anfechtbare Vorrecht 
der Verwaltungen, sie dort zu beziehen, wo sie am wohlfeilsten 
und natürlich auch am schlechtesten zu haben ist, für den 
Entschluß zur Aufstellung von Maschinen mit so großer Heiz- 
und Rostfläche weit mehr als das tatsächliche Bedürfnis eines 
normal geregelten Betriebes ausschlaggebend gewesen sein. 

Hat die österreichische Eisenbahntechnik durch die fort- 
schreitende Erkenntnis ihrer Aufgaben und nicht zumindest 
durch die internationalen Beziehungen des Verkehrswesens 
sich zu einer zeitgemäßen Umgestaltung der zum Personen- 
dienste bestinmiten Traktionsmittel gedrängt gefunden und die 
Grundlagen für die weitere Ausgestaltung dieses Verkehrs- 
zweiges geschaffen, so hat die erfreuliche Initiative vor der 
gleich dringenden Reform des Gütertransportdienstes eine 
gewisse Ruhepause gemacht, und man wagt sich an die Neu- 
aufstellung der sie vorbereitenden und in anderen Kultur- 
ländern längst eingebürgerten Typen von Güterlokomotiven 
nur zaghaft heran. Eine vernünftige Vorsicht ist angesichts 
beabsichtigter Neuerungen allerdings nicht zu verurteilen, 
zumal wo es sich um kostspielige Investitionen und Schöpfungen 
von so langer Lebensdauer handelt. Sie erscheint aber dort 
wenig angebracht, wo Jahrzehnte lang herangereifte Er- 
fahrungen vorliegen und die Gefahr besteht, daß die durch 
die natürliche Steigerung des Verkehrs bedingte und bei der 
Eröffnung immer neuer Verkehrslinien unausweichlich ge- 
wordene Aktion zur Ergänzung des quantitativ wie qualitativ 
nicht mehr ausreichenden Bestandes an Güterlokomotiven den 
österreichischen Eisenbahnbetrieb für abermals ein Viertel- 
jahrhundert mit relativ wenig befriedigenden Typen belaste. 
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Das Bild der österreichischen Güterlokomotive hat sich 
im allgemeiaen seit dreißig Jahren weit weniger verändert, 
als jenes der für den Personendienst bestimmten Maschine. 
Teils stehen die damals gebauten Lokomotiven immer noch 
im Gebrauche, teils lehnte man sich bis vor kurzem noch 
allgemein mit übel angebrachtem Konservatismus bei Neu- 
beschaffungen an die althergebrachten Formen an und be- 
gnügte sich, den gesteigerten Anforderungen durch Vergrößerung 
der Abmessungen gerecht zu werden. Mit verhältnismäßig 
geringen Ausnahmen bildet auf den österreichischen Staats- 
wie Privatbahnen die 3/3 und die 4/4 gekuppelte Güter- 
maschine mit sehr kurzem, unter dem Langkessel zusanamen- 
gedrängtem Radstande und überhängender Feuerkiste immer 
noch die Regel; der Sechskuppler dient zum Betriebe im 
Flachlande odef" vor leichteren Güterzügen im Hügellande, 
der Achtkuppler überall dort, wo eine besonders hohe Zug- 
kraft beansprucht wird. Daß diese Typen auch im Personen- 
dienste auf ungünstigen Strecken, namentlich im Hochgebirge, 
bis in die neueste Zeit herauf eine wichtige Rolle gespielt 
haben, wurde im vorhergehenden bereits erwähnt. Die ihnen 
zugrunde liegende Achsenanordnung und der Überhang 
schwerer Massen sind naturgemäß der Ruhe ihres Laufes 
sehr abträglich und müssen der zulässigen Fahrgeschwindig- 
keit äußerst enge Grenzen setzen; andererseits können hiebei 
auch Feuerbüchse und Rost zum Nachteile der Leistungs- 
fähigkeit des Kessels ihre wünschenswerte Ausdehnung nicht 
erlangen. Diese früher allgemein verbreitete Form kontinentaler 
Güterlokomotiven hatte ihre Entstehung hier wesentlich der 
Einfachheit ihrer Konstruktion zu danken, während das Be- 
streben, den Oberbau zu schonen, beziehungsweise höhere 
Fahrgeschwindigkeiten zu ermöglichen, im Vereine mit der 
Tendenz nach Vergrößerung der direkten Heizfläche in Eng- 
land schon sehr bald dazu geführt hat^ auch den Güter- 
maschinen einen langen, steifen Radstand zu erteilen, und 
aus dem gleichen Grunde auf den amerikanischen Eisenbahnen 
die als »Mogul«, »Gonsolidation« und »Decapod« bekannten 
Typen mit vorn liegendem einachsigem Drehgestell entstan- 
den sind. 
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Für die Würdigung der 3/3 und 4/4 gekuppelten Ma- 
schinen mit kurzem Radstande bleiben Abänderungen und 
Verbesserungen der Detailkonstruktion ziemlich belanglos. 
Auch der Übergang von den früher in Österreich sehr all- 
gemein üblichen Außenrahmen zu innerhalb der Räder 
liegenden Rahmen kann nicht wesentüch in Betracht kommen. 
Die Lokomotiven werden selbst dadurch nicht zu modernen 
Konstruktionen gestempelt, daß man sie mit Verbundwirkung 
ausstattet. So kann denn auch die auf den k. k. Staatsbahnen 
seit 1893 in allzu großer Zahl erfolgte Einstellung neuer, 
aber auf einer veralteten Gesamtdisposition basierter 3/3 
gekuppelter Zweicylinder - Verbundmaschinen Serie 59 für 
Güterzüge kaum als ein Fortschritt angesehen werden. In- 
folge Anordnung sämtlicher dreier Achsen vor der Feuer- 
büchse bleibt die Rostfläche auf 1'80 m\ die direkte Heiz- 
fläche auf 8*60 m* beschränkt, während die indirekte Heiz- 
fläche der Feuerrohre 125-40 m«, die totale 134 '00 m* 
beträgt. Der Radstand erreicht bei 1*300 m Raddurchmesser 
das unzulängliche Maß von 3 * 160 m. Die schweren Verbund- 
cylinder, welche 0* 500m, beziehungsweise 0' 740 »»Durchmesser 
und 0*632 m Kolbenhub aufweisen, machen den Überhang 
noch fühlbarer. Das Dienst-, gleichzeitig Adhäsionsgewicht 
dieser Maschine beträgt 42 t Diese Maschine, deren Kessel 
und Triebwerk sie zu keinen hervorragenden Zugleistungen 
befähigt, und deren Stabilitätsverhältnisse jede höhere Fahr- 
geschwindigkeit verbieten, ragt ungeachtet ihrer modernen 
Verbundwirkung wie ein Gebilde vergangener Zeiten in den 
heutigen Eisenbahnbetrieb herüber. Es kann nicht als Ent- 
schuldigung gelten, daß auch fremdländische Eisenbahnver- 
waltungen, so die Badischen Staatsbahnen, ähnliche Typen in 
neuerer Zeit beschafft haben. 

Die ersten Anläufe zur Einführung einer rationellen Güter- 
lokomotive waren schon vor einer Reihe von Jahren bei der 
österreichisch-ungarischen Staatseisenbahngesellschaft zu be- 
grüßen. Hier wurde eine 3/3 gekuppelte Type mit über das 
gewöhnliche Maß erweitertem Radstaude und einer unter der 
Feuerkiste disponierten Kuppelachse in Dienst gestellt. Eine 
ähnliche Anordnung im Betriebe anderer Linien mit kleineren 
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Krümmungsradien zQ adoptieren, schien angesichts der diesfalls 
geltenden Anschauungen ausgeschlossen. Blieb denn auch die 
Staatseisenbahngesellschaft die einzige österreichische Ver- 
waltung, welche, ihren günstigen Richtungsverhältnissen zu- 
folge, den festen Radstand ihrer 2/4 gekuppelten Personen- 
und Schnellzugslokomotiven bis auf 6 m zu erweitern wagte. 

Auf kurvenreichen Strecken, wie dieselben in Österreich 
die Regel bilden, scheint die 3/4 gekuppelte, in Amerika unter 
der Bezeichnung »Mogul« bekannte Lokomotivform mit weit 
vorn angeordneter, radial einstellbarer Laufachse die beste 
Lösung für den normalen Betrieb der Güterzüge zu bieten. 
Dieselbe ist in richtiger Würdigung der den nordamerikanischen 
Eisenbahnen ganz ähnlichen hierseitigen Betriebsverhältnisse 
zuerst durch Maschinendirektor Rayl im Jahre 1893 auf der 
Kaiser Ferdinands -Nordbahn eingeführt worden. Die be- 
treffende, mit Verbundwirkung angeordnete Type weist 
folgende Abmessungen auf : Rostfläche 2 * 20 m^, direkte Heiz- 
fläche 9 • 50 m^, totale 147 • 50 w', Dampfdruck 12 Atmosphären, 
Durchmesser des Hochdruckcylinders 0*480 m, des Nieder- 
druckcylinders ' 740 m bei • 660 m Kolbenhub, Durchmesser 
der drei gekuppelten Räderpaare 1 * 440 w, die Mittelachse ist 
Treibachse, Dienstgewicht 51 f, Adhäsionsgewicht 41 • 2 ^, Zug- 
kraft 8400 kg. 

Seit dem Jahre 1895 ist diese Lokomotivform auch dem 
Bestände der k. k. Staatsbahnen einverleibt worden. Auf ihren 
Linien gilt es zumeist auf ungünstigen, mitunter sogar äußerst 
schwierigen Profilen stark belastete Güterzüge zu befördern 
und sich dabei die Möglichkeit zu wahren, die horizontalen 
Strecken und Gefälle zu rascherem Fahren auszunützen. Die 
betreffende G ö 1 s d o r f sehe " Zweicylinder - Verbundmaschine 
Serie 60 der k. k. Staatsbahnen weist nachstehende Einzel- 
heiten auf: Rostfläche 2-70 m\ direkte Heizfläche 10*20 w«, 
totale 144*90 m-, Dampfdruck 13 Atmosphären, Durchmesser 
der Cy linder 0*520 m, beziehungsweise 0*740 w, Kolben- 
hub 0*632 m. Von den drei gekuppelten Achsen, welche einen 
festen Radstand von nur 2*900 w und einen Raddurchmesser 
von 1*300 m aufweisen, liegen die zwei Kuppelachsen unter 
dem Langkessel, die dritte Achse ist Treibachse und trägt die 
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Feuerkiste. Unter der Rauchkammer und vor den Cylindern 
ist die führende Laufachse gelagert, welche mit radiale Ein- 
stellbarkeit ermöglichenden Achsbüchsen versehen ist. Der 
Gesamtradstand beträgt 5 • 500 m. Der Kessel ist wie gewöhn- 
lich mit zwei Domen ausgestattet und 2*485 m ober den 
Schienen gelagert. Die Maschine wiegt in dienstbereitem Zu- 
stande 53*45 t^ von denen 43 '10 t für die Adhäsion nutzbar 
sind. Die ausgerechnete Zugkraft beträgt 11.000 Jy. 

Die österreichische Südbahn hat in neuester Zeit auch 
diese Type in genau gleicher Ausführung in ihren Dienst zu 
stellen begonnen. 

Etwas leistungsfähiger ist die 3/4 gekuppelte Güterloko- 
motive mit Gölsdorf scher Verbundanordnung, welche die 
österreichisch-ungarische Staatseisenbahngesellschaft kürzlich 
zur Einführung gebracht hat. Ihre Rostfläche mißt 2*70 m*, 
die Heizfläche der Feuerbüchse 11*80 m*, die Totalheiz- 
fläche 185*00 m*, der Dampfdruck beträgt 13 Atmosphären. 
Per Hochdruckcy linder besitzt 0*520 m, der. Niederdruck- 
cylinder 0*770 m Durchmesser bei 0*650 m Hub. Der Rad- 
durchmesser beträgt 1 '460 m. Vom Gewichte der dienstbereiten 
Maschine per 51*87 t entfallen 40*40 t auf die gekuppelten 
Achsen. Die Zugkraft wird mit 10.200 hg ausgemittelt. 

Ferner ist auf die im Laufe der Jahre 1901 und 1902 zur 
Ablieferung an die österreichische Nordwestbahn bestimmten 
3/4 gekuppelten Güterlokomotiven ähnlicher Konstruktion hin- 
zuweisen, durch deren Beschaffung ein weiterer Schritt am 
Wege der zeitgemäßen Umgestaltung des Lokomotivparkes 
dieser - Verwaltung gethan wurde. Ihr Kessel besitzt eine 
Rostfläche von 2*70 m*, die Heizfläche der Feuerbüchse be- 
trägt 11*70 m\ die totale 158*90 m\ die Dampfspannung 
13 Atmosphären. So wie die früher erwähnten 3/5 gekuppelten, 
so sind auch diese Maschinen zum Teile mit zweicylindriger 
Verbundwirkung nach System Gölsdorf, zum Teile als 
Zwillingsmaschinen eingerichtet. Man sucht offenbar durch ver- 
gleichende Versuche an sonst vollkommen übereinstimmenden 
Lokomotiven der späteren Entscheidung über den Wert des 
Verbundsystems eine verläßliche Grundlage zu gewähren. 
Bei 0*632 m Kolbenhub ist der Cylinderdurchmesser der 
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Zwillingsmaschinen mit 0*470 m, der Verbundmaschinen 
mit 0*470 m und 0*720 m normiert. Der feste Radstand der 
gekuppelten Achsen, von denen die mittlere Treibachse ist, 
mißt 3*670 m, der ganze Radstand 6*170 w. Die radial ein- 
stellbare Laufachse liegt vor den Gylindern. Der Kessel trägt 
zwei äußerlich verbundene Dome und ist 2*400 m ober den 
Schienen gelagert. Die Maschine wiegt dienstbereit 65*6 t^ 
wovon 42 t der Adhäsion dienen. Ihre Zugkraft berechnet 
sich zu 8300 Tcg. 

Wir haben es hier mit den erfreulichsten Versuchen 
zur Aufstellung einer durchaus modernen Type von Güter- 
lokomotiven auf den österreichischen Eisenbahnen zu thun. 
Bedauerlicherweise scheint aber die Anerkennung der ihr 
eigenen Vorzüge, welche ihr neben dem eigentlichen Güter- 
dienste auch noch ein weiteres Verwendungsgebiet eröffnen, 
eine allgemeine Geltung noch nicht erlangt und jene noch 
nicht, wie sie es verdiente, zur Normalform erhoben zu haben. 
Beweis dafür die Neubeschaffung zahlreicher Maschinen für 
den Güter- und gemischten Dienst, bei welchen man sich 
von den kurzen Radständen und schlechten Heizflächenver- 
hältnissen noch immer nicht zu emanzipieren weiß, ein Vor- 
wurf mangelnder Konsequenz, von welchem auch die Leitung 
der k. k, Staatsbahnen nicht freigesprochen werden kann. 

Vielleicht stellen sich die Anschaffungskosten der ge- 
bräuchlichen Typen um ein geringes niedriger: das höhere 
Anlagekapital einer rationell disponierten Maschine wird aber 
in den günstigeren Betriebserfolgen und in der Schonung des 
Oberbaues unzweifelhaft seine reichliche Verzinsung finden. 
Der gleiche, so überaus kurzsichtige Einwand, mit dessen 
Geltendmachung man zur Zeit der Begründung der meisten 
österreichischen Eisenbahnen die Entwicklung ihres Personen- 
verkehres Jahrzehnte lang zu hemmen gewußt hatte, daß 
nämlich auch eine unvollkommene Lokomotive für relativ 
bescheidene Anforderungen genüge, hat auch heute seine 
Geltung nicht ganz verloren. Man glaubt eben unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen hier mit der veralteten Güter- 
maschine bis auf weiteres noch das Auslangen finden zu 
können. 
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Dem wäre entgegenzuhalten, daß jene Leistungen, 
welche bescheidene Ausprüche zu befriedigen vermögen, 
anderenorts bereits als überholt gelten, und daß sie unter 
dem unaufhaltsamen Fortschreiten der technischen Grundlagen 
für den Weltverkehr ohne Zweifel auch in Osterreich bald nicht 
mehr zufriedenstellen werden. Gedenkt man im Ernst etwa, 
jioch lauge die Güterbeförderung mit 30 oder höchstens 40 Tcm 
Streckengeschwindigkeit bewirken zu können? Wenn man 
sich im allgemeinen auch noch nicht entschließen mag, das 
Prinzip der langsamfahrenden Güterzüge aufzugeben, so muß 
der weiter blickende Eisenbahntechniker dennoch dem Ent- 
würfe neuer Typen für diesen Dienst heute schon die Möglich- 
keit eines beschleunigten Gütertransportes zugrunde legen 
und sollte die Lösung dieser Frage durch das Aufstapeln wenig 
entsprechender Traktionsmittel nicht noch weiter hinaus- 
schieben helfen. Die bisher im österreichischen Güterdienste 
üblichen geringen Fahrgeschwindigkeiten unter voller Wahrung 
der Ökonomie wie der Sicherheit des Betriebes wesentlich 
zu steigern, verbietet die gebräuchliche Form 3/3 und 4/4 ge- 
kuppelter Lokomotiven schon ihres unruhigen Laufes wegen 
ganz entschieden. Übrigens wird es selbst bei der heutigen Lang- 
samkeit in der Beförderung der Güterzüge jenen beiden so aus- 
schlaggebenden Faktoren, der Ökonomie und der Sicherheit, gewiß 
nicht zum Nachteile gereichen, wenn die Lokomotiven durch 
Vermehrung ihrer Achsenzahl die Eignung zu weiterer Ver- 
größerung ihrer Rost- und Heizfläche, gleichzeitig aber durch 
Anordnung einer in die Bahnkrümmungen einstellbaren Lauf- 
achse eine sichere Führung im Geleise erlangen. Sollten die 
Vorteile eines leistungsfähigeren Kessels und der Schonung 
des Oberbaues und der Radbandagen mit der Einfügung einer 
vierten Laufachse in die herkönunliche Schablone wirklich 
zu teuer erkauft sein? Und sollte es nicht vielmehr als ein 
unschätzbarer Vorteil begrüßt werden, wenn die rationell 
gebaute Güterlokomotive befähigt ist, in Ausnahmsfällen den 
Reserve- oder Vorspanndienst vor Personen- und Schnellzügen 
anstandslos und ohne Verlust an Fahrzeit zu versehen? Für 
wie viele Eisenbahnlinien, deren geringe Rentabilität nach der 
mögUchsten Vereinfachung der Formen des Betriebes verlangt. 
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würde sich die 3/4 gekuppelte Maschine mit einstellbarer 
Laufachse in der Tat als die empfehlenswerteste Lösung der 
Frage einer einheitlichen Zugförderung darstellen! 

Die außerordentlich vielseitige Verwendbarkeit der in 
Frage stehenden Lokomotivform hat derselben auf den öster- 
reichischen Staatsbahnen einerseits schon längst die Aufgabe 
zugewiesen, mit etwas höheren Kuppelrädern ausgestattet, als 
sie die neuere Serie 60 besitzt, auf der bedeutende Terrain- 
schwierigkeiten aufweisenden Salzburg-Tiroler Linie im Dienste 
der schweren Personen- und Schnellzüge die 2/4 gekuppelte 
Drehgestellmaschine zu ersetzen, in welcher Verwendung sie 
erst durch die allerneueste 3/5 gekuppelte Serie 9 verdrängt 
worden ist. Andererseits ist sie mit vollem Rechte als die 
geeignetste Type erkannt worden, um mit entsprechend ge- 
ringeren Abmessungen versehen und als Tendermaschine aus- 
gerüstet, den Dienst vor sämtlichen Zugskategorien auf den 
zahlreichen vom Staate betriebenen Lokalbahnen zu versehen. 
Auf die bezügliche Lokomotive Serie 99 wollen wir noch in 
der Folge zu sprechen kommen. 

Nun gibt es allerdings Verhältnisse, wo die durch drei 
gekuppelte Achsen erzielbare Adhäsion zur Ausübung der 
beanspruchten Zugkraft nicht ausreicht. Dies kann sowohl 
beim Fersonendienste auf eigentUchen Gebirgsbahnen der Fall 
sein, wo Züge von reichlich 200 t Belastung auf Steigungen 
von 267oo ^^d darüber verhältnismäßig rasch gefahren werden 
sollen, ganz vorzüglich aber beim Güterbetriebe, dessen Tendenz 
auf die größtmöghche Erhöhung der Bruttolast hinausläuft, 
und bei welchem dann entweder die Schwierigkeit des Ge- 
ländes, oder auf günstigeren Strecken das aus Verkehrsrück- 
sichten anzustrebende Maß der Zugbelastung die für die Be- 
messung der Zugkraft maßgebenden Faktoren sind. Da der 
theoretisch unbeschränkten Ausnützung der Zugleistung in der 
Widerstandsfähigkeit der heutigen Kuppelungen und Zugvor- 
richtungen und in der Geleiselänge der Stationen praktisch 
unverrückbare Grenzen gezogen sind, und die Länge der 
Güterzüge schon aus Sicherheitsrücksichten ein gewisses Maß 
nicht überschreiten sollte, muß auch eine Erhöhung der 
Adhäsionslast der Lokomotiven über die dieser Leistung ent- 
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sprechende Grenze als zwecklos bezeichnet werden. So wird 
die Zugkraft einer vierfach gekuppelten Gütermaschine auf 
horizontaler Strecke kaum zur vollen Ausnützung gelangen 
können, und es genügt der erwähnten Beschränkungen wegen 
auf günstigen Profilen die von einer Sechskupplermaschine 
gewährte Adhäsion in der Regel zur Beförderung sämtücher 
Güterzüge. Anders verhält es sich, wo namhaftere Steigungen 
die Entwicklung der Zugslänge hindern oder wo gar, wie auf 
den unter klimatischen und Geländeschwierigkeiten gleich 
leidenden Alpenbahnen, das durch die Betriebsökonomie wie 
die Zugsfolge gerechtfertigte Verlangen einer halbwegs ent- 
sprechenden Belastung der Güterzüge erst bei der Verwendung 
der schwersten Maschinentypen seine Realisierbarkeit findet 
Einer derartigen Nötigung folgend, hat man schon früh- 
zeitig die für die Zugkraft verwertbare Adhäsion durch 
Erhöhung des Maschinengewichtes und Verteilung desselben 
auf eine größere Anzahl von Achsen zu steigern unternommen, 
und manche mehr oder weniger abenteuerliche, mehr oder 
weniger unpraktische, wenn auch mit allem Scharfsinn aus- 
geklügelte Anordnung ist diesem Bestreben entsprungen. Von 
der vor Eröffnung der Semmeringbahn für ihren Betrieb 
ausgeschriebenen Konkurrenz bis in die jüngste Zeit ist die 
Konstruktion einer allen Anforderungen entsprechenden Berg- 
lokomotive das Ziel der Eisenbahntechniker geblieben. Als 
Ergebnis aller Versuche hat sich auf Grund der gemachten 
Erfahrungen unter überwiegender Ablehnung aller kompli- 
zierteren und daher minder betriebstüchtigen Anordnungen auf 
der Mehrzahl kontinentaler, vorzügUch auf allen österreichischen 
Eisenbahnen im Hügellande wie im Hochgebirge die einfache, 
vierfach gekuppelte Güterlokomotive eingebürgert. Teils wurde 
dieselbe als Tendermaschine ausgebildet, teils — und das ist 
der gewöhnliche Fall — , wo die Länge der ohne Ergänzung der 
Vorräte zu durchfahrenden Strecken und die Rücksicht auf 
die möglichste Vergrößerung des Kessels dem entgegenstehen, 
wurde sie ungeachtet des dadurch ungünstig beeinflußten 
Verhältnisses der Nutzlast zum toten Zugsgewichte mit 
separatem Schlepptender versehen. Wo man der Ruhe des 
Laufes und der Schonung des Oberbaues einen besonderen 
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Wert beilegte, griff man zur direkten Unterstützung der 
großen Feuerkiste durch eine der gekuppelten Achsen und 
Erweiterung des Radstandes und suchte dies mit den Hinder- 
nissen der nicht selten ungemein kleinen Krümmungsradien 
der Gebirgsbahnen in zweckmäßiger Weise durch die Ver- 
schiebbarkeit der Endachsen zu vereinbaren. Anderenorts, 
und das gilt ausnahmslos von allen österrei<3hischen Bahnen, 
glaubte man der möglichsten Zusammendrängung der Achsen 
unter dem Langkessel den Vorzug geben zu sollen und begnügte 
sich, den zerstörenden Wirkungen der nicht hinreichend unter- 
stützten Massen durch die Beschränkung der diesen Ungetümen 
in der Talfahrt zugestandenen Geschwindigkeit zu begegnen. 

Das Prototyp einer solchen Berglokomotive finden wir 
in dem von der Österreichischen Südbahn seit mehreren 
Dezennien für den Betrieb am Semmering und Brenner 
adoptierten Achtkuppler verkörpert, dessen Nachbildung in 
mehr oder weniger mächtiger Ausführung auf sämtlichen 
österreichischen Eisenbahnen verbreitet ist, wo schwierige 
Profile oder außerordentliche Zuglasten nach einer leistungs- 
fähigeren Ergänzung des gebräuchlichen Sechskupplers ver- 
langen. 

Ob diese Type, welche viele Jahre hindurch gute Dienste 
geleistet, welche aber der Bahnerhaltung schwere Stunden 
bereitet hat und der heute gährenden Reform des Güterdienstes 
im Sinne seiner Beschleunigung als Hindernis gegenübersteht, 
binnen absehbarer Zeit auf ihrem Verwendungsgebiete in 
Österreich grundsätzhch einer rationelleren Auffassung des 
Wesens und der Aufgaben der schweren Güter- und Berg- 
maschine weichen wird, bleibt abzuwarten. Der Anstoß hiezu 
ist in anerkennenswerter Weise von den k. k. Staatsbahnen 
ausgegangen» Ebenso wie dieselben in der 3/4 gekuppelten 
Serie 60 eine mustergiltige Güterlokomotive für normale 
Betriebsverhältnisse aufgestellt haben, deren konsequente Ver- 
breitung außer dem Konstrukteur allerdings auch noch von 
der Anschauung anderer Faktoren abhängt, bietet die schon 
früher beschriebene 4/6 gekuppelte Serie 170 der Staats- 
bahnen ein sehr vollkommenes Beispiel jener Konstruktion, 
welche als der geeignetste Ersatz für die bisherige Acht- 
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kupplermaschine angesehen werden kann. Figuriert sie gegen- 
wärtig vorzugsweise als Schnellzugsmaschine auf besonders 
schwierigen Bergbahnen, in welcher Dienstesverwendung sie, 
wie erwähnt, selbst auf den Gebirgsstrecken der öster- 
reichischen Südbahn, der eigentlichen Heimat der Berg- 
maschine, Eingang gefunden hat, so weichen dennoch die 
Anforderungen des schweren Güterdienstes in nichts von jenen 
ab, welche für den Bau jener älteren Maschinen maßgebend 
gewesen sind, und lassen daher die allgemeine Verbreitung 
der neuen Type in dieser Richtung als möglich und wünschens- 
wert erscheinen. Der mächtige Kessel, und das durch die 
geringe Radhöhe in seiner seitlichen Ausdehnung wenig 
beschränkte Ausmaß der Feuerbüchse und des Rostes, die 
großen Cylinder und das namhafte Reibungsgewicht bieten 
vereint die Gewähr für eine selbst unter den ungünstigsten 
Verhältnissen ausreichende Maschinenleistung, während gleich- 
zeitig der lange Radstand und die einstellbare Laufachse die 
Stabilität der Maschine vorteilhaft beeinflussen, und daher 
die Zulässigkeit weit höherer Fahrgeschwindigkeiten, als sie 
bisher im österreichischen Güterdienste üblich waren, gesichert 
erscheint. 

Der schwierige Betrieb der österreichischen Gebirgs- 
bahnen hat den Versuch gerechtfertigt, nordamerikanischen 
Vorbildern folgend, sich mit der Kuppelung von vier Achsen 
nicht zu begnügen, und als neueste Phase in der Entwicklung 
schwerer Güterlokomotiven die Zehnkupplertype gezeitigt. 
Gleichfalls der Initiative des rühmlichst hervorgetretenen 
Konstrukteurs, des Baurates Gölsdorf entsprungen, steht 
dieselbe unter der Seriennummer 180 vorläufig in einer 
geringen Zahl von Exemplaren auf den österreichischen Staats- 
bahnen im Betriebe und ist speziell bestinmit, auf der Strecke 
Klostergrab — Moldau mit Steigungen bis 37Voo ^^^ Kurven 
bis 200 m Radius herab an Stelle der bisherigen 4/4 ge- 
kuppelten Maschinen Kohlenzüge zu befördern. Auf Grund 
der gewonnenen günstigen Erfahrungen soll sie nun auch auf 
anderen Staatsbahnstrecken eine weitere Verwendung finden, 
und sind vier Stück von der gleichen Ausführung Ende 1901 
auch bereits von der Südbahn für den Dienst auf der Seinmering- 
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strecke mit 257oo Steigungen und 185 m Krümmungshalbmessern 
beschafft worden. 

Diese 5/5 gekuppelte Lokomotive ist mit zweicylindriger 
Verbundwirkung ausgestattet und verfügt unter sämtlichen euro- 
päischen Konstruktionen gegenwärtig über die größten Cylinder. 
Der Durchmesser des Hochdruckcylinders erreicht 0'560m, der 
des Niederdruckcylinders 0*850 m, wobei behufs Einhaltung 
der Umgrenzungslinie zu besonderen Hilfsmitteln gegriffen 
werden mußte ; der Kolbenhub beträgt 0*632 m. Dem Cylinder- 
volumen ist die Heizfläche angemessen :] von 203 * 00 m* Gesamt- 
heizfläche entfallen 13*00 m^ auf die Feuerbüchse, der Rost 
mißt 3 * 00 m^, der Dampfdruck erreicht 14 Atmosphären. Die 
fünf gekuppelten Räderpaare von 1*300 m Durchmesser, von 
denen das fünfte unter der Feuerkiste liegt und das vierte 
den Antrieb empfängt, bilden einen festen Radstand von 
5*600 m. Die Anpassungsfähigkeit desselben an die scharfen 
Krümmungen der Bahn wird in sehr vollkommener Weise 
dadurch erzielt, daß der ersten, dritten und fünften Achse 
eine seitliche Verschiebbarkeit von beiderseits 28 mm erteilt 
worden ist. Diese Anordnung bedingt des notwendigen Spiel- 
raumes für die vordere Achse wegen eine außergewöhnliche 
Länge der Kolbenstange, welche deshalb in ihrer halben Länge 
eine zweite Führung erhält. Der mit zwei Domen und Ver- 
bindungsrohr und Goal eschen Sicherheitsventilen versehene 
Kessel besitzt 1*532 m inneren Durchmesser und ist mit 
seiner Mittellinie 2*615 m ober den Schienen gelagert. Die 
Rauchkanmier ist auf 1 • 610 m verlängert. Die Maschine wiegt 
leer 59 ^, dienstbereit 65*7 t, und ist dieses der Adhäsion 
voll dienende Gewicht nahezu gleich auf sämtlichen Achsen 
verteilt. Die berechnete Zugkraft ergibt 14.000 Jcg^ die 
faktische Leistung der Maschine hat sich mit 190 t auf 377oo 
Steigung mit 15 Jcm/St Geschwindigkeit herausgestellt. 

So skeptisch man jede Übertreibung in der Dimensio- 
nierung der heutigen Lokomotiven zu beurteilen geneigt sein 
mag, so sehr namentlich die Einführung fünf parallel gelagerter 
Achsen in den Betrieb der mit den engsten Krünmiungsradien 
bedachten Gebirgsbahnen zu Bedenken Anlaß geben könnte, 
verdient immerhin der von den österreichischen Staatsbahnen 
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mit ihrer Zehnkupplermaschine angestellte Versuch als erfolg- 
reich und der Nachahmung wert bezeichnet zu werden. Durch 
die in voUkonmienster Weise durchgeführte Verschiebbarkeit 
dreier Achsen ist es gelungen, die schädliche und bedenkliche 
Seitenpressung der Spurkränze gegen die Schienen in den 
Krümmungen derart herabzumindern, daß dieser Anordnung 
sogar dem weit kürzeren Radstande der früheren 4/4 und 3/3 
gekuppelten Maschinen gegenüber vom Standpunkte der Bahn- 
erhaltung weitaus der Vorzug gebürt. Wenn überdies durch 
die größere Ruhe des Laufes der Sicherheit und durch die 
hohe Leistungsfähigkeit im schweren Güterdienste der Betriebs- 
ökonomie gedient wird, so läßt sich nicht in Abrede stellen, 
daß dieser einfacheren und demzufolge betriebstüchtigeren 
Konstruktion vor den Systemen Meyer, Mallet, Klose, 
Hag ans u. a. m., welche das gleiche Problem mittelst mehr 
oder weniger komplizierter Anwendung von gegliederten Lauf- 
werksgruppen oder Einschaltung von besonderen Zwischen- 
gliedern zu lösen suchen, vom praktischen Betriebstechniker 
der Preis als Berglokomotive zugesprochen werden müsse. 
Die Einfügung einer vor den Cylindern liegenden, einstellbaren 
Laufachse nach dem Muster der amerikanischen »Decapod«- 
Type würde den Lauf dieser Maschine vielleicht noch ver- 
bessern, die Adhäsion allerdings aber vermindern. Der neue 
österreichische »Zehnkuppler« hat sich durchaus geeignet er- 
wiesen, die denkbar schwierigsten Strecken noch mit Vorteil 
betreiben zu können, unter Umständen aber auch eine Fahr- 
geschwindigkeit von 65 Äm/St. zu erreichen. Ihm und 
der »Consolidation«-Type wird demnach der Wettbewerb 
um die Anerkennung als heutige »Semmering-Maschine« zu- 
fallen. 

DieAnwendung von Tenderlokomotiven ist auf Haupt- 
bahnen im allgemeinen nicht durchgedrungen. Der Grund dafür 
ist darin zu suchen, weil einerseits die allmähliche Erschöpfung 
der Vorräte den namentlich auf Gebirgsbahnen empfindlichen 
Nachteil mit sich führt, daß das nutzbare Reibungsgewicht 
gegen das Ende der Fahrt, also gerade dort, wo häufig das 
Steigungsprozent besonders groß und der Adhäsionskoeffizient 
besonders gering ist, beständig abnimmt ; andererseits weil der 
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möglichsten Vergrößerung des Kessels, dieser vorzüglichsten 
Kraftquelle, durch die Unterbringung der Wasser- und Kohlen- 
behälter auf der Maschine eine sehr empfindliche Beschränkung 
erwächst. Das Verwendungsgebiet der Tendermaschine be- 
schränkt sich mithin teils auf die Ausübung großer Zug- 
leistungen auf kurzen Strecken, also auf den Zugförderungs- 
oder Vorspanndienst über örtliche Steilrampen von geringer 
Ausdehnung, teils auf den regelmäßigen Dienst leichter Züge 
über relativ weitere Strecken, deren Betriebsverhältnisse die 
möglichste Einschränkung der toten Last erheischen. In 
beiden Fällen wird der Wegfall des separaten Tenders bei 
Ausnützung der Vorräte behufs Vergrößerung der Adhäsion 
der Betriebsökonomie wesentlich zu statten kommen. Außer- 
dem wird selbstverständlich der spezielle Verschubdienst auf 
größeren Bahnhöfen mit besonderem Vorteile der Tender- 
lokomotive zu übertragen sein, deren hohe Zugkraft und leichte 
Beweglichkeit hier gut verwertet wird, und deren geringe Kohlen- 
und Wasservorräte jederzeit leicht ergänzt werden können. 

So hat denn diese Anordnung auch in Osterreich als 
Rangiermaschine einer-, als Streckenlokomotive auf Neben- 
linien und Lokalbahnen andererseits ziemliche Verbreitung ge- 
funden. Ihre besondere Eignung zu dem letztgenannten Dienste 
läßt unter den österreichischen Verhältnissen, wo so vielerlei 
einander widerstreitende Tendenzen die Erreichung des an- 
erkannten Guten zu erschweren oder ganz zu hindern pflegen, 
die wünschenswerte Konsequenz in ihrer Anwendung und 
Verbreitung allerdings in bedauerlicher Weise vermissen. 
Immerhin verfügen die zahlreichen, namentlich die im Staats- 
betriebe stehenden Lokallinien über, eine erhebliche Zahl 
durchaus entsprechender Tenderlokomotiven, welche zumeist, 
ähnlich wie die zum Verschubdienste gebräuchlichen, 3/3, 
mitunter aber auch 2/2 oder wie die Serie 178 der Staats- 
bahnen 4/4 gekuppelt sind, und deren Abmessungen je nach 
den Verkehrsverhältnissen der betreffenden Strecke und der 
beanspruchten Leistung variieren. Die mustergiltige, seit dem 
Jahre 1897 in sukzessiver Ablieferung begriffene 3/4 gekuppelte 
Verbund -Tenderlokomotive für Lokalbahnen Serie 99 der 
Staatsbahnen weist folgende Einzelheiten auf: 
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Rostfläche 142 m\ Heizfläche der Feuerbüchse 6-17 m*, 
totale Heizfläche 82 00 m*, Dampfdruck 13 Atmosphären, 
Radstand der drei gekuppelten Achsen, von denen die rück- 
wärtige Treibachse ist und unter der Feuerkiste liegt, 
2*800 w, totaler Radstand 5 050 w, Treibraddurchmesser 
1*120 w, Durchmesser der beiden Verbundcy linder 0*370 m, 
beziehungsweise 0*570 w, Kolbenhub 0*570 w. Der Kessel 
besitzt zwei durch ein Sammelrohr verbundene Dome und ist 
2*020 m ober den Schienen gelagert. Der Wasserkasten faßt 
4*8 m\ der Kohlenraum 1*5 w". Das Dienstgewicht der 
Maschine beträgt 39*40 ^, das Adhäsionsgewicht 29*91 f, die 
auszuübende Zugkraft 5800 hg. 

Bezüglich dieser für ein entsprechendes Verwendungs- 
gebiet vorzüglich geeigneten Maschine wäre nur hervorzuheben, 
daß die äußerst bescheidenen Verkehrsverhältnisse mancher 
Lokalbahn nach einer noch weitaus leichteren Type verlangen. 

Die Bosnisch-Herzegovinischen Staatsbahnen mit 0* 760 m 
Spurweite verfügen über eine Reihe von Tenderlokomotiven 
mit beweglichen Laufwerksgruppen nach System Klose, welche 
mit Verbundwirkung ausgestattet sind. 

Ein wichtiger Schritt zur Einführung von Tender- 
maschinen für die Abwicklung des nicht unerheblichen Personen- 
verkehre^ gewisser Vollbahnlinien zweiten Ranges mit un- 
günstigen Neigungs- und Richtungsverhältnissen ist durch die 
im Jahre 1902 erfolgte Aufstellung der 3/4 gekuppelten Ver- 
bundtype Serie 129 der Staatsbahnen geschehen. Diese alier- 
neueste Gölsdorf sehe Konstruktion hat die Bestimmung, auf 
den Linien der ehemaligen Prag-Duxer, Dux-Bodenbacher, Pilsen- 
Priesener Eisenbahn u. a. den regelmäßigen Dienst der Personen- 
züge zu versehen. Ihrer Bauart nach zur Erreichung von 
Fahrgeschwindigkeiten bis 80 hn/St vollkommen geeignet, 
kann sie mit Vorteil auch als eigentliche Schnellzugsmaschine 
auf Strecken mit stark wechselnden Profilen, ihres mäßigen 
Raddurchmessers und ihrer großen Zugkraft zufolge nicht 
minder aber auch vor Gütereilzügen und Güterzügen ver- 
wendet werden. Wir haben es daher mit einer den Anlage- 
und Verkehrsverhältnissen zahlreicher österreichischer Eisen- 
bahnlinien angepaßten Universaltype zu thun, deren Verwend- 
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barkeit der Größe der Vorratsräume entsprechend jedoch 
auf relativ kurze Strecken einzuschränken wäre. Sie erscheint 
in hohem Grade geeignet, sowohl die alten 2/3 und 2/4 ge- 
kuppelten Maschinen mancher österreichischen Bahnen, wie 
auch die neueren 2/4 gekuppelten Drehgestellmaschinen aus 
dem bezeichneten Verwendungsgebiete zu verdrängen. 

Diese Lokomotive besitzt eine Rostfläche von 2*00 m*, 
eine direkte Heizfläche von 13*50 w^, 96*74 m* der nur 

3 • 500 m langen Feuerrohre und eine Gesamtheizfläche von 
110*24 m^ bei 14 Atmosphären Dampfdruck. Die beiden Ver- 
bundcy linder haben Durchmesser von 0*420 m und 0*650 m; 
der Kolbenhub von 0*720 m wird außerdem nur noch von 
der früher erwähnten Serie 9 erreicht. Die drei gekuppelten 
Räderpaare, von denen das letzte hinter der Feuerkiste, das 
mittlere unmittelbar vor derselben liegt und den Antrieb 
empfängt, und welche zusammen einen festen Radstand von 

4 • 000 m aufweisen, haben einen Durchmesser von 1 * 614 m. 
Die automatische Umschalt-Vakuumbremse wirkt auf sämt- 
liche drei gekuppelten Achsen. Vor den Cylindern ist eine 
radial einstellbare und durch Federn und Längsbalanziers 
mit der vorderen Kuppelachse verbundene Laufachse, an- 
geordnet. Der Kessel liegt mit seiner Mittellinie 2*650 m ober 
den Schienen und trägt nur einen Dom, während die Coale- 
schen Sicherheitsventile am Kesselrücken in einem eigenen 
Gehäuse vor der Feuerbüchse untergebracht sind. Die zu 
beiden Seiten des Langkessels angebrachten Wasserbehälter 
fassen 7*2 w*, die vor und hinter dem Führerstande liegenden 
Kohlenkasten 3 * 5 ml Durch eine lange, mit Deckel verschließ- 
bare, schlitzförmige Öffnung an den Wasserbehältern ist. das 
Wassernehmen wesentlich erleichtert und die Frage eines 
Universalauslegers für die Wasserkrahne in der einfachsten 
Weise gelöst worden. Die Belastung der drei Kuppelachsen 
erreicht im dienstbereiten Zustande der Maschine das zu- 
lässige Höchstmaß von je 14*5 t^ das gesamte Dienstgewicht 
57*5 ^, von denen 43*5 ^ der Adhäsion nutzbar werden. Die 
Zugkraft der Maschine berechnet sich zu 7800 "kg. 

Es erübrigt hier noch die Erwähnung der zum Betriebe 
der Wiener Stadtbahn seit dem Jahre 1895 eingeführten 3/5 
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gekuppelten G ö 1 s d o r f sehen Verbund - Tenderlokomotiven 
Serie 30 der k. k. Staatsbahnen. Dieselben sind symmetrisch 
mit vorderer und rückwärtiger radial einstellbarer Laufachse 
angeordnet, so daß sie, ohne gedreht zu werden, in beiden 
Richtungen gleich vorteilhaft verkehren können. Ihr Kessel 
besitzt eine Rostfläche von 2 '30 m*, 10*50 m* Heizfläche der 
Feuerbüchse und 144*50 m^ Gesamtheizfläche bei 13 Atmo- 
sphären Dampfspannung. Die beiden Verbundcylinder weisen 
Durchmesser von 0*520 m, beziehungsweise 0*740 m bei 
0*632 m Hub auf, und es wird durch ihre Größe in Ver- 
bindung mit dem geringen Treibraddurchmesser von 1 * 300 m 
eine genügend hohe Anzugskraft zum raschen Ingangsetzen 
der nach kurzen Intervallen anhaltenden Stadtbahnzüge ver- 
mittelt. Der feste Radstand der drei Kuppelachsen, von denen 
die dritte unter der Feuerkiste liegt und den Antrieb empfängt, 
mißt nur 2*900 m. Hiedurch und durch die voUkonmiene 
Einstellbarkeit der mit einem Gesamtradstande von 7 * 700 m 
vor den Gylindern und unter dem Führerstande disponierten 
Laufsachen wird das anstandslose Befahren der das Mindest- 
maß von 110 m Radius erreichenden Bahnkrümmungen er- 
möglicht. Der in üblicher Weise mit zwei Domen, zwei Coale- 
schen Sicherheitsventilen und langer Rauchkammer aus- 
gestattete Kessel weist 1*319 m inneren Durchmesser und 
eine mittlere Höhenlage von 2*500 m auf. Die an den Lang- 
seiten des Kessels angeordneten Wasserkasten nehmen 8 * 5 w'*, 
der am Führerstande befindliche Kohlenraum 2*5 m' auf. Das 
Gewicht der leeren Maschine beträgt 53 #, yoUausgerüstet 
wiegt sie 69*4 ^ und verfügt über ein Adhäsionsgewicht von 
43 ^, welches nahezu gleich auf den gekuppelten Achsen ver- 
teilt ist. Ihre Zugkraft berechnet sich zu 11.000 hg. 

Diese Lokomotiven haben sich in mehrjährigem, an- 
gestrengtem Dienste in jeder Beziehung bestens bewährt. Für 
die speziellen Zwecke und eigentümlichen Betriebsverhältnisse 
der Wiener Stadtbahn berechnet und in einer Zahl von weit 
über 100 im Betriebe stehend, dürften sie nach dem zu ge- 
wärtigenden Übergange vom Dampfbetriebe zur elektrischen 
Traktion bei derselben des geringen Fassungsraumes ihrer 
Munitionsbehälter und ihres bescheidenen Treibraddurch- 
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messers wegen einerseits auf normal betriebenen Hauptbahn- 
linien eine ihrer Leistungsfähigkeit und ihrem Anschaffungs- 
werte entsprechende Verwendung zumindest ohne eine durch 
Umbau zu erzielende Vergrößerung ihrer Kohlenräume nicht 
leicht finden können, während sie andererseits für Lokal- 
bahnen zu schwer sind. 

Fassen wir das über die Fortschritte des Österreichischen 
Lokomotivbaues Gesagte in Kürze zusammen, so gelangen wir 
zu dem Ergebnisse, daß für den eigentlichen Schnellzugs- 
dienst unter Anpassung desselben an die konkreten Betriebs- 
verhältnisse heute durchgehends gute, zum großen Teile so- 
gar vorzügliche Ausführungen zu Gebote stehen; daß in Be- 
zug auf Modernisierung des Lokomotivparkes auch für den 
Betrieb der gewöhnlichen Personenzüge seitens der Staats- 
bahnen in anerkennenswerter Weise Sorge getragen wird, 
während die Privatverwaltungen hierin weder selbst das 
wünschenswerte Tempo einschlagen, noch von der Aufsichts- 
behörde zu beschleunigter, zeitgemäßer Umgestaltung ihrer 
veralteten Fahrbetriebsmittel genötigt werden. Auf die un- 
genügende Qualifikation eines großen Teiles der letzteren 
sind nicht zum mindesten die unbestreitbaren Mängel zurück- 
zuführen, welche dem heutigen Personendienste in Oster- 
reich noch anhaften. Mit Rücksicht auf den Güterdienst müssen 
wir aber dem Bedauern Raum geben, daß dessen dringende 
Reform in Österreich durch den in Fachkreisen heute noch 
überwiegenden Mangel an Überzeugung betreffend das Wesen 
und die Aufgaben einer guten Güterlokomotive in folgen- 
schwerer Weise gehemmt wird. 



Als Kehrseite des anerkennenswerten Aufschwunges, 
welchen das Maschinenwesen der k. k. Staatsbahnen unleug- 
bar zu verzeichnen hat, möchten wir auf eine vielfach sich 
zeigende, geradezu unbegreifliche Planlosigkeit in der Ver- 
wendung einzelner Lokomotivkategorien hinweisen. So werden 
beispielsweise die für die wichtigen und hochbelasteten Schnell- 
züge der südlichen und westlichen Gebirgsstrecken erst seit 
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etwa drei Jahren zur Aufstellung gelangten, zu jeder Leistung 
und Geschwindigkeit durchaus befähigten 3/5 gekuppelten Ver- 
bundlokomotiven Serie 9 auch schon im Bereiche der k. k. 
Staatsbahndirektion Pilsen, und zwar vor den verhältnismäßig 
leichten und mit minimaler Fahrgeschwindigkeit verkehrenden 
Personenzügen der Strecke Pilsen-Dux verwendet. Sollte für 
diese ziemlich verkehrsschwache Nebenlinie in der Tat nicht 
eine Überzahl älterer, ihrer Bauart halber für den Dienst 
der Hauptstrecken nicht mehr empfehlenswerter, aber den 
hier verlangten Leistungen und Geschwindigkeiten immer noch 
gewachsener Maschinen zu Gebote stehen, und wäre es nicht 
besser, ab und zu Vorspann zu nehmen, als den allerneuesten, 
kostspieligen Konstruktionen, noch bevor sie für den ihnen 
eigentlich zugedachten Dienst in hinreichender Zahl vorhanden 
sind, völlig planlos eine Dienstleistung zweiten Ranges zuzu- 
weisen, in welcher sie ihre volle Ausnützung nicht finden 
können und ihr eminenter Vorteil daher illusorisch bleibt? 
Es ließe sich aus einem solchen Vorgange allenfalls auf das 
Bestehen der Absicht schließen, Fahrgeschwindigkeit wie 
Regelmäßigkeit des Zugsverkehrs auf der betreffenden Strecke 
wesentlich zu erhöhen: Weder das eine, noch das andere 
trifft aber zu. Oder aber derselbe könnte nur aus einem plötz- 
liehen Überströmen des jahrelang versagten und von der 
Regierung den Vertretungskörpern förmlich abgerungenen In- 
vestitionskredites erklärt werden. 

Im gleichen Direktionsbezirke finden ferner auf der zu 
den verkehrsärmsten und unrentabelsten Lokalbahnen zählenden 
Strecke Rakonitz-Petschau die neuen, mit Schlepptender ver- 
sehenen, 3/3 gekuppelten Verbund-Güterlokomotiven Serie 59 
mit 42 t Adhäsionsgewicht und 134'OOw^ Heizfläche neben 
und gleichzeitig mit entsprechenden leichten Tendermaschinen 
keineswegs etwa bloß in Ausnahmefällen, sondern im regel- 
mäßigen Betriebe der kaum 50 t schweren, mit 25 km Maxi- 
malgeschwindigkeit verkehrenden Personen- und gemischten 
Züge Verwendung. Man wäre geneigt, anzunehmen, daß diese 
kräftigen neuen Maschinen hinsichtlich ihrer Leistungsfähig- 
keit und Ökonomie selbstverständlich vor allem im schweren 
Güterdienste der Hauptlinien erprobt und ausgenützt werden 
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sollten, für welchen Zweck ihre Beschaffung offenbar erfolgt 
ist. Andererseits könnte der in die Geheimnisse einer k. k. 
Betriebsleitung nicht Eingeweihte der Meinung Raum geben, 
daß diese Behörde in dem leichten Betriebe so vieler Neben- 
linien und Lokalbahnen die äußerst erwünschte Gelegenheit 
begrüßen müsste, die für bescheidene Leistungen und ge- 
ringe Fahrgeschwindigkeiten immer noch hinreichend taug- 
lichen, in großer Menge übernommenen Maschinen aus frü- 
heren Perioden zu verwenden und auszunützen, wenn es für 
einzelne neue Lokalstrecken nicht rätlicher befunden wird, 
deren Zwecken eigens angepaßte, sehr ökonomisch arbei- 
tende leichte Tenderlokomotiven neu zu beschaffen. Die neue 
Schlepptendermaschine von 42 t Dienstgewicht auf der Lokal- 
bahn ist aber unter allen Umständen als eine Anomalie zu 
betrachten, welche weder vom Standpunkte des staatlichen 
Investitionsprogrammes, noch von dem der Betriebsökonomie 
gerechtfertigt werden kann. 

Sollten, was nicht ausgeschlossen erscheint, für derartige, 
keineswegs vereinzelt dastehende betriebstechnische Absurdi- 
täten etwa unumstößliche Rücksichten strategischer Natur aus- 
schlaggebend sein, so wäre das ein neuer Beleg für den 
stagnierenden Einfluß, den der Militarismus auf das gesamte 
Wirtschaftsleben ausübt, indem er nebst anderen Übeln, 
welche er im Gefolge hat, auch schlechte Bahnen baut und 
dieselben schlecht betreibt. Vielleicht ist es aber nur das zu 
weit getriebene System der Dezentralisation, welches der auf 
einheitlichen Grundsätzen basierten, rationelle Ziele verfol- 
genden Ingerenz der Zentralleitung bei den verschiedenen 
k. k. Staatsbahndirektionen mit Rücksichten lokaler oder per- 
sönlicher Natur entgegenwirkt. Der offenbar bestehende 
Mangel einer rationellen Auffassung des Betriebsdienstes, für 
welchen die berührten Erscheinungen Zeugnis ablegen, läßt 
es in der Tat nicht verwunderlich erscheinen, wenn die 
schließlichen Konsequenzen in dem so unerfreulichen finan- 
ziellen und volkswirtschaftlichen Gesamtbilde der k. k. Staats- 
bahnen zum Ausdrucke gelangen. 



3. Kapitel. 
Der Eisenbahn- Wagenbau in Österreich. 



W eit gebieterischer als die Forderung nach Abkürzung 
der Reisezeit durch Vervollkommnung der Traktionsniittel 
macht sich beim Publikum im allgemeinen das Verlangen 
nach möglichster Bequemlichkeit des Reisens geltend. Hieraus 
erklärt es sich, daß die Eisenbahnverwaltungen der Ver- 
besserung der zum Personentransporte dienenden Wagen 
mit Rücksicht auf die größtmögliche, den Reisenden zu 
bietende Annehmlichkeit ihr Augenmerk zuzuwenden sich 
vielleicht in einem höheren Grade bemüssigt sehen, als qs der 
Zweck der raschen Fortbewegung unmittelbar zu verlangen 
scheint. Umfaßt doch der weitaus überwiegende Prozentsatz 
aller Eisenbahnreisen eine so kurze Dauer und geringe Ent- 
fernung, daß neben den beiden Momenten Schnelligkeit und 
Sicherheit eine übertriebene Betonung der Bequemhehkeit 
wenig gerechtfertigt ist. Dennoch hat die öffentliche Meinung 
gebieterisch nach den denkbarsten Erleichterungen des Reisens 
verlangt und schon im Lokalverkehre die Grundlagen für den 
modernen Komfort der Fernfahrten und des internationalen 
Verkehres sich zu erstreiten gewußt. Die Gewohnheit hat 
sich des Errungenen bemächtigt, der Postwagen von anno 
dazumal rangiert für die moderne Anschauung unmittelbar 
hinter den Folterkammern des Mittelalters, man verlangt 
immer mehr und mehr, und will in den heutigen Eisen- 
bahnzügen rasch, gefahrlos und wohlfeil, man will vor allem 
aber bequem reisen. 
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Unter derartigen Einflüssen hat sich der Eisenbahn- 
Wagetibau in Osterreich den Fortschritten des Auslandes 
parallel nicht allein in der Richtung entwickelt, der stetig 
steigenden Frequenz und den gebieterischen Forderungen der 
Betriebssicherheit bei zunehmender Reisegeschwindigkeit ge- 
recht zu werden, sondern namentlich auch dem Reisenden 
alle erdenkliche Bequemlichkeit, ja sogar den Genuß eines 
gewissen Luxus zu bieten. Wird doch das Verlangen gestellt, 
ganze Reiche und Weltteile im Expreßzuge ohne Ermüdung 
durchqueren zu können. Die alten Goup6wagen mit der Un- 
beweglichkeit, zu welcher sie den Reisenden verurteilen, 
mußten den Wagen mit Seitengang weichen, welche neben 
den Vorteilen der ersteren den Insassen freie Beweglichkeit 
gewähren und die Gefahren der schon modern gewordenen 
Eisenbahnüberfälle vermindern. Durch die Verbindung der 
Seitengänge aller Wagen eines Zuges mit Hilfe bequemer und 
gesicherter Übergänge von einem Wagen zum anderen wurde 
die Möglichkeit der Zirkulation im ganzen Zuge und damit 
die Voraussetzung für die Einstellung von Luxus- und Speise- 
wagen in den großen Fernzügen geschaffen, welche dem 
Reisenden gestatten, seinen Tag in gewohnter Weise zu ver- 
bringen, während nachts der mit allem Komfort ausgestattete 
Schlafwagen ihn sein eigenes Lager leicht verschmerzen läßt. 
Die Aufenthalte derart ausgerüsteter Züge auf den Stationen 
werden auf die strikten Anforderungen des Betriebes ein- 
geschränkt, woraus sich eine Abkürzung der Reisedauer ergibt. 
Die Verbesserungen, welche an allen heutigen, namentlich 
aber den für rasche Fernfahrten bestimmten Eisenbahnwagen 
in Bezug auf die Anordnung der Achsen, Tragfedern, Kuppe- 
lungen u. s. w. vorgenonmien werden, dann die Einrichtung 
durchgehender Bremsen, sicher wirkender Notsignale, ver- 
besserter Heizapparate, sie bezwecken insgesamt neben dem 
denkbar höchsten Grade persönlicher Bequemlichkeit gleich- 
zeitig die Gewähr erhöhter Sicherheit und die Möglichkeit, 
die weitesten Entfernungen noch rascher als bisher durcheilen 
zu können. 

Österreich-Ungarn braucht in Bezug auf die Einrich- 
tung und Ausstattung der dem Personentransporte dienenden 
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Eisenbahnwagen den Vergleich mit dem Auslande nicht zu 
scheuen. Im Gegenteil, es vermag gegenüber manchen hoch- 
entwickelten Kulturstaaten in diesem Sinne den Vorzug be- 
sonderer Bequemlichkeit des Reisens für seine Eisenbahnen 
in Anspruch zu nehmen. Zur Verbesserung der Personenwagen 
hat man hier schon vor zwei Dezennien einen entscheidenden 
Schritt gethan und die Einführung der Wagen mit Seitengang 
im Prinzipe durchgeführt, während man sich anderenorts noch 
lange mit dem Systeme der Coup6wagen begnügte und sie 
zum großen Teile auch heute noch beibehält. Man entschloß 
sich dazu, trotzdem die ausgedehnte Verwendung der Durch- 
gangswagen den Bahnen sowohl ihres namhaften Mehr- 
gewichtes, als der notwendig gewordenen Zurückstellung zahl- 
reicher alter, aber noch brauchbarer Personenwagen wegen 
empfindliche finanzielle Opfer auferlegte. Man ging vor allem 
daran, sämtliche Schnellzüge mit den neuartigen Wagen 
auszurüsten, welche mit besonderer Rücksicht auf Bequem- 
lichkeit und Eleganz gebaut und durchgehends mit der seit 
Beginn der achtziger Jahre zur Einführung gelangten Hardy- 
schen Vakuumbremse versehen wurden. Heute sind die Goupe- 
wagen auch schon aus den wichtigeren Personenzügen der 
k. k. Staatsbahnen und jenen mancher privaten Linie ver- 
schwunden und führen zumeist abseits der großen Verkehrs- 
routen auf Seitenlinien ein beschauliches Dasein. 

Das erhöhte Gewicht der Personenwagen mit Seiten- 
gang erfuhr im Laufe der letzten Jahre eine noch weit er- 
heblichere Steigerung durch die von den Staatsbahnen aus- 
gegangene Einführung vierachsiger, auf zwei Drehgestellen 
ruhender Wagen, wie solche zuerst in den Luxuszügen zwischen 
Wien und Karlsbad liefen, bald aber in einfacherer Aus- 
stattung auch für die bedeutenderen gewöhnlichen Schnell- 
züge in Dienst gestellt wurden. Den etwa 8 t wiegenden ehe- 
maligen Coup6wagen gegenüber bedeutete das 30 t oft über- 
schreitende Gewicht dieser allermodernsten Eisenbahnfahr- 
zeuge bei ihrem ungefähr verdoppelten Fassungsraume eine 
überaus schwerwiegende Erhöhung der auf jeden einzelnen 
Reisenden entfallenden Tara. 



J 
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Die Betriebsökonomie und die technische Unmöglichkeit, 
.Wagenzüge von noch höherem Gewichte mit der verlangten 
Geschwindigkeit zu befördern, setzen etwaigen weiteren Ver- 
suchen, jenes bei Personenzügen schon so ungünstig gewor- 
dene Verhältnis der Nutzlast zum toten Gewichte einem 
übertriebenen Verlangen nach Bequemlichkeit und Luxus zu- 
liebe noch schlechter und der Zweckbestimmung der Trans- 
portanstalten dadurch mittelbar widersprechend zu gestalten, 
ohne Zweifii ein gebieterisches Halt entgegen. Erreichen doch 
die heutigen Schnellzüge bereits 250 — 300 t Bruttogewicht 
exklusive Maschine und Tender. Dabei sollen sie mit 
Geschwindigkeiten von 90 Jcm/St und darüber gefahren 
werden. Wenn die in Osterreich mehr als anderswo den 
Betrieb erschwerenden, ungünstigen Bahnprofile diese Ge- 
schwindigkeit in der Regel auch nicht zulassen, und überdies 
aus Verkehrs- oder Betriebsrücksichten ein häufiges Anhalten 
selbst der Schnellzüge unausweichlich erscheint, so werden 
dennoch an die Leistungsfähigkeit der Zugslokomotiven hohe 
Anforderungen gestellt, der eigentliche Charakter des Schnell- 
zuges geht aber nur zu leicht verloren, und der Reisende 
klagt nicht mit Unrecht über langsame Beförderung. Muß 
demzufolge die Zugförderung gegen ein allzu starkes An- 
wachsen des Wagen- und Zugsgewichtes ein entschiedenes 
Veto einlegen, so spricht allerdings die Betriebssicherheit den 
neuartigen Wagen das Wort, indem die letzteren ihrer Bau- 
art zufolge nicht allein bei den höchsten Fahrgeschwindig- 
keiten einen ruhigen Gang bewahren, sondern auch bei Be- 
triebsunfällen weit wirksameren Widerstand gegen ihre Zer- 
trümmerung bieten, als es bei den früheren, viel leichter ge- 
bauten Wagen der Fall war. Außerdem hat aber die heutige, 
unstreitig übertriebene Ausgestaltung des Baues der Personen- 
wagen das Gute im Gefolge gehabt, daß sie fördernd auf den 
Lokomotivbau eingewirkt und die Konstrukteure gezwungen 
hat, der unter der gegebenen Prämisse der Spurweite er- 
reichbaren Leistungsfähigkeit der Lokomotive unter gleich- 
zeitiger Herabminderung des relativen Brennstoffverbrauches 
mit mehr oder weniger Geschick und Erfolg nachzu- 
streben. 
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Gestatten die schweren Wagen bei gut besetzten Zügen 
eine ökonomisch noch halbwegs zufriedenstellende Ausnützung, 
so tritt das Mißverhältnis zwischen Vehikel und Nutzlast, 
welches schon seit den ersten Anfängen der Lokomotiveisen- 
bahnen für deren Finanzrechnung eine so verhängnisvolle Be- 
deutung erlangt hat, naturgemäß dort erst ins volle Licht, 
wo die Personenfrequenz eine relativ oder absolut geringe 
ist. Der Umstand nun, daß namentlich viele österreichischen 
Eisenbahnlinien in dieser Hinsicht den Betrieb , nicht allein 
mit den modernen, sondern sogar schon mit relativ leichten 
Personenwagen nicht vertragen, weil der für die Beförderung 
des Brutto erforderliche Aufwand zu den Einnahmen aus dem 
Personentransporte nicht in Einklang zu bringen ist, macht 
den letzteren so häufig zum wahren Schmerzenskinde der 
ihren Aktionären hohe Dividenden versprechenden Privat- 
verwaltungen und trägt nicht zum geringsten Teile die Schuld 
an den, den Staatshaushalt so empfindUch berührenden, finan- 
ziell höchst unbefriedigenden Ergebnissen des mit verkehrs- 
armen Linien mehr als wünschenswert bedachten österrei- 
chischen Staatseisenbahnbetriebes.* 

Ein Aufgeben jeher Grundlagen, welche Bequemlichkeit 
und Sicherheit für den Bau von Eisenbahn-Personenwagen 
vorgezeichnet haben, wäre gleichbedeutend mit technischem 
wie kulturellem Rückschritte. Aber in einer gewissen Hinsicht 
ist die Rückkehr zu einfacheren Betriebsformen möghch und 
wäre in der Tat als eine Reform zu begrüßen. Andere, in 
erster Reihe stehende Kulturstaaten haben diesen Schritt in 
der richtigen Erkenntnis bereits getan, daß die konven- 
tionelle Vielteiligkeit des Eisenbahn-Personentransportes seiner 
volkswirtschaftlichen Bedeutung nicht notwendig zu eigen 
sei und die letztere mit der finanziellen Frage unbedingt in 
Kollision bringen müsse. Ungeachtet der Dichte seines Per- 
sonenverkehrs, welche den auf österreichischen Bahnen er- 
reichten Durchschnitt weitaus übertrifft, hat Belgien sich zur 
Einschränkung der üblichen drei Wagenklassen auf deren 
zwei und Abschaffung der ersten Klasse für gewöhn- 
liche Züge entschlossen. 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daiJ eine ähnliche Maß- 
regel überall den Widerspruch jener Kreise hervorrufen wird, 
welche ihrem Wohlstande oder ihrer sozialen Stellung ein 
besonderes Anrecht auf Exklusivität zu verdanken meinen, 
ja daß sie in Österreich bei der Bedeutung, welche die 
erste Wagenklasse für die oberen Zehntausend hier erlangt 
hat, letzteren besonders feindselig, zwecklos und nur auf radi- 
kale Gleichmacherei gerichtet erscheinen müßte. Wer jedoch 
objektiv zu urteilen gewohnt ist, wird die eminente Begrün- 
dung einer solchen Einschränkung und deren hohe Wichtig- 
keit für die Betriebsrechnung gerade der österreichischen 
Eisenbahnen vollauf zu würdigen wissen. Man erwäge doch 
nur, welche Zahl von Coupes und ganzen Wagen erster Klasse 
hier Tag für Tag nur zum geringsten Teile besetzt oder 
völlig leer auf allen Strecken hin- und hergefahren wird, und 
wie gering verhältnismäßig der Prozentsatz jener Züge ist 
—7 es handelt sich hier tatsächlich nur um die bedeuten- 
deren Schnell- und Expreßzüge des inländischen wie des 
internationalen Verkehrs — , welche eine vom betriebsfinan- 
ziellen Standpunkte halbwegs befriedigende Ausnützung der 
vorhandenen Sitzplätze erster Klasse aufweisen ! Man berück- 
sichtige ferner die Ziffern der Verkehrsstatistik, welche für 
das Jahr 1900 ergab, daß auf sämtlichen österreichischen 
Eisenbahnen zusammen die Zahl der Passagiere erster 
Klasse nicht mehr als 0'lb% von der Gesamtzahl der be- 
förderten Reisenden ausmachte. Man bedenke schließlich, wie 
durch die Verpflichtung zur Einstellung dreier Wagenklassen, 
von welcher die Verwaltungen in Ansehung der ersten Klasse, 
abgesehen von der Wiener Stadtbahn, nur auf Lokalbahn- 
strecken oder bei Sekundärzügen der Hauptlinien losgezählt 
zu werden pflegen, das Bruttogewicht der Personen führenden 
Züge in einer Weise gesteigert wird, welche auf schwach 
frequentierten Strecken mit zu einer Ursache des finanziellen 
Mißerfolges werden kann, bei lebhaftem Personenverkehre 
auf starken Steigungen das Problem der Zugförderung aber 
immer schwieriger gestaltet. Das angesichts der konkreten Un- 
möglichkeit einer weiteren Belastung oder Vermehrung der 
Züge bei einzelnen stark frequentierten Schnellzügen ergriffene 

5 
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Auskunftsmittel, die Beförderung von Reisenden der dritten 
Wagenklasse zu gewissen Perioden des Jahres auszuschließen, 
beziehungsweise sie nur unter gewissen Beschränkungen zu- 
zulassen, muß als ein verkehrspolitischer Mißgriff bezeichnet 
werden, dem gegenüber die prinzipielle Auflassung der ersten 
Wagenklasse wohl vereinzeltem Widerspruche begegnen, je- 
doch keinem sachlich begründeten volkswirtschaftlichen Be- 
denken unterliegen würde. 

Diese Auflassung hätte sich auf sämtliche Personen- 
und die gewöhnlichen Schnellzüge zu erstrecken. Bei Neu- 
einstellung von Personenwagen oder Adaptierung schon be- 
stehender würde es keinem Anstände unterliegen, die Wagen 
zweiter Klasse sukzessive annähernd mit der den Coupes erster 
Klasse eigenen Bequemlichkeit auszustatten, von welchen sie 
sich nur in Bezug auf die vermehrte Sitzzahl — acht gegen 
sechs Sitze pro Coupö — zu unterscheiden hätten. Hiebei 
würden die Reisenden zweiter Klasse gewinnen, die relativ 
geringe Zahl derer, denen für ihr Geld ein erhöhter Grad 
von Reisebequemlichkeit nicht zu teuer erkauft ist, würde 
unter dieser Reform im großen ganzen nicht viel verlieren, 
wenn den letzteren — was die unerläßliche Voraussetzung 
bilden müßte — für die entfallende erste Klasse ein voll- 
wertiger Ersatz in den auf allen Hauptlinien in Verkehr zu 
setzenden, nur gegen einen Zuschlag zum normalen Fahrpreise 
zu benützenden Expreß- und Luxuszügen geboten würde. 
Diese Züge wären, wie es gegenwärtig schon der Fall ist, aus 
lauter gleichartigen Schlaf-, Salon- und Speisewagen zusammen- 
zustellen und mit allem wünschenswerten Komfort auszustatten. 
Nachdem die erhöhte Bequemlichkeit der ersten Wagenklasse 
im Lokalverkehre weniger ins Gewicht fällt und die ver- 
wöhnteren Reisenden in der Regel für Fernfahrten doch nicht 
die langsamen Personenzüge zu benützen pflegen, wäre die 
Durchführung des angeregten Prinzipes in Österreich praktisch 
mit verhältnismäßig geringer Benachteiligung der speziell 
interessierten Kreise verbunden. Ein weiterer Ersatz für die 
erste Wagenklasse ließe sich unter den in Osterreich üblichen 
Verhältnissen, welche eine VoUausnützung der vorhandenen 
Sitzplätze in der Regel nicht kennen und im lobenswerten 



— 67 — 

Gegensatze zu manchen anderen Ländern im allgemeinen auch 
nicht anstreben lassen, dadurch einräumen, daß es für jeder- 
mann reglementarisch zulässig erklärt würde, ein ganzes Coup6 
zweiter Klasse zu acht Plätzen gegen Entrichtung der Gebühr 
für sechs, ein halbes zu vier gegen Bezahlung von drei Plätzen 
zu mieten und ungehindert zu benützen. 

Das praktische Amerika ist noch um einen Schritt weiter 
gegangen und kennt in seinen gewöhnlichen Zügen überhaupt 
keinen Unterschied der Wagenklasse. Dafür gewährt dasselbe 
in seinen Spezial- und Expresszügen den wohlhabenden 
Reisenden gegen Entrichtung eines erhöhten Fahrpreises alle 
erdenkliche Bequemlichkeit, wie das Durchmessen der un- 
geheueren Entfernungen sie wünschenswert macht, und hat 
mit der Einrichtung seiner »Pulman-cars« den europäischen 
Schlafwagen und Luxuszügen als Vorbild gedient. Treiben 
wir die Konsequenz nicht so weit, wie das demokratische 
Amerika, welches den tabakkauenden oder Dampf wölken 
hervorqualmenden Arbeiter mit dem Angehörigen besserer 
Stände, welchem andere Lebensbedürfnisse zu eigen sind, 
zusammenpfercht, ahmen wir den dortigen Eisenbahnbetrieb 
jedoch in Bezug auf den Grundsatz der Trennung des ge- 
wöhnlichen Verkehres von jenem der Luxusreisenden nach 
und verzichten wir darauf, zum ökonomischen Schaden des 
Betriebes in einer und derselben Zugsgattung den verschieden- 
artigsten Anforderungen gerecht werden zu wollen. 

Die auf einigen Staatsbahnlinien in Galizien aufrecht er- 
haltene Führung der vierten Wagenklasse könnte nur 
insofern gebilligt werden, als sie der Absicht entspräche, eine 
besonders wohlfeile Fahrgelegenheit für die mittellosen Be- 
völkerungskreise zu bieten, und sich dementsprechend als eine 
Tarif ermäßigung für die dritte Klasse darstellte, keineswegs 
aber insoweit sie die Gliederung des Personentransportes in 
technischer und tarifarischer Beziehung noch vielteiliger ge- 
staltet. 



Um noch in Kürze die zum Gütertransporte dienenden 
Wagen zu berühren, muß, wenn man von Spezialwagen für 
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besondere Zwecke absieht, in Bezug auf die gewöhnlichen 
Kasten-, Kohlen- und Bordwagen hervorgehoben werden, daß 
selbst bei Neubeschaffungen die Beschränkung ihres Fassungs- 
raumes auf das bisher übliche Maß und ihres Ladevermögens 
auf eine Tragfähigkeit von 10 oder höchstens 12 t, ungeachtet 
der sich anderenorts zeigenden Tendenz nach Vergrößerung 
der Güterwagen und Erhöhung ihres Ladegewichtes, heute in 
Österreich immer noch die Regel bildet, und die Einführung 
wesentlich vergrößerter Güterwagen, wenn überhaupt ernst- 
lich geplant, sich hier kaum in einem fortgeschritteneren 
Stadium als dem vorbereitender Versuche befindet. Die Er- 
örterung der betriebstechnischen, ökonomischen und allgemein 
wirtschaftlichen Vorteile großer Güterwagen bleibt einer 
späteren Stelle vorbehalten. Hier mag nur das Bedauern Platz 
finden, daß die Fortschritte im Bau und in der Ausrüstung 
der Personenwagen in Österreich von einer zeitgemäßen 
Umgestaltung der dem Frachtentransporte dienenden Fahr- 
zeuge bisher nicht begleitet werden, und daß die Anregung 
hiezu in den zunächst beteiligten Kreisen heute kaum einer 
ernstlichen Würdigung begegnet. 



i 



4. Kapitel. 
Der Betrieb. 



üjine bekannte, keineswegs jedoch entsprechend gewürdigte 
Erscheinung im Betriebe der österreichischen Eisenbahnen 
ist der Mangel an Pünktlichkeit, unter welchem sich 
derselbe vollzieht. Zugsverspätungen stehen in Osterreich auf 
der Tagesordnung. Verkehrt aber ein Zug wirklich einmal 
fahrplanmäßig, was oft mehr dem Zufall als einer ziel- 
bewußten Tätigkeit der kompetenten Organe zugeschrieben 
werden könnte, so wird er höchst wahrscheinlich noch vor 
Eintreffen in der Endstation durch einen verspäteten Gegen- 
zug aufgehalten und dadurch selbst verspätet werden. Es ist 
in der Tat keine Voreingenommenheit oder Übertreibung, 
wenn wir die Behauptung wagen, daß, wenn nicht allgemein, 
so doch auf gewissen Strecken und zu gewissen Zeitperioden 
Abweichungen vom Fahrplane die Begel, strenge Beobachtung 
desselben die Ausnahme bildet. Diese gewiß nicht leichtsinnig 
erhobene Anklage stützt sich auf langjährige, gewissenhafte 
und eingehende Beobachtung. Wenn diesbezüglich der Betrieb 
in jüngster Zeit im allgemeinen vielleicht eine Wendung zum 
Besseren genommen hat, so wäre es im Interesse des öster- 
reichischen Eisenbahnwesens nur zu wünschen, daß dies 
keinem bloßen Walten zufälliger Umstände, sondern der 
wachsenden Erkenntnis von der Bedenklichkeit des bisherigen 
Zustandes zuzuschreiben sei, und wir wären die ersten, es 
mit rückhaltsloser Anerkennung zu begrüßen, daß die 
folgenden Ausführungen durch die ernstgemeinte Initiative der 
unmittelbar verantwortlichen Stellen in Hinsicht auf die An- 
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bahnung einer dauernden Reform des Betriebsdienstes über- 
holt worden seien. Sie wären dann nur in der Absicht nieder- 
gelegt, einer Wiederkehr des teilweise überwundenen Zu- 
standes vorbeugend entgegenzutreten. 

Klagen über Verkehrsunregelmäßigkeiten prallen in 
Osterreich nur zu gewöhnlich an der allzu laxen Auffassung 
der Eisenbahnbediensteten ab. Als ein Phantast erscheint, wer 
so naiv ist, pünktliches Verkehren der Züge zu erwarten. 
Während in Deutschland ein Bahnhofsvorsteher schon über 
eine Verspätung von drei Minuten zu wettern imstande ist, 
läßt die österreichische »Gemütlichkeit« derartiges nicht zu, 
und das allgemeine Gehenlassen, welches niemandem wehe 
tun, sich aber auch selbst jeden Aufwand von Energie er- 
sparen möchte, äußert seinen schädigenden Einfluß auf das 
öffentliche Verkehrswesen, wo es nicht selten schon ver- 
hängnisvoll geworden ist. Verspätungen von 5 — 10 Minuten, 
ja selbst darüber, werden in der Regel kaum beachtet ; die 
Züge verkehren angeblich »zur Zeit«, und wenn im Gegen- 
satze zu den Eisenbahnen des Deutschen Reiches, wo schon 
jede 5 Minuten betragende Verspätung bei Schnellzügen dem 
Ministerium angezeigt und gerechtfertigt werden muß, keine 
österreichische Behörde sich selbst bei den wichtigsten Zügen 
um die Aufrechthaltung der Verkehrsregelmäßigkeit ernstlich 
zu bekümmern scheint, so muß überdies eine ad hoc ver- 
gewaltigte Verkehrsstatistik den Schleier der beliebten Ver- 
tuschung über der offenkundigen Mißwirtschaft ausbreiten. 

Die vorgeschriebene Anzeige an die k. k. General- 
inspektion der österreichischen Eisenbahnen und die periodische 
VeröffentUchung aller stattgefundenen Verspätungen bei Per- 
sonen führenden Zügen im »Verordnungsblatt für Eisenbahnen 
und Schiffahrt« müssen zumindest als durchaus unzureichend 
und ein entstelltes Bild der Verkehrsregelmäßigkeit gebend 
bezeichnet werden. Finden doch ledighch die bedeutenderen 
Verspätungen überhaupt eine Erwähnung, und bleiben solche 
bei schnellfahrenden Zügen bis einschließhch 10 Minuten, bei 
Personenzügen bis einschließlich 20 Minuten, bei gemischten 
Zügen bis einschließhch 30 Minuten statistisch ganz und gar 
unberücksichtigt und in der Regel wohl auch dienstlich un- 
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beanstandet! So wird durch die Verkehrsstatistik selbst 
gewissermaßen ein Freibrief für die gewöhnlichen Verkehrs- 
unregelmäßigkeiten ausgestellt. 

Gewiß kommen Zugsverspätungen in allen Ländern vor, 
denn ein idealer Grad von Regelmäßigkeit im Eisenbahn- 
betriebe läßt sich nirgends erreichen, weil derselbe nicht 
allein zu Zeiten mit allerhand außerhalb der menschlichen 
Einflußsphäre liegenden außerordentlichen Einwirkungen, 
sondern selbst unter normalen Verhältnissen mit gewissen 
Störungen zu rechnen hat, welche in seiner Natur selbst und 
in der UnvoUkommenheit der Verkehrsmittel ihre Ursache 
haben. Es handelt sich aber um die Beantwortung der Frage, 
welcher Grad von Regelmäßigkeit im Eisenbahnbetriebe vom 
Publikum billigerweise verlangt und seitens der Eisenbahnen 
gewährt werden kann, wenn man die Ordnung ernstlich haben 
will und sich nicht damit begnügt, unter Hinweis auf die an 
anderen Orten bestehenden mißlichen Zustände das selbst- 
erzeugte Produkt von Schlendrian und Gewohnheit als den 
Gipfel des Erreichbaren hinzustellen. 

Fragen wir nun, wo die Schuld an diesem beklagens- 
werten Mangel des österreichischen Eisenbahnbetriebes liegt, 
so müssen wir vor allem auf das reisende Publikum selbst 
hinweisen. Ungeachtet der 60jährigen Herrschaft des Dampfes 
wiegt sich der Durchschnitts - Österreicher immer noch in 
unglaublicher Unkenntnis aller das Eisenbahnwesen be- 
treffenden Fragen und ist sich heute noch nicht bewußt ge- 
worden, was er von den öffentlichen Verkehrsanstalten fordern 
darf. Gewohnt, von der Behörde bevormundet, überwacht, ge- 
leitet und der selbständigen Initiative enthoben zu werden, 
fügt er sich ganz besonders bei Benützung der Eisenbahn in 
die passive Rolle des Zahlens, Wartens und — Schweigens. 
Der »gemütliche« Volkscharakter und ein nicht zu leugnender 
Grad von Indolenz tragen bei, daß man die Eisenbahn ruhig 
schalten und walten läßt. Rafft sich ein Biedermeier wirklich 
einmal zu einem Ausbruche der Entrüstung gegenüber der 
Eisenbahnverwaltung auf, so sind es gewiß entweder Lappalien 
oder ganz und gar unmögliche Forderungen, welche er dem 
Beschwerdebuche anvertraut. Unter solchen Umständen er- 
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scheint jede energischere Wahrung der Ansprüche des Publikums 
den Organen der Eisenbahn nur zu leicht als eine unberufene 
Einmischung. Es wird diesen leicht, sich auch über berechtigte 
Forderungen hinwegzusetzen und dem Passagier oder Ver- 
frachter, deren oft sauer erworbenem Gelde die Eisenbahn 
ihre Existenzmöglichkeit dankt, den Glauben zu nehmen, daß 
sie ein Wort mitzusprechen befugt seien. 

Wäre sich das große Publikum halbwegs bewußt, welche 
Gefahr für seine persönliche Sicherheit das Einreißen der 
Unordnung im Eisenbahnbetriebe in sich birgt, es würde der- 
selben mit weit weniger Gleichmut zusehen und selbst eine 
gewisse Kontrolle der Ordnung auf sich nehmen. Bei der 
geringsten Unregelmäßigkeit im Zugsverkehre liegen die Auf- 
rechthaltung, beziehungsweise die Abänderung des Fahrplanes, 
die Verlegung von Kreuzungen und Überholungen in der 
Hand des diensthabenden Verkehrsbeamten. Wenn diese Fälle 
auch durch strenge Normen über die Rangordnung der Züge 
geregelt sind, so bieten sich, wie traurige Erfahrungen lehren, 
doch nur zu leicht Anlässe zu Mißverständnissen und un- 
richtiger Auslegung der Vorschriften. Nicht jeder junge, kaum 
der Schulbank entwachsene Stationsassistent hat mit seinem 
Eintritte in den exekutiven Dienst auch schon die Fähigkeit 
erlangt, klar zu denken und folgerichtig zu handeln. Die Dis- 
positionen, welche er in kritischen Augenblicken, oft unter 
dem Drange vielfältiger Dienstesverrichtungen, unter dem 
physischen Einflüsse der Übermüdung und dem psychischen 
der schweren Verantwortlichkeit, zu treffen genötigt ist, ent- 
behren nur zu leicht der unabweislichen Gewähr für die 
Zweckmäßigkeit und Sicherheit. Auch die Tätigkeit des 
übrigen, im äußeren Verkehrsdienste stehenden Personals, der 
Lokomotivführer, Zugsbegleiter, der Streckenwächter und 
Weichensteller, kann nur dann einen beruhigenden Grad von 
Zuverlässigkeit erlangen, wenn jedem einzelnen der geordnete 
Zugsverkehr gleichsam in Fleisch und Blut übergegangen ist, 
wenn der eine weiß, in welcher Station er mit einem Zuge 
zu kreuzen oder einem solchen vorzufahren hat, der andere, 
zu welcher Stunde und Minute ein Zug zu erwarten ist, der 
dritte, wann Zug X auf das Hauptgeleise, die Züge Y und Z 
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auf das Nebengeleise zu dirigieren sind u. s. w. Um die Betriebs- 
sicherheit auf die Intelligenz allein gründen zu können, müßte 
eine Auswahl unter der geringen Zahl fähiger Individuen mög- 
lich sein. In dem Heere von Bediensteten jedes Bildungs- und 
Fassungsgrades aber, dessen die Eisenbahn zur Bewältigung 
ihrer Aufgaben bedarf, kann nur die aus der Ordnung hervor- 
gegangene Macht der Gewohnheit ein halbwegs verläßliches 
Resultat verbürgen. Jede Störung in dem so überaus empfind- 
lichen Getriebe der Eisenbahn bedingt das Eingreifen des Uhr- 
machers : verhältnismäßig nur wenige Glieder dieses Organis- 
mus verfügen aber über jenen Grad von Intelligenz, der sie 
befähigen würde, über die rein mechanische, gewohnheits- 
mäßige Teilnahme am normalen Gange hinaus für das irgend- 
wie gestörte Werk den verständigen Meister abzugeben. 

Aus den behördlichen Erhebungen anläßlich stattgehabter 
Eisenbahnunfälle läßt sich feststellen, daß für die weitaus 
überwiegende Zahl derselben als primäre Entstehungsursache 
irgend eine Verkehrsunregelmäßigkeit gelten kann. Diese ge- 
langt in ihren weiteren Konsequenzen an einen Punkt, wo 
das geringste Versäumnis eines übermüdeten oder wenig 
urteilsfähigen Organes den letzten und unmittelbaren Anlaß 
zu einer Katastrophe bildet. Daß bei Darstellung des Falles 
der öffentlichen Meinung ein Sündenbock unterschoben zu 
werden pflegt, kann den tiefer Blickenden nicht täuschen. 
Wenn irgend ein untergeordnetes Organ allzu hart gestraft, 
mit einer brotlosen Familie nur zu häufig als Opfer fällt, so 
fordert die Gerechtigkeit, in erster Reihe die Verwaltung selbst 
zur Verantwortung zu ziehen, welche den gewohnheitsmäßigen 
Schlendrian und das Bagatellisieren der Unordnung durch 
Duldung groß zieht. Nirgends so sehr als im Eisenbahnbetriebe 
bewährt sich in verhängnisvollerer Weise der Grundsatz, daß 
allzu häufig unbedeutende Ursachen große Wirkungen hervor- 
bringen. Eine Minute ist nicht belanglos, wenn sie in die 
Ordnung eine Bresche zu legen imstande ist. 

Dem Publikum steht aber auch — und das wird so 
leicht übersehen — ein förmlicher Rechtsanspruch auf 
Einhaltung der Fahrpläne zu. Die Benützung der öffentlichen 
Verkehrsanstalten durch die Parteien, mag es sich um Güter- 
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oder Personenbeförderung handeln, stellt sich als entgeltliches 
Rechtsgeschäft dar. Als solches unterliegt sie außer den Be- 
stimmungen des Betriebsreglements auch den unveräußer- 
lichen Grundsätzen des bürgerlichen Gesetzbuches über das 
Vertragsverhältnis, durch welche für beide Kompaziszenten 
Rechte und Pflichten statuiert werden. Fassen wir das Ver- 
hältnis des Reisenden zur Bahn ins Auge, so hat jener un- 
zweifelhaft die Pflicht, den tarifmäßigen Fahrpreis zu ent- 
richten und die kundgemachten Betriebsvorschriften zu beob- 
achten ; dafür erlangt er das Recht, nach den reglementarischen 
Bestimmungen in jener Wagenklasse und mit jener Zugs- 
gattung, für welche sein Fahrbillet gilt, nicht minder aber 
auch nach den Bestimmungen des öffentlich verlautbarten 
Fahrplanes befördert zu werden. Die Eisenbahn hingegen ist 
berechtigt, die Transportgebühren einzuheben, wofür sie die 
Verpflichtung übernimmt, den Reisenden in obigem Sinne zu 
befördern. Dem Fahrplane konamt hiebei eine wesentliche Be- 
deutung zu. Bietet derselbe dem Reisenden doch die einzige 
Möglichkeit, seine Route zu wählen, und es kann die Errei- 
chung eines wichtigen Anschlusses oder die Wahrscheinlich- 
keit des rechtzeitigen Eintreffens am Bestimmungsorte für den 
Entschluß zum Antritte der Reise überhaupt oder auf einer 
bestimmten Strecke ausschlaggebend sein. Das Vertrags- 
verhältnis ist mit Entrichtung des Fahrpreises und Über- 
gabe der Fahrkarte perfekt, und es gewährt dasselbe dem 
rechtmäßigen Inhaber der letzteren der Eisenbahn gegenüber 
zweifellos das Recht auf Schadenersatz, falls die vertrags- 
mäßige Beförderungsweise aus irgend einem Grunde, den Fall 
einer »vis major« ausgenommen, nicht eingehalten wurde. 
Der im § 26 des »Betriebs-Reglements für die Eisenbahnen 
der im Reichsrathe v-ertretenen Königreiche und Länder« vom 
10. Dezember 1892 enthaltenen Bestimmung, wonach »ver- 
spätete Abfahrt oder Ankunft der Züge keinen Anspruch gegen 
die Eisenbahn begründet«, kann in ihrer allgemeinen Fassung 
demnach eine rechtliche Geltung nicht beigemessen werden, 
weil die Grundsätze des bürgerlichen Gesetzbuches als der 
für die Beurteilung des Vertragsverhältnisses und der recht- 
lichen Verpflichtung zur Schadloshaltung maßgebenden Norm 
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durch eine einfache Ministerialverordnung, wie sie das Be- 
triebsreglement darstellt, nicht ohne weiteres umgestoßen 
werden können. Wie widerspruchsvoll erscheint doch die hier 
zum Ausdrucke gelangte souveräne Ablehnung jeder Verant- 
wortlichkeit einerseits gegenüber der Strenge des Haftpflicht- 
gesetzes vom 5. März 1869 andererseits, welches die Eisen- 
bahnen für Verletzungen und Tötungen von Personen unter 
Annahme einer Rechtsvermutung vom Verschulden der Unter- 
nehmung unbedingt haftbar macht, insolange die letztere nicht 
den Beweis des Gegenteiles erbringt, und welches dadurch 
den juristischen Begriff von der Pflicht zum Schadenersatze 
in sehr anfechtbarer und unbilliger Weise zum Nachteile 
der öffentlichen Verkehrsanstalten erweitert! 

An der häufig zutage tretenden Unregelmäßigkeit des 
Verkehres auf den Eisenbahnen überhaupt und den öster- 
reichischen im besonderen in erster Reihe schuldtragend und 
für dieselbe unmittelbar verantwortlich muß das im exe- 
kutiven Dienste stehende Personal sämtlicher Rangstufen 
angesehen werden. Ohne einen Vergleich mit den anderen- 
orts bestehenden Verhältnissen anstellen zu wollen, läßt sich 
doch nicht bestreiten, daß sich hierzulande vielfach der For- 
derung nach Aufrechthaltung der strengsten Regelmäßigkeit 
im Zugsverkehre gegenüber eine beklagenswerte Gleichgültig- 
keit kundgibt. Ein geduldiges Hinnehmen von Seite des Publi- 
kums rechtfertigt noch lange nicht den gleichen Vorgang 
seitens der mit der schweren Verantwortung für die Ordnung 
und Sicherheit betrauten Organe des Verkehrsdienstes und 
der Aufsichtsbehörde. Es muß unbedingt als die Pflicht jedes 
diensthabenden Verkehrsbeamten bezeichnet werden, bei ver- 
spätet einfahrenden Zügen der Ursache der Verspätung nach- 
zuforschen, Zugsführer und Lokomotivpersonal auf dieselbe 
aufmerksam zu machen, sie im Stundenpasse zu vermerken 
und eventuell zu rügen und die tunlichste Ausgleichung der 
Unregelmäßigkeit nicht allein durch Beschleunigung der Mani- 
pulation und Kürzung der Aufenthaltsdauer selbst zu ermög- 
Uchen, sondern auch die vorgeschriebene Anwendung der so- 
genannten »kürzesten Fahrzeiten« in solchen Fällen zu über- 
wachen, damit, namentlich vor Kreuzungs- oder Überholungs- 
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Stationen, baldmöglichst wieder die Normalität der Fahrt 
hergestellt werde. 

Tagtäglich hat man aber zu beobachten Gelegenheit, wie 
die Verspätung eines Zuges vom diensthabenden Beamten als 
ein ganz gewöhnliches, ja geradezu selbstverständliches Vor- 
kommnis angesehen zu werden pflegt. Wenn eine gleich 
laxe Auffassung der Pflicht und Unerläßlichkeit der Ord- 
nung bei den vorgesetzten Behörden und den Organen der 
k. k. Generalinspektion nicht bestünde, würde es diesen nicht 
allzu schwer fallen, jeder Indolenz und Nachlässigkeit, wo 
immer sie sich findet, durch strenges und zielbewusstes Ein- 
greifen entgegenzutreten. Den eingewurzelten Mißständen 
gegenüber aber eine Vogel Strauß -Politik zu treiben, nicht 
sehen zu wollen, was offenkundig ist, und sich hinter den ge- 
duldigen Ziffern einer problematischen Verkehrsstatistik zu 
verschanzen, wo schon zwei offene Augen genügen, das Un- 
haltbare und Unwürdige des bestehenden Zustandes zu er- 
kennen, beweist, daß es den maßgebenden Kreisen entweder 
am guten Willen, oder an der Eignung, oder aber an beiden 
fehlt, um mit allem Aufgebot von Energie und Einsicht, dessen 
die Sache wert ist, gründlich und dauernd Wandel zu 
schaffen. 

Häufig erfolgt die Abfahrt eines Zuges von der Ausgangs- 
station, insbesondere an großen Fest- und Markttagen, bei 
Ausflügen von Vereinen, Beförderung von Militärurlaubern 
u. s. w., schon mit einer Verspätung: sei es, weil für 
den Andrang an der Kasse nicht entsprechend Vorsorge ge- 
troffen, der Schalter viel zu spät geöffnet, oder ein junger, 
ungeübter Beamte mit der Kartenausgabe betraut wird, der 
sich die nötige Fertigkeit zu seinem Geschäfte erst in einem 
untergeordneteren Wirkungskreise hätte aneignen sollen; sei 
es, weil man den notwendigen Kontakt zwischen Kasse und 
Verkehrsbureau zu unterhalten versäumt, und der dienst- 
habende Beamte erst unmittelbar vor der normalen Abfahrts- 
zeit zur Kenntnis gelangt, daß die Zahl der gelösten Fahr- 
karten die der verfügbaren Sitzplätze im Zuge überschreite, 
so daß das unvermeidliche Anschieben von Wagen nicht 
mehr ohne erhebliche Verzögerung der Abfahrt erfolgen kann: 
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sei es aber auch, weil man den Reisenden die versperrten 
Wartesäle allzu spät zum Einsteigen eröfTnet, sie vor ver- 
schlossenen Goup^türen warten läßt, mit der Verladung der 
Post und des Gepäcks, Erprobung der Vakuumbremse, des 
Notsignals und der Zugleine, mit der gesamten Manipula- 
tion und Expedition nicht fertig wird und schließlich viel- 
leicht noch auf den Verkehrsbeamten warten muß, welcher 
sich gemessenen Schrittes aus dem Bureau nach dem weit 
entfernten vorderen Zugsende begibt, um dem Zugsführer die 
verspätete Abfahrt zu gestatten, während diese bei ent- 
sprechend rechtzeitig getroffenen Vorkehrungen und etwas 
mehr Strammheit im Dienste doch so leicht regelmäßig zu 
bewirken gewesen wäre. 

Wenn der Zug auf der Strecke dann aus einer oder der 
anderen Ursache Fahrzeit zuzusetzen genötigt ist, so wird 
er die erlittene Verspätung in den allerseltensten Fällen ein- 
zubringen wissen. Auf den Zwischenstationen wird selbst von 
der reichlichsten Aufenthaltsdauer in der Regel nichts er- 
spart, im Gegenteile vielmehr aus den bei der Abgangsstation 
erörterten Gründen häufig noch ein Erkleckliches darüber 
hinaus manipuliert. Von irgend einem Bestreben, die Expedition 
des Zuges zu beschleunigen, findet sich gewöhnlich keine 
Spur. Eine anfangs geringfügige Verspätung pflegt daher nicht 
selten lawinenartig anzuwachsen. Dies ist namentlich auf ein- 
geleisigen Strecken der Fall, wo das unvermeidliche Abwarten 
der Gegenzüge die Verspätung ins Ungemessene zu steigern 
vermag, welche ihrerseits wieder auf eine Reihe anderer 
Züge einwirkt und den papierenen Fahrplan über den Haufen 
wirft. Wenn aus den hiebei notwendig werdenden Dispo- 
sitionen für die diensthabenden Beamten auch viel Unbe- 
quemlichkeit und ein ungeheueres Maß von Verantwortung 
erwachsen, so wird dessenungeachtet selten ein Organ des 
exekutiven Dienstes eine Verspätung schon im Entstehen aus 
der Welt zu schaffen und in diesem Sinne auf das ihm unter- 
stehende Personal einzuwirken suchen. 

An letzter und maßgebendster Stelle sind es aber die Eisen- 
bahnverwaltungen selbst, welche von der schweren Ver- 
antwortung nicht losgezählt werden können, daß sie es einer- 
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seits bei der Organisation des Dienstes an der unentbehrlichen 
Strammheit fehlen lassen, andererseits aber zu hoch gespannte 
und daher unerfüllbare Forderungen an die Arbeitskraft des 
einzelnen stellen. Neben mangelnder Disziplin zeigt sich ein 
Übermaß von bureaukratischem Formalismus; geistlose In- 
struktionen engen jede frische Initiative ein und bieten indo- 
lenten Naturen einen nur zu erwünschten Rückhalt für ihre 
Unfähigkeit und Unselbständigkeit. Das übermäßige Spar- 
system trägt ein großes Schuldenkonto; mangels eines ent- 
sprechenden Gegengewichtes haben die Kohlenprämien der 
Regelmäßigkeit des Eisenbahnbetriebes nicht wenig geschadet. 
Welche Unverantwortlichkeit liegt darin, ungenügend ge- 
schultes Personal zu verwenden, weil seine Arbeit billiger zu 
haben ist, und dasselbe bis zur körperlichen • und geistigen 
Erschöpfung auszunützen ! Wenn aber angesichts der physi- 
schen Unmöglichkeit, den gestellten Anforderungen voll zu 
entsprechen, der Mangel pünktlicher Pflichterfüllung still- 
schweigende Duldung erfährt, so machen sich die Verwal- 
tungen zu Hauptschuldigen an den hieraus erwachsenden 
Übelständen, Gefahren und Unfällen und verlieren jedwede 
Berechtigung, in tragisch verlaufenden Fällen die Sühne auf 
die untersten Glieder eines Organismus zu wälzen, welchem 
das Haupt fehlt. 

Heute, wo die fortschreitende Verstaatlichung der Eisen- 
bahnen in Österreich sie prinzipiell verpflichtet, unter dem 
Gesichtspunkte der staatlichen Fürsorge für die Volkswohl- 
fahrt das Interesse der Gesamtheit und die Verbesserung 
des Verkehrswesens allen engherzigen Privatrücksichten voran- 
zustellen, fällt der Verwaltung der k. k. Staatsbahnen und 
in oberster Instanz dem k. k. Eisenbahnministerium eine 
schwerwiegende Aufgabe zu. Der Vorwurf kann den Leitern 
des österreichischen Staatseisenbahnwesens nicht erspart 
bleiben, daß ihnen die Inaugurierung einer Ära der Ordnung 
bis in die jüngste Zeit nicht gelungen ist. 

Übergehen wir nun zur Erörterung der mannigfachen 
Ursachen, welchen Zugsverspätungen im allgemeinen zuzu- 
schreiben sind, und welche dieselben auf den österreichischen 
Eisenbahnen vielleicht mehr wie anderwärts hervorrufen, so 
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ist vorerst der glücklicherweise nicht allzu häufige Fall zu 
berücksichtigen, wo ein Betriebsunfall sich ereignet hat. 
Derselbe braucht keineswegs immer mit Beschädigung von Hab 
und Gut, Verletzung und Tötung von Menschen verbunden 
zu sein: fast immer wird er aber den unmittelbaren Anlaß 
zu einer Zugsverspätung bieten. Daß diese nicht ungebührliche 
Dimensionen annehme und dem geregelten Verkehre zahl- 
reicher anderer Züge nicht hinderlich werde, das zu erreichen 
wird Umsicht und tatkräftiges Eingreifen der kompetenten 
Organe in zahlreichen Fällen genügen. Vielleicht ist es mög- 
lich, den aufgehaltenen Zug nach kurzer Unterbrechung seine 
Fahrt forsetzen zu lassen, vielleicht kann er mit wenigen 
Handgriffen flott gemacht werden. Wird es nötig, eine Hilfs- 
maschine zu requirieren, so muß dies ohne Zeitverlust auf 
dem kürzesten Wege geschehen. Die Einleitung eines Hilfs- 
oder Separatzuges hat mit aller Beschleunigung in Absicht 
der Erreichung des Zweckes zu erfolgen, die Reisenden vor 
lästigen Anschlußversäumnissen zu bewahren und die ihnen 
aus der Betriebstörung erwachsenden Unannehmlichkeiten 
auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Hiebei sind rasches Er- 
fassen der Situation und Entschlossenheit im Handeln Eigen- 
schaften, welche bei den zur Sanierung der Störung berufenen 
Organen vorausgesetzt werden müssen. Saumseligkeit hingegen 
bedeutet entweder ein sträfliches Verschulden derjenigen, 
welchen die Handhabung des normalen und die Wiederher- 
stellung des gestörten Betriebes obliegt, oder aber, falls ihnen 
die formelle Befugnis mangelt, in außergewöhnlichen Fällen 
nach eigenem Ermessen selbständig vorzugehen, ein doppelt 
sträfliches Verschulden der Oberbehörden, indem diese solchen 
Beamten, in deren Befähigung sie kein genügendes Vertrauen 
setzen, zwar einen wichtigen Posten anvertrauen, gleichzeitig 
aber deren verantwortungsvolle Wirksamkeit durch den töten 
Buchstaben der Instruktion einengen, dabei überdies die bei 
solch zentralisierter Organisation unerläßliche Sorge vernach- 
lässigen, daß die zur Ergreifung der Initiative kompetente 
Stelle jederzeit ohne Verzug eingreifen könne. So kann es 
vorkommen, daß die Reisenden eines liegen gebliebenen Zuges 
stundenlang auf der Strecke ihrer Weiterbeförderung harren 
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müssen und das Ziel ihrer Fahrt nur nach vielen Unannehm- 
lichkeiten erreichen, einfach deshalb, weil der zur Disposition 
allein befugte Beamte am Sitze der Verkehrsleitung mitten 
in der Nacht nicht gefunden oder geweckt werden kann. 

Wenn nun gar ein Betriebsunfall ernste Verletzungen 
oder Tötungen von Menschen im Gefolge gehabt hat, und das 
Einlangen eines Hilfszuges eine das unvermeidliche Maß weit 
überschreitende Zeitdauer erfordert, sei es, weil den betref- 
fenden Betriebsorganen die zur raschen Hilfeleistung erfor- 
derliche Umsicht und Tatkraft fehlt, sei es, weil die bureau- 
kratischen Einrichtungen der Verwaltung auf jeden selbstän- 
digen Entschluß lähmend einwirken und das unbedingt Not- 
wendige dem Eingreifen der Zentralgewalt vorbehalten, ist 
es da nicht begreiflich, daß sich in solchen Fällen die Er- 
bitterung des Publikums über die Unfähigkeit und Rücksichts- 
losigkeit der Verwaltung in den schärfsten Ausdrücken Luft 
macht? 

Beim Eintritt eines Unfalles wird der zur Unselbstän- 
digkeit erzogene Eisenbahnbedienstete nur zu leicht den Kopf 
verlieren. Er wird sich der Bedeutung der Zeit für die Ab- 
wendung weiterer Unzukömmlichkeiten und Gefahren nicht 
bewußt, er vergißt seinen Zug zu decken und ruft damit 
weiteres, vielleicht schlimmeres Unheil hervor, er versäumt 
sofort zum nächsten Wächterhause zu eilen und die vor- 
geschriebenen Signale zu geben, und verzögert damit die Sa- 
nierung der Verkehrsstockung oder die Einleitung einer Hilfs- 
aktion. Wenn sich hieraus der bedauerlichste Mangel an Rück- 
sicht für die Wind und Wetter preisgegebenen, vielleicht im 
Schnee begrabenen und von Nahrungsmitteln entblößten 
Reisenden oder aber gar für die beklagenswerten Opfer einer 
blutig verlaufenen Katastrophe ergibt, für welche Minuten zu 
Ewigkeiten werden, wenn selbst das so übermächtige humani- 
täre Gefühl keinen hinreichend wirksamen Sporn zur Ent- 
fachung einer Initiative abgibt, welche dem betreffenden 
Organe von der Natur versagt ist, — was läßt sich wohl dann 
von dem eingeschläferten Ordnungssinne allein erwarten, wenn 
es bei einer geringfügigen Betriebsstörung darauf ankommt, 
die rascheste Beseitigung des Hindernisses, die Aufrechterhai- 
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tung oder Wiederherstellung des Verkehres mittelst Abkür- 
zung der Fahr- und Aufenthaltszeiten, Einleitung von Zügen 
über Hilfsrouten und dergleichen mehr zu bewirken? Betriebs- 
unfälle bilden in der Tat nicht immer eine genügende Recht- 
fertigung, häufig vielmehr nur einen Vorwand für eine weit- 
gehende Umstürzung des Fahrplanes. 

Im normalen Betriebe sehen wir die gewöhnlichen Zugs- 
verspätungen zumeist mit der hohen Frequenz entschuldigt. 
Lange Jahre glaubte man in Osterreich, daß der Eisenbahn- 
verkehr dieses überwiegend agrikolen Reiches sich immer nur 
in mäßigen Grenzen bewegen werde. Die Vorteile eines in- 
tensiv ausgestalteten Betriebes mußten ihm lange versagt 
bleiben, weil, der geringen Verkehrsdichte entsprechend, die 
Rentabilitätsrechnung den Verwaltungen strengste Sparsam- 
keit empfahl. Erst verhältnismäßig spät konnte man daran 
gehen, die Zahl der Personen führenden Züge im allgemeinen 
zu vermehren und neue, wesentlich beschleunigte Schnell- 
zugsverbindungen mit direkten Wagen nach den Hauptrich- 
tungen des Verkehres einzuleiten. Die richtige Erwägung, daß 
die Steigerung des Verkehrs von der Schaffung häufiger, be- 
quemer und billiger Reisegelegenheit zu erwarten sei, hat 
den k. k. Staatsbahnen eine führende Rolle gegenüber den 
nur zögernd folgenden Privatbahnen zugewiesen; die von 
jenen ausgegangene Einführung des billigen Zonentarif es hat 
sich, wie zu erwarten stand, in Bezug auf die Hebung der 
Frequenzziffer trefflich bewährt und eine günstige Ausgestal- 
tung des Fahrplanes der wichtigeren Linien ermöglicht. Der 
Erfolg hatte die leitenden Kreise aber nicht hinreichend vor- 
bereitet gefunden, Wohl hatte man eine früher nicht für 
möghch gehaltene Personenfrequenz zu erzielen, die Reise- 
lust in den relativ wenig mobilen Bevölkerungsschichten zu 
wecken gewußt; aber man hatte unterlassen, mittelst ent- 
sprechender Vermehrung und Verbesserung der Fahrbetriebs- 
mittel, Legung zweiter Geleise, Vervollkommnung der Stations- 
anlagen und gründlicher Heranbildung des Personales vor- 
erst die unabweislichen Grundlagen für die den gesteigerten 
Anforderungen entsprechende Abwicklung der heutigen Ver- 
kehrsagenda zu schaffen. Hat sich im Beginne der Entwick- 

6 
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lung eines derart gesteigerten Verkehrs vielleicht nur Mangel 
an Voraussicht gezeigt, so bildeten die traurigen politischen 
und wirtschaftlichen Zustände Österreichs bis zum heutigen 
Tage das schwerwiegendste Hindernis, die mannigfache Rück- 
ständigkeit auf dem Gebiete des Verkehrswesens nachzuholen 
und mit den erstrebten Zielen die angewandten Mittel in Ein- 
klang zu setzen. 

« 

So treten die für die Volkswirtschaft erfreulichen Er- 
scheinungen der Verkehrssteigerung den Bedingungen eines 
geregelten Betriebes gegenüber an die Stelle störender Ele- 
mentarereignisse. Zeigt es nicht von durchaus ungesunden Zu- 
ständen, wenn, um ein Beispiel anzuführen, auf den west- 
lichen Hauptlinien der k. k. Staatsbahnen, welche dem Tou- 
ristenverkehre besonders dienen, während der ganzen Dauer 
des Sommerfahrplanes sämtliche Lokal-, Fern-, ja selbst 
die großen internationalen Expreßzüge wegen Überfüllung, 
starken Andranges und gegenseitiger Behinderung ihres Ver- 
kehres selten anders als mit mehr oder weniger bedeutender 
Verspätung zu verkehren pflegen ? Kann man doch in der 
Hochsaison des Reisens tagelang die Hauptadern des Fremden- 
verkehres verfolgen, ohne auch nur einen einzigen Zug zu 
treffen, dessen Lauf vollkommen fahrplanmäßig vor sich 
ginge ! Die Vorteile guter Anschlüsse, bequemer Visagen und 
beschleunigter Fahrt werden hiebei nur zu häufig illusorisch. 
Wenn die Betriebsleitungen nun aus Erfahrung wissen, daß 
es nicht möglich ist, Schnellzüge von 250 f und mehr Be- 
lastung auf Strecken mit Steigungen von lOVoo unter der 
üblichen Beschränkung der auf günstigen Strecken anzu- 
wendenden Geschwindigkeit fahrplanmäßig zu befördern, wenn 
auch die Personenzüge wegen Andranges auf den Stationen 
und Überlastung ihre Fahrzeit nicht einzuhalten vermögen, 
wenn sich hieraus die bedauerlichsten Störungen des Fahr- 
planes, schwierige Dispositionen für den Zugsverkehr, Über- 
anstrengung des Personales, Klagen des Publikums und eine 
ganze Reihe hochbedeutsamer Gefahrsmomente ergeben, — was 
berechtigt jene dann, die ständig hohe Frequenz immer noch 
als außergewöhnliche, betriebstörende Erscheinung aufzufassen. 
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statt derselben schon bei Aufstellung des Fahrplanes in ent- 
sprechendem Maße Rechnung zu tragen? 

Was von den Personen führenden Zügen, gilt in gleichem 
Maße auch bezüglich der durch die natürlichen Verhältnisse 
bedingten Steigerung des Güterverkehres. 

Die konkrete Zahl von Zügen auf einer bestimmten 
Strecke findet ihre Grenze einzig nur in den verfügbaren Be- 
triebsmitteln und den gebotenen Fahrtintervallen. Mit halben 
Mitteln arbeitend, schreitet man in Österreich gewöhnlich 
erst dann an ihre Ergänzung, bis unwiederbringliche Schäden 
dies erzwungen haben. Die Vermehrung der Fahrbetriebs- 
mittel auf den österreichischen Staats- wie Privatbahnen bis 
zu dem durch den wachsenden Verkehr bedingten Maße und 
die Legung zweiter Geleise auf sämtlichen Hauptlinien, das 
sind Forderungen, welche durch die Verhältnisse ebenso un- 
abweislich geworden sind, und welchen budgetäre Bedenk- 
hchkeiten ebensowenig entgegenstehen können, wie es etwa 
fraglich erschiene, die zum Schutze des Reiches aufgestellte 
Wehrmacht zu bekleiden und zu ernähren. 

Zu Ende des Jahres 1900 standen in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern insgesamt Eisenbahnen 
in der Baulänge von 19182 hm im Betriebe, von denen 
2773 km oder 14 '469^ doppelgeleisig waren.^) Werden von 
der Gesamtlänge die bis auf 30 hm der Wiener Stadtbahn 
und 14 hm diverser Zahnrad- und Dampftrambahnen durchaus 
eingeleisigen Lokalbahnen im Ausmaße von 5960 hm in Ab- 
zug gebracht, so erübrigen 13222 hm Hauptbahnen, von 
welchen 2729 hm oder 20*64j!^ doppelgeleisig waren. Die 
weitere Unterscheidung ergibt 7615 hm Staatsbahnen mit 
847 hm oder 11*12^ zweigeleisigen Strecken; ferner 3422 hm 
vom Staate betriebene Privatbahnen, darunter 2819 hm auf 
Rechnung der Eigentümer betriebene eingeleisige Lokalbahnen 
und 32 hm der Wiener Stadtbahn, mit im ganzen 176 hm 
oder 5*16^ zweigeleisigen Strecken. Es standen somit im 
Staatsbetriebe überhaupt 11037 hm Eisenbahnen und 1023 hm 



1) »Statistik der in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern im Betriebe gestandenen Lokomotiv-Eisenbahnen 1900.« 
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oder 9- 21% Doppelgeleise. Von den 46 Tcm in fremdem Be- 
triebe stehenden Staatsbahnen waren 12 fen oder 25*85^ 
doppelgeleisig. Die im Privatbetriebe stehenden Privatbahnen 
gruppierten sich in 6763 hm Hauptbahnen inklusive der von 
ihnen betriebenen Lokallinien mit 1724 Tcm oder 2h'bO% und 
in 1336 hn bis auf 14 hm durchaus eingeleisige selbständige 
Lokal-, Zahnrad- und Dampftrambahnen, woraus sich die 
Gtesamtlänge der Privatbahnen mit 8099 lern und der doppel- 
geleisige Teil derselben mit 1738 hm oder 21 '46% ergibt. 

Schreitet man unter dem Drange der Umstände gegenwärtig 
in Österreich an die Legung des zweiten Geleises auf 
manchen besonders vom Verkehre überlasteten Strecken, wird 
zu diesem Zwecke unter dem Titel des Investitionsbedarfes 
der Staatsbahnen ein eindringlicher Appell an die Reichs- 
vertretung und von Seite der Aufsichtsbehörde diesbezüglich eine 
ernste Mahnung an die Verwaltungen der Privatbahnen ge- 
richtet, ihrer konzessionsmäßigen Verpflichtung da, wo die 
Voraussetzungen hiefür bereits eingetreten sind, nachzukommen, 
so beschränkt sich diese Aktion unter dem Drucke finanzieller 
Schwierigkeiten notwendigerweise auf das allerdringendste 
Bedürfnis, und Jahrzehnte dürften vergehen, bis die durch eine 
allzu sparsame Anlage hervorgerufene Beschränkung der 
Leistungsfähigkeit mancher wichtigen Eisenbahnlinie einer 
auch den noch zu erwartenden Anforderungen des Verkehrs 
entsprechenden Ausgestaltung ihrer Betriebseinrichtungen ge- 
wichen sein wird. 

Die westliche Hauptlinie der Staatsbahnen, die ehemalige 
Kaiserin Elisabeth-Westbahn von Wien nach Salzburg, weist 
seit 1. Oktober 1901 noch inmier eine empfindliche Lücke 
zwischen Attnang und Steindorf auf, wo der eingeleisige Betrieb 
der durch die hohe Frequenz bedingten Zugsfolge und der 
Einhaltung des Fahrplanes unüberwindliche Schwierigkeiten 
entgegensetzt. Die wichtige Prager Linie der ehemaligen Kaiser 
Franz Josefs-Bahn ist bisher nur zum geringsten Teile, von 
Wien bis Ziersdorf auf 60 hm Länge, zweigeleisig ausgebaut, 
und die Strecke Gmünd— Eger besitzt überhaupt noch kein 
zweites Geleise. Die im Staatsbetriebe stehenden ausgedehnten 
Alpenbahnen, auf welchen sich ein hoher Durchgan^^sverkehr 
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nach der Schweiz und nach Italien vollzieht, und welche 
außerdem als Touristenbahnen ersten Ranges gelten können, 
• dürften wohl, trotzdem der Betrieb auf den langsam befahrenen 
und bereits teilweise überlasteten Gebirgsstrecken ganz be- 
sonders dazu drängt, in absehbarer Zeit keine Aussicht haben, 
ein zweites Geleise zu erlangen, und es würde die Legung 
eines solchen in Verbindung mit der notwendigen Erweiterung 
der Stationen bei den außerordentlichen Schwierigkeiten des 
Geländes, denen schon die erste Anlage der Bahn voraus- 
blickend hätte Rechnung tragen sollen, in der Tat nur mit 
gewaltigen Kosten realisiert werden können. Am günstigsten 
liegen die Verhältnisse bei der in Galizien bestehenden Haupt- 
strecke der östlichen Staatsbahnen, der früheren Karl Ludwig- 
Bahn, welche wohl aus strategischen Rücksichten seinerzeit 
schon zweigeleisig hergestellt worden ist. 

Von den österreichischen Privatbahnen sind die Haupt- 
linien der österreichisch-ungarischen Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft und der Kaiser Ferdinands-Nordbahn schon zur Zeit 
ihrer Begründung doppelgeleisig ausgebaut worden. Die Süd- 
bahn hingegen, welcher im Auslandsverkehre eine so hervor- 
ragende Bedeutung zukommt, und welche sich in ihren 
verkehrspolitischen Beziehungen zum Reiche in der Relation 
nach dem Seehafen Triest und nach Italien so lange von jeder 
Konkurrenz freizuhalten gewußt hat, weist auf ihren frequen- 
testen und am schwierigsten zu betreibenden Linien, so teil- 
weise am Brenner und durchaus im Pustertale, heute noch 
ganz ungerechtfertigte Lücken im zweigeleisigen Betriebe auf, 
welche auf den Verkehr einen lähmenden Einfluß üben und 
dessen Regelmäßigkeit empfindlich beeinträchtigen müssen. 
Die Nordwestbahn ist heute noch durchaus eingeleisig, wird 
aber nach dem Eintritte der konzessionsmäßigen Voraus- 
setzungen durch die Regierung gegenwärtig zum teilweisen 
Ausbaue des zweiten Geleises genötigt. Daß sich diese Voraus- 
setzungen auf die kilometrischen Brutto-Einnahmen und nicht 
unmittelbar auf die erreichte Verkehrsdichte gründen, scheint 
uns eine Verschiebung der natürlichen Basis für jene Forde- 
rung zu sein. Der vorhergesehene rege Kohlenverkehr der 
Aussig-Teplitzer Eisenbahn hat sie gleich zu Beginn zur zwei- 
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geleisigen Anlage veranlaßt. Günstige Betriebsergebnisse haben 
in neuester Zeit die Buschtiehrader Bahn der Regierung gegen- 
über in die Lage versetzt, die ihr konzessionsmäßig obliegende 
Verpflichtung zur Legung des zweiten Geleises in der Strecke 
Komotau — Eger zu erfüllen. Diese Arbeit, welche in der ge- 
nannten Teilstrecke bereits zur Gänze durchgeführt ist und 
demnächst auch auf die Strecke Prag — Komotau ausgedehnt 
werden soll, steht mit der heute noch bestehenden Eingeleisig- 
keit der anschließenden Staatsbahnstrecke Eger — Wien nicht 
im Einklänge. Der zweigeleisige Ausbau zahlreicher anderer 
im Staats- wie Privatbetriebe stehenden Linien mit zum 
Teile namhaftem Güterverkehre und schwierigen Traktions- 
bedingungen ist schließlich nur eine Frage der Zeit, und es 
wäre zu wünschen, daß sie durch die Ereignisse nicht über- 
holt werden möchte. 

Aber selbst der doppelgeleisige Betrieb vermag nur bis 
zu einer gewissen Grenze der steigenden Frequenz zu genügen. 
Diese Grenze ist beim hauptstädtischen Lokalverkehre teil- 
weise schon überschritten. Die von Wien ausgehenden, mit 
den Hauptlinien der Staatsbahnen zusammenfallenden Lokal- 
strecken, namentlich jene zwischen Wien und St. Polten, sind 
infolge der unvermeidlichen Kumulierung und der gegenseitigen 
Behinderung des Lokal- und des Fernverkehres gegenwärtig 
schon derart bis über die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit 
überlastet, daß sich aus diesem unhaltbaren Zustande nicht 
allein die bedauerlichsten Störungen der Regelmäßigkeit des 
Zugsverkehres ergeben, welche zum Schaden des öster- 
reichischen Namens ihren Einfluß sogar auf die internationalen 
Verkehrsbeziehungen äußern, sondern auch die Sicherheit des 
Betriebes in ernster Weise bedroht erscheint. So bildet denn 
die Legung eines dritten und vierten Geleises in der Strecke 
Wien — St. Polten mit einen Punkt des Investitionsprogrammes 
der Regierung. Der beschleunigte Abschluß dieser dringend 
gewordenen Aktion, deren Ausdehnung auch auf die Lokal- 
strecke der Südbahn Wien — Wr. -Neustadt ins Auge zu fassen 
wäre, und die auf einer derart erweiterten Verkehrsbasis 
grundsätzlich durchzuführende Trennung des Lokaldienstes 
vom Fernverkehre wären auf das lebhafteste zu begrüßen. 
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Bietet der doppel- und mehrgeleisige Betrieb angesichts 
der Möglichkeit, die Zahl der Züge zu vermehren und die 
beiden Verkehrsrichtungen unabhängig von einander zu ge- 
stalten, naturgemäß eine weit höhere Gewähr für seine regel- 
mäßige und gesicherte Abwicklung, so ist es doch ein Verkennen 
der Tatsachen, den auffallenden Mangel an Pünktlichkeit, wie 
derselbe im Betriebe der österreichischen Eisenbahnen zutage 
tritt, mit ihrer vorwiegend eingeleisigen Anlage allein ent- 
schuldigen und plausibel machen zu wollen. Weder die Doppel- 
geleisigkeit, noch die durchaus sehr günstigen Neigungs- und 
Richtungsverhältnisse, ebensowenig wie die entsprechende 
Wahl der Fahrbetriebsmittel und die den Anforderungen des 
hohen Verkehrs wie der Betriebssicherheit angepaßte Ein- 
richtung der Signal- und Weichenanlagen vermochten, um ein 
Beispiel hervorzuheben, den Schnellzügen der österreichisch- 
ungarischen Staatseisenbahngesellschaft in der Strecke Brunn — 
Prag — Bodenbach vor den auf eingeleisigen Linien verkehrenden 
einen Vorzug in Bezug auf Pünktlichkeit zu gewähren. Ebenso- 
wenig kann die Kaiser Ferdinands-Nordbahn, welche hinsicht- 
lich ihrer günstigen Verkehrsbedingungen auf der Hauptstrecke 
Wien — Oderberg — Krakau unter sämtlichen österreichischen 
Eisenbahnen obenan steht und in betriebstechnischer wie 
kommerzieller Beziehung als gleich vorzüglich situiert gelten 
muß, die Palme der Verkehrsregelmäßigkeit für sich in Anspruch 
nehmen. Die, wie eingangs erwähnt, nur die allergröbsten Fälle 
von UnpünktUchkeit registrierende und daher in ihren End- 
ergebnissen ziemlich wertlose, immerhin aber einen Vergleich 
zulassende österreichische Verkehrsstatistik ergibt in Bezug 
auf die Gesamtzahl der Züge mit Personenbeförderung und 
die Verspätungsfälle in den Endstationen beispielsweise für 
den Monat Dezember 1901 einen Prozentsatz von 3 bei der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn, 1*6 bei der österreichisch-unga- 
rischen Staatseisenbahngesellschaft, 1*8 bei der in ihren 
Hauptstrecken doppelgeleisigen Südbahn und 1*9 bei der 
durchaus zweigeleisigen Aussig-Teplitzer Eisenbahn gegenüber 
0*8 bei der zur Hälfte noch eingeleisigen Buschtiehrader Eisen- 
bahn und 0*9 bei der durchgehends eingeleisigen Nordwest- 
bahn. Für die Ermöglichung eines streng geregelten Betriebes 
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mag unter gewissen Umständen das zweite Geleise eine un- 
erläßliche Voraussetzung sein ; keineswegs wird dasselbe aber 
einen Ersatz für die sonstigen Bedingungen abgeben, von 
welchen Ordnung und Pünktlichkeit abhängen. Ja der ein- 
geleisige Betrieb muß einer umsichtigen Verwaltung sogar 
ganz besonders die Nötigung auferlegen, dessen Regelmäßig- 
keit mit allen Mitteln so viel als irgend möglich aufrecht zu 
erhalten, weil sich jede Störung hier weit mehr als auf zwei- 
geleisigen Strecken fühlbar macht. 

Was nun die durch den starken Andrang von Reisenden 
hervorgerufenen Verzögerungen betrifft, kann nicht bestritten 
werden, daß die normale Aufenthaltsdauer in den Stationen 
für die wirklichen Bedürfnisse des Betriebes in der Regel 
mehr als ausreichend bemessen ist. Das Publikum muß aber 
vor allem für die Benützung der Eisenbahn erzogen werden. 
Dies geschieht keineswegs dadurch, daß man dasselbe in klein- 
licher Weise bevormundet, das selbständige Ein- und Aus- 
steigen verbietet und erschwert, die Reisenden vor ver- 
schlossenen Goupetüren warten läßt, vorhandene freie Plätze 
mit Vorbedacht verleugnet und was sonst Unselbständigkeit, 
Schwerfälligkeit und Zeitverlust hervorzurufen geeignet ist. 
Die konventionelle »eine Minute« genügt zur Aufnahme einer 
großen Menge von Passagieren, namentlich wenn es sich um 
Lokalreisende und Touristen ohne Gepäck handelt; aber sie 
müssen daran gewöhnt werden, von rechtzeitig geöffneten 
Türen und zweckentsprechenden Aufschriften Gebrauch zu 
machen und ohne zeitraubendes und meist unnützes Herum- 
fragen und nervöses Hin- und Herrennen ihre Plätze selbst 
aufzusuchen. Eine namhafte Erleichterung des Verkehres auf 
frequenten Zwischenstationen wäre durch die den Stadtbahnen 
entlehnte Einrichtung geschaffen, wonach bei fixer Zugsgarnitur 
die Haltepunkte der einzelnen Wagenklassen durch auf dem 
Perron aufgestellte Tafeln gekennzeichnet würden. Im übrigen 
wird ein vom diensthabenden Beamten erteilter Wink zur Abfahrt 
auf das reisende Publikum mitunter seine wohltätige erzieh- 
liche Wirkung nicht verfehlen. Ein mehrere Minuten währender 
Aufenthalt gar, wie ihn die Zugsmanipulation oder die Post- 
behandlung erfordert, wird bei richtiger Einflußnahme von 
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Seite der Bahnorgane der Personenfrequenz allein wegen kaum 
jemals überschritten werden müssen. Ist es doch im allgemeinen 
weit weniger das Publikum, welches vor dem zur Abfahrt 
bereiten Zuge die ihm zu Gebote stehenden Plätze einzu- 
nehmen zögert und dadurch zu einer Verspätung Anlaß gibt, 
als die Beamtenschaft, welche in das Chaos keine Ordnung 
zu bringen weiß und die verspätete Expedition des Zuges 
durch ihre mangelhaften Vorkehrungen sehr häufig selbst ver- 
schuldet. 

In Zwischenstationen kann es bei lebhaftem Verkehre 
immerhin vorkommen, daß die Zahl der im Zuge disponiblen 
Sitzplätze nicht ausreicht, und daß dies Anlaß zu zeit- 
raubenden Auseinandersetzungen bietet. Durchaus zu rügen 
ist es aber, wenn am Ausgangspunkte des Zuges oder auf 
Zwischenstationen mit längerem Aufenthalte diese VTahr- 
nebmung erst unmittelbar vor der planmäßigen Abfahrtszeit 
gemacht, und das Anschieben, von Wagen so spät veranlaßt 
wird, daß daraus eine Verzögerung der Abfahrt resultiert. 
Vom diensthabenden Beamten muß verlangt werden, daß er 
sich den Überblick über die in den Wartesälen befindlichen 
und bei der Kasse abgefertigten Reisenden rechtzeitig zu ver- 
schaffen und die Verstärkung der Wagengarnitur oder die 
Einleitung eines zweiten Zugteiles ohne Behinderung der Ab- 
fertigung des planmäßigen Zuges zu bewirken wisse. Die zum 
Anschieben möglicherweise notwendigen Wagen müssen stets 
in unmittelbarer Nähe bereit gehalten werden. 

Ein sehr gewöhnUcher Anlaß zu Verspätungen, welcher 
den Eisenbahnverwaltungen in der Regel zur Entschuldigung 
dient, liegt in der den Eisenbahnen nach §. 68 der »Eisenbahn- 
Betriebsordnung« vom 16. Novemßer 1851 und nach §. 10, 
lit. f des »Eisenbahn-Konzessionsgesetzes« vom 14. September 
1854 obliegenden Pflicht der unentgeltlichen Beförderung der 
Post. Die bahnpostämtliche Behandlung erfordert namentlich 
zu gewissen Zeiten des Jahres einen derartigen Zeitaufwand, 
daß die zur Postbeförderung dienenden Züge dadurch auf 
jeder Station empfindliche Verzögerungen erleiden und nicht 
selten mit mehrstündiger Verspätung verkehren. Es erscheint 
aber gewiß mit den Anforderungen eines geregelten Verkehrs- 
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Wesens in zivilisierten Staaten unvereinbar, wenn alljährlich 
um Weihnachten, Ostern oder Pfingsten der gesamte Zugs- 
verkehr mit erschreckender Regelmäßigkeit ins Stocken gerät, 
und das Reisen zu diesen Perioden nur mit dem vollen Risiko 

r 

des Liegenbleibens möglich wird. In dieser Beziehung wäre 
es nicht allzu schwierig, wenigstens teilweise Abhilfe zu 
schaffen. Die Eisenbahn vertrete der Postanstalt gegenüber 
einfach ihren Standpunkt in der Richtung, daß die nach sach- 
gemäßer Erwägung aller lokalen, betriebstechnischen und 
postalischen Bedürfnisse in den Fahrplänen normierten Auf- 
enthaltszeiten der Post zuliebe in der Regel nicht überschritten 
werden dürfen. Ist auch in dieser Hinsicht dem allzu gemüt- 
lichen Gehenlassen einmal ein Riegel vorgeschoben, mußte 
ein Teil der Post ein paarmal zurückbleiben, um erst mit 
dem nächstfolgenden Zuge befördert zu werden, dann wird 
das an seiner empfindlichsten Stelle getroffene Publikum, dem 
die Morgenblätter nicht zur gewohnten Zeit zugehen, die Post- 
verwaltung sehr bald dazu drängen, mittelst zweckentspre- 
chender Vorkehrungen, insbesondere zeitweiliger Vermehrung 
des Personals zu im vorhinein hinlänghch bekannten Perioden, 
die bahnpostämtliche Manipulation entsprechend zu beschleu- 
nigen. Es wird sich übrigens zur Entlastung der Personen- 
züge auf großen Bahnen die Einführung separater, schnell- 
fahrender Züge für die Post- und Eilgüterbeförderung empfehlen. 
Auf der französichen Nordbahn wird die Post mittelst eigener 
Automobilwagen befördert. 

Wenn nun die planmäßigen Aufenthaltszeiten unter be- 
sonderen Umständen ab und zu in der Tat nicht eingehalten 
werden können, und wenn namentlich die übliche »eine 
Minute« nicht buchstäblich' zu nehmen ist, sondern vielmehr 
lediglich einen kurzen, dem Bedürfnis des Ein- und Aus- 
steigens der Reisenden, der Behandlung des Gepäcks und der 
Postabfertigung genügenden Aufenthalt zum Ausdrucke bringen 
soll, so dürfen geringfügige, hinreichend begründete Aufenthalts- 
überschreitungen an sich nicht schon als betriebstörende Ein- 
flüsse angesehen werden, deren Endergebnis in dem um die 
Summe der einzelnen versäumten Minuten verspäteten Ein- 
laufen des Zuges in der Endstation in die Erscheinung ge- 
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langt. Als Regulator zum Ausgleiche solcher mit dem Betriebe 
unausweichlich zusammenhängender Verzögerungen hat die 
Anwendung der »kürzesten Fahrzeiten« zu dienen, denen wir 
in der Folge unsere Aufmerksamkeit zuwenden wollen. 

Parallel mit der erhöhten Frequenz, der zunehmenden 
Zugbelastung und gleichzeitig gesteigerten Fahrgeschwindig- 
keit im Personenverkehre, nicht minder mit der angestrebten 
größtmöglichen Ausnützung der Güterzüge auf den oft sehr 
ungünstig profilierten Strecken sind die Anforderungen, welche 
der Betrieb an die Leistungsfähigkeit der Zugslokomotive 
stellt, beständig im Wachsen begriffen. Die Schwierigkeit, bei 
der von der Spurweite abhängigen Grenze für die Abmessungen 
des Lokomotivkessels die durch die Triebwerks- und Adhäsions- 
verhältnisse gebotene Leistung der Lokomotivmaschine durch 
nachhaltig gesicherte Dampferzeugung zum vollen Ausdrucke 
zu bringen, hat das Streben hervorgerufen, der Feuerungs- 
anlage und Heizfläche ein immer größeres Ausmaß zu erteilen 
und das bedeutende Mehrgewicht des riesigen Kessels auf 
eine größere Anzahl von Achsen zu übertragen. Wir haben 
zu beobachten Gelegenheit gehabt, wie auch in Osterreich der 
Lokomotivbau diesen Entwicklungsgang verfolgt und den Fort- 
schritten des Auslandes sich heute durchaus ebenbürtig er- 
wiesen hat. Wenn, ungeachtet aller technischen Errungen- 
schaften, im Betriebe der österreichischen Eisenbahnen die 
Schwierigkeit, der verlangten Leistung unter allen Umständen 
ganz zu entsprechen, besonders häufig als Entschuldigung für 
dessen mangelnde Pünktlichkeit dient, so dürfte dies nur teil- 
weise sachlich begründet, zumeist aber auf Vorurteil und 
Gewohnheit zurückzuführen sein. 

Es mag zugegeben werden, daß ein besonders hohes 
Prozentverhältnis aller österreichischen Eisenbahnlinien, nicht 
zumindest der Staatsbahnen, im Hügellande und Hochgebirge 
hegt, und daß ihr Betrieb infolge dessen an den Erschwer- 
nissen starker Steigungen, kleiner Krümmungshalbmesser und 
all den Hindernissen leidet, welche die klimatischen Einflüsse, 
Nebel, Schnee und verheerende Hochwässer, sowie die un- 
günstigen Adhäsionsverhältnisse der Gebirgsst recken dem- 
selben nur zu häufig in der allerempfindlichsten Weise ent- 
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gegenstellen. Andererseits mag auch zugegeben werden, daü 
diese die Zugförderung erschwerenden Umstände in der 
Qualität des den diesseitigen Verwaltungen zu Gebote stehenden 
Brennstoffes, dessen kalorischer Wert im allgemeinen eine 
recht niedrige Ziffer aufweist, durchaus nicht die wünschens- 
werte Kompensation finden, so daß ähnliche Leistungen pro 
Rost- und Heizflächeneinheit, wie sie bei Verwendung eng- 
lischer Kohlen möglich und in England und Amerika bei ver- 
hältnismäßig kleinen Lokomotivkesseln und Rosten im regel- 
mäßigen Betriebe tatsächlich erzielt werden, hier ganz und 
gar ausgeschlossen erscheinen. Dem ist jedoch entgegen- 
zuhalten, daß die mächtigen Abmessungen der neueren öster- 
reichischen Lokomotivkessel eben der minderen Qualität der 
verwendeten Kohlen ihre Entstehung verdanken, während die 
ihnen zugemuteten Leistungen trotz Verkehrssteigerung und 
Fahrtbeschleunigung an die Anforderungen, welche ähnlich 
dimensionierten Maschinen im Schnellzugsverkehre Frank- 
reichs, Englands und Amerikas, ja selbst Deutschlands zu- 
gemutet werden, im allgemeinen nicht heranreichen, vielmehr, 
einige wenige Züge ausgenommen, als recht bescheiden an- 
gesehen werden müssen. Die Einführung der neuen, ihrer Auf- 
gabe durchaus gewachsenen Maschinen hat dessenungeachtet 
die Pünkthchkeit des Verkehres kaum merklich zu erhöhen 
vermocht. Ihre wesentlich vermehrte Leistungsfähigkeit scheint 
angesichts der Möglichkeit, noch schwerere Züge zu befördern 
und dabei einen verhältnismäßig geringeren Brennstoflfaufwand 
nachweisen zu können, ledigUch der Betriebsökonomie, nicht 
aber in gleichem Maße auch der Regelmäßigkeit und Sicherheit 
des Verkehres zugute kommen zu sollen. Wenn aber eine erhöhte 
Inanspruchnahme der Zugsmaschine letztere nicht hinlänglich 
gewürdigten Momente zu verbürgen vermöchte, braucht die 
öffentliche Meinung den ökonomischen Einwand, daß man Kohle 
sparen oder solche von schlechter und wohlfeiler Ou8jität 
verwenden müsse, durchaus nicht gelten zu lassen. Pünkthche 
Abwicklung des gesamten Verkehres ist die erste Pflicht der 
Zugförderung, und es ist ihr diese Aufgabe durch die groß- 
artigen Fortschritte des Lokomotivbaues und die Verbesserung 
aller zum Betriebe dienenden Einrichtungen wesentlich er- 
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leichtert worden. Ökonomische Bedenklichkeiten müssen vor 
den viel wichtigeren Interessen, welche hier den Ausschlag 
geben, und welche dem Verkehrswesen eines ganzen Staates 
sein Gepräge verleihen, unbedingt zurücktreten. 

Genügt unter besonderen Verhältnissen eine einzige Zugs- 
maschine zur Bewältigung des fahrplanmäßigen Betriebes nicht, 
so muß eine zweite mit zu Hilfe genomimen werden. Abgesehen 
vom Nachschieben der Güterzüge auf bedeutenden Steigungen 
und schwerer Personen- und Schnellzüge über kurze örtliche 
Rampen, wobei aus Sicherheitsrücksichten nur eine mäßige 
Geschwindigkeit zulässig erscheint, konmit hier in der Regel der 
Vorspanndienst mit zwei Lokomotiven an der Spitze des 
Zuges in Betracht. Hier sehen wir uns abermals im Bereiche 
der mannigfachen Vorurteile, von denen sich der österreichische 
Eisenbahnbetrieb bis heute noch nicht zu emanzipieren ge- 
wußt hat. Die »Grundzüge der Vorschriften für den Verkehrs- 
dienst auf Eisenbahnen mit normalem Betriebe« vom 18. Oktober 
1876, welche als bindende Norm für dessen Abwicklung gelten, 
beschränken im Artikel 20 die im allgemeinen auf 80 im/St. 
gesetzlich fixierte Maximalgeschwindigkeit der Personen 
führenden Züge bei ihrer Beförderung durch zwei an ihrer 
Spitze befindliche Lokomotiven auf höchstens 65 Äm/St. 

Der polizeilichen Sorge für Leben und Gesundheit der 
ihr unterworfenen Staatsangehörigen ist in Osterreich ein be- 
sonders weiter Spielraum eröffnet. Der Hinweis auf liberalere 
Anschauungen des Auslandes scheint ihr nicht opportun. 
Dennoch kann derselbe nicht unterlassen werden, wo es sich 
um die Befreiung öffentlicher Institutionen von dieselben be- 
engenden, auf überlebten Anschauungen gegründeten Fesseln 
handelt. Wir wollen gar nicht auf amerikanische Verhältnisse 
hinweisen, denen ein allzu leichtsinniges Spielen mit dem 
menschhchen Leben gewiß unbegründeterweise vorgeworfen 
zu werden pflegt. England und der durchaus praktische, auf 
die konkreten Verhältnisse des Lebens gerichtete Sinn seiner 
Bewohner stehen uns näher. Der nüchterne Engländer legt 
gewiß nicht minderen Wert auf Leben und gerade GUeder, 
als wir; das hindert ihn aber nicht, in richtiger Würdigung 
des Wertes der Zeit für die wirtschaftlichen Bedürfnisse und 
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der Pünktlichkeit für die Sicherheit des Verkehrs seine Eisen- 
bgQinzüge mit Geschwindigkeiten fahren zu lassen, wie sie aller- 
dings von anderen großen Kulturstaaten auch schon erreicht 
werden, uns Österreichern aber inuner noch Verwegenheit 
dünken. Das hindert ihn insbesondere nicht, schwere Züge 
sehr allgemein mit Vorspann zu befördern, mit zw^ei Loko- 
motiven an der Spitze Fahrgeschwindigkeiten bis 130 fowSt. 
anzuwenden und sich solchen die Gefälle hinabrasenden Zügen 
mit voller Beruhigung anzuvertrauen. Der englische Betrieb 
huldigt hiebei dem Grundsatze, daß vor allem der Fahrplan 
eingehalten werden müsse, daß dies um so unerläßlicher sei, 
je dichter der Verkehr sich gestalte, und daß eine hohe Fahr- 
geschwindigkeit unter günstigen Bedingungen nicht im ent- 
ferntesten so bedenklich sei, als der Mangel an Ordnung. Die 
Anwendung zweier Lokomotiven erscheint dem englischen 
Eisenbahntechniker in ihrer natürlichen Bedeutung: er will 
mit zwei Maschinen erzielen, wozu eine einzige nicht aus- 
reicht, er will mit denselben rascher fahren können. Auch in 
anderen Ländern pflegen schwere und rasch fahrende Züge 
häufig mit Vorspann befördert zu werden. 

Dem entgegen statuiert nun die österreichische, mit einem 
Fuße in der Vergangenheit stehende Verkehrsnorm ein direktes 
Hindernis für die pünktliche Beförderung hoch belasteter 
Schnellzüge. Reicht die Leistungsfähigkeit einer einzigen Loko- 
motive mit Rücksicht auf Belastung, Fahrgeschwindigkeit, 
Neigungs- und Witterungsverhältnisse nicht aus, so sieht sich 
der Betrieb vor die dreifache Alternative gestellt: entweder 
den Zug trotzdem bloß mit einer Maschine zu befördern und 
ihn dadurch selbstverständlich zu verspäten, oder ihn zu 
teilen, dadurch den Verkehr einer frequenten, vielleicht nur 
eingeleisigen Strecke zu stören und voraussichtlich beide Zug- 
teile sowie eine Anzahl anderer in gleicher oder entgegen- 
gesetzter Richtung verkehrender Züge zu verspäten, oder aber 
endlich dem überlasteten Zuge eine Vorspannlokomotive zu 
geben und damit dessen Verspätung und die Störung des 
Fahrplanes erst recht herbeizuführen, weil dann eine eng- 
herzige Bahnpolizeiordnung die Anwendung der normale/i 
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Fahrgeschwindigkeit verbietet, geschweige denn eine Abkürzung 
der Fahrzeiten zuläßt 

Die Scheu vor der Anwendung zweier Lokomotiven an 
der Spitze rasch fahrender Züge wurzelt wohl noch in der 
Periode, wo man kein Bedenken trug, die österreichischen 
Schnellzüge mit völlig ungeeigneten, schlingernden und hüpfenden 
Lokomotiven zwar im allgemeinen recht langsam, relativ aber 
immer noch viel zu rasch zu befördern, und wo man mit 
Recht befürchten mußte, daß eine Vorspannmaschine hiebei 
aus dem Geleise geworfen werden könnte. Heute haben sich 
in dieser Beziehung die Verhältnisse in erfreulicher Weise ge- 
ändert. Der ruhige Lauf der neueren Lokomotiven schließt jede 
Gefahr aus, ungeschickte Lokomotivführer aber, welche mit 
zwei Maschinen nicht zu fahren verstehen, sollten überhaupt 
zum Schnellzugsdienste nicht zugelassen werden. 

Wenn nun auch die verlangten Leistungen in der Regel 
sehr wohl erreicht werden können, so liegt dennoch unseres 
Erachtens eine wesentliche Ursache der Zugsverspätungen in 
der wenig sachgemäßen Behandlung, welche den Fahrplänen 
häufig zuteil wird. Es heißt den Betriebsleitungen der öster- 
reichischen Eisenbahnen schwerlich zu nahe treten, wenn wir 
uns der Ansicht hinneigen, das so überaus wichtige Geschäft 
der Aufstellung der Fahrpläne werde vielfach der schabioni- 
sierenden Tätigkeit untergeordneter Organe überlassen. Ge- 
langen bei Neuaufstellung, beziehungsweise Modifizierung der 
Fahrpläne alle Momente betriebstechnischer, ökonomischer 
und volkswirtschaftlicher Natur, welche hiebei bestinmiend 
einwirken sollen, wirklich immer und überall zur vollen 
Würdigung? Wir möchten es bezweifeln, denn ein BUck in 
die Fahrpläne wie den täglichen Betrieb scheint diese Frage 
entschieden zu verneinen. Lehrt zum Beispiele die Erfahrung, 
daß die Regelmäßigkeit eines gewissen Zuges nicht oder nur 
mit großen Schwierigkeiten aufrecht erhalten werden könne, 
so muß dessen Fahrordnung entsprechend abgeändert werden. 
Statt dessen werden solche Züge nicht selten jahraus, jahrein 
in den Fahrplänen fortgeführt, tatsächlich verkehren sie aber 
nicht nur selbst ohne Fahrplan, sondern stürzen hiemit gleich- 
zeitig auch jenen der anderen um. Wenn unter zwei Zügen 
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gleicher Kategorie, welche mit der gleichen Belastung, den 
gleichen Maschinen, Bremseinrichtungen und sonstigen Sicher- 
heitsvorkehrungen auf derselben Strecke verkehren, denen 
jedoch eine verschiedene Zahl von Aufenthalten vorgezeichnet 
ist, der häufiger haltende Zug eine kürzere Gesamtfahrzeit 
hat, als der mit wenigen Aufenthalten bedachte, so ist die 
Fahrzeit für den letzteren offenbar entweder unnötig lang, 
oder aber für den ersteren zu kurz bemessen. 

Einen unheilvollen Einfluß auf den Betrieb üben auch 
die vielfach beUebten »bedingten Aufenthalte«, durch welche 
bei vielen rascher fahrenden Zügen zwischen den Wünschen 
der LokaUnteressenten und den Anforderungen des Fern- und 
Durchgangsverkehres ein unmögliches Kompromiß geschlossen 
werden soll, und welche, da für sie in den Fahrplänen keine 
Zeitdauer vorgesehen ist, den Keim der Unordnung in sich 
tragen. Neben denselben finden sich in den Fahrplänen mancher 
Züge mehr oder weniger zahlreiche unbedingte Aufenthalte 
»kürzer als eine Minute« vorgeschrieben. Auch in diesen kann 
nur ein Mittel erblickt werden, in die regelmäßige Abwicklung 
des Verkehrs künstlich Verwirrung hineinzutragen. Die Ab- 
sicht geht dabei darauf hinaus, die Gesamtfahrzeit des Zuges 
trotz seiner vielen Aufenthalte nach Tunlichkeit abzukürzen, 
und deshalb findet der Bruchteil einer Minute, den dieselben 
dauern sollen, im Fahrplane keine Beachtung. Den tatsäch- 
lichen Umständen läßt sich aber kein Zwang antun. Diese 
ganz kurz gemeinten Aufenthalte können im praktischen Be- 
triebe keine andere Bedeutung erlangen, als sie der übliche 
Aufenthalt von »einer Minute« besitzt. Da und dort muß den 
Bedürfnissen des Verkehrs entsprochen werden, weder da 
noch dort geht es an, die Sekunden zu zählen. So wird sich 
in der Praxis der »kürzer als eine Minute« normierte Auf- 
enthalt, abgesehen vom ganz eigenartigen Betriebe einer Stadt- 
bahn, von der schablonenmäßigen »einen Minute« in nichts 
anderem unterscheiden, als daß der erstere jedesmal mit 
Naturnotwendigkeit das Konto der Pünktlichkeit mit seiner 
vollen Dauer belastet. Das hieraus sich ergebende Passivum 
kann ein ganz bedeutendes Maß erreichen. Weist doch, um 
ein Beispiel anzuführen, nach der Sommerfahrordnung 1901 
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der wichtige Personenzug Nr. 111/911 der Staatsbahnen 
zwischen Wien und Pontebba nicht weniger als 36 derlei in 
der Luft schwebende Aufenthalte auf, denen keinerlei fahr- 
planmäßiges Aktivum gegenübersteht. Was Wunder, wenn 
die tägliche Beobachtung lehrt, daß gar keine Anstrengungen 
gemacht werden, derart geradezu sinnlos aufgestellte Fahr- 
pläne einzuhalten! 

Wenn auch alle die angeführten Ursachen zusammen- 
wirken, um die auf den österreichischen Eisenbahnen mit 
einer gewissen Konsequenz sich einstellenden Verkehrsunregel- 
mäßigkeiten herbeizuführen und sie für ein oberflächliches 
Urteil zu entschuldigen, so kann diesen vielfachen Anlässen 
und Versuchungen zur Unpünktlichkeit billigerweise doch eine 
so allgemeine Tragweite nicht beigemessen werden. Es ver- 
späten sich, wie die Erfahrung lehrt, in Österreich keines- 
wegs bloß beschleunigte, stark besetzte Schnell- und Personen- 
züge mit knappen Aufenthaltszeiten auf schwierigen Strecken 
und bei eingeleisigem Betriebe oder hoch belastete Güterzüge: 
auch die leichtesten und mit einem Übermaße von Fahrzeit 
und Aufenthaltsdauer bedachten Züge auf verkehrsarmen 
Nebenstrecken pflegen das reisende Publikum durch ihre Un- 
pünktlichkeit und das Vertrödeln der Zeit über die Maßen zu 
verstimmen. Es verspätet sich der Expreßzug von inter- 
nationaler Bedeutung nicht minder wie der Postzug, der 
Touristen- oder der gemischte Zug, der auf jeder Station 
Verschubdienst zu leisten hat ; Wind, Nebel und Schnee geben 
Anlaß zu Verspätungen, die günstigste Witterung aber vermag 
ihr Eintreten nicht zu verhindern. Es verspäten sich die Züge 
ohne Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit der Zugsmaschine, 
die Beschaffenheit der Bahneinrichtungen, bei ein- wie bei 
doppelgeleisigem Betriebe, sie verspäten sich unbekümmert 
um die dadurch gestörten Anschlüsse, Kreuzungen und Über- 
holungen, sowohl auf wichtigen Hauptbahnlinien, wie auf un- 
bedeutenden Lokalstrecken. Ist auf den letzteren ein spar- 
samer Betrieb durch die Umstände geboten, verlangt niemand 
hier Luxuszüge und Schlafwagen, verzichtet man auch gern 
auf die Führung der ersten Wagenklasse und allerhand 
Bequemlichkeiten, so sind dennoch die geringe wirtschafthche 
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oder strategische Bedeutung und die finanziell prekäre Lage 
des Unternehmens kein Grund, das zahlende Publikum des 
Anspruches auf einen geordneten Betrieb zu berauben. Der 
tiefinnerste Grund für die gewöhnlichen Verspätungen aller 
Kategorien von Eisenbahnzügen ist in der Tat nicht in der 
Macht äußerer Umstände allein, sondern vielmehr noch in 
einem angeborenen und fälschlich tolerierten Schlendrian zu 
suchen. 

Hierin Wandel zu schaffen, ist vor allem die sachgemäße 
Heranbildung und gewissenhafte Schulung des gesamten im 
exekutiven Eisenbahndienste verwendeten Personales von- 
nöten. Verkehrsbeamte und alle Bediensteten bis zum Weichen- 
steller und Streckenwächter herab müssen sich ihrer Verant- 
wortlichkeit voll bewußt werden und die Pflicht, ihren auf- 
reibenden Dienst klaglos zu versehen, nicht allein als eine 
Brotfrage, sondern als das Ziel eines edlen beruflichen Ehr- 
geizes zu betrachten lernen. Sie müssen sich darüber Rechen- 
schaft abgeben, daß sie als Jünger des geflügelten Rades nicht 
allein ihren unmittelbaren Vorgesetzten verantwortlich, sondern 
auch dem Wohle der Gesamtheit dienstbar sind, daß das noch 
so verborgene Wirken jedes einzelnen weite Interessen- 
kreise berührt, und daß die wirtschaftliche wie kulturelle Höhe. 
welche das öffentliche Verkehrswesen in einem Lande er- 
reicht hat, als ein Produkt des Geistes betrachtet werden 
muß, in welchem dasselbe gehandhabt wird. 

Der Impuls aber muß von oben kommen. Solange der 
Wille der Eisenbahnverwaltungen und der leitenden Organe 
der Staatsaufsicht, die strengste Ordnung im Eisenbahnbetriebe 
anzubahnen und aufrecht zu erhalten, sich nicht wirksamer 
zu äußern weiß, als durch Instruktionen von ziemlich proble- 
matischem Werte, solange nicht mit vollem Ernst an die 
Reform der Bestimmungen über den exekutiven und Fahr- 
dienst geschritten und die Axt an die Wurzel gelegt wird, 
den faulen Baum gewohnheitsmäßigen Schlendrians mit Stumpf 
und Stiel auszurotten, solange werden die schönsten Fahr- 
ordnungen der Eisenbahnen nach wie vor — Papier bleiben, 
welches zweimal des Jahres Makulatur wird, um anderem 
Papiere Platz zu machen! 
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Es finden sich im Rahmen der geltenden Normen schon 
hinreichend Wege, ungeachtet der mitunter unausweichlichen 
Verzögerungen der Fahrt und der Aufenthalte die Regelmäßig- 
keit des Zugsverkehrs in weit höherem Maße zu erlangen, 
als es gegenwärtig in Österreich nicht allein üblich ist, sondern 
auch für möglich erachtet wird. Die schon*^ erwähnten »Grund- 
züge der Vorschriften für den Verkehrsdienst auf Eisenbahnen 
mit normalem Betriebe« vom 18. Oktober 1876 bestimmen im 
Punkte 173: »Die Verspätung eines Zuges soll in erster Reihe 
durch möglichste Abkürzung der Aufenthalte und sodann durch 
schnelleres Fahren, jedoch nur bis zur gestatteten Maximal- 
geschwindigkeit, wieder eingebracht werden«. Diese Vorschrift 
findet im Punkte 106 durch die Aufstellung des Begriifes der 
»den zulässigen größten Fahrgeschwindigkeiten der ver- 
schiedenen Züge entsprechenden kürzesten Fahrzeiten« ihre 
Ergänzung. Durch die Beobachtung dieser Normen lassen sich 
allerdings nicht alle bedeutenderen, namentlich nicht alle 
durch Betriebsunfälle und Elementarereignisse herbeigeführten 
Zugsverspätungen hintanhalten und sanieren, wohl aber ge- 
währen sie in den allermeisten Fällen des gewöhnlichen Be- 
triebes eine durchaus genügende Handhabe, kleinere Ver- 
zögerungen der Fahrt und der Aufenthalte auszugleichen und 
die Normalität wieder herzustellen. 

Was vor allem die Forderung nach Abkürzung der 
Aufenthalte betrifft, lehrt die tägliche Erfahrung, daß eine 
solche in der Regel nicht, wohl aber im geraden Gegenteile nur 
zu häufig eine Ausdehnung der planmäßigen Aufenthaltsdauer 
einzutreten pflegt. Es ist schwer, der Annahme, daß letztere 
für die Abwicklung der sich bei der Zugsexpedition häufenden 
Verrichtungen mitunter zu knapp bemessen sei, die Behaup- 
tung entgegenzustellen, daß der normale Aufenthalt in der 
Regel vollauf genüge und bei einem etwas weniger phlegma- 
tischen Gange der Manipulation nicht nur nicht überschritten 
zu werden brauchte, sondern in Verspätungsfällen sogar eine 
Abkürzung zuUeße. Es käme hiebei bloß auf den ernsthch 
gemeinten Versuch an. Allerdings sollte, wie es die ökonomi- 
schen Rücksichten dem österreichischen Privat- wie nicht 
minder Staatsbetriebe in einer den übernommenen Verkehrs- 
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aufgaben sehr abträglichen Weise nahelegen, das beliebte 
System des Sparens am unrechten Orte niemals dahin führen 
dürfen, die Zahl des angestellten Personals in einem Maße 
zu beschränken, daß dadurch der Betrieb gehindert und die 
Verkehrsregelmäßigkeit in Frage gestellt wird. Ist einmal in 
den Fahrplänen die Aufenthaltsdauer auf den Stationen nach 
sachgemäßer Berücksichtigung aller betriebstechnischen und 
vom Verkehre abhängigen Momente derart normiert worden^ 
dass sie unter gewöhnlichen Verhältnissen nicht überschritten 
zu werden braucht, so wird in besonderen Fällen eine etwas 
intensivere Anspannung der Kräfte deren Kürzung ermög- 
lichen. Für das Wassernehmen der Maschine wird beispiels- 
weise bei Schnellzügen häufig eine Zeitdauer von nicht mehr 
als drei Minuten gewährt: dieselbe müßte in Verspätungs- 
fällen auch bei anderen Zügen genügen. In Stationen, wo die 
Wagenlampen angezündet werden, müssen hinreichend Leute 
hiezu disponibel sein. Es geht nicht an, einem einzigen Sta- 
tionsdiener etwa die diversen Verrichtungen des Zu- und Aus- 
ladens von Gepäck, des Lampenanzündens u. s. w. zu über- 
tragen und dadurch die Expedition des Zuges aufzuhalten. 
Für das Anschieben von Wagen, sei es der regelmäßig durch- 
laufenden, sei es solcher, welche im Erfordernisfalle bei- 
zustellen sind, muß rechtzeitig vorgesehen werden. Sachgemäß 
getroffene Dispositionen des diensthabenden Beamten werden 
so manchen Zeitverlust hintanhalten. Wird es in solchen Fällen 
möglich, einem verspäteten Zuge durch Kürzung seines nor- 
malen Aufenthaltes instruktionsgemäß Vorschub zu leisten, 
so muß bei dessen Einfahrt in einer mit längerem Aufent- 
halte bedachten Station, sofern er Passagiere führt, diese Ab- 
sicht durch den Verkehrsbeamten zum Ausdrucke gebracht 
werden, und die Zugsbegleiter müssen, statt durch das stereo- 
type Ausrufen des normalen Aufenthaltes das Publikum, 
welches denselben vielleicht zum Einnehmen einer Mahlzeit 
benützen möchte, in unangenehmer Weise irre zu führen, in 
deutlicher Form die abgekürzte Dauer des Aufenthaltes be- 
kanntgeben. 

. Den zweiten Teil der Vorschrift für den Verkehr ver- 
späteter Züge betreffend, muß es selbst dem Laien ohne weiteres 



klar werden, daß dem Verlangen nach Erhöhung der Fahr- 
geschwindigkeit nur unter gewissen, in der Natur der 
Sache gelegenen Beschränkungen stattgegeben werden kann. 
Die Grenzen des Zulässigen sind hier durch die Forderungen 
der Betriebssicherheit, daneben aber auch durch gewisse her- 
kömmliche Bedenklichkeiten vorgezeichnet. Es ist einleuchtend, 
daß die Anlage und Beschaffenheit der Bahn, die Stärke und 
Konstruktion ihres Oberbaues, ihre Neigungs- und Richtungs- 
verhältnisse, ferner die Zusammenstellung und Belastung der 
Züge, dann die Konstruktion der Lokomotiven und Wagen 
sowie die zur Verfügung stehenden Bremsmittel und endlich 
die der Sicherheit des Zugsverkehres sowohl bei den Signal- 
und Weichenanlagen, als im Zuge selbst dienenden Einrich- 
tungen für die Festsetzung der größten zulässigen Fahr- 
geschwindigkeit ausschlaggebende Momente sein müssen. Neben 
den für die günstigsten Verhältnisse berechneten, in den ver- 
schiedenen Ländern gesetzlich oder usuell allgemein gel- 
tenden Maximalgeschwindigkeiten kommen so unter Berück- 
sichtigung der konkreten Umstände für einzelne Bahnen oder 
Teilstrecken speziell vorgezeichnete Beschränkungen des Höchst- 
ausmaßes der Fahrgeschwindigkeit zustande. 

Als oberste Grenze für die nur unter besonders günstigen 
Umständen anzuwendende Fahrgeschwindigkeit gilt in Öster- 
reich nach Funkt 106 der »Grundzüge« für Personen füh- 
rende Züge eine solche von 80 ton/St., für Lastzüge von 
40 Z'm/St. Das Verkehrsbedürfnis hat diesen Grundsatz aller- 
dings bereits durchbrochen, indem für eine Anzahl wichtiger 
Schnellzüge die Anwendung der auf den Eisenbahnen des 
Deutschen Reiches bisher als zulässig angesehenen Maximal- 
geschwindigkeit von 90 Icmßi. auch hier ausnahmsweise ge- 
stattet worden ist. Die in Deutschland zulässige Fahrgeschwin- 
digkeit von 45, unter Umständen 60 km/St bei Güterzügen 
erscheint hingegen in Österreich nirgends zugestanden. 

Ob durch die in Österreich geltenden Bestinmiungen den 
Rücksichten der Betriebssicherheit angesichts der großartigen 
Fortschritte der Eisenbahntechnik nicht in allzu ängstlicher 
Weise gedient wird, diese Frage könnte ein gründliches Stu- 
dium des Eisenbahnbetriebes in England entscheiden. Ein 
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gesetzliches Limito der Fahrgeschwindigkeit ist dort unbekannu 
die Festsetzung derselben bleibt vielmehr dem Ermessen und 
der Verantwortung der einzelnen Eisenbahngesellschaften an- 
heimgestellt. Es gelangen daher im Personenverkehre Fahr- 
geschwindigkeiten bis zu 130 km/St und selbst darüber zur 
Anwendung, während Güterzüge mit 60 — 70 km^St, befördert 
zu werden pflegen. Es könnte aber auch die Entwicklung des 
Eisenbahnbetriebes in Frankreich hierauf beredte Antwort 
geben, indem dieser Staat allen anderen, England und Ame- 
rika inbegriffen, in Bezug auf die durchschnittliche Geschwin- 
digkeit seiner Züge im allgemeinen heute den Vorrang ab- 
gelaufen hat. Während die Fahrgeschwindigkeit der Eisenbahn- 
züge, wie erwähnt, in England gesetzlich unbeschränkt ist, 
beträgt ihr Maximum in Frankreich 120 Am/St. Für die 
Bahnen des Deutschen Reiches ist dieselbe in der Absicht, 
das Einfahren von Verspätungen und damit eine größere 
Regelmäßigkeit des Zugsverkehres besser zu ermöglichen, 
durch Bundesratsbeschluß im Jahre 1901 von 90 auf 100 kwj St. 
erhöht worden. Für die gleiche Erhöhung der Maximalgeschwin- 
digkeit bis auf 100 km/St kämen in Österreich in erster 
Reihe die sehr günstig profilierten Linien der Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn und der österreichisch-ungarischen Staats- 
eisenbahngesellschaft in Betracht. Daß im allgemeinen eine 
Erhöhung der erlaubten Fahrgeschwindigkeit der österreichi- 
schen Eisenbahnzüge sehr wohl zulässig wäre, unterliegt 
keinem Zweifel. Die als Höchstmaß festzusetzende Stunden- 
kilometerzahl braucht in der Tat nicht mit übertriebener 
Ängstlichkeit förmlich auf die Goldwage gelegt zu werden. 
Man ist in Fachkreisen längst zu der Überzeugung gelangt, 
daß bei tadellosem Zustande der Bahn und ihrer Einrich- 
tungen selbst außerordentlich hohe Fahrgeschwindigkeiten 
durchaus nicht bedenklich sind. Gefahrdrohend im Eisenbahn- 
betriebe ist einzig und allein jede Unordnung, und dieser zu 
begegnen, werden relativ hohe Fahrgeschwindigkeiten sich 
nicht selten als zulässiges und wirksames Mittel empfehlen. 
Die unter dem Einflüsse verschiedenartiger Anschauungen 
in den einzelnen Staaten allgemein in Geltung stehenden 
obersten Grenzen für die Fahrgeschwindigkeit der Eisenbahn- 
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Züge können selbstverständlich aber nur dort erreicht werden, 
wo nicht im besonderen gewisse,, die Betriebssicherheit tan- 
gierende Momente einer entsprechenden Ermäßigung das Wort 
reden. Hier ist nun ein weites Feld für kleinliche und eng- 
herzige Instruktionsmeierei eröfifnet. Die Ergebnisse der von 
den Betriebsleitungen unter Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
und unter wesentlicher Berücksichtigung der ökonomischen 
Frage diesbezügUch angestellten Erwägungen gelangen für die 
einzelnen Zugskategorieen und Bahnstrecken in den zum Ge- 
brauche der Verkehrsbeamten und des Personals der Zug- 
förderung erlassenen »Dienstfahrordnungsheften« neben der 
normalen Fahrordnung unter den beiden Rubriken für die 
»Maximalgeschwindigkeiten« und die denselben entsprechenden 
»kürzesten Fahrzeiten« zum Ausdrucke. 

Die für jeden einzelnen Zug von Station zu Station fest- 
gesetzten kürzestenFahrzeiten noch zu unterfahren, ist dem 
Maschinenpersonal unter allen Umständen untersagt und straf- 
bar. Die normale Fahrgeschwindigkeit bis zu der durch die 
kürzesten Fahrzeiten gezogenen Grenze zu steigern, ist hin- 
gegen bei Verspätungen nicht allein zulässig, sondern als 
Mittel zur Einbringung derselben gemäß Punkt 173 der »Grund- 
züge« sogar vorgeschrieben, den Fall ausgenommen, daß nach 
Punkt 106, aUnea 4 der Zustand der Bahn, der Objekte und 
der Fahrbetriebsmittel dem nicht entgegenstehe. Nachdem 
von einer geordneten Verwaltung vorausgesetzt werden muß, 
daß sie unter normalen Verhältnissen ihre dem Betriebe 
dienenden Einrichtungen in gutem Zustande erhalte, muß die 
Forderung, daß Verspätungen mittelst der kürzesten Fahr- 
zeiten so viel als möglich eingebracht werden, zweifellos als 
die Regel, das Gegenteil als Ausnahme gelten. Daran muß 
unbedingt festgehalten werden. Jede Regelmäßigkeit im Eisen- 
bahnbetriebe wird in der Tat illusorisch, die Unordnung mit 
allen ihren verhängnisvollen Konsequenzen muß in bedroh- 
lichster Weise einreißen, sobald nicht der Fahrt eines jeden 
Zuges auf freier Strecke ein gewisser Spielraum an Fahrzeit 
gewahrt bleibt, innerhalb dessen die oft unvermeidlichen Ver- 
zögerungen an den Haltepunkten, vor Deckungs- und Lang- 
samfahrsignalen und etwaige Fahrverluste infolge von Maschinen- 
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gebrechen, Überlast, ungünstiger Witterung u. s. w. ganz 
oder wenigstens teilweise zu Gunsten der Normalität der Fahrt 
ausgeglichen werden können. Ein Fahrplan, welcher diese 
unerläßlichen, sei es auch nur geringen Differenzen zwischen 
der gewöhnlichen und der noch zulässigen erhöhten Fahr- 
geschwindigkeit nicht enthielte, würde in der Praxis des Be- 
triebes zu einem wertlosen Aushängeschilde werden, hinter 
welchem sich Unordnung und Willkür verbergen. Die Mög- 
lichkeit, Zugsverspätungen einzubringen, erlangt eine ganz 
besondere Bedeutung, wo es sich darum handelt, eine Kreu- 
zung oder Überholung einzuhalten oder einen Anschluß zu 
erreichen und die Verschiebung des ganzen Fahrplanes, wie 
sie sich namentlich bei eingeleisigem Betriebe als unausweich- 
liche Folge jeder bedeutenderen Zugsverspätung einstellt, so- 
wie in weiterer Folge den Übelstand zu verhüten, daß die 
Wirkung einer lokalen Störung den Verkehr ganzer Bahn- 
gebiete und Länder beeinflusse. Dem Mangel an Ordnung und 
den ihn begleitenden Unzukömmlichkeiten und Gefahren zu 
steuern, dafür erscheint ein vermehrter Aufwand an Brenn- 
stoff gewiß kein zu hoher Preis. 

Unter diesen Gesichtspunkten darf demnach die Auf- 
stellung der kürzesten Fahrzeiten keineswegs bloß als fakul- 
tative Ermächtigung zur Fahrtbeschleunigung aufgefaßt werden, 
wie denn jede Willkür in dem seiner Natur nach strengen 
Regeln zu unterwerfenden Eisenbahnbetriebe unbedingt zu 
perhorreszieren ist; es soll ihr vielmehr ein obligatorischer 
Charakter zukommen, und es soll dem Maschinenpersonal 
als Dienstpflicht hingestellt werden, in Verspätungsfällen, außer- 
gewöhnliche Umstände ausgenommen, die Kürzung der Fahr- 
zeiten zur Anwendung zu bringen. Äußere Einflüsse mögen 
dies im gegebenen Falle unmöglich machen, was jedesmal 
einer Motivierung bedarf. Schlechter Brennstoff kann wohl als 
Entschuldigung für den Lokomotivführer, nicht aber für die 
am unrechten Orte sparende Verwaltung angesehen werden. 
Es ist Sache der Aufsichtsbehörde, dahin zu wirken, daß von 
dieser Seite alle wünschenswerten Garantieen für die Ein- 
h altung der Fahrpläne geboten werden. Ist aber der Lokomotiv- 
führer verpflichtet, Verspätungen nach Tunlichkeit einzuholen, 
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so verfügt auch der Verkehrsbeamte über die Möglichkeit, das 
mutmaßliche Einlaufen als verspätet gemeldeter Züge in einer 
den Interessen des reisenden Publikums dienenden Weise 
vorherzusagen. ^) 

Allein nicht bloß als Korrektiv gegenüber einer schon 
bestehenden, sondern nicht minder auch gegenüber einer erst 
zu gewärtigenden Verspätung kann von den kürzesten Fahr- 
zeiten mitunter Gebrauch gemacht werden. Wo erfahrungs- 
gemäß an Sonn- und Festtagen oder im Sommerverkehre 
mancher Strecken ein besonders starker Fersonenandrang 
erwartet oder von der folgenden Station umsichtigerweise 
signalisiert wird, ebenso auch bei erhöhter Verschubarbeit 
und langwierigen Verladungen der Güterzüge, kann es durch- 
aus keinem praktischen Bedenken unterliegen, von der erlaubten 
Fahrtkürzung schon antizipando Gebrauch zu machen und den 
betreffenden Zug um ein Geringes vor der fahrplanmäßigen 
Ankunftszeit in der Station eintreffen zu lassen. Es wird 
sehr willkommen sein, etliche Minuten für die Passagier- 
aufnahme beziehungsweise Gütermanipulation zu gewinnen 
und so die verspätete Abfahrt von der Station a priori hintan- 

1) Das »Betriebs-Reglement für die Eisenbahnen der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder« vom 10. Dezember 1892 bestimmt 
im § 26, alinea 6: »Betriebsstörungen und Zugs Verspätungen sind durch 
Anschlag an einer dem Publikum leicht zugänglichen Stelle in deutlich 
erkennbarer Weise sofort bekannt zu machen«. Dem gegenüber muß fest- 
gestellt werden, daß die für diese Bekanntmachung bestimmten, in den 
Bahnhofsräumen anzubringenden Tafeln auf den meisten Stationen entweder 
gar nicht vorhanden sind, oder doch in der Regel unbenutzt bleiben. Bei 
der von den Organen der Eisenbahn zur Schau getragenen Gleichgültigkeit 
gegen Zugsverspätungen und bei deren außerordentlicher Häufigkeit, welche 
ihnen den Charakter des Ungewöhnlichen benimmt, wird der zum An- 
schreiben der Tafel zunächst berufene Bahnhofsportier vom Verkehrs- 
beamten wohl oft gar nicht über die zu gewärtigende Verspätung eines 
fälligen Personenzuges instruiert. Abreisende oder solche Personen, welche 
Ankommende erwarten, werden daher gewöhnlich eine geraume Zeit über 
die fahrplanmäßige Ankunftszeit des Zuges hinaus geduldig warten und 
sich auf eine an den Portier gerichtete Anfrage, wie viel Verspätung der 
Zug eigentlich habe, mit der stereotypen Antwort »bloß ein paar Minuten« 
oder, falls sie den Verkehrsbeamten diesfalls höflich anzusprechen wagten, 
sehr häufig, und dies sogar auf Hauptbahnhöfen, mit einem unzutreffenden 
Bescheide zufriedenstellen müssen. 
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halten zu können. Nur ein Pedant wird hierin eine formelle 
Inkorrektheit bemängeln: sie erscheint durch den erzielten 
Vorteil reichlich aufgewogen und umso unbedenklicher, als 
der etwas zu früh einlaufende Zug die Station im Hinderungs- 
falle ohnehin durch das Einfahrts- oder Distanzsignal gedeckt 
findet. 

Nun lehrt aber die Beobachtung, dass allen gemessenen 
Vorschriften zum Trotz im Betriebe der österreichischen 
Privat- wie Staatseisenbahnen von einer zweckmäßigen An- 
wendung der kürzesten Fahrzeiten behufs Einbringung, ge- 
schweige denn Vorbeugung von Verspätungen nur ausnahms- 
weise gesprochen werden kann. Kaum macht sich da oder 
dort einmal das Bestreben bemerkbar, erlittene Verzögerungen 
der Aufenthalte oder der Fahrt wieder auszugleichen. Die 
kürzesten Fahrzeiten scheinen nur bestimmt, eine Kolonne 
im Fahrordnungsbuche auszufüllen, keineswegs aber im all- 
gemeinen dem Zwecke zu dienen, eine erhöhte Regelmäßigkeit 
des Zugsverkehres zu gewährleisten. Wenn z. B. ein Schnell- 
zug der Südbahn, dessen mittlere Geschwindigkeit nicht ein- 
mal 45 km/St erreicht, von einem außergewöhnlichen Auf- 
enthalte in der Dauer von 10 Minuten während seiner weiteren 
Fahrt über eine zum großen Teile günstig profilierte Strecke 
von 540 km auch nicht eine einzige Minute einbringt und mit 
derselben Verspätung in der Endstation Wien einläuft, die 
Reisenden der Gefahr aussetzend, einen knappen Anschluß 
auf einem anderen Bahnhofe zu versäumen, so sind es gewiß 
nicht Rücksichten der Betriebssicherheit, welche einen solchen 
Vorgang rechtfertigen können. Die letzteren würden im Gegen- 
teile verlangen, in Erwägung der auf einem Teile der Strecke 
sich geltend machenden außerordentlichen Dichte des Verkehrs 
den letzteren womöglich durch keine noch so kleine Unregel- 
mäßigkeit zu alterieren und deshalb nach Eintritt einer Ver- 
spätung den fahrplanmäßigen Zustand so rasch als tunlich 
wieder herzustellen. — Ein weiteres charakteristisches Bei- 
spiel bietet der seit einigen Jahren während der Sommer- 
saison zwischen Prag und Karlsbad in Verkehr gesetzte Ex- 
preßzug der Buschtiehrader Eisenbahn. Ohne den guten 
Willen und das unbestreitbare Verdienst der Verwaltung um 
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die Einleitung dieses immerhin bequemen und relativ rasch ver- 
kehrenden Zuges in Frage stellen oder schmälern zu wollen, 
kann es doch an sich schon als eine hervorragende Leistung 
schwerlich betrachtet werden, einen Zug von nicht mehr als 
100 bis höchstens 130 ^Belastung über Steigungen, welche im allge- 
meinen lOVoo nicht überschreiten und bloß auf einer zirka 8 km 
langen Strecke 147oo ^nd 247oo erreichen, bei nur dreimaligen 
kurzen Betriebsaufenthalten auf der 175 1cm messenden Strecke 
durch Lokomotiven neuester Konstruktion und großer Leistungs- 
fähigkeit in 3V2 Stunden, daher mit einer mittleren Fahr- 
geschwindigkeit von genau 50 Äm/St., zu befördern. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die Fahrzeit dieses Zuges unter den 
günstigen Bedingungen seines Verkehrs noch um etwa eine 
halbe Stunde gekürzt werden könnte. Nun pflegt derselbe aber 
keineswegs pünktlich zu verkehren. In einem konkreten Falle 
wurde es als eine genügende Rechtfertigung für sein um 
8 Minuten verspätetes Einlaufen in Karlsbad angesehen, daß 
er bei mehr als 100 t Belastung auf der erwähnten kurzen 
Steigung einer Vorspannmaschine bedürfe, daß das An- und 
Absetzen derselben einen gewissen Zeitaufwand erfordere, daß 
überdies bei der Fahrt mit zwei Maschinen, von denen die 
eine Lastzugslokomotive sei, die normale Fahrgeschwindig- 
keit von ungefähr 25 km/St auf 247oo nicht eingehalten werden 
dürfe, und daß die beschränkte Möglichkeit, auf der weiteren 
Fahrt über rund 170 km teilweise fast horizontale Strecken 
einige wenige Minuten einzubringen, nur allzu leicht durch 
weitere Verzögerungen vereitelt werde! Derartige Ungereimt- 
heiten wagen im Zeitalter des höchsten Verkehrsaufschwunges 
die österreichischen Eisenbahnbehörden vorzubringen! Sie 
müssen in ihrer Nichtigkeit erkannt werden, sobald nur ein- 
mal das gesunde Volksbewußtsein sich des öffentlichen Ver- 
kehrswesens bemächtigt haben wird. Daß dies in Osterreich 
später als anderenorts geschieht, ist in den eigenartigen Ver- 
hältnissen gelegen. 

Wenn von der, sei es auch nur in mäßigen Grenzen ge- 
statteten Fahrtbeschleunigung zur Ausgleichung von Ver- 
zögerungen auf den österreichischen Eisenbahnen ein überaus 
spärlicher Gebrauch gemacht zu werden pflegt, so scheinen 
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uns die tatsächlichen Ursachen hiefür keineswegs in der mit 
Vorliebe behaupteten Sorge um die Sicherheit des Zuges und 
der Reisenden, sondern einerseits in der förmlich großgezogenen 
Gleichgültigkeit des gesamten Personals gegen die Unpünkt- 
lichkeit, andererseits nicht zum geringsten in den ökonomischen 
Vorteilen zu liegen, welche aus einem beschränkten Brenn- 
stoffverbrauche sich sowohl für das Konto der Zugförderung 
ergeben, als auch auf dem Wege der Prämien für das Ma- 
schinenpersonal abfallen. Karg besoldet, muß das letztere 
immer bestrebt sein, durch Gewinnung möglichst hoher 
Kohlenprämien sich ein erwünschtes Nebeneinkommen zu 
verschaffen, solange nicht eine strengere Kontrolle zu ver- 
hindern weiß, daß eine Verspätung infolge Nichtanwendung 
der kürzesten Fahrzeiten mutwilligerweise weitergeschleppt 
und potenziert, oder daß auf der Steigung zu Gunsten der Zug- 
förderungskosten und der Kohlenprämie Fahrzeit zugesetzt 
und im Gefälle sodann nicht selten auf Kosten des Gefühles 
der Sicherheit und Annehmlichkeit durch beschleunigtes Fahren 
wieder eingebracht werde. Das Prämiensystem war für eine 
möglichst ökonomische Zugförderung unentbehrlich, solange 
hinsichtlich des Brennstoffverbrauches der mit verschiedenen 
Zugskategorien, Belastungen und Geschwindigkeiten auf günstigen 
wie schwierigen Strecken zur Anwendung gelangenden Loko- 
motiven diverser Konstruktion noch keine auf der Erfahrung 
basierten Durchschnittsziffern zu Gebote standen. Heute aber 
verfügt der Betrieb über hinreichende Anhaltspunkte zur Auf- 
Stellung von Normalmengen an Brennstoff, deren Überschrei- 
tung einer besonderen Rechtfertigung bedürfte, so daß er auf 
die Gewährung von Kohlenprämien im Interesse der regel- 
mäßigen Abwicklung des Zugsverkehres vielleicht zu verzichten 
in der Lage wäre. Unter allen Umständen müssen denselben 
aber auf die Regelmäßigkeit der Fahrt bezugnehmende Prämien 
und PönaUen entgegengehalten werden. Wir stellen nicht in Ab- 
rede, daß es allerdings Fälle gibt, wo bei hochbelasteten Zügen 
auf schwierigen Profilen die mindere Qualität der verwendeten 
Kohle ein intensiveres Feuern gar nicht möglich oder doch 
zwecklos macht. Die überwiegende Zahl der von uns gerügten 
Fälle des Nichteinbringens von Verspätungen betrifft jedoch 
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relativ leichte Züge mit günstigen Verkehrsbedingungen und 
einem hinreichenden Spielräume kürzester Fahrzeiten. 

Macht nun ein Lokomotivführer ausnahmsweise von der 
zulässigen, mehr oder weniger seinem Belieben anheimgestellten 
Fahrtbeschleunigung behufs Einbringung einer Zugsverspätung 
Gebrauch, und verzichtet er im Interesse des Dienstes auf die 
zumeist wenig stichhältigen Entschuldigungen, welche seinen 
unmittelbaren materiellen Vorteil der Gewinnung von Kohlen- 
prämien plausibel machen könnten, so wird seine gute Ab- 
sicht durch die unverbesserliche Unpünktlichkeit der ganzen 
Betriebsführung gewöhnlich zunichte gemacht. Kaum daß er 
normale Fahrt wieder erreicht zu haben glaubt, wird er wohl 
durch das Distanzsignal einer Station aufgehalten, welche der 
Vorschrift zum Trotz die Einfahrt für seinen Zug nicht recht- 
zeitig frei zu machen weiß. Der diensthabende Beamte einer 
zuzeiten Station gibt vielleicht durch saumseliges Gebaren, 
Mangel an Umsicht und direkt zweckwidrige Dispositionen zu 
einer neuerlichen Verspätung Anlaß. Oder aber — und das 
ist der allergewöhnlichste Fall — der Zug, welcher seine Ver- 
spätung einzubringen im Begriff ist, wird auf einer Kreuzungs- 
oder Überholungsstation genötigt sein, einen verspäteten Vor- 
rangszug abzuwarten. Es drängt sich da die bezeichnende 
Wahrnehmung auf, daß einerseits kein Stationsvorstand, ein- 
geengt, wie er sich in Bezug auf selbständiges Handeln in der 
Zwangsjacke bureaukratisch schabionisierender Instruktionen 
fühlt, die Befugnis für sich in Anspruch nehmen darf, einen 
seine Station ohne Aufenthalt passierenden Zug selbst im 
Falle eines erwiesen dringenden Bedürfnisses ausnahmsweise 
halten zu lassen, während es andererseits dem jüngsten dienst- 
habenden Verkehrsbeamten vollkommen unbenommen bleibt, 
den Lauf jedes noch so wichtigen Zuges durch dessen An- 
halten vor dem Distanzsignale zu verzögern oder dessen plan- 
mäßigen Aufenthalt in der Station über das strikte Bedürfnis 
auszudehnen. 

Eine im Betriebe der k. k. Staatsbahnen herrschende 
Gepflogenheit trägt nicht wenig dazu bei, Zugsverspätungen 
herbeizuführen und zu vergrößern. Nicht minder erscheint 
dieselbe geeignet, die richtige Basis der Verantwortlichkeit im 
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äußeren Verkehrsdienste zu verrücken, die Dispositionsfähig- 
keit der Verkehrsbeamten ungünstig zu beeinflussen und in 
allen Organen des exekutiven Dienstes das Gefühl der Un- 
sicherheit zu wecken. Wir meinen das Haltenlassen eines 
Zuges in einer gewöhnlich zu durchfahrenden Station durch 
den diensthabenden Beamten behufs Verständigung des Ma- 
schinenpersonals über Fahrtdispositionen, welche infolge Ver- 
spätung eines oder des anderen Zuges getroffen oder abge- 
ändert werden mußten. Derlei Verfügungen hat der Verkehrs- 
beamte unter eigener Verantwortung nach gewissenhafter 
Prüfung aller Umstände und in Berücksichtigung der geltenden 
Instruktion persönlich und selbständig zu treffen. Ihm allein 
obliegt die Pflicht, den einzelnen Zügen freie Fahrt zu ver- 
schaffen. Was er in dieser Absicht disponiert, braucht der 
Lokomotivführer nicht zu wissen, dessen Aufgabe sich dies- 
bezüglich auf die Beobachtung der Signale beschränkt. Durch 
die sich oft häufenden, kreuzenden und gegenseitig auf- 
hebenden mündlichen und schriftlichen Mitteilungen, welche er 
gelegentlich des Durchfahrens der Stationen empfängt, wird 
er nur zu leicht verwirrt, ängstlich und in ganz ungerechter 
Weise für etwaige -verfehlte Fahrtdispositionen gewissermaßen 
mitverantwortlich gemacht. Im besten Falle wird durch 
diesen Vorgang ein verspäteter Zug noch mehr verspätet. — 
Was Wunder nun, wenn angesichts all der Schwierigkeiten, 
gegen welche der Lokomotivführer beim Versuche der Wieder- 
herstellung normaler Fahrt anzukämpfen hat, ihn der un- 
dankbare Ehrgeiz nicht befällt, mit einem Opfer aus der 
eigenen Tasche die Pünktlichkeit des Verkehrs zu bezahlen, 
welche ja doch ihr allergrößtes Hindernis in der mangelhaften 
Oberleitung findet! 

Als erste Bedingung für die Herstellung geordneter Zu- 
stände im Verkehrsdienste muß es angesehen werden, daß 
der Festsetzung der kürzesten Fahrzeiten in den Fahrord- 
nungsheften im logischen Zusammenhange mit der Gestattung 
bestinmiter Maximalgeschwindigkeiten eine weit höhere Bedeu- 
tung beigemessen und eine weit sachgemäßere Behandlung 
zuteil werde, als es gewöhnlich zu geschehen pflegt. Die 
kürzesten Fahrzeiten müssen als das Ergebnis der Abwägung 
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aller sie beeinflussenden Momente derart aufgestellt werden, 
daß sie bei normaler Belastung und nicht allzu ungünstiger 
Witterung tatsächlich eingehalten und demzufolge in Verspä- 
tungsfällen auch obligatorisch gemacht werden können. 
Hierbei muß sich zwischen den regelmäßigen Fahrzeiten und 
der zulässigen Beschleunigung bei sämtlichen, selbst den am 
raschesten fahrenden Zügen immer noch mindestens ein zum 
Ausgleiche der im Betriebe häufig vorkommenden, gering- 
fügigeren Unregelmäßigkeiten genügender Spielraum ergeben. Es 
wäre mißlich, sich schon im normalen Betriebe auf der äußersten 
Grenze der Maschinenleistung und der Betriebssicherheit be- 
wegen zu wollen. Wenn dies irgendwo geschieht, so ist es, 
einzelne Teilstrecken ausgenommen , gewiß im Fahrplane 
keines einzigen Zuges in Österreich der Fall. Kommt es nun 
vor, daß Zügen von gleicher Kategorie und durchaus gleichen 
Verkehrsbedingungen für dieselbe Strecke verschiedene kürzeste 
Fahrzeiten vorgeschrieben erscheinen, so liegt darin ein Be- 
weis, daß dieses so überaus wichtige Regulativ der Ordnung 
im Eisenbahnbetriebe vielfach im Sinne bureaukratischer Will- 
kür mißbraucht zu werden pflegt. 

Eine weitere Bekräftigung dieses Vorwurfes kann in den 
keineswegs immer auf einer rationellen Basis ruhenden Be- 
ziehungen gefunden werden, welche die amtlichen Fahr- 
ordnungen zwischen den kürzesten Fahrzeiten und den ihnen 
zugrunde liegenden Höchstgeschwindigkeiten darbieten. In 
dieser Hinsicht wird ein kritischer Blick in die zum Dienst- 
gebrauche herausgegebenen Fahrordnungshefte der öster- 
reichischen Eisenbahnen so manche eigentümliche Wahr- 
nehmung zutage fördern. Wir wollen uns nachstehend mit 
einigen Einzelheiten der auf den Linien der k. k. Staats- 
bahnen geltenden Fahrpläne befassen, soweit uns dieselben 
zugänglich waren, und zu diesem Zwecke die Sommer-Fahr- 
ordnung des Jahres 1901 zum Gegenstande unserer Unter- 
suchung machen. Hiebei kann die Bemerkung nicht unter- 
lassen werden, daß aus der übergroßen Ängstlichkeit, mit 
welcher die Verwaltungen der österreichischen Privatbahnen 
den Inhalt ihrer Dienstfahrordnungen jedem nicht im dienst- 
lichen Verhältnisse stehenden Auge vorenthalten zu sollen 
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vermeinen, so viel hervorzugehen scheint, als ob die letzteren 
einer kritischen Sonde vielleicht noch weniger standzuhalten 
vermöchten.^) 

Daß zwischen den festgesetzten kürzesten Fahrzeiten und 
der zulässigen höchsten Fahrgeschwindigkeit stets und überall 
ein logischer Zusammenhang herzustellen und in den Fahr- 
plänen niederzulegen sei, sollte wohl als selbstverständlich 
vorausgesetzt werden, ist aber keineswegs der Fall. Heben 
wir gleich das Paradepferd des österreichischen Eisenbahn- 
betriebes, den Luxuszug Wien — Karlsbad, hervor, welcher in 
der Strecke Wien — Gmünd — Marienbad den Rekord aller öster- 
reichischen Schnellzüge mit einer Durchschnittsgeschwindig- 
keit von 68 • 9 km/Si. exklusive Aufenthalten gewinnt. Die zu- 
lässige Maximalgeschwindigkeit ist für diesen Zug mit 90 km/St 
festgesetzt worden. Neben demselben verkehren auf der näm- 
lichen Strecke zwischen Wien und Gmünd die Prager Schnell- 
züge, für welche zwar hier genau dieselben Maximalgeschwindig- 
keiten, dessenungeachtet aber erheblich längere Minimal- 
fahrzeiten normiert erscheinen. — Umgekehrt sind es in der 
Strecke Wien — Salzburg, beziehungsweise Wien — Wels — 
Passau die Orient- und Ostende-Expreßzüge, deren Fahr- 
geschwindigkeit zwar mit 90 gegenüber bloß 80 Jcm bei den 
gewöhnlichen Schnellzügen festgesetzt ist, welche aber trotz- 
dem im Vergleiche zu den letzteren für die ganze Strecke 
nur ganz unwesentlich, und zwar für die 313 Jcm zwischen 
Wien und Salzburg in der einen Richtung um 12, in der 
anderen um 14 Minuten, für die 125 km lange Teilstrecke 
Wien — Amstetten nur um 3 — 5 Minuten gekürzte, für die 



^) Es spielt hier wohl die behördlicherseits in Österreich so überaus 
beliebte bureaukratische Geheimniskrämerei mit, welche sich selbst so 
weit versteigt, die Konstruktion der Lokomotiven als im Interesse der 
Kriegsverwaltung strenge zu bewahrendes Dienstgeheimnis zu betrachten. 
Welch schreiender Kontrast zu den in England herrschenden Anschauungen, 
wo durch Vermittlung eigens dazu eingerichteter Geschäftsstellen tausende 
von Abbildungen der auf sämtlichen Eisenbahnen verkehrenden Loko- 
motiven unter dem großen Publikum mit der Absicht in Zirkulation ge- 
setzt werden, durch solche und ähnliche publizistische Maßnahmen dessen 
Interesse an allen Fragen des Eisenbahnwesens zu wecken und rege zu 
erhalten ! 
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81 Tcm zwischen Wels und Passau genau die gleichen, zwischen 
einzelnen Stationen aber auffallenderweise sogar längere 
Minimalfahrzeiten aufzuweisen haben! Dem ; Orient-Expreß- 
zuge in der Richtung von Paris ist es überdies auf der ganzen 
Fahrt von Salzburg bis Wien nicht gestattet, mehr als 
7 Minuten einzubringen, wodurch angesichts des zum Teile 
noch eingeleisigen Betriebes und der hiedurch ständig hervor- 
gerufenen Verzögerungen der Regelmäßigkeit des inter- 
nationalen Verkehres und dem Ansehen des österreichischen 
Eisenbahnwesens wenig gedient wird. 

Es wäre anzunehmen, daß eine umsichtige Betriebsleitung 
den Fahrplan einer Linie, welche, wie jene von Wien über 
Linz nach Salzburg, durch den Fernverkehr, den sommer- 
lichen und sonntägigen Touristen- und den Lokalverkehr in 
so außerordentlicher Weise in Anspruch genommen wird, unter 
ganz besonderer Bedachtnahme auf die Möglichkeit und Wahr- 
scheinlichkeit der anstandslosen und regelmäßigen Verkehrs- 
abwicklung in der allerzweckmäßigsten Weise aufzustellen 
bemüht sein sollte. Dem entgegen wollen wir in umstehender 
Zusammenstellung auf eine Reihe in dieser Strecke ver- 
kehrender Personenzüge hinweisen und bei jedem einzelnen 
sowohl die im Wege der kürzesten Fahrzeiten über die ganze 
angeführte Strecke im äußersten Falle zur Kürzung zulässige 
Minutenzahl, als daneben auch die Anzahl der fahrplan- 
mäßigen unbedingten Aufenthalte »unter einer Minute« an- 
führen, für welche der Fahrplan keine Zeitansätze enthält, 
und welche daher, sofern sie nicht durch rascheres Fahren 
eingebracht werden können, mit Naturnotwendigkeit den un- 
mittelbaren Anlaß zu Verspätungen geben müssen. 

Wie aus diesen einzelnen, herausgegriffenen Beispielen 
zu ersehen ist, leidet die Fahrordnung der Züge auf dieser so 
überaus frequenten und von zahlreichen Anschlußlinien ab- 
hängigen Strecke an einem außerordentlichen Mangel an 
Elastizität, indem der ohnehin minimale Spielraum zwischen 
normaler und kürzester Fahrzeit durch die Zahl der sozu- 
sagen in der Luft schwebenden kurzen Aufenthalte häufig 
nahezu aufgewogen, bei manchen Zügen sogar übertroffen 

8 
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wird. Wie sollte unter derartigen Umständen ein halbwegs 
geregelter Zugsverkehr möglich sein? 



Bezeichnung des 
Zuges. 



Personenzug Nr. 117 
» 17 
> 19 
* 20 



» 

» 

» 
» 
» 
» 

» 
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y> 117 
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Strecke. 



Wien— Salzburg 

Wien — Vöcklabruck 

Wien — Linz 

Wels — Wien 

Wien — Amstetten 



» 






Amstetten — Wien 



Wien— St. Polten 
St. Polten— Wien 
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8 
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Ähnliche Wahrnehmungen lassen auf den meisten Staats- 
bahnlinien einen für die Handhabung des Betriebes wenig 
vorteilhaften Schluß ziehen. Der italienische Schnellzug Wien — 
Pontebba Nr. 101/901 über Amstetten darf bei einer durch- 
schnittlichen Fahrgeschwindigkeit von 49 • 6 1cm exklusive Auf- 
enthalten auf der 535 hn langen Strecke nicht mehr als 
19 Minuten einbringen; hievon entfallen auf die 411 km be- 
tragende, im Gebirge hegende, äußerst schwierig zu betreibende, 
eingeleisige und daher zu mannigfachen Verzögerungen Anlaß 
bietende Strecke Amstetten — Pontebba bloß 9 Minuten. Der- 
selbe Schnellzug besitzt zwischen Amstetten und Selztal über 
119 Am 2 Stunden 38 Minuten normale und keine kürzere 
Fahrzeit. Daneben weist aber der Personenzug Nr. 1015, 
welcher als Schnellzug zu belasten und zu bremsen ist, für 
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die gleiche Strecke 2 Stunden 53 Minuten normale und 
2 Stunden 42 Minuten kürzeste Fahrzeit auf. Hiebei verhalten 
sich nun merkwürdigerweise die Minimalfahrzeiten beider 
Züge beispielsweise zwischen zwei Stationen unter Zugrunde- 
legung der korrelaten Fahrgeschwindigkeiten von 57 und 
52 hm wie 20:16, es stehen also Fahrgeschwindigkeit und 
Fahrzeit im geraden, statt wie selbstverständhch im um- 
gekehrten Verhältnisse zu einander! Der wichtige Personen- 
zug Nr. 911 vermag auf der ganzen Strecke Wien — Pontebba, 
welche er regelmäßig in 13 Stunden 44 Minuten zu durch- 
fahren hat, nur 43 Minuten einzubringen, hievon zwischen 
Amstetten und Pontebba nicht mehr als 30 Minuten, während 
derselbe hier zugleich 35 im Fahrplane ohne Zeitansatz 
figurierende Aufenthalte hat. Es läßt sich denken, wie durch 
die oft unausweichliche, verspätete Ankunft dieser Züge in 
der Grenzstation die sprichwörtliche Unpünktlichkeit der 
italienischen Bahnen gefördert wird, und wie diese gewiß kein 
Bedenken tragen werden, die gleiche Wirkung in der Gegen- 
richtung herbeizuführen. 

Die Schnellzüge der Staatsbahn zwischen Wien und Prag 
über Gmünd, welche reine Fahrgeschwindigkeiten bis 64 lern 
aufweisen, haben auf der 350 Jcm langen Strecke im günstigsten 
Falle 16, sonst aber nur 5 Minuten einzubringen; es genügt 
daher der unbedeutendste Anlaß, sie zu verspäten. Die von 
und nach Prag zur Verbindung Böhmens mit den Alpen- 
ländern eingeführten und an jene anschließenden Schnellzüge 
dürfen über 126 lern zwischen Budweis und Linz trotz ihrer 
geringen Belastung nicht mehr wie 2, beziehungsweise 8 Minuten 
einholen, verspäten mithin in der Regel die Züge der Haupt- 
linien in Linz und Wessely. 

In der 186 Tcm langen Strecke Gmünd — ^Prag beträgt bei 
einigen Personenzügen die Differenz zwischen normaler und 
kürzester Fahrzeit nicht mehr als 6, 8 oder 12 Minuten. 

Vom Wiener Lokalverkehre stark in Anspruch genommen 
ist die 75 Tzm messende Strecke Wien — Krems. Die Aufrecht- 
haltung des regelmäßigen Zugsverkehres wird hier bei dem 
Umstände, als die Teilstrecke Absdorf— Krems nur eingeleisig 
ist, durch den allzu geringen Spielraum der erlaubten Fahr- 

8* 
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Zeiten und zugleich durch die zahlreichen, im Fahrplane 
nicht berücksichtigten kurzen Aufenthalte noch wesentlich 
erschwert. 

Die für den Durchgangs- wie den Touristenverkehr gleich 
wichtigen Staatslinien im Salzkammergut und in Tirol weisen 
auf ihren zumeist im Gebirge gelegenen, den empfindlichsten 
Betriebsschwierigkeiten ausgesetzten, durchaus eingeleisigen 
Strecken eine für die regelmäßige Abwicklung des Zugs- 
verkehrs zum Teile völlig ungenügende Unbeweglichkeit des 
Fahrplanes auf. So vermag auf der im Sommer von Aus- 
flüglern förmlich überfluteten, 107 Am langen Linie Stainach- 
Irdning — Attnang der Personenzug Nr. 2311 nicht mehr wie 
4 Minuten einzubringen. 

In zahlreichen Fällen, sowohl auf Haupt- wie auf Neben- 
strecken, nicht minder auch beim Lokalbetriebe der Staats- 
bahnen, decken sich die normalen mit den kürzesten Fahr- 
zeiten nahezu oder völlig. So bei den Personenzügen Nr. 216 
zwischen Vöcklabruck und Amstetten, wo über 124 hm nur 4, 
Nr. 617 und 624 zwischen Wels und Passau, wo über 81 Tom 0, 
beziehungsweise 2 Minuten einzubringen gestattet ist. Von im 
Staatsbetriebe stehenden Lokalbahnen wären Marienbad — 
Karlsbad, Karlsbad — Johanngeorgenstadt, Wels — Aschach und 
Wels — Grünau als Beispiele für verfehlte, weil den unaus- 
weichlichen Verschiebungen nicht hinreichend Rechnung 
tragende Fahrpläne anzuführen. 

Widersinnig ist gleicherweise die Aufstellung mancher 
Fahrpläne im Güterverkehre zu nennen. Gütereikügen pflegt 
mitunter selbst da eine weit kürzere Fahrzeit eingeräumt zu 
werden, als den gewöhnlichen Güterzügen, wo die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit beider Zugskategorien die gleiche ist 
So beträgt die Differenz zu Gunsten der Gütereilzüge beispiels- 
weise auf der 164 hm langen Strecke Wien — Gmünd 1 Stunde 
32 Minuten in der einen, 1 Stunde 10 Minuten in der anderen 
Richtung; über 38 hm zwischen Budweis und Wessely 26, 
beziehungsweise 19 Minuten ; in der 125 hm betragenden Strecke 
Wien — ^Amstetten 55, beziehungsweise 46 Minuten; in der 
186 hm messenden Strecke Budweis — Klein-Reifling 1 Stunde 
10 Minuten, beziehungsweise 35 Minuten ; ferner in den 81 hm 
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zwischen Wels und Passau 30, beziehungsweise 38 Minuten, 
über 61 Jcm zwischen Simbach und Neumarkt — Kallham 26, 
beziehungsweise 31 Minuten u. s. w., ohne daß denselben 
jedoch rascher zu fahren gestattet wäre. 

Nicht wenig tragen zur Hemmung des Verkehrs in dicht 
besetzten, eingeleisigen Strecken auch die außerordentlich 
langen Fahrzeiten und lächerlich geringen Maximalgeschwindig- 
keiten bei, welche einzeln fahrenden Vorspann- oder Schiebe- 
lokomotiven vorgezeichnet erscheinen. 

Vielfach erfolgt in den dienstlichen Fahrordnungen die 
Feststellung der jeweilig zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
Station zu Station beständig wechselnd mit einer derart feinen 
Differenzierung, daß der Zweck dieser Maßregel gewiß nicht 
erreicht wird, und sie sich als nichts mehr wie eine bureau- 
kratische Spielerei darstellen dürfte. Hieße es doch an das 
Gedächtnis des Lokomotivführers eine unmögliche und ganz 
und gar zwecklose Zumutung stellen, daß er während der 
Fahrt mit einem Personenzuge in häufig wechselnden Profilen 
an jedem einzelnen Punkte der Strecke wie ein Schuljunge 
auswendig herzusagen wisse, ob gerade mit 60, 61, 63 oder 
gar 65 hm/St gefahren werden dürfe, es wäre denn, daß man 
zum unzweifelhaften Nachteile der Betriebssicherheit seine 
Aufmerksamkeit von der Beobachtung der Strecke und seiner 
Maschine auf die Ziffernansätze des Fahrordnungsbuches lenken 
wollte ! Geradezu unerfaßlich für den Nichteingeweihten bleibt 
es auch, mit welcher Begründung beispielsweise für den 
Wien — ^Prager Schnellzug unter Annahme einer Grund- 
geschwindigkeit von 90 hn die erlaubte Fahrgeschwindigkeit 
in der außerordentlich günstig profilierten Strecke Gmünd — 
Sobßslau auf genau 88 hm fixiert werden konnte. 

Bei all dem Widersinne, welcher sich in den amtlichen 
Fahrplänen aufgestapelt findet, kann es nicht wundernehmen, 
wenn sie die ihnen gebührende Beachtung von Seite des ge- 
samten, im Verkehrsdienste beschäftigten Personals nicht in 
vollem Maße zu erlangen vermögen.^) Der gesunde, auf das 



1) Unseren Betriebsleitern sei behufs Würdigung einfacher Normen 
ein Blick in die Fahrordnungen englischer Bahnen empfohlen. 
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Praktische gerichtete Sinn der Lokomotivführer namentlich 
muß gar bald zur Überzeugung gelangen, daß es sich bei dem 
vielen Ziflfernwerke von normalen und kürzesten Fahrzeiten, 
von erlaubten Maximalgeschwindigkeiten, Bremsprozenten 
u. dgl. m. in den ihnen zu Gebote stehenden Fahrbehelfen nicht 
immer um reiflich durchdachte Anordnungen der kompetenten 
Behörde, sondern mitunter wohl nur um das Produkt einer im 
praktischen Dienste wenig erfahrenen Beamtenphantasie handle. 
Sie werden sich daher nur zu leicht über Vorschriften hinweg- 
setzen, deren Unhaltbarkeit ihnen einleuchtet, dabei beachtens- 
werte Direktiven übersehen, und das persönliche Interesse 
kann für sie bei der Ausübung des Fahrdienstes leicht eine 
größere Bedeutung gewinnen, als es mit der Disziplin und 
und Ordnung des Eisenbahndienstes vereinbarlich erscheint. 
Weshalb entschließt man sich aber nicht zu der radi- 
kalen Reform, die Festsetzung der kürzesten Fahrzeiten über- 
haupt gänzlich fallen zu lassen und sie einfach durch präzise 
Bestimmungen über die Maximalgeschwindigkeiten zu ersetzen? 
Jene sind ein Notbehelf zur Kontrolle der Fahrt auf freier 
Strecke, wo es an anderen, zuverlässigeren Mitteln hiefür 
mangelt. Für die Sicherheit des Betriebes von Belang ist aber 
nicht die Dauer der Fahrt zwischen zwei Punkten, sondern 
einzig und allein nur die hiebei erreichte Greschwindigkeit. 
Diese beiden Momente brauchen nicht unbedingt in einem 
korrelaten Verhältnisse zu einander zu stehen. Es wird von 
der Zugsbelastung, den momentanen Adhäsionsverhältnissen, 
der Konstruktion der Maschine und neben allerhand Zufällig- 
keiten nicht zumindest von der Geschickhchkeit des Loko- 
motivführers abhängen, wie viel Zeit das Anfahren bis zur 
Erreichung der Streckengeschwindigkeit beansprucht. Auf freier 
Strecke sind es wieder örtliche Langsamfahr-Signale, welche 
einen mehr oder minder erheblichen Zeitaufwand verursachen. 
Alle diese Faktoren zusammen werden auf die Gesamtfahrzeit 
zwischen zwei Haltepunkten wesentlichen Einfluß üben. Wenn 
die zugestandene kürzeste Fahrzeit gewöhnlich vielleicht unter 
Beobachtung einer durchaus zulässigen Streckengeschwindig- 
keit eingehalten werden kann, so wird dies unter Umständen 
vielleicht nur mit Überschreitung dieser Grenze möglich seih. 
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Andererseits ist es denkbar, unter günstigen Verhältnissen 
die normierte kürzeste Fahrzeit ohne Überschreitung der 
Höchstgeschwindigkeit noch weiter abzukürzen. Es kommt 
überdies in Betracht, daß im Fahrordnungsbuche die Fahrzeiten 
sich nur nach ganzen Minuten ausdrücken lassen, während 
doch bei kurzen Stationsdistanzen und großen Geschwindig- 
keiten schon Bruchteile von Minuten von wesentlicher Bedeu- 
tung sind. Wenn nach dem bestehenden System einem Zuge 
mitunter nicht gut eine kürzere Fahrzeit eingeräumt werden 
kann, so würde die Möglichkeit, beispielsweise je 30mal je 
eine halbe Minute einbringen zu können, der Einhaltung des 
Fahrplanes schon den sehr erwünschten Spielraum von einer 
Viertelstunde gewähren. Wie lächerlich ist es doch auch, den 
Fahrplan eines Schnellzuges, welcher durch lange Strecken 
nicht anhält, und dessen pünktliches Eintreffen an seinen 
Haltepunkten allein von Bedeutung ist, an den für die ein- 
zelnen Stationsentfernungen normierten Minuten Fahrzeit 
kleben zu lassen und durch eine derartige zweck- und sinn- 
lose Pedanterie das gerade Gegenteil der bezweckten Ordnung, 
die praktisch sich ergebende Unmöglichkeit eines längeren 
fahrplanmäßigen Laufes, heraufzubeschwören! 

Zur wirksamen Kontrolle der Fahrgeschwindigkeit auf 
freier Strecke dienen heute außer verschiedenen, in den Dienst- 
räumen der Stationen angebrachten, elektrisch zu betätigenden 
Einrichtungen in unmittelbarer Weise die an den Lokomotiven 
aufmontierten Geschwindigkeitsmesser. Dieselben finden 
inuner mehr Verbreitung, sollten aber bei der Wichtigkeit, 
welche ihnen für den Betrieb zukommt, von der Aufsichts- 
behörde nicht minder für obligatorisch erklärt werden, wie es 
selbstverständlich erscheint, die Fahrbetriebsmittel mit Brems- 
einrichtungen zu versehen. Diese Apparate registrieren, auf 
einem durch ein Uhrwerk bewegten Papierstreifen automatisch 
die jeweiUge Fahrgeschwindigkeit und geben damit ein graphi- 
sches Bild der ganzen Fahrt. Die Kontrollestreifen, welche den 
Stundenpässen der Züge beizuschließen und mit diesen ämtlich zu 
behandeln sind, zeigen, ob und in welchen Strecken die zulässige 
Maximalgeschwindigkeit überschritten wurde, ob im Gegenteile 
Fahrverluste eingetreten sind, wie viel Zeit die Aufenthalte bean- 
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spracht haben, ob der örüichen Vorschrift des Langsamfahrens 
entsprochen wurde, und es wird sich auch das übliche Schnell- 
fahren im Gefälle zur Ausgleichung von absichtlichen Fahr- 
verlusten auf der Steigung nicht mehr so leicht der Kontrolle 
entziehen können. Gut funktionierende Geschwindigkeitsmesser 
machen in der Tat jede pedantische Festlegung kürzester 
Fahrzeiten vollkommen entbehrlich und ermöglichen es, als 
einzig maßgebende Richtschnur für den Fahrdienst jene 
Maximalgeschwindigkeiten festzusetzen, welche für die 
verschiedenen Lokomotivkategorieen und Zugsgattungen im all- 
gemeinen, sowie jene, welche für die einzelnen Unterabteilungen 
der Bahn im besonderen zu gelten haben. Innerhalb der er- 
laubten Grenzen hätte nun jeder Lokomotivführer, unbehindert 
durch eine zwecklose Bestimmung der Fahrtdauer, die Auf- 
gabe, seinen aus irgend einer Ursache verspäteten Zug so 
bald als möglich wieder in den normalen Fahrplan einzu- 
passen. Wenn man überdies den Kohlenprämien entsprechende 
Prämien und Pönalien für den günstigsten, beziehungsweise 
für einen höheren Prozentsatz von Verspätungen entgegen- 
stellt, wird unter dem Maschinenpersonal der vielfach schlum- 
mernde Sinn für Pünktlichkeit leicht geweckt, und durch eine 
sachgemäße Überwachung des Fahrdienstes wird auch jede 
unzulässige Überschreitung der Fahrgeschwindigkeit verhütet 
werden können. 

Die Anbahnung eines Systems der Ordnung und strengen 
Pünktlichkeit im Eisenbahnbetriebe, welche in Osterreich zu 
einer wichtigen Aufgabe für die zu seiner Leitung berufenen 
Behörden geworden ist, wird vor allem aber zur Voraussetzung 
haben-, daß die staatlichen Betriebsleitungen sowohl, wie die 
Verwaltungen der Privatbahnen zur Einsicht gelangen, es 
dürfe, sollen nicht schwerwiegende Bedenken erfolgen, eine 
vernünftige Grenze für die von der menschlichen Arbeitskraft 
wie dem toten Materiale zu beanspruchende Leistung 
billigerweise nicht überschritten werden. Der Uberbürdung 
des Personals nicht minder, wie der Überlastung der Eisen- 
bahnzüge muß Einhalt getan werden. Man muß sich ent- 
schließen, mit dem verderblichen System des Sparens am 
unrechten Orte endgültig zu brechen. Der volkswirtschaftlichen 
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und kulturellen Bedeutung der Eisenbahnen müssen wider- 
spruchslos die zur Erfüllung ihrer Aufgaben unerläßlichen 
Mittel zugestanden werden. Man vermehre die Zahl der ständig 
Angestellten in jenem Maße, wie dasselbe sämtlichen Dienstes- 
kategorieen die notwendigen Ruhepausen zu verbürgen ge- 
eignet ist, und behelfe sich nicht zum Schaden der Humanität 
und der Betriebssicherheit mit einer bis zur Übermüdung 
reichenden Ausnützung ihrer Kräfte oder mit der Verwendung 
billiger, aber unzuverlässiger Hilfsarbeiter. Man erhöhe, wo 
das unabweisliche Bedürfnis vorliegt, die Zahl der planmäßigen 
Züge und fahre nicht fort, mit betriebstörenden Erfordernis- 
zügen, zweiten Zugsteilen und allerhand Provisorien ein 
Janmierdasein zu fristen. Man ergänze und vervollkommne 
die Fahrbetriebsmittel in einer den Anforderungen entsprechen- 
den Zahl und Beschaffenheit. Nicht länger säume man, wo 
die Dichte der Zugsfolge dem Betriebe schon jetzt kaum zu 
bewältigende Schwierigkeiten in den Weg legt, mit der Legung 
des zweiten, jaunter Umständen sogar eines dritten und vierten 
Geleises dem Gebote der Verkehrssteigerung nachzukommen. 
Die hierin gelegenen Opfer sind unter teilweiser Zurücksetzung 
der materiellen Vorteile ihrer Aktionäre die Privatbahnen dem 
allgemeinen Wohl zu bringen, ist die Staatsverwaltung in 
Ansehung ihres Aufsichtsrechtes den letzteren in finanzieller 
Hinsicht zu erleichtern und im eigenen Wirkungskreise auf 
das Budget der Staatsbahnen zu übernehmen verpflichtet. Im 
Bereiche des Staatseisenbahnbetriebes dürfen keinerlei privat- 
wirtschaftlichen oder staatsfinanziellen Bedenklichkeiten, poli- 
tischen Friktionen oder ein Versagen der parlamentarischen 
Maschinerie die Regierung von den unabweishchen Aufgaben 
loszählen, deren Erfüllung allein sie von dem schweren Vor- 
wurfe befreien könnte, zwar den Kurs auf die höchsten 
Leuchten der Verkehrspolitik hingelenkt, aber mit unzureichen- 
den Mitteln ihnen zaghaft nachstrebend, kläglich Schiffbruch 
erlitten zu haben! 
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Mit der Regelmäßigkeit des Zugsverkehres in direktem 
Zusammenhange stehen einerseits die allgemein geltenden 
Bestimmungen über die Expedition verspäteter Züge, wie 
solche für die österreichischen Eisenbahnen im Artikel 33 
der schon berührten »Grundzüge der Vorschriften für den 
Verkehrsdienst« niedergelegt erscheinen, andererseits aber 
auch die Vorschriften des Artikels 28 über die Grundsätze der 
Zugdeckung in betreff derjenigen Züge, welche aus irgend 
einer Ursache in ihrer planmäßigen Fahrt aufgehalten wurden 
und auf der Strecke zum Stillstande gelangt sind. Von maß- 
gebender Bedeutung in dieser Frage ist der Punkt 144 der 
»Grundzüge«, welcher besagt: 

»Wenn ein Zug aus irgend einer Ursache auf der Strecke 
anhält« — nach Punkt 146 hat das auch unbedingt stattzufinden, 
wenn derselbe vor einem Distanzsignal angehalten wurde 
— , »so ist ohne allen Verzug die Deckung desselben vorzu- 
nehmen, und zwar vor allem nach rückwärts durch den 
Signalmann. Dieser muß nämlich, möge ein nachfolgender Zug 
zu erwarten sein oder nicht, gleich nach dem Stillstande des 
Zuges, ohne nach der Ursache des Aufenthaltes zu fragen und 
ohne weitere Weisungen abzuwarten, unter gleichzeitiger Mel- 
dung an den Zugführer durch seine Vormänner, sich im 
Schnellschritte nach rückwärts begeben und den Zug als 
Hindernis mittelst Handsignal vorschriftsmäßig decken, be- 
ziehungsweise durch einen Streckenwächter in vollständig 
sicherer Weise decken lassen.« 

Wie man sieht, ist der Wortlaut der Vorschrift voll- 
kommen klar und bündig, dabei peremptorisch und braucht 
daher keinerlei Mißdeutung zu unterliegen. Deren Nicht- 
befolgung müßte stets und unbedingt als grobes Verschulden 
aufgefaßt und bestraft, und wo sich als Folge der Vernach- 
lässigung der Zugdeckung ein Unfall ergibt, müßte für denselben 
einzig und allein nur das unmittelbar schuldtragende Organ 
verantwortlich gemacht werden. Wenn nun in auffallender 
Weise die tägliche Erfahrung lehrt, daß diese so deut- 
liche und bestimmte Vorschrift in zahllosen, ja in der Mehr- 
zahl der Fälle nicht gehandhabt zu werden pflegt, wenn dieses 
Versäumnis in der Regel ungerügt bleibt, wenn die Pflicht 
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der unbedingten Zugdeckung sich in praxi auf eine fakultative 
Deckung nach Lage des Falles und Ermessen des Zugbeglei- 
tungspersonales beschränkt/ so wäre es gefehlt, diese Wahr- 
nehmungen immer nur der Nachlässigkeit und groben Pflicht- 
verletzung zuzuschreiben. Wenn überdies, wie es leider nicht 
vereinzelt vorgekonamen ist, die unterlassene Deckung eines 
stehen gebliebenen Zuges eine Betriebstörung oder einen 
beklagenswerten Unfall mit dem Verluste von Hab und Gut 
oder gar der Verletzung und Tötung von Menschen im Ge- 
folge gehabt hat, und die öffentliche Meinung nach einer 
Sühne für das offenbare Verschulden schreit, wenn die letztere 
auch in Ausübung formeller Gerechtigkeit durch gerichtlichen 
Spruch an jenen geübt wird, welche durch ihr Versäumnis 
als die unmittelbaren Urheber des Unheiles gekennzeichnet 
erscheinen, so kann diesen untergeordneten Organen dennoch 
sehr häufig materiell ein so schweres Verschulden, wie es den 
Anschein hat, keineswegs beigemessen werden. Sie fallen viel- 
mehr nicht selten als unglückliche Opfer für organisatorische 
Bestimmungen, welchen ungeachtet ihrer klaren Fassung den- 
noch der eine Mangel anhaftet, daß sie unzulänglich und un- 
ausführbar sind. 

Nach der gemessenen Vorschrift hat in allen Fällen, in 
denen ein Zug außergewöhnlichen Aufenthalt auf der Strecke 
zu nehmen gezwungen ist, die Deckung desselben mit all dein 
minutiösen Detail der nachfolgenden Bestimmungen zu er- 
folgen. Es wird hiebei kein Unterschied hinsichtlich der mut- 
maßlichen Zeitdauer des Stillstandes sowie der Frage gemacht, 
ob ein nachfolgender Zug zu erwarten sei oder nicht. Dies 
ist grundsätzlich nur zu biUigen, denn die Beurteilung der für 
die Sicherheit des stehen gebliebenen Zuges maßgebenden Mo- 
mente darf nicht einem einfachen Zugbegleiter, selbst auch 
nicht dem Zugführer anheimgestellt bleiben. Zudem würde die 
für eine Anfrage vom Signalmanne zum Zugführer bei langen 
Zügen erforderliche Zeit, wie traurige Fälle tatsächlich dar- 
getan haben, genügen, das Auffahren eines mit kurzem 
Intervalle nachfolgenden Zuges herbeizuführen. Dem Signal- 
oder Stockmanne obliegt mithin die bestimmte Verpflichtung, 
in allen Fällen eines außergewöhnlichen Anhaltens außerhalb 
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einer Station sieh ohne weiteres längs der Strecke nach 
rückwärts zu begeben, und zwar, wie sich aus dem Zusammen- 
hange mit der Bestimmung des lAinktes 158 der »Grundzüge« 
ergibt, bis auf die Entfernung von 400 m vom Ende seines 
Zuges, und an diesem Punkte das Hältesignal entweder selbst 
zu geben oder dasselbe durch einen Streckenwächter erteilen 
zu lassen. Außerdem muß gemäß Punkt 147 auf eingeleisiger 
Bahn der Zugführer in gleicher Weise auch für die Deckung 
des Zuges nach vorne Sorge tragen. 

Nun vergegenwärtige man sich, daß das Anhalten eines 
Zuges auf freier Strecke oder vor einem Distanzsignale keines- 
wegs ein außergewöhnliches Vorkommnis bedeutet, daß ins- 
besondere vor Stationen mit regem Vorschubdienste das An- 
halten fälliger, namentlich aber verspäteter Züge, sei es man- 
gelnder Dispositionsfähigkeit des Verkehrsbeamten, sei es allzu 
beschränkten Geleiseanlagen zufolge, bis zur Freimachung der 
Ein- oder Durchfahrt außerordentlich häufig geübt zu werden 
pflegt; man berücksichtige ferner die geringe Zahl von Zug- 
begleitern, welche seit Einführung der durchgehenden Bremsen 
bei Personenzügen sich nur auf die Handhabung der Billeten- 
kontroUe beschränkt. Es wird hieraus sofort klar, daß eine 
strenge Durchführung der für die Zugdeckung bestehenden 
Vorschriften entweder, falls die auf die Strecke zurückdiri- 
gierten Signalmänner von den Zügen wieder aufgenommen 
werden sollten, die Verspätung der aufgehaltenen Züge ins 
Maßlose steigern, oder, falls die Zugbegleiter jedesmal zurück- 
zulassen wären, dazu führen müßte, daß die Züge nicht selten 
vom Personal mehr als wünschenswert entblößt ihre Fahrt 
fortsetzen und unter Umständen sogar ganz ohne Personal in 
der Endstation einlangen würden. Da nun in den unzähligen 
Fällen, wo Züge teils auf der Strecke wegen leicht und rasch 
zu beseitigender Hindernisse oder geringfügiger Maschinen- 
und Wagengebrechen, teils vor Distanzsignalen angehalten 
werden, weder das eine, noch das andere angängig ist, wird 
die Praxis überall dort, wo dem Zugbegleitungspersonale nicht 
das baldige Eintreffen eines Folgezuges bekannt ist, sich damit 
begnügen, in der Erwartung der baldigsten Beseitigung des 
Hindernisses oder der Freigebung der Stationseinfahrt den 
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Zug allen gemessenen Instruktionen zum Trotz einfach un- 
gedeckt stehen zu lassen. Es ist dies, wie wir gesehen haben, 
durch die Umstände zu einem unvermeidlichen und still- 
schweigend geduldeten Übel geworden. Wenn dasselbe in der 
Mehrzahl der Fälle glücklicherweise ohne ernste Folgen ab- 
läuft, so kann bei dichter Zugfolge und Abweichungen vom 
Fahrplane der hiedurch gelockerte Sinn für die genaueste Er- 
füllung der dienstlichen Obliegenheiten nur zu leicht den ver- 
hängnisvollen Anlaß zu Katastrophen bilden. 

Welche Folgerungen ergeben sich nun aus diesen keines- 
wegs für österreichische Verhältnisse spezifischen Erschei- 
nungen? Vor allem muß es die unablässige Sorge einer um- 
sichtigen Betriebsleitung sein, so selten als nur irgend mög- 
lich in die Lage versetzt zu werden, von den unzulänglichen 
Normen für die Zugdeckung Gebrauch machen zu sollen. 
Dies ist nur dann der Fall, wenn die strengste Regelmäßig- 
keit im Zugsverkehre herrscht, wenn der Fahrplan durch 
Zugsverspätungen nicht gestört wird, wenn die letzteren nicht 
geänderte Fahrtdispositionen, verlegte Kreuzungen und Über- 
holungen und damit im Zusammenhange häufig ein Anhalten 
des fälligen Zuges vor dem Distanzsignale zur Folge haben, 
kurzum, wenn das Uhrwerk seinen normalen Lauf einhält. 
Tritt zu irgend einer Unregelmäßigkeit noch ein der Verspä- 
tung des vorausfahrenden Zuges wegen abgekürztes Folge- 
intervall hinzu, so wird bei der dem Personal ungewohnten 
Kürze des letzteren ein Auffahren des Folgezuges nur zu 
leicht eintreten können. Vorausfahrende Güterzüge müssen 
eine Vorfahrstation nicht allein fahrplanmäßig erreichen, son- 
dern es ist zur Vermeidung eines Anhaltens nachfolgender 
oder kreuzender Züge überdies noch unbedingt erforderlich, 
daß die Geleiseanlagen der Station und die fahrplanmäßig 
zur Verfügung stehende Zeit die rechtzeitige Beendigung des 
Verschubgeschäftes, beziehungsweise die Freimachung der 
Ein- und Durchfahrtsgeleise gestatten. Wie die Verhältnisse 
auf den meisten österreichischen Eisenbahnlinien heute liegen, 
kann aber auf eingeleisiger Bahn und in räumlich beschränkten 
Stationsanlagen der Verkehr oft nur mit Mühe bewältigt 
werden. Da ist es unvermeidlich, daß das Distanzsignal in 
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zahlreichen Fällen zur Anwendung gelangt und eine den Be- 
trieb in gewissem Sinne gefährdende Rolle spielt, indem das- 
selbe Verspätungen hervorbringt und Unfälle veranlaßt. 

Das Liegenbleiben der Züge auf freier Strecke zu ver- 
hüten, wird die tunlichste Verbesserung der Qualität und 
Leistungsfähigkeit aller Fahrbetriebsmittel am wirksamsten 
sein. Doch werden Elementarereignisse, namentlich Schnee- 
fälle, auf den im Gebirge liegenden Strecken der österreichi- 
schen Staats- wie Privatbahnen mehr wie anderwärts für 
den Betriebsbeamten immer eine Quelle unausgesetzter Sorge 
bleiben. Solche Hindernisse sind es zumeist, welche neben 
der Steigerung des Verkehrs und der Fahrgeschwindigkeit 
die Frage nach einer aller menschlichen Voraussicht nach 
zuverlässigen Zugdeckung schon längst haben akut werden 
lassen. 

So ist denn, nicht ohne ernste Veranlassung, bei der 
Leitung der k. k. Staatsbahnen schon vor mehreren Jahren 
der Entschluß gereift, die bis dahin allgemein in Geltung ge- 
standenen Normen für das Fahren der Züge in bestimmtem 
Zeitintervall aufzugeben und statt ihrer den Grundsatz des 
Fahrens in Raumdistanz zur Anwendung zu bringen. Der- 
selbe besteht im Wesen darin, daß die Strecke in bestimmte 
Abschnitte geteilt wird, und daß jeder der letzteren gleich- 
zeitig immer nur von einem einzigen Zuge besetzt sein darf. 
In Rücksicht auf die die Zugsfolge zwangläufig regelnden 
Signale soll dies auch nur möglich sein können. Die Einfahrt 
eines Zuges in einen Abschnitt wird durch das Fahrsignal 
des betreffenden Semaphors nur dann und insolange gestattet, 
als der nächstvorliegende Abschnitt nach Einfahrt eines voraus 
fahrenden Zuges in denselben durch die Haltestellung seines 
Semaphors gegen den Folgezug, und dieser selbst nach rück- 
wärts durch das Einfahrtssigfial desjenigen Abschnittes, den 
er zu verlassen im Begriffe steht, gedeckt ist. Erst wenn der 
Zug in den vorliegenden Abschnitt tatsächlich eingefahren und 
durch das hinter ihm sofort auf Halt zu stellende Signal ge- 
deckt ist, wird es möglich, den zurückliegenden Abschnitt 
für das Nachfolgen eines weiteren Zuges durch »Deblockieren« 
seines Semaphors und Ziehen des Fahrsignales freizugeben. 
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Ein analoger Vorgang findet auf eingeleisiger Bahn für Gegen- 
züge statt. 

Die praktische Durchführung dieses Grundsatzes wurde 
schon seit den ältesten Zeiten des Eisenbahnbetriebes mit 
mehr oder weniger Scharfsinn versucht, aber erst in ver- 
hältnismäßig neuerer Zeit unter Anwendung sinnreicher, mehr 
oder weniger komplizierter, mittelst Elektrizität betätigter 
Einrichtungen, der sogenannten Blockwerke, mit zufrieden- 
stellendem Erfolge der Lösung zugeführt. Wenn man sich 
nicht darauf beschränkt, die Stationsintervalle als Grundlage 
für die Zugsfolge beizubehalten, was bei einigermaßen leb- 
haftem Verkehre und langen Stationsentfernungen nicht durch- 
führbar erscheint, erübrigt nur, die Strecke zwischen den 
Stationen in einzelne Unterabteilungen oder »Blockstrecken« 
zu teilen und jede derselben mit den zur Betätigung der 
Blocksignale erforderlichen Apparaten und Mastsignalen aus- 
zurüsten sowie zur Handhabung der Streckenblockierung eigene 
Blockwärter zu bestellen, deren Dienstesverrichtungen mit den 
Aufgaben des Streckenwächterpersonales in zweckmäßige Kom- 
bination gebracht werden können. 

Jedes gute Ding braucht Weile. Dies gilt auch von der 
allgemeinen Einführung der Zugdeckung durch Blockwerke. 
Für die zahlreichen Stations- und Strecken-Blockapparate 
mit ihren Leitungen und Signalen, für die Bedienung und In- 
standhaltung derselben ergibt sich naturgemäß ein beträcht- 
licher Geldaufwand. Ein solcher kann in den Betriebsrech- 
nungen seine Verzinsung nicht finden, wenn ihn auch die 
Verkehrssicherheit mit Wucherzinsen bezahlt ; fiskalischen 
Gesichtspunkten gegenüber mag er daher als totes Kapital 
gelten. Die so unbefriedigenden finanziellen Ergebnisse der 
österreichischen Staatsbahnen, die alle Zweige der Verwaltung 
lähmende Geldnot und die durch die politischen und parla- 
mentarischen Mißstände in Österreich chronisch gewordene 
Behinderung in der verfassungsmäßigen Beistellung der zu den 
dringendsten Staatsaufgaben unerläßlichen Mittel haben im Be- 
reiche des Staatseisenbahnbetriebes in mannigfacher Bezie- 
hung eine drückende Reserve auferlegt und auch das Tempo 
für die allgemeine und durchgreifende Einführung der Strecken- 



— 128 — 

blockierung mehr als wünschenswert gehemmt. So sind bisher 
nur die frequentesten Hauptlinien im Umfange des Lokalver- 
kehrs der Reichshauptstadt sowie die Linien der Wiener 
Stadtbahn mit vollständiger elektrischer Blockeinrichtung nach 
dem Systeme von Siemens und Halske ausgestattet, während 
dieselbe auf anderen Strecken der Staatsbahnen in der Vor- 
bereitung begriffen ist. Einstweilen ist der Betrieb auf den- 
selben seit der Annahme des grundsätzlichen Fahrens in 
Raumdistanz genötigt, sich mit dem unvollkommenen Not- 
behelfe der telephonischen Zugmeldeposten und im übrigen 
mit der Einhaltung der Stationsintervalle zu begnügen. Die 
Mehrzahl der Privatbahnen hingegen hat das grundsätzlich 
zu perhorreszierende System des Fahrens im Zeitintervall 
heute noch immer beizubehalten beliebt. Der Einfluß der 
Staatsverwaltung scheint ihnen gegenüber keineswegs genug 
kräftig zu sein, um vorläufig mehr zu erzielen, als ihnen den 
platonischen Wunsch einer entsprechenden Verbesserung des 
Verfahrens der Zugdeckung zum Bewußtsein zu bringen und 
dessen Realisierung ihrer eigenen Einsicht und der Zeit zu 
überlassen.^) 

Eine kräftige Initiative von Seite des mit der Leitung 
des gesamten österreichischen Verkehrswesens an oberster 
Stelle betrauten Eisenbahnministeriums in Bezug auf die un- 
gesäumte Inangriffnahme und rascheste Durchführung einer 
allen berechtigten Anforderungen genügenden Blockierung 
sämtlicher im Staats- wie im Privatbetriebe stehenden Voll- 
bahnlinien kann umsoweniger entbehrt werden, als Gefahr 
am Verzuge ist. Die in einer gewissen, nicht weit zurück- 
liegenden Periode des österreichischen Eisenbahnbetriebes mit 



1) Einem im Jahre 1901 ergangenen Erlasse des k. k. Eisenbahn- 
ministeriums zufolge ist als Zeitpunkt für die allgemeine, obligatorische 
Einführung des Fahrens in Raumdistanz auf den österreichischen Eisen- 
bahnen der 1. Oktober 1903 in Aussicht genommen worden. Seitdem hat 
ein neuerlicher Erlaß derselben Behörde vom 29. März.J.902 diesen Termin 
für sämtliche österreichischen Eisenbahnen, auch Lokalbahnen, Zahn- 
radbahnen allein ausgenommen, auf den 1. April 1904 erstreckt. Diese 
Verzögerung ist umso bedauerlicher, als mit dem Inslebentreten der an- 
geordneten Neuerung allein die vollständige Durchführung der Strecken- 
blockierung noch lange nicht geboten erscheint. 
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erschreckender Häufigkeit und Konsequenz eingetretenen Un- 
fälle, welche durch das Auffahren von Folgezügen auf in 
kurzem Zeitintervalle voraus abgelassene, auf der Strecke oder 
vor einem Distanzsignale aufgehaltene Züge hervorgerufen 
wurden, haben in überzeugendster Weise dargetan, daß bei 
einer gewissen Intensität der Zugfolge das Fahren im Zeit- 
intervall als ein beständiges Spielen mit der Gefahr betrachtet 
werden müsse. Dem gegenüber bedeutet der Grundsatz der 
räumlichen Begrenzung der Folgeintervalle einen evidenten 
Fortschritt und geradezu die unabweisliche Voraussetzung 
für die Sicherheit der Insassen aller auf frequenten Strecken 
mit großer Geschwindigkeit verkehrenden Züge. Die im Dienste 
der Eisenbahn stehende Elektrotechnik hat alle früher be- 
standenen Schwierigkeiten der Ausführung siegreich zu über- 
winden gewußt. Allerdings wäre es weit gefehlt, selbst in 
der vollkommensten Blockeinrichtung ein unfehlbares Arkanum 
gegen jeden möglichen Zusammenstoß von Eisenbahnzügen 
erblicken zu wollen. In neuester Zeit haben die Katastrophen 
von Offenbach und Altenbeken gezeigt, wie selbst die besten 
Einrichtungen gegen das Zusammenwirken verhängnisvoller 
Zufälle keinen absolut verläßlichen Schutz zu gewähren im 
Stande sind. Diese Erkenntnis muß zu weiteren Verbesse- 
rungen der bestehenden Blocksysteme anspornen und den 
Eisenbahnbehörden die Pflicht auferlegen, alle ernsten Fort- 
schritte auf diesem so überaus wichtigen Gebiete zu ver- 
folgen, sie ohne jegliche Voreingenommenheit zu prüfen und 
ihnen alle moralische wie materielle Förderung angedeihen 
zu lassen. 



Zum Schlüsse noch folgende Bemerkung: Indem das 
Eisenbahnwesen Österreichs infolge der sukzessiven Annahme 
des Systems der Streckenblockierung und des Ausbaues zweiter 
Geleise sich am besten Wege einer erfreulichen Ausgestal- 
tung befindet, erscheint es geboten, auf einen Ubelstand hin- 
zuweisen, unter welchem der Betrieb mit Zunahme seiner In- 
tensität hier immer empfindlicher zu leiden haben wird. 

9 
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Mit alleiniger Ausnahme der österreichisch-ungarischen 
Staatseisenbahngesellschaft und der Aussig-TeplitzerEisienbahn, 
auf deren doppelgeleisigen Strecken in der Fahrtrichtung rechts 
gefahren wird, und im Gegensatze zu den ausländischen Bahnen, 
wo letzteres die Regel bildet, haben sämtliche österreichischen 
Eisenbahnen den Gebrauch angenommen, auf dem in der 
Fahrtrichtung links liegenden Geleise zu fahren. So belanglos 
dies an sich zu sein scheint, hat es dennoch , nicht zu unter- 
schätzende Nachteile im Gefolge. Bekanntlich hat der Loko- 
motivführer seinen Platz auf der rechten Seite der Lokomotive. 
Ihm obliegt neben der Führung der Maschine vor allem die 
Beobachtung der Strecke und der Signale. Der Heizer hin- 
gegen ist viel zu sehr durch die Feuerung in Anspruch ge- 
nommen, um seine volle Aufmerksamkeit der Strecke zu- 
wenden zu können. Nun ist durch die hohe Lage des Kessels 
bei den neueren Lokomotiven und namentlich durch den Dom, 
welcher mitunter gar doppelt vorhanden ist, sowie durch den 
häufig am Kesselrücken angebrachten Sandkasten der Ausblick 
vom Führerstande nach der links gelegenen Bahnseite arg be- 
hindert, wenn nicht ganz unmöglich gemacht. Will der Führer 
nach links Umschau halten, so vermag er es entweder nur 
in einer nach rechts gerichteten Kurve zu tun, oder er ist 
zum mindesten genötigt, seinen Körper beim Schutzhause 
seitlich weit hinaus zu beugen. 

Das übliche Linksfahren bedingt nun weiter, daß auf 
zweigeleisigen Strecken sämtliche für die betreffende Fahrt- 
richtung geltenden Semaphore ebenfalls auf die linke Seite 
des Bahnplanums zu stehen kommen müssen. Es ist nicht 
schwer, sich zu vergegenwärtigen, in welch empfindlicher 
Weise der ohnehin so harte Dienst auf der Maschine noch 
erschwert wird, wie sehr zudem dessen Zuverlässigkeit leiden 
muß, wenn der Führer nur mit Überwindung physischer Hin- 
dernisse dasjenige wahrzunehmen in der Lage ist, was zu 
sehen für die Sicherheit der Fahrt von der allereinschnei- 
dendsten Bedeutung ist. Seine Aufmerksamkeit wird noch in 
weit höherem Grade auf die Probe gestellt, wenn er dieselbe 
nicht nur in größeren Zeitintervallen auf die ihm wohl- 
bekannten Distanzsignale zu richten, sondern wenn er nach 
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vollkommen durchgeführter Streckenblockierung auch noch 
fast alle Minuten lang die Stellung der links postierten Block- 
Semaphore zu beobachten haben wird. Ermüdung des Führers, 
Regen, Schnee oder Nebel, eine die Fernsicht behindernde 
Trace, das alles sind Faktoren, mit denen die Betriebssicher- 
heit heute schon ernstlich zu rechnen hat, und welche das 
Übersehen eines in der Haltestellung befindlichen Mastsignals 
nur zu häufig begreiflich machen, welche bei Anhäufung der 
Signale und dem Forstbestande der Schwierigkeit, sie wahr- 
zunehmen, die Gefahr aber zweifellos potenzieren werden. 

Wenn im Eisenbahnbetriebe auch die gewissenhafteste 
Pflichterfüllung vorausgesetzt werden muß, so ist es doch nicht 
wohlgetan, dieselbe durch zweckwidrige Einrichtungen un- 
nötigerweise zu erschweren. Erklärt sich doch die Abneigung 
der Verwaltungen und der Lokomotivführer selbst gegen die 
anderenorts gebräuchliche Einrichtung von Klappstühlen, welche 
es dem Führer ermöglichen, seinen Dienst sitzend zu ver- 
richten, und welche bei handlicher Anordnung aller von ihm 
zu bedienenden Griffe nicht allein unbedenklich zugestanden, 
sondern sogar als ein Mittel begrüßt werden können, ihn im 
Dienste viel länger vor Übermüdung zu bewahren, einzig und 
allein aus dem Bewußtsein, daß die bequemere, sitzende Kör- 
perlage den Führer in der Beobachtung der Strecke und der 
Signale behindere. Aber auch das Publikum hat ein Recht, 
die Beseitigung solcher Einrichtungen zu verlangen, welche 
bei dem geringsten Versäumnisse seine persönliche Sicherheit 
zu bedrohen geeignet sind. Aus diesen Gründen rechtfertigt 
sich der Vorschlag, den Betrieb der österreichischen Eisen- 
bahnen gleichzeitig mit der Adoptierung der allgemeinen 
Streckenblockierung auch in dem Sinne zweckmäßig ab- 
zuändern, daß am Doppelgeleise in der Regel rechts gefahren, 
und dementsprechend auch sämtliche auf den Lauf der Züge 
Bezug nehmenden Semaphore auf die rechte Seite des Bahn- 
planums verlegt werden, wo ihre Stellung dem Lokomotiv- 
führer dann ohne weiteres in die Augen fällt 
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5. Kapitel. 
Der Schnellzagsdienst» 



JJie großen wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben, 
welche der Eisenbahn neben dem Transporte von Gütern in 
der Überwindung der die Völker und Staaten trennenden 
Hindernisse des Raumes obliegen, finden ihre Lösung im 
Personen-Fernverkehre, dessen internationale Bedeutung 
im Gegensatze zu den eng umschriebenen Zielen des Lokal- 
verkehres durch die Ausgestaltung des heutigen Schnellzugs- 
dienstes gekennzeichnet wird. 

Wohl wird auch auf relativ geringen Entfernungen, für 
die Beziehungen der Reichs- und der Landeshauptstädte zu 
den Provinzstädten und dieser unter einander, der Wunsch 
nach möglichster Abkürzung der Fahrtdauer und Erlangung 
aller Vorteile eines direkten Verkehres inmier reger, und die 
Einstellung vermehrter und beschleunigter, diesen Zwecken 
dienender Lokal- Schnellzüge erweist sich als ein dringendes 
Bedürfnis der Verkehrsentwicklung und, sagen wir es offen, 
als ein berechtigtes Postulat des modernen Kulturzustandes 
mit seiner sukzessive herangereiften Feinfühligkeit für ein 
rasches und bequemes Durchmessen der Entfernungen. Vor 
dem Schnellzugsbetriebe im eigentlichen Sinne des Wortes 
als der raschen Beförderung über weite Strecken müssen 
jedoch alle durch lokale Interessen hervorgerufenen Beschrän- 
kungen, müssen alle geographischen und politischen Schranken 
der Landes- und Staatsangehörigkeit fallen : mit seinen völker- 
vereinigenden Tendenzen trägt er ein ausgesprochen kosmo- 
poUtisches Gepräge, und die Interessen des Weltverkehres 
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sind für seine Gestaltung allein von Bedeutung. Aus diesen 
Gründen erscheint es als ein Unding, engherzigen Sonderrück- 
sichten zuliebe den groß angelegten Fernverkehr mit dem 
Nahverkehre möglichst in ein einziges mißgestaltetes Produkt 
verschmelzen zu wollen, wodurch den lokalen Interessen nur 
unvollkommen gedient, dem Weltverkehre gleichzeitig aber 
ein seinem Wesen widerstreitender Ballast aufgebürdet, und 
dessen Entwicklung gehemmt wird. 

Mit der Ära des in Österreich neu aufgenonmienen 
Staatseisenbahnbetriebes ist unzweifelhaft ein wesentlicher 
Aufschwung im Personenverkehre zu verzeichnen gewesen. 
Die von den Staatsbahnen durch die Einführung des Zonen- 
tarifes inaugurierte Herabsetzung der Fahrpreise hat einen 
mächtigen Impuls zur Belebung der Personenfrequenz ge- 
geben. Die Vermehrung der Personen führenden Züge auf 
manchen früher in der engherzigsten Schablone des Privat- 
betriebes gestandenen neuen Staatsbahnlinien und die Ein- 
stellung etlicher Schnellzüge, deren Bedürfnis Jahrzehnte lang 
durch nichtige Ausflüchte künstlieh zu leugnen versucht 
worden war, haben nicht minder günstig auf die Hebung des 
Personenverkehres eingewirkt. Den wichtigsten Schrittj um in 
der Reihe der unter dem Zeichen des Verkehres stehenden 
Kulturnationen einen ebenbürtigen Rang einzunehmen, hat aber 
die Verwaltung der Staatsbahnen durch die Förderung eines 
verbesserten und wesentlich beschleunigten Schnellzugsdienstes 
im großen Stile unternommen. Die Grundlagen desselben 
wurden durch zweckmäßige Verbesserung, Erneuerung und 
Verstärkung des Oberbaues auf den wichtigsten in Frage 
kommenden Strecken, durch die Einführung zentraler Weichen- 
stellwerke in Verbindung mit versicherten Weichen- und 
Signaleinrichtungen auf den Stationen, durch das in der Durch- 
führung begriffene System der Streckenblockierung und der 
Zugsfolge in Raumdistanz, durch die Beschaffung neuer, den 
heutigen Anforderungen vollkommen gewachsener Fahrtbetriebs- 
mittel, namentlich durch Ausscheidung des längst veralteten 
Bestandes mangelhaft konstruierter Lokomotiven, und durch 
die Ausrüstung der nach den bewährtesten Grundsätzen ge- 
bauten Fahrzeuge mit verläßlich wirkenden Brems- nnd Signal- 
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einrichtungen geschaffen. Die Ausgestaltung des Schnellzugs- 
dienstes konnte somit unter anerkennenswerter Rücksichtnahme 
auf die geäußerten Wünsche der Interessentenkreise auf Grund 
von Vereinbarungen mit den beteiligten fremden und aus- 
ländischen Verwaltungen angebahnt werden und ist heute, 
wie zu gewärtigen, noch lange nicht zu einem Abschlüsse 
gelangt. 

Dem Beispiele der Staatsbahnen folgend und teilweise, 
wenn auch keineswegs in hinreichendem Maße, durch Kon- 
kurrenzrücksichten genötigt, haben auch die Privatbahnen 
wohl oder übel sich entschließen müssen, ihren mehr für die 
Dividende als die Rücksichten der Öffentlichkeit berechneten 
Betrieb hier und da zu Gunsten einer modernen Auffassung 
seiner Aufgaben zu modifizieren, und haben gleichzeitig mit 
der in etwas schleppendem Tempo unternommenen Ver- 
besserung ihrer Betriebseinrichtungen auch etliche mehr oder 
minder gute Schnellzüge — sie lassen sich allerdings an den 
Fingern herzählen — in ihre Fahrpläne aufgenommen. 

Wenn mithin des letzte Dezennium in Österreich im all- 
gemeinen sowohl eine Vermehrung, als eine bessere Aus- 
rüstung und eine wesentliche Beschleunigung der Schnellzüge 
zu verzeichnen gehabt hat, und wir an der Schwelle des 
neuen Jahrhunderts unseren das Reich auf den Hauptlinien 
bereisenden Nachbarn eine Anzahl guter und rasch fahrender 
Züge aufzuweisen in der Lage sind, so dürfen wir uns mit 
den unleugbaren Fortschritten als dem non plus ultra des 
für unser Verkehrswesen Erreichbaren keineswegs selbstgefällig 
zufriedenstellen, sondern es muß das Ziel einer umsichtigen 
Eisenbahnpolitik bleiben, so manche klaffende Lücke im 
heutigen Schnellzugsbetriebe, welche nur allzu geeignet wäre, 
den Verkehr von den beteiligten Linien abzulenken oder 
doch dessen Entwicklung in empfindlicher Weise zu hemmen, 
durch Herstellung entsprechend beschleunigter Verbindungen 
auszufüllen, das viele Unzulängliche, wo immer dasselbe sich 
im Staats- wie im Privateisenbahnbetriebe findet, mit aller 
Konsequenz 'auszumerzen und das Erreichte immer weiter 
auszugestalten, soweit der Stand der Eisenbahntechnik es er- 
laubt und das Beispiel anderer Länder es empfiehlt. 
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An der Hand des Sommerfahrplanes vom Jahre 1901 
sollen dem Schnellzugsverkehre der österreichischen Eisen- 
bahnen nachstehend einige Betrachtungen gewidmet werden. 
Über die dem ersteren zufolge bestandenen raschesten und 
wichtigsten Schnellzugsverbindungen, welche zumeist auch in 
der folgenden Winterperiode ohne wesentliche Veränderung in 
Geltung verbUeben sind, gibt die nachstehende Tabelle Auf- 
schluß, indem sie die von den betreffenden Zügen zurück- 
gelegten Entfernungen, ihre Fahrzeiten und Aufenthalte, ihre 
mit Einrechnung der Aufenthalte sich ergebende durchschnitt- 
liche Fahrgeschwindigkeit, welche als »Reisegeschwindigkeit« 
zu bezeichnen ist, und ihre nach Abzug der Aufenthaltszeiten 
ermittelte reine Fahrgeschwindigkeit in Stundenkilometern 
zur Anschauung bringt. Die an die Reihenfolge der in der 
Tabelle aufgenommenen Züge anknüpfenden Erörterungen 
werden, wo nichts anderes bemerkt ist, der Kürze halber die 
mit denselben erzielte durchschnitthche oder Reisegeschwindig- 
keit hervorheben und sich mit den speziellen Eigentümlichkeiten 
der Züge und der von ihnen bedienten Strecken beschäftigen. 
Zu erwähnen ist noch, daß der Sommerfahrplan des Jahres 
1902 im allgemeinen keine nennenswerten Abweichungen 
gegenüber dem Vorjahre aufweist, und daß die letzteren, wo 
sie vorkommen, an Ort und Stelle angedeutet werden sollen. 

-4. K.k. Staatsbahnen. 

Zu Post Nr. 1 und 2: Der auf der Strecke Wien — Salz- 
burg verkehrende Orient-Expreßzug reiht sich unter die schnell- 
sten Züge Österreichs, indem derselbe in der Richtung Wien — 
Salzburg mit Einrechnung der Aufenthalte 57 "1, mit Aus- 
schluß derselben 59*6 ifcm, in der Gegenrichtung sogar 61*4, 
beziehungsweise 63*7 hm Geschwindigkeit aufweist. Seine 
normalen Aufenthalte sind auf das geringste Maß beschränkt. 
Infolge des zwischen Salzburg und Attnang noch bestehen- 
den^) eingeleisigen Betriebes und der sehr bedauerlichen Un- 
regelmäßigkeiten im Zugsverkehre der ganzen, namentlich in 



1) Seit dem Herbste 1901 ist das zweite Geleise in der Strecke 
Salzburg— Steindorf gelegt. 
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den Sommermonateii überaus frequentierten Wien — Salz- 
burger Linie erleidet der genannte Zug indes häufig zahlreiche 
außergewöhnliche Aufenthalte und Verzögerungen seines Laufes, 
während überdies die allzu beschränkte Möglichkeit, Fahrzeit 
einzubringen — in der einen Richtung darf um 16, in der 
anderen aber nur um 7 Minuten kürzer gefahren werden — 
der internationalen Bedeutung eines pünktlich abzuwickelnden 
Verkehres wenig dienlich ist Die Fortsetzung von Wien nach 
Fest findet dieser Zug auf den Linien der österreichisch-un- 
garischen Staatseisenbahngesellschaft und der königl. ungari- 
schen Staatsbahn nach Post Nr. 43 und 44 der Tabelle mit 
einer Reisegeschwindigkeit von 65 * 7 ifcm, während ihm auf der 
Rückfahrt auflfallenderweise nur eine solche von 45*1 tew 
zuteil wurde. Hiebei ist hervorzuheben, daß die Strecke 
Wien — Salzburg zahlreiche, lange anhaltende Steigungen von 
lOVoo aufweist, so daß die Leistung des etwa 160 t wiegen- 
den Zuges immerhin beachtenswert erscheint, während die 
Strecke Wien — ^Pest selbst der Erreichung weit höherer Ge- 
schwindigkeiten keine nennenswerten Schwierigkeiten entgegen- 
setzen würde. 

Zu Fost Nr. 3 und 4: Von den übrigen Schnellzügen der 
Strecke Wien — Salzburg ist der angeführte, in beiden Rich- 
tungen mit 48*7, beziehungsweise 54 km Reisegeschwindigkeit 
verkehrende der rascheste. Sie haben sämtlich Belastungen 
bis zu 250 t und darüber zu bewältigen, was ungeachtet der 
vorzüglichen Verbundlokomotiven unter den beschränkenden Be- 
stimmungen des Vorspanndienstes und bei der geringen Qua- 
lität der verwendeten Kohle naturgemäß nicht geschehen 
kann, ohne empfindliche Opfer von der Regelmäßigkeit des 
Zugsverkehres zu verlangen. Die schon längst dringend ge- 
botene, teilweise Entlastung der für den Durchgangsverkehr 
bestimmten Züge ist mittelst Einstellung spezieller Schnell- 
züge nach den Hauptpunkten des Touristenverkehres, Inns- 
bruck, Ischl und Aussee, angebahnt worden. Es vekehren dem- 
nach in der Strecke bis Amstetten tägUch neun, beziehungs- 
weise acht, bis Attnang sechs, beziehungsweise fünf, bis Salz- 
burg vier Schnellzüge in beiden Richtungen, zu welch letzteren 
im Sommer 1902 ein fünfter als bis Innsbruck reichende 
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Fortsetzung des über Attnang nach dem Salzkammergute 
eingeleiteten Zuges hinzugetreten ist. Einer weiteren Ver- 
mehrung und Teilung der Schnellzüge nach den verschiedenen 
Verkehrsrichtungen stehen gegenwärtig noch der zweigeleisige^ 
überlastete Betrieb der Wiener Lokalstrecke bis St. Polten^ 
der teilweise noch eingeleisige Betrieb der weiteren Strecke 
und die unzulängliche Zahl von Fahrbetriebsmitteln entgegen. 
Zu Post Nr. 5 und 6 : Seit Eröffnung der Salzburg — 
Tiroler und der Arlbergbahn haben die Staatsbahnen zur 
Entlastung des durch Baiern geleiteten Wien — Pariser Ver- 
kehres eine Schnellzugsverbindung auf der die größten land- 
schaftlichen Reize gewährenden. Strecke eingerichtet, welche 
in Amstetten von der Salzburger Linie abzweigt, durch das 
wildromantische Gesäuse, über Selztal, Innsbruck und den 
Arlberg führt und die Schweiz durchquert. Es ist einleuchtend, 
daß auf dieser, dem Betriebe außerordentliche Schwierigkeiten 
bereitenden Strecke, welche zwischen Salzburg und Tirol wieder- 
holt Steigungen von 257oo? sim Arlberge selbst andauernde 
Rampen bis zu 317oo ^^^ f^st durchgehends den Wasser- 
läufen entlang geführte, steilen Berglehnen abgerungene 
Krümmungen von kleinem Halbmesser aufweist, welche über- 
dies durch elementare Einflüsse, wie Überschwemmungen, 
Rutschungen und winterliche Schneefälle, in der empfindlichsten 
Weise heimgesucht zu werden pflegt, von der Erreichung sehr 
hoher Fahrgeschwindigkeiten nicht die Rede sein kann. Die 
Kompensation muß durch die Bequemlichkeit der Fahrt und 
die angösichts der landschaftlichen Genüsse subjektiv verkürzte 
Reisedauer geboten werden. Die 717 Jcm lange Strecke zwischen 
Wien und der Schweizer Grenze in Buchs wird vom Pariser 
Arlberg-Schnellzuge mit einer durchschnittlichen Geschwindig- 
keit von nur 40*4, in der Gegenrichtung gar nur von 39*1 Jcm 
zurückgelegt. Es müßte allerdings möglich sein, die lange 
Reisedauer von 17 Stunden 44 Minuten, beziehungsweise 
18 Stunden 20 Minuten durch wesentliche Einschränkung der 
im ganzen 2 Stunden 5 Minuten, beziehungsweise gar 2 Stun- 
den 38 Minuten betragenden Aufenthalte abzukürzen. Dazu 
aber wäre wie in so vielen ähnlichen Fällen die grundsätz- 
liche Wahrung der Bedeutung dieses Zuges für den Fern- 
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verkehr durch Einstellung besonderer, den lokalen Schnell- 
zugsbedürfnissen zwischen Wien und Innsbruck dienender 
Züge in entsprechender Zahl erforderlich. Die Herabsetzung 
der Belastung des Pariser Zuges würde überdies auf den 
ungünstigen Strecken eine nicht unwesentliche Beschleunigung 
desselben zulassen. — Nach der Sommerfahrordnung des 
Jahres 1902 ist hier zwischen Wien und Buchs eine Kürzung 
der Gesamtfahrzeit im Ausmaße von 16, in der Gegenrichtung 
eine solche von 5 Minuten zu verzeichnen. Dadurch erlangt die 
durchschnittliche Geschwindigkeit des Arlberg-Zuges eine un- 
bedeutende Erhöhung auf 41, beziehungsweise 39*3 hm. 

Zu Post Nr. 7 und 8: Von Wien bis Selztal, bezie- 
hungsweise von da bis Wien mit dem vorgenannten Zuge 
vereint und daher in Abhängigkeit von seinem Verkehre dient 
der vom Wiener Westbahnhofe um 9 Uhr abends abgehende 
und um 7 Uhr 50 Minuten vormittags daselbst einlangende 
italienische Schnellzug zur Entlastung und als Konkurrenzzug 
gegenüber den Schnellzügen der Südbahn, welche den Ver- 
kehr mit Italien vermitteln. Der durchaus unzulängliche Fahr- 
plan der letzteren, seit einer Reihe von Jahren den Gegen- 
stand unausgesetzter Klage aller interessierten Kreise bildend 
und förmlich schon zum eisernen Bestände jener sich in den 
engsten Privatinteressen bewegenden Verwaltung geworden, 
würde eine kräftigere Hervorkehrung der im Staatsbetriebe 
stehende Konkurrenzlinie erheischen, während hingegen die 
äußerst geringe mittlere Fahrgeschwindigkeit des über Am- 
stetten nach Pontafel verkehrenden Schnellzuges, 44*4 äw in 
der einen, 43 '5 Am in der Gegenrichtung, für die Wahl dieser 
Route heute nicht entscheidend sein kann. Auch dieser Zug 
leidet an den zu zahlreichen, seiner Bestimmung wider- 
sprechenden Aufenthalten. 

Zu Post Nr. 9 und 10 : Der in der Strecke Wien- Wels- 
Passau verkehrende Ostende-Expreßzug, welcher durch Ver- 
mittlung des Orient-Expreßzuges seine weitere Fortsetzung 
nach und von Budapest, Konstanza und Konstantinopel findet, 
weist relativ hohe Fahrgeschwindigkeiten auf, 57*8 lern mit 
Einrechnung, 60*6 km nach Abzug der Aufenthalte in der 
einen, 57*8 im, beziehungsweise 60*4 hm in der anderen 
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Richtung. Für diesen wie für den Orient-Expreßzug ist die 
zulässige Streckengeschwindigkeit unter Einhaltung eines 
Bremsbruttos von 100 J!^ über das für Schnellzüge auf gün- 
stigen Profilen im allgemeinen geltende Maß von 80 auf 90 hm 
in der Stunde erhöht worden. " 

Zu Post Nr. 11 und 12: Die Staatsbahnlinie Wien-Prag 
der ehemaligen Kaiser Franz Josefs-Bahn hat die Konkurrenz 
mit der um 48 Tom längeren, jedoch weitaus günstigere Neigungs- 
und Richtungsverhältnisse aufweisenden Strecke der Kaiser 
Ferdinands - Nordbahn und der österreichisch - ungarischen 
Staatseisenbahngesellschaft über Brunn sowie der ziemlich 
ungünstig profilierten, um 22 hm längeren Linie der Nordwest- 
bahn zu bestehen. Dieser Umstand hat einen vorteilhaften 
Einfluß auf die Entwicklung des Schnellzugsdienstes zwischen 
der Reichshaupt- und der vornehmsten Landeshauptstadt ge- 
übt, und politische Rücksichten haben zudem der Staatsver- 
waltung die Steigerung der Leistungsfähigkeit der ihr unter- 
stehenden, nach Böhmen führenden Linie aufgetragen. Der 
ehemals in berüchtigtem Ansehen gestandene Oberbau wurde, 
wenn auch nur mit Rücksicht auf die dermal zulässigen 
Achsbelastungen, in durchaus brauchbaren Zustand versetzt, 
die Ausgestaltung der Stationsanlagen wurde in Angriff ge- 
nommen, und die Legung des zweiten Geleises, gegenwärtig 
von Wien bis Ziersdorf durchgeführt, erscheint dem geneh- 
migten Investitionsprogramme zufolge nun auch in der weiteren 
Strecke gesichert. Hat seinerzeit unter der privaten Verwal- 
tung Zentralinspektor Tilp die ersten Schritte zur Ermög- 
lichung eines verbesserten Schnellzugsverkehres auf dieser 
Linie unternonmien, so ist erst dem Staatsbetriebe die Ein- 
führung von Zügen zu danken, welche bei etwa 130 t Be- 
lastung auf den anhaltenden Steigungen von lOVoo ^^^ Kilo- 
meter inklusive Aufenthalten durchschnittlich in einer Minute 
zurücklegen und damit die Konkurrenzzüge der Nordwest- 
bahn bei weitem, jene unter den denkbar günstigsten Ver- 
kehrsbedingungen gefahrenen Züge der Nordbahn und Staats- 
eisenbahngesellschaft an mittlerer Fahrgeschwindigkeit um 
3 • 5 — 3 • 8 hm pro Stunde übertreffen. Leider pflegt infolge des 
allzu geringen Spielraumes, der sich, der Zulässigkeit einer 
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MaximalgeschwiAdigkeit von 90 hm ungeachtet, zwischen den 
normalen und kürzesten Fahrzeiten ergibt, und der für die 
ganze 350 Jcm lange Strecke bei einem dieser Züge nicht mehr 
wie 5 Minuten beträgt, vielleicht wohl auch infolge des üm- 
standes, daß namentlich in der Richtung gegen Prag kein 
wichtiger Anschluß zu erreichen ist, die fahrplanmäßige An- 
kunft dieser an sich sehr guten Züge bei der geringsten, 
unterwegs eintretenden Verzögerung nicht eingehalten zu 
werden. Die Indienststellung der allerneuesten, in Ablieferung 
begriffenen, viercylindrigen Verbundlokomotiven wird jeden 
triftigen Grund für Fahrversäumnisse und Nichteinbringen 
von Verspätungen, welcher übrigens bei den heutigen Zwei- 
cylinder-Verbundmaschinen auch nicht als bestehend ange- 
sehen werden kann, unter allen Umständen beseitigen und im 
Vereine mit der Einführung neuer, vierachsiger Tender von 
bedeutend erhöhtem Fassungsraume, welche das Durchfahren 
der ganzen, 164 hm langen, anhaltende Steigungen von lOVoo 
aufweisenden Strecke Wien-Gmünd ermöglichen, den Anlaß 
bieten, diese Züge noch weiter zu beschleunigen und ihre 
Abfahrtszeiten von Wien und Prag derart zu regeln, daß bei 
täglich zweimaligem Laufe derselben dem Geschäftsmanne 
• und dem Politiker die Hin- und Rückfahrt mit mehrstündigem 
Aufenthalte an den Endpunkten in einem Tage möglich wird. 
Die schon für die Sommerfahrordnung des Jahres 1902 er- 
wartete Ausgestaltung der Prager Schnellzüge in dem hier 
angedeuteten Sinne mit der Herabsetzung ihrer Fahrzeit auf 
etwa 5V4 Stunden ist bedauerlicherweise unterblieben, trotzdem 
vom Standpunkte der Zugförderung dagegen nicht der min- 
deste Anstand obwaltet. 

Im Anschlüsse ah die Schnellzüge der Linie Prag- Wien 
enthielt die letzte Sommerfahrordnung zum erstenmale je 
zwei Schnellzüge von Wessely nach Budweis und zurück 
und von da weiter nach Linz und einen in der Gegenrichtung 
mit Durchschnittsgeschwindigkeiten von beiläufig 50 hm^ welche 
direkte Wagen zwischen Prag-Salzburg und Prag-Aussee 
führten. In Linz an die Schnellzüge der Strecke Wien-Salz- 
burg anschließend, gestatteten diese Züge die Fahrt von Prag 
nach Salzburg in 9 Stunden 27 Minuten, in der Gegenrich- 
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tung in 9 Stunden 30 Minuten zurückzulegen. Der in Attnang 
hergestellte Anschluß ermöglichte es, von Prag in 8 Stunden 
43 Minuten nach Ischl und in 10 Stunden 4 Minuten nach 
Aussee zu gelangen, während die Fahrt in der Gegenrichtung 
9 Stunden 17 Minuten, beziehungsweise 10 Stunden 33 Minuten 
erforderte. Hiemit war die Staatsbahnverwaltung einem lang- 
jährigen Wunsche der Bevölkerung Böhmens nach einer be- 
schleunigten Zugsverbindung mit den ihr bisher so unzu- 
gänglich gewesenen herrlichen Gegenden des Salzkammergutes 
nachgekommen. Allerdings sind es nicht allein sommerliche 
Genüsse, sondern auch noch andere Interessen, welche ebenso 
während des Winters das Bedürfnis nach einer Schnellzugs- 
verbindung zwischen dem Herzen Böhmens, Oberösterreich 
und Salzburg geltend machen. Ein Schnellzug in beiden Rich- 
tungen beschränkt sich aber in dieser Periode auf den bloßen 
Verkehr zwischen Prag und Budweis. — Mit Beginn der Wirk- 
samkeit der Sommerfahrordnung des Jahres 1902 hat die Ver- 
bindung Prags mit den Alpenländern durch die Weiterleitung 
eines früher nur bis Attnang auf der Hauptlinie verkehrenden 
Schnellzuges nach Salzburg und Innsbruck und die Beschleu- 
nigung des in der Richtung Aussee-Attnang bestehenden, den 
Anschluß vermittelnden Schnellzuges eine sehr willkommene 
weitere Verbesserung erfahren. Die Fahrt in direkt durch- 
laufenden Wagen erfordert nunmehr von Prag nach Salzburg 
9 Stunden, nach Innsbruck 14 Stunden 40 Minuten, nach Ischl 
8 Stunden 44 Minuten und nach Aussee 10 Stunden 4 Minuten, 
während in der Gegenrichtung die betreffende Fahrtdauer 
8 Stunden 32 Minuten, 14 Stunden 29 Minuten, 8 Stunden 
31 Minuten und 9 Stunden 43 Minuten beträgt. 

Zu Post Nr. 13 und 14: Der im Sommer zwischen 
Wien und Karlsbad verkehrende Luxuszug übertrifft in der 
425 Tcm langen Strecke bis Marienbad alle anderen öster- 
reichischen Züge an SchneUigkeit. Bei einer normalen Be- 
lastung von 130 t erreicht dieselbe 65 • 9 ftm mit, 68 • 9 im ohne 
Aufenthalte in der einen, 66 * 2, beziehungsweise 68 • 9 A;m in 
der anderen Richtung. Die Belastung dieses Zuges, welcher 
früher nur die erste Wagenklasse und einen Speisewagen 
führte, wurde erst in neuerer Zeit durch Beifügung eines 
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Wagens zweiter Klasse auf obiges Maß erhöht. Wie bei allen 
Luxuszügen ist die Anzahl der Plätze hier beschränkt. In 
gleicher Weise wie bei sämtlichen Zügen, für welche eine 
Maximalgeschwindigkeit von 90 Tcm zugestanden wurde, muß 
das bremsbare Brutto 100 Jl^ betragen; überdies haben diese 
Züge die Verdrängung der alten Hardy-Bremse durch die 
neueste automatische Umschalt-Vakuumbremse veranlaßt. ^) 
Die Aufenthalte des Karlsbader Luxuszuges sind gering, könnten 
jedoch bei doppelgeleisigem Betriebe und Anwendung von 
Tendern mit größerem Wasservorrate noch weiter einge- 
schränkt werden. Mit Rücksicht auf den Umstand, daß ein 
großer Teil der betreffenden Strecke in der Steigung von 
lOVoo li^g^ uiid zahlreiche Krümmungen bis zu etwa 300 m 
Halbmesser vorkommen, kann die Leistung dieses Zuges als 
eine hervorragende bezeichnet werden. Die hiebei bisher zur 
Verwendung gelangten Gölsdorfschen Zweicylinder-Verbund- 
maschinen zeigten sich derselben vollkommen gewachsen und 
rechtfertigen das Bedauern, daß es dem österreichischen Eisen- 
bahnbetriebe an einer weiteren Zahl ähnlicher Züge gebricht. — 
Leider hat der Sommerfahrplan 1902 hier eine Verschlechte- 
rung gebracht. Der Karlsbader Zug benötigt für die Zurück- 
legung der Strecke Wien-Marienbad 28 Minuten, in der Gegen- 
richtung 18 Minuten mehr als früher, wodurch sich seine 
durchschnittUche Geschwindigkeit einschließlich der Aufent- 
halte auf 61*4, beziehungsweise 63*3 Am reduziert. — Vordem 
durch die Staatsbahn bis Eger und von und da bis Karlsbad auf 
der Buschtiehrader Eisenbahn geleitet, übergeht der Karlsbader 
Luxuszug seit Eröffnung der Lokalbahnstrecke Marienbad- 
Karlsbad im Jahre 1898 auf die letztere. Von der kläglichen 
Weiterführung des hervorragendsten österreichischen Schnell- 
zuges mit 35 hm Maximalgeschwindigkeit und der in der Be- 
triebsführung der genannten Lokalbahn liegenden Anomalie 
soll an anderer Stelle gesprochen werden. Es ist genug, hier 
zu betonen, daß für die Besucher des Weltkurortes der Ein- 



1) Einem im Jahre 1901 herausgegebenen Erlasse des Eisenbahn- 
ministeriums zufolge hat dieselbe nunmehr bei allen Zügen, welche mit 
einer höheren Streckengeschwindigkeit als 80 km verkehren sollen, zur 
obligatorischen Einführung zu gelangen. 
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druck einer wirklich modernen Beförderungsweise durch die 
Langeweile der letzten anderthalb Stunden ihrer Reise gründ- 
lich verwischt wird. 

Zu Post Nr. 15 und 16: Auf der gleichen Strecke, aber 
bis Eger verkehren von Wien über Gmünd in beiden Rich- 
tungen je ein Tag- und ein Nachtschnellzug. Die durchschnitt- 
liche Fahrgeschwindigkeit des letzteren ist auf 4S'8 hm in 
der einen, 46 * 3 Am in der anderen Richtung beschränkt. Noch 
langsamer verkehren die Tagesschnellzüge. Daß man weit 
Besseres bieten könnte, beweisen die beim Luxuszuge und den 
Prager Schnellzügen erzielten Leistungen. Allerdings sind jene 
alle drei Wagenklassen führenden Züge ziemlich schwer; 
aber einer etwaigen Überlastung in der Zeit des stärksten 
Verkehrs nach den böhmischen Badeorten muß schon bei 
Aufstellung des Fahrplanes begegnet werden. Die Einführung 
eines guten Zuges vermag keineswegs den langsamen und 
dabei unpünktlichen Verkehr aller übrigen zu rechtfertigen. — 
Zwischen Marienbad und Eger vermitteln zwei weitere Schnell- 
züge in beiden Richtungen den Auslandsverkehr nach diesem 
Badeorte. 

Zu Post Nr. 17 und 18 : Die ehemalige Strecke der böh- 
mischen Westbahn, gut gebaut und im allgemeinen nicht 
allzu ungünstig profiliert, mußte mehrere Jahrzehnte ihres 
Bestandes hindurch dem Publikum jede Schnellzugsverbindung 
zwischen Prag und der wichtigen Provinzial- und Handels- 
stadt Pilsen einer-, Böhmen und Bayern andererseits versagen^ 
weil die maßgebenden Elemente der Verwaltung das Vor- 
handensein eines derartigen Verkehrsbedürfnisses einfach 
hinweg zu dekretieren für gut fanden, und die Staatsverwal- 
tung auch hier nicht in der Lage war, dem öffentlichen Inter- 
esse Geltung zu verschaffen. Erst der Staatsbetrieb konnte 
hierin erfreuhchen Wandel schaffen. Außer der Vermehrung 
der gewöhnlichen Züge hat derselbe den Schnellzug Prag- 
Pilsen-Furth im Walde mit direkten Anschlüssen nach 
München und Stuttgart ins Leben gerufen, welcher mit 51*5, 
beziehungsweise 50*4 km Reisegeschwindigkeit nicht die 
letzte Stelle unter den österreichischen Schnellzügen ein- 
nimmt. 

10 
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Zu Post Nr. 19 — 24: In unmittelbarem Anschlüsse an 
die beschleunigten Schnellzüge der Kaiser Ferdinands-Nord- 
bahn verkehren auf der galizischen Staatsbahnstrecke zwischen 
Krakau und Lemberg mehrere Schnellzüge, von welchen die 
raschesten eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 58*5 Tcm 
mit, 63 • 1 1cm ohne Aufenthalte in der einen, 58, beziehungs- 
weise 61*6 fcm in der anderen Richtung erreichen. Diese an- 
scheinend hohe Beschleunigung rückt jedoch in ein recht be- 
scheidenes Licht, wenn der vorzügliche Zustand der Strecke 
in Betracht gezogen wird, welche doppelgeleisig und ohne 
nennenswerte Steigungen, häufig in meilenweiter Ausdehnung 
schnurgerade angelegt, die Anwendung einer fast ununter- 
brochenen Streckengeschwindigkeit von 90 im und weit höhere 
Durchschnittsgeschwindigkeiten ohne das geringste Bedenken 
zulassen würde. 

Auf der gleichen Strecke verkehrt bis an die russische 
Grenze in Podwoloczyska ein Schnellzug, der gar nur eine 
Reisegeschwindigkeit von 46 '4 Am in der einen, 48 '4 Arm in 
der anderen Richtung erreicht, dies wohl vorzüglich aus dem 
Grunde, weil er neben seiner internationalen Bedeutung 
zugleich in allzu ausgiebigem Maße dem Lokalverkehre 
dienen soll. 

Der von Lemberg über Czernowitz an die rumänische 
Grenze in Itzkany geführte Schnellzug, welcher eine direkte 
Verbindung zwischen Berlin, Bukarest und Konstanza her- 
stellt, verkehrt mit einer durchschnittlichen Geschwindigkeit 
von bl'bkm in der einen, 48 * 5 Am in der anderen Richtung, 
wobei derselbe in der Bukowina zum Teile recht ungünstige 
Profile zu überwinden hat. 

Eine auf den überwiegend günstig gelegenen Linien der 
galizischen Staatsbahnen ohne weiteres zulässige Erhöhung der 
Fahrgeschwindigkeit wäre für die Vermeidung einer Ablen- 
kung des russischen Durchgangsverkehres auf die preußischen 
Bahnen verkehrspolitisch von nicht zu unterschätzender Be- 
deutung. 

J5. Privatbahnen. 

Süd bahn. Zu Post Nr. 25 — 30: Wenn man in Österreich 
über schlechte Züge und anzulängliche Verkehrseinrichtungen 
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zu klagen Ursache hat, so betrifft dies in erster Reihe die 
Verwaltung seiner ausgedehntesten und ältesten Privatbahn. 
Ihre den ganzen Süden der Monarchie durchziehenden Linien 
und die außerordentliche Bedeutung, welche denselben für die 
Volkswirtschaft der von ihnen berührten Provinzen, nicht 
minder aber auch für den internationalen Verkehr Österreich- 
Ungarns mit Italien und den Durchgangsverkehr zwischen der 
nördlichen Hälfte Europas und dem Süden zukommt, würden 
der Südbahn eine ganz besonders hervorragende Rolle unter 
den modernen Verkehrsanstalten zuweisen und angesichts der 
so überaus verschiedenen Bedingungen, unter welchen sich 
ihr Betrieb vollzieht, sie in den Stand setzen, für die ein- 
zelnen Betriebsformen, teils auf frequenten Hauptbahnlinien 
sowohl in der Ebene als im Gebirge, teils im intensiven 
Lokal- wie im hochentwickelten Durchgangsverkehre, durch 
Aufstellung muster giltiger Verkehrsmittel, Vervollkommnung 
ihrer Betriebseinrichtungen und einen ihrer Bedeutung ent- 
sprechenden Fahrplan nach jeder Richtung hin tonangebend 
aufzutreten. Statt dessen wiegt sich die österreichische Süd- 
bahn seit Jahrzehnten in olympischer Ruhe, im engherzigsten 
Egoismus an dem Monopole zehrend, welches ihr die Eigen- 
schaft als ausschließliche Verkehrsader zwischen der öster- 
reichischen Monarchie und ihrem vorzüglichsten Seehafen 
Triest so lange zu verleihen schien. Sie diktiert Tarife, läßt 
sich jede noch so bescheidene Verbesserung ihrer Einrich- 
tungen von der öffentüchen Meinung und der Aufsichtsbe- 
hörde förmlich abringen und nimmt heute mit ihrem Fahr- 
plane tatsächlich- noch immer eine wenig ehrenvolle Sonder- 
stellung ein. Als Frucht solcher Verwaltungsmaximen erntet 
sie dafür aber auch die allgemeine Unzufriedenheit aller am 
Verkehre beteiligten Kreise und, was sie noch weit empfind- 
licher berühren dürfte, die wohlbegründeten Angriffe ihrer 
eigenen Aktionäre gegen eine Gebarung, welche das so viel 
verheißende Unternehmen, allem Knausern zum Trotz, in eine 
nichts weniger als glänzende finanzielle Situation zu versetzen 
gewußt hat. 

Die einzige Verbesserung des Schnellzugsbetriebes auf der 
577 lern langen, durchaus zweigeleisigen Hauptstrecke der Süd- 

10* 
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bahn zwischen Wien und Triest, welche die jüngste Zeit ge- 
bracht hat, besteht in der Herabsetzung der Fahrzeit bei 
einem Zugspaare von 15 Stunden und darüber auf 12 Stunden 
10 Minuten. Dies wurde durch Verminderung der Aufenthalte 
auf die Zahl von 13 in der Gesamtdauer von 45, beziehungs- 
weise 58 Minuten erzielt, während die anderen auf derselben 
Strecke verkehrenden Schnellzüge 22 — 29 Aufenthalte in der 
Gesamtdauer bis zu 1 Stunde 40 Minuten aufweisen. Die 
Durchschnittsgeschwindigkeit des raschesten Zuges beträgt 
demnach 47 * 4 Am mit Einrechnung, 50 '6hn mit Ausschluß 
der Aufenthalte in der einen, 47*4, beziehungsweise 51 '5 im 
in der anderen Richtung. Werden auch die beiden Gebirgs- 
strecken über den Semmering und Karst mit Steigungen bis 
257oo ^^ Betracht gezogen, so verbleibt dennoch ein hinrei- 
chendes Ausmaß günstig profilierter Strecken, um bei An- 
wendung einer Streckengeschwindigkeit von mindestens 80 km 
und Beschränkung der Aufenthalte auf das unbedingt Not- 
wendige wenigstens einen, den internationalen Anforderungen 
wirklich entsprechenden Zug einführen zu können, welcher 
die Fahrt zwischen Wien und Triest in ungefähr 10 Stunden 
zurückzulegen und via Cormons zugleich eine rasche Verbin- 
dung mit Italien herzustellen vermöchte. — Der in der Winter- 
fahrordnung figurierende Expreßzug Wien — Nizza, welcher von 
Brück über Leoben auf die Staatsbahnlinie nach Pöntafel 
übergeht, kann für die Relation Triest nicht in Betracht 
kommen, es wäre denn, daß derselbe von Brück aus geteilt, 
mit einem Teile auch in den Sommermonaten täglich bis 
Triest geleitet würde. Übrigens ist die Fahrzeit dieses nur 
die erste Wagenklasse führenden Zuges zwischen Wien und 
Brück gegenüber dem oben erwähnten Triester Schnellzuge 
um nicht mehr als 5, beziehungsweise 8 Minuten gekürzt 
worden. 

Kann die Fahrgeschwindigkeit der Schnellzüge auf der 
Strecke Wien-Triest der österreichischen Südbahn somit keines- 
wegs befriedigen, so wird man sich noch viel weniger mit 
den eigentümlichen Anschauungen einverstanden erklären 
können, welche für die Festsetzung ihrer Abfahrts- und An- 
kunftszeiten in* Wien maßgebend gewesen sein mögeii. Der 
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Verwaltung der Südbahn erscheint die Bedeutung des Welt- 
verkehres wohl reichlich aufgewogen durch die zarte Rück- 
sicht um den Nutzen der Inhaber der Wiener Gasthöfe, und 
die Frage der Hebung des Wiener Fremdenverkehrs ist für 
sie mit einem infolge mangelnden Anschlusses erzwungenen 
Aufenthalte in vollkommen zufriedenstellender Weise gelöst. 
Nicht durch die natürlichen Anziehungsmittel der Weltstadt 
sollen Fremde herangelockt, sondern durch den großen Stein 
des Anstoßes, als welchen sich die Reichshauptstadt in Be- 
zug auf den Durchgangsverkehr für den Weltreisenden dar- 
stellt, soll dieser unfreiwillig daselbst zurückgehalten werden. 
Die Erfahrung, welche er an den österreichischen Verkehrs- 
anstalten gemacht, wird ihn für die Zukunft gewiß bestimmen, 
diesem Hindernisse nach Möglichkeit auszuweichen. Mit aller 
selbstbewußten Konsequenz weiß es die Südbahn so ein- 
zurichten, daß ihre Schnellzüge nach und aus dem Süden 
fast insgesamt früher von Wien abgehen, beziehungsweise 
später daselbst eintreffen, als die Züge aus und nach dem 
Norden in den Wiener Bahnhöfen der Nordwest-, der Kaiser 
Ferdinands-Nord- und der Kaiser Franz Josefs-Bahn ein- 
langen, beziehungsweise abgehen. Zumindest ist das verfüg- 
bare Zeitintervall so gering, daß zumal bei den üblichen Ver- 
spätungen, der Langwierigkeit der Gepäcksausfolgung und den 
durch die Verzehrungssteuerorgane hervorgerufenen Chikanen 
selbst der weltberühmte Wiener Fiaker den erwünschten 
Anschluß nicht zu erreichen vermag. Eine derartige, zu den 
berechtigtesten Klagen Anlaß bietende Aufstellung des Fahr- 
planes findet im Zwange der Umstände umsoweniger eine Recht- 
fertigung, als die Seeanschlüsse des österreichischen Lloyd 
in Triest sich zweifellos nach den Verkehrszeiten der Süd- 
bahnzüge richten müßten. Wenn nun gar der Expreßzug, 
welcher in den Wintermonaten eine besonders rasche Ver- 
bindung zwischen St. Petersburg, Wien und Nizza — Cannes her- 
zustellen bestimmt ist, vom Wiener Südbahnhofe zu einer 
Zeit abgelassen wird, beziehungsweise daselbst einlangt, daß 
der Reisende auf dem Nord- und dem Südbahnhofe und auf 
der Wiener Verbindungsbahn zusammen nicht weniger als 
3 Stunden 55 Minuten in der Richtung nach Süden, 3 Stunden 
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15 Minuten nach Norden zu vertrödeln gezwungen ist, 
so wird eine solche Art und Weise, die Hauptstadt Öster- 
reichs kennen zu lernen, die verwöhnten Passagiere dieses 
Zuges gewiß seltsam berühren. Der Süd- und der Nordbahn 
dürften aber vielleicht doch Wege offen stehen, durch Ver- 
einbarung unter sich und mit den beteiligten ausländischen 
Verwaltungen den Fahrplan des Nizza-Expreßzuges mit seiner 
Bestimmung besser in Einklang zu bringen. 

Die teilweisen Verbesserungen der Anschlüsse zwischen 
dem Norden und Süden, welche der Sommerfahrplan des 
Jahres 1902 gebracht hat, sind ausschließlich der Nordwest- 
bahn zu danken, während die Südbahn im Zustande der Er- 
starrung verharrt. 

So mangelhaft der Schnellzugsdienst zwischen Wien und 
Triest bezeichnet zu werden verdient, so übertrifft derselbe 
doch noch bei weitem jenen auf der von Kufstein über den 
Brenner nach Ala an die italienische Grenze führenden Tiroler 
Linie der Südbahn, welcher die überaus wichtige Aufgabe 
zufällt, die kürzeste Verbindung Süd- und Westdeutschlands 
mit dem Süden Europas herzustellen. Wie wenig sie derselben 
gewachsen ist, erhellt aus den Durchschnittsgeschwindigkeiten 
der daselbst verkehrenden Schnellzüge, welche diesen Namen 
und die hohen Fahrpreise keineswegs verdienen. Die 295 im 
lange Strecke wird von den Tagesschnellzügen in 8 Stunden 
6 Minuten, beziehungsweise 8 Stunden 19 Minuten mit einer 
mittleren Geschwindigkeit von nicht mehr als 36*4X^1 in der 
einen, SA' 11cm in der anderen Richtung zurückgelegt. Selbst diese 
minimale Geschwindigkeit wird aber von den Nachtschnell- 
zügen, den bekannten »Römerzügen«, nicht erreicht, indem 
die letzteren zur Fahrt in der einen Richtung 8 Stunden 
41 Minuten, in der anderen gar 9 Stunden 42 Minuten be- 
nötigen. Dies entspricht einer Reisegeschwindigkeit von 33 "9, 
beziehungsweise gar nur 30 * 4 Ä'm, wobei ungeachtet der in- 
ternationalen Bedeutung dieser Züge 30-, beziehungsweise 
29-mal in einer Gesamtdauer von mehr als fünf Viertel- 
stunden angehalten wird. Außerdem erleiden die Züge fast 
immer noch mehr oder weniger bedeutende Verspätungen. — 
Die einzige Änderung des Jahres 1902 besteht in einer um 
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13 Minuten gekürzten Fahrtdauer des Tagesschnellzuges Kuf- 
stein — Bozen, während dieser Vorteil durch den verlängerten 
Aufenthalt in Bozen und die längere Fahrzeit von da bis Ala 
für den Durchgangsverkehr zunichte gemacht wird. 

Langjährigen Bemühungen der beteiligten fremden Bahn- 
verwaltungen ist es seit kurzem gelungen, die Südbahn zur 
Übernahme und Durchführung des Nord-Süd-Expreßzuges auf 
ihrer Tiroler Linie zu bestimmen. Derselbe stellt die rascheste 
Verbindung zwischen Berlin und Mailand her, und es wird 
seine Notwendigkeit, wenn sie überhaupt in Zweifel gezogen 
werden konnte, durch die außerordentliche Frequenz dieses 
mit beschränkter Passagieraufnahme bedachten Zuges zur 
Genüge erwiesen. Aber auch dieser bloß die erste Wagen- 
klasse führende und in seiner Belastung beschränkte inter- 
nationale Zug wird von der Südbahn zwischen Kufstein und 
Ala mit keiner höheren Durchschnittsgeschwindigkeit als 
42 '9 km in der einen, 40 '2 km in der anderen Richtung be- 
fördert. 

Man wende nicht ein, daß die lange andauernde, 257oo 
erreichende Steigung am Brenner einer weiteren Erhöhung 
der Durchschnittsgeschwindigkeit der angeführten Züge un- 
überwindliche Schranken entgegensetze. Vernünftigerweise 
kann man nicht mehr fordern, als daß bei 200 1 Zugs- 
gewicht, wie dasselbe bei den gewöhnlichen Schnell- 
zügen dieser Linie nicht selten sogar überschritten 
wird, auf 25 7oo Steigung mit einer der neuen 4/5 ge- 
kuppelten Verbundlokomotiven eine Fahrgeschwindigkeit 
von 27 — 30 km eingehalten werde. Andererseits sind aber die 
beiden Teilstrecken Kuf stein — Innsbruck und Bozen-Ala der- 
art beschaffen, daß sie der Anwendung der höchsten Fahr- 
geschwindigkeiten kein ernstes Hindernis entgegensetzen. Wenn 
nun tatsächlich die Streckengeschwindigkeit hier selbst beim 
Expreßzuge 60 km sehr wenig überschreitet, wenn für die 
60 km lange P^agestrecke Wörgl — Innsbruck die Differenz 
zwischen der normalen Fahrzeit bei den Schnellzügen der 
Südbahn und jenen der k. k. Staatsbahn zu Ungunsten der 
ersteren bis zu 12 Minuten in der einen, bis zu 24 Minuten 
in der anderen Richtung, und auch der Unterschied der zu- 
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lässigen kürzesten Fahrzeit bei gleich normierter Maximal- 
geschwindigkeit von 80 km 5 — 10, beziehungsweise 7 Minuten 
beträgt, so ist es evident, daß die Südbahn einfach nicht 
rascher fahren will und sich durch keinerlei Rücksichten 
bisher dazu genötigt sah. 

Ungemein langsam vollzieht sich auch der Verkehr des 
sogenannten Kärntner Schnellzuges, welcher in Marburg von 
der Hauptlinie der Südbahn auf die Pustertallinie übergeht 
und in Franzensfeste den Anschluß an die Brennerlinie findet. 
Dieser Zug hat weniger dem Durchgangsverkehre nach Italien, 
als dem Touristenverkehre während der Sommersaison zu 
dienen, und er repräsentiert im Winter nach Einstellung des 
früher geführten Meraner Luxuszuges nunmehr die einzige 
direkte Schnellzugsverbindung zwischen Wien und den in 
Südtirol gelegenen Kurorten. Dieser seiner Bedeutung wäre 
eine Erhöhung seiner durchschnittlichen Fahrgeschwindigkeit 
über das bescheidene Maß von etwa 40 km angemessen und 
unter Heranziehung der Strecke Marburg — Lienz zu höheren 
Fahrgeschwindigkeiten trotz der zwischen Lienz und Franzens- 
feste liegenden, namhaften Steigungen wohl erreichbar. 

Die Langsamkeit der Südbahnzüge fand lange Jahre hin- 
durch ihre sehr problematische Entschuldigung in der An- 
wendung von Fahrbetriebsmitteln, namentlich Lokomotiven, 
fragwürdigster Konstruktion und ehrwürdigsten Alters. Zum 
Verdrusse der Aktionäre von der Aufsichtsbehörde endlich zu 
bedeutenderen Investitionen genötigt, hat die Südbahn sich 
sehr spät zur Einführung guter Drehgestellmaschinen für ihre 
Schnellzüge und in neuester Zeit zur Adoptierung sämtlicher auf 
den Staatsbahnen innerhalb der letzten Jahre neu eingeführten 
Typen entschlossen, womit für die Zugförderung jeder weitere 
Grund zur Langsamkeit und Unpünktlichkeit entfällt. 

Buschtiehrader Eisenbahn. Zu Post Nr. 31 — 34: Der 
Personenverkehr dieser Bahn ist mit dem Aufblühen des Welt- 
kurortes Karlsbad innig verschmolzen. Dem immer steigenden 
Fremdenverkehre wird der Sommerfahrplan in der Strecke 
Karlsbad — Eger durch je fünf, beziehungsweise sechs Schnell- 
züge in beiden Richtungen gerecht, wobei zu erwähnen ist, 
daß der früher über Eger geführte Wien — Karlsbader Luxus- 
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zug sowie die beiden gewöhnlichen Schnellzugsanschlüsse der 
Staatsbahn von Wien nach Karlsbad seit einigen Jahren an 
die neue Marienbad — ^Karlsbader Lokalbahn abgetreten worden 
sind. Ein von Frankfurt a. M. abgeleiteter Teil des Ostende — 
Wien-Expresszuges verkehrt von Mitte Mai bis Mitte September 
über Eger ohne Wagenwechsel bis Karlsbad und zurück. 
Der Sommerfahrplan 1901 enthielt auch zum erstenmale 
einen direkten Schnellzug Paris — Karlsbad, dessen Verkehr 
auf die Zeitdauer von Mitte Juni bis Mitte September be- 
schränkt war. Beide Züge legten die 52 Jcm lange Strecke 
zwischen Eger und Karlsbad in 1 Stunde 2 Minuten zurück. 
Vortrains der auch in die Winterperiode übernommenen 
Schnellzüge Nr. 1 und 2 dienen speziell dem Durchgangs- 
verkehre zwischen Karlsbad einer-, München, Stuttgart und 
Frankfurt a. M. andererseits. Den direkten Verkehr mit Dres- 
den und Berlin vermittelt ein D-Zug, welcher durch die Busch- 
tiehrader Bahn die 60 im lange Strecke zwischen Karlsbad 
und Komotau in 1 Stunde 12 Minuten, beziehungsweise 
1 Stunde 19 Minuten gefahren wird, daselbst auf die Aussig- 
Teplitzer Eisenbahn und in Aussig auf die österreichisch-un- 
garische Staatseisenbahn übergeht. Während der Sonmier- 
periode in Verkehr ist außerdem ein Expreßzug zwischen 
Prag und Karlsbad via Tuschmitz mit Durchgangswagen von 
Wien, der in Prag an die Nachtschnellzüge der Staatseisen- 
bahngesellschaft anschließt. Dieser Zug wiegt rund 120 ^, 
dient in der 175 km langen Strecke weder der Aufnahme, 
noch dem Absetzen von Reisenden und hält nur dreimal 
aus Betriebsrücksichten an, darunter einmal in Luzna- 
Lischan behufs Wassernehmens, da kein Maschinenwechsel 
stattfindet. Er weist nach Post-Nr. 33 und 34 der Tabelle eine 
Durchschnittsgeschwindigkeit von 50 km in der einen, 49 * 3 Am 
in der anderen Richtung auf. Schon an früherer Stelle ist 
darauf hingewiesen worden, wie dieser Zug ungeachtet der 
relativ leichten Bedingungen seines Verkehrs nichtiger Vor- 
wände halber seine Fahrzeit sehr gewöhnlich zu überschreiten 
pflegt. Sie würde im Gegenteile noch eine weitere Kürzung 
zulassen. 
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Aus dem Sommerfahrplane werden über die ganze Strecke 
Prag — Eger zwei Schnellzüge in beiden Richtungen auch 
während des Winters im Betriebe erhalten. Der raschere von 
beiden erreicht nach Post Nr. 31 und 32 der Tabelle eine 
durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit von 43-6 1cm in beiden 
Richtungen. Der zweite benötigt zur Fahrt einige Minuten 
mehr. Die Möglichkeit einer Beschleunigung dieser Züge unter- 
liegt mehrfachen Hindernissen teils wegen der Schwierigkeit 
der zwischen Prag und Komotau gelegenen Strecke, welche 
außer einer ungefähr 8 hm langen Steigung von 14 und 247oo 
im übrigen Steigungen von lOVoo ^^^ Kurven bis unter 300 w, 
vereinzelt bis 210 m Ra4ius, enthält, teils und wohl zumeist 
aber wegen der zahlreichen Aufenthalte, w^elche diese Züge 
während der Winterperiode allerdings erst lebensfähig machen, 
welche aber, indem sie zum großen Teile nur »bedingt« sind, 
auch der Regelmäßigkeit ihres Verkehres zum empfindlichen 
Schaden gereichen. Übrigens könnte von einer Eisenbahn mit 
derart lebhaft entwickeltem Schnellzugsverkehre, welche 
finanziell so günstig situiert ist, wohl verlangt werden, daß sie 
ihre Stationen mit zentralen und versicherten Weichenstell- 
werken ausrüste, um die Notwendigkeit des langsamen Durch- 
fahrens der Schnellzüge zu beseitigen. Immerhin könnte man 
sich bei Vorhandensein eines erheblich beschleunigten Expreß- 
zuges auch mit der relativ langen Fahrzeit der gewöhnlichen, 
in hervorragendem Maße den nicht unbeträchtlichen lokalen 
Interessen dienenden Schnellzüge zufriedenstellen, wenn mit 
derselben wenigstens ihre Pünktlichkeit gewährleistet wäre. 
Indem dies keineswegs der Fall ist, drängt sich unwillkürlich 
die Frage auf, wozu denn dann eigentlich die neuestens ein- 
geführten, überaus leistungsfähigen, 3/5 gekuppelten Loko- 
motiven notwendig gewesen sein sollen. 

Zu den angeführten Zügen trat in der Sommerfahrord- 
nung 1902 ein viertes Schnellzugspaar zwischen Prag und Karls- 
bad, welches über Tuschmitz geleitet wird und die 175 km lange 
Strecke in 3 Stunden 54 Minuten, beziehungsweise 3 Stunden 
43 Minuten bei einer Gesamtaufenthaltsdauer von 10 Minuten 
zurücklegt. Es ergeben sich hieraus Durchschnittsgeschwindig- 
keiten von 44*9 hm mit Einrechnung, 46*9 km nach Abzug 
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der Aufenthalte in der Richtung gegen Karlsbad, 47*1, be- 
ziehungsweise 49*3 km in der Richtung gegen Prag. — Sämt- 
liche Schnellzüge zwischen Prag und Karlsbad beziehungs- 
weise Eger führen alle drei Wagenklassen. 

Wenn bei den Zügen der Buschtiehrader Eisenbahn eine 
Streckengeschwindigkeit von 65 km auch auf günstigen Profilen, 
wie deren die zweigeleisige Strecke Komotau — Eger nicht wenige 
aufweist, niemals überschritten wird, so mag eine derartige 
Beschränkung wohl in gewissen Vorschriften der Aufsichts- 
behörde ihren Grund haben ; es zeigt sich hier indes so recht, 
in welch schablonenhafter Weise derartige Normen in Oster- 
reich erlassen zu werden pflegen. Mit nicht wesentlich ge- 
ringerer Geschwindigkeit, mit 60 km und darüber, durften 
nämlich vor 25 Jahren und dürfen auch heute noch damals 
vor Schnell-, heute vor allen Personenzügen dieser Bahn die 
für jeden rascheren Personendienst durchaus ungeeigneten 
Maschinen mit wenig mehr als 3 m Radstand, 1'4 m Treib- 
radhöhe und überhängender Feuerbüchse fahren, und niemand 
scheint sich bewußt werden zu wollen, welch himmelweiten 
Unterschied diesen gegenüber sowohl betreffs der Leistungs- 
fähigkeit, als der Betriebssicherheit bei hohen Fahrgeschwin- 
digkeiten die seit 20 Jahren im Dienste stehenden 2/4 ge- 
kuppelten Drehgestellmaschinen und noch mehr die eben erst 
zur Aufstellung gelangten 3/5 gekuppelten Lokomotiven dar- 
stellen. 

Nordwestbahn. Zu Post Nr. 35 und 36: Die Strecke 
Wien — Tetschen dient dem Verkehre mit Norddeutschland 
und hat in dieser Beziehung mit der Linie der Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn bis Oderberg und mit der Strecke der öster- 
reichisch-ungarischen Staatseisenbahngesellschaft über Brunn 
nach Prag und Bodenbach zu konkurrieren. Wenn die Nord- 
westbahn den Weg nach Berlin auch kürzt, so genießen beide 
Konkurrenzlinien doch des Vorzuges weitaus günstigerer 
Terrainverhältnisse, was der erreichbaren Fahrgeschwindigkeit 
wesentlich zugute kommt, und durch die Nordbahn wird zu- 
dem der Anschluß an die rasch fahrenden preußischen Bahnen 
viel früher hergestellt. Diesen Umständen ist es zu danken, wenn 
die Nordwestbahn an der Verbesserung und Beschleunigung 
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ihrer Züge arbeitet und gegenwärtig schon bei ihren zwei 
zwischen Wien und Tetschen in beiden Richtungen verkehren- 
den Schnellzügen von der Linie über Brunn und Prag in- 
bezug auf die erreichte Durchschnittsgeschwindigkeit nur um 
weniges übertroflfen wird. Die letztere beträgt bei ihrem Nacht- 
schnellzuge 55 • 1 few in der einen, 54 • 6 Am in der anderen Rich- 
tung und wurde im Sommer 1902 unter Reduktion der Ge- 
samtfahrzeit um 5, beziehungsweise 6 Minuten auf 55*6, 
beziehungsweise 55*3 1cm erhöht. Der Tagesschnellzug stand 
nicht bedeutend zurück und wurde im Sommer 1902 noch 
weiter beschleunigt, wobei sich in Rücksicht auf den Verkehr 
zwischen dem Norden und Süden günstiger gelegene Abfahrts- 
und Ankunftszeiten in Wien ergaben. Die Abkürzung der 
Fahrzeiten wurde allmählich im Laufe der letzten Jahre weniger 
durch Anwendung einer besonders hohen Fahrgeschwindigkeit, 
als durch Einschränkung der Aufenthalte erreicht. Traf die 
Nordwestbahn lange der verdiente Tadel besonders schlechter 
Züge, unbequemer Waggons, eines elenden Oberbaues und 
außerordentlicher Unpünktlichkeit, so hat sich innerhalb der 
letzten Jahre in allen diesen Beziehungen wenigstens auf der 
Hauptlinie unstreitig ein Zug zum Besseren bemerkbar ge- 
macht. Die Schnellzüge wurden namhaft beschleunigt, und es 
macht sich offenbar das Bestreben geltend, den Fahrplan ein- 
zuhalten. Die Bahn ist heute durchgehends noch eingeleisig, 
weist zwischen Znaim und Öaslau lange Steigungen von lOVo« 
auf, kann aber von da bis Tetschen im allgemeinen als günstig, 
streckenweise sehr günstig profiliert bezeichnet werden. Auf 
den schwierigeren Strecken, welche im Winter überdies viel 
von Schneeverwehungen zu leiden haben, werden die nicht 
mehr als 150 ^wiegenden Schnellzüge durch 3/5 gekuppelte Loko- 
motiven befördert, während von der Maschinenwechselstation 
Groß-Wossek an, ebenso wie zwischen Wien und Znaim, bis 
zum Winter 1901/1902 ältere, verhältnismäßig leichte, gut 
disponierte 2/4 gekuppelte Drehgestellmaschinen den Dienst 
versahen, seitdem aber durch die neueste »Atlantictype« er- 
setzt wurden. Die Fahrgeschwindigkeit überschreitet auch auf 
den allergünstigsten Strecken selten 65 und erreicht wohl 
niemals 70 hm. Damit sind natürlich der Möglichkeit, die Ver- 
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spätung eines Zuges, welche bei dem eingeleisigen Betriebe ihre 
Wirkung auf zahlreiche andere ausüben muß, auf den horizon- 
talen und geraden Strecken zwischen Groß-Wossek und Leit- 
meritz, wo mit guten Maschinen 80 — 90 lern Geschwindigkeit 
ohne jedes Bedenken erreicht werden könnte, durch rascheres 
Fahren einzubringen, für die Regelmäßigkeit des Zugsverkehres 
bedauerlich enge Schranken gezogen. Wenn eine derartige 
Fahrgeschwindigkeit, wo sich dieselbe nach der heutigen Sach- 
lage als durchaus zulässig darstellt, und wo dieselbe zur Ein- 
holung von Verspätungen notwendig wäre, seitens der Auf- 
sichtsbehörde nicht gestattet wird, so dürfte die darin gelegene 
Behinderung, ja in gewissem Sinne sogar Gefährdung des Be- 
triebes schwer mit stichhältigen Gründen zu rechtfertigen sein. 

Mit dem Verlassen der Hauptlinie und dem Fortfalle 
der zwingenden Konkurrenz findet sich der Reisende auf der 
Nordwestbahn heute aber noch mitten in einem von Sparsam- 
keitsrücksichten diktierten, durch mangelhafte Anlage der Bahn 
und ihrer Einrichtungen sowie Ausnützung längst nicht mehr 
zeitgemäßer Fahrbetriebsmittel behinderten Betriebe mit lang- 
samen und schlechten Zügen, langen Anschlußintervallen und 
einer unglaublichen Geringschätzung aller seitens der Interes- 
sentenkreise und der maJJgebenden Vertretungen geäußerten 
Wünsche. 

Zum Anschlüsse an die Wien — Tetschener Tagesschnell- 
züge und gleichzeitig den Bedürfnissen des Lokalverkehres 
dienend, figuriert ein eigener Vor-, beziehungsweise Nachtrain 
derselben zwischen Prag und Öaslau, der gut besetzt zu sein 
pflegt, aber eine Reisegeschwindigkeit von nicht mehr als 41 • 6 
und 40*4 hm erreicht. Den Verkehr zwischen Prag und 
Königgrätz vermittelt seit kurzem ein Schnellzug, welcher in 
beiden Richtungen 47*2 und 48 "6 hm Reisegeschwindigkeit 
aufweist. Leider findet derselbe in Königgrätz sein Ende, wie 
auch seine Fortsetzung von Ghlumetz nach Trautenau dermalen 
ein unerfüllbares Verlangen bleibt. Die Nordwestbahn glaubt 
auf die Herstellung einer guten Zugsverbindung zwischen der 
böhmischen Landeshauptstadt und Breslau sowohl auf der Linie 
über Königgrätz — Mittelwalde, als auf der über Ghlumetz — 
Parschnitz — Liebau verzichten zu können und zieht es vor, 
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dieselbe der österreichisch-ungarischen Staatseisenbahngesell- 
schaft zu überlassen, welche in der Relation Prag — Breslau 
die 230 hn lange eigene Strecke bis Halbstadt in ungefähr fünf 
Stunden zurücklegt, während die Fahrtdauer auf der Nord- 
westbahn für die 207 km bis Mittelwalde sich zwischen 6 und 
7V2 Stunden bewegt. Erscheint ferner den bedeutenden Indu- 
striestädten Reichenberg, Trautenau und Hohenelbe, welche 
überdies den Mittelpunkt eines regen Touristenverkehres nach 
dem Riesen- und Isergebirge bilden, jede Schnellzugsverbin- 
dung heute noch immer versagt, so muß es für die Interessen 
des Handels und Verkehrs als geradezu verhängnisvoll be- 
zeichnet werden, daß das nordöstliche Böhmen infolge gänz- 
lich unzulänglicher Anschlüsse von seinem Handelsemporium 
Reichenberg so gut wie abgeschnitten bleibt. Die gesamte 
Bevölkerung ausgedehnter Gebiete verlangt außerdem mit 
Recht eine derartige Verbindung mit ihrer doch so nahe ge- 
legenen Kreisgerichtsstadt Jicin, daß die Fahrt dahin nicht 
wie gegenwärtig mit einem Zeitaufwande von 2 — 3 Tagen 
verbunden zu sein brauchte. Schließlich erscheint die Her- 
stellung eines Schnellzugsanschlusses an die österreichisch- 
ungarische Staatseisenbahn in Pardubitz zur Verbindung 
Reichenbergs über die mit der Nordwestbahn vereinigte Süd- 
Norddeutsche Verbindungsbahn, eine der ältesten Linien 
Österreichs, mit Brunn und Wien und darüber hinaus mit 
der ungarischen Reichshälfte sowie mit Galizien und den 
Balkanländern als ein dringendes Bedürfnis des aufstrebenden 
Verkehrs. Alle diese berechtigten Forderungen prallen aber 
trotz ihrer warmen Vertretung durch die Handelskammer und 
die Abgeordneten am passiven Widerstände der Nordwestbahn 
und der Ohnmacht der Regierung ohne jede Wirkung ab. 

Österreichisch-ungarische Staatseisenbahnge- 
sellschaft. Ihre Linien stammen zumeist aus einer Zeit, 
wo man für den Bau von Eisenbahnen noch die günstigsten 
Terrain- und Verkehrsverhältnisse zu wählen in der Lage 
war, und die Anlage des Bahnkörpers mit der dem neuen 
Verkehrsmittel angemessenen Sorgfalt auszuführen sich ver- 
anlaßt sah. Die Hauptlinie ist fast durchaus doppelgeleisig 
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angelegt, im allgemeinen sehr günstig profiliert, nur die Strecke 
zwischen Wien und Brunn weist Steigungen von 107oo ^^^i 
während die vielen Bahnkrümmungen bei Blansko und Adams- 
thal keinen übermäßig kleinen Halbmesser besitzen. In neuerer 
Zeit sind die Stations- und Geleiseanlagen mit den dem Bedürf- 
nisse des heutigen Verkehrs entsprechenden Sicherheitsein- 
richtungen versehen worden, und der Oberbau dürfte auf den 
wichtigeren Linien einwandfrei sein. Hand in Hand hiemit 
ging die Anschaffung neuer Fahrbetriebsmittel, welche den 
höchsten Anforderungen genügen. Die österreichisch-ungarische 
Staatseisenbahn befindet sich mithin in betriebstechnischer 
Beziehung weit mehr, als es bei der Mehrzahl der öster- 
reichischen Eisenbahnen der Fall ist, in der erfreulichen Lage, 
mit der Einstellung guter, bequemer und rasch fahrender 
Züge voranzugehen. Dieses Verlangen wird überdies durch 
die bedeutende Verkehrsdichte dieser die Residenz mit den 
Landeshauptstädten Mährens und Böhmens verbindenden, die 
bevölkertesten und industriereichsten Gegenden der Monarchie 
durchziehenden und in Bodenbach und Halbstadt an das 
norddeutsche Eisenbahnnetz anschließenden Bahn bestärkt 
und damit auch mit ihren eigensten Interessen in Einklang 
gebracht. 

Reihten sich die Schnellzüge der Staatseisenbahngesell- 
schaft ihrer natürlichen Entwicklungsfähigkeit zufolge dem- 
nach seit jeher unter die besten Österreichs, so wußte die- 
selbe dennoch in neuerer Zeit mit den Fortschritten im 
Schnellzugsbetriebe der k. k. Staatsbahnen in Bezug auf 
Fahrgeschwindigkeit nicht Schritt zu halten und ließ sich von 
den letzteren bei gewissen Zügen überflügeln, trotzdem ihr 
Betrieb sich unter weit ungünstigeren Verhältnissen vollzieht. 
Es ist auf die Verbindung zwischen Wien und Prag hinzu- 
weisen, welche vom schnellsten Zuge der Staatseisenbahn- 
gesellschaft im Vereine mit der Kaiser Ferdinands-Nordbahn 
über 398 km in 6 Stunden 49 Minuten hergestellt wird, wäh- 
rend der Schnellzug über Gmünd die 350 Am lange Strecke 
unter erheblichen Terrainschwierigkeiten in 5 Stunden 45 Mi- 
nuten zurücklegt. 
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Von den drei, beziehungsweise vier Schnellzügen in 
beiden Richtungen, welche zwischen Brunn, Prag und Boden- 
bach verkehren, übergehen je zwei zwischen Brunn und 
Wien auf die um 12 km kürzere und weit günstiger proJBlierte 
Strecke der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, während je zwei 
andere von der Staatseisenbahngesellschaft über ihre eigene 
Linie geführt und in Wien an ihre Züge gegen Budapest an- 
geschlossen werden, welch letztere seit Verstaatlichung der in 
Ungarn gelegenen Linien der gleichen Verwaltung nunmehr 
einerseits in Marchegg, andererseits in Brück a. d. Leitha 
von den königl. ungarischen Staatsbahnen übernommen werden. 
Der rascheste der Schnellzüge Wien Nordbahnhof-Brünn-Prag- 
Bodenbach erreicht nach Post Nr. 37 und 38 der Tabelle auf 
der 528 km messenden Strecke eine Durchschnittsgeschwindig- 
keit von 56 • 7 Am mit Einrechnung, 61 ' 8 Am mit Ausschluß der 
Aufenthalte in der einen, 57*1, beziehungsweise 60 '6 Am in 
der anderen Richtung. Die übrigen Schnellzüge in dieser Re- 
lation weichen in Bezug auf ihre Geschwindigkeit von diesen 
Zahlen nicht wesentlich ab. Den speziellen Verhältnissen der 
Bahn und dem heutigen Stande der Verkehrstechnik wäre 
immerhin die Erzielung einer Reisegeschwindigkeit von minde- 
stens 60 km angemessen, und selbst die höchsten Geschwin- 
digkeiten können hier als zulässig und relativ leicht er- 
reichbar betrachtet werden. Wenn die Streckengeschwindig- 
keit heute in der Regel 80 km nicht überschreitet, so steht 
die Zulassung einer Geschwindigkeit von 90 km bei manchen 
nicht besser gebremsten Zügen, auf wesentlich ungünstiger 
situierten, weil eingeleisigen Linien, und ohne Vorhandensein 
besonders vorzüglicher Sicherheitseinrichtungen auf den k, k. 
Staatsbahnen hiemit in auffallendem Widerspruche. Hier 
spielen offenbar nicht Sicherheitsrücksichten allein, sondern 
noch ganz andere Erwägungen mit, welche mit den Voraus- 
setzungen und Anforderungen des heutigen Eisenbahnbetriebes 
absolut nichts gemein haben. 

Wiederholten Anregungen der beteiligten Kreise endUch 
nachgebend, hat die Staatseisenbahngesellschaft zum ersten- 
male in der Sommerfahrordnung des Jahres 1901 eine direkte 
Schnellzugsverbindung zwischen Krakau und Prag aktiviert, 



— 161 — 

welche über Prerau und Böhmisch-Trübau diese Route in 
11 Stunden 45 Minuten, beziehungsweise in 12 Stunden 
53 Minuten zurückzulegen gestattet hat und in der letzt- 
genannten Richtung im Sommerfahrplane 1902 auf eine Fahrt- 
dauer von 11 Stunden 56 Minuten beschleunigt worden ist. 
Hiemit ist der Ver4:ehr zwischen Böhmen und Galizien von 
den anglaublichen Hindernissen befreit worden, welchen der- 
selbe schlechten Anschlüssen zufolge Jahrzehnte hindurch 
unterworfen blieb. 

Auf der Strecke Aussig-Bodenbach befördert die Staats- 
eisenbahngesellschaft den sogenannten »JBäderzug« zwischen 
Berlin, Teplitz und Karlsbad. 

Die Strecke Chotzen-Halbstadt dient der Verbindung 
Prags mit Breslau. Wenn hier noch kein eigentlicher Schnell- 
zugsdienst besteht, so ergibt sich dies daraus, weil der Staats- 
eisenbahngesellschaft durch die weit schlechteren Züge der 
Nordwestbahn nach Mittelwalde die erfolgreiche Konkurrenz 
sehr leicht gemacht wird. 

Wenn wir schließlich der nach Ungarn führenden Linie 
Wien-Marchegg Beachtung schenken, so finden wir, daß hier 
im Vereine mit den nach Budapest anschließenden königl. 
ungarischen Staatsbahnen die in Österreich-Ungarn überhaupt 
vorkommende höchste Durchschnittsgeschwindigkeit zu ver- 
zeichnen ist. Mit Ausnahme einer bedeutenderen Steigung bei 
Preßburg bietet die Anlage der ganzen Linie der Erzielung 
der höchsten Fahrgeschwindigkeit durchaus kein Hindernis 
Nach Post Nr. 45 und 46 der Tabelle wird die 278 km lange 
Strecke Wien-Budapest durch den gegenwärtig schnellsten 
Zug in 4 Stunden zurückgelegt, was einer Reisegeschwindig- 
keit von 69 • 6 fon, mit Ausschluß der Aufenthalte einer Ge- 
schwindigkeit von 74*4 Am in der einen, 73*7 /cm in der 
anderen Richtung gleichkommt. Diese Geschwindigkeiten 
wurden von den im Sommer 1896 eingeführten und seitdem 
wieder aufgelassenen Luxuszügen noch übertroflfen, indem bei 
diesen die durchschnittliche Reisegeschwindigkeit bis 72*5 Am 
betrug. Der von Wien täglich nach Budapest und von dort 
dreimal wöchentlich nach Belgrad-Konstantinopel und zweimal 
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nach Bukarest und Konstanza weiter geführte Orient-Expreß- 
zug erreicht nach Post Nr. 43 und 44 der Tabelle am Hin- 
wege eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 65*7 km mit, 
69 • 8 Ä:m ohne Aufenthalte ; weshalb derselbe am Rückwege 
nahezu zwei Stunden mehr benötigt und mit 45*1, be- 
ziehungsweise 50*7 Ä:m unter die langsamsten Züge Öster- 
reich-Ungarns rangiert, bleibt ein Geheimnis des internationalen 
Fahrplanes. 

Kaiser Ferdinands-Nordbahn. Zu Post Nr. 39 — 42: 
Unter den denkbar günstigsten Verkehrsbedingungen stehend, 
erfreut sich diese große und reiche Privatbahn einer gleich 
regen Personen- wie Güterfrequenz, indem sie den Handel 
und Verkehr zwischen den mährisch-schlesischen Industrie- 
bezirken und Kohlenrevieren einer- und der Reichshauptstadt 
andererseits sowie die für die letztere so überaus wichtige 
Approvisionierung aus Galizien zu vermitteln hat und außerdem 
für den internationalen Verkehr der österreichischen Monarchie 
mit Nord- und Ost-Deutschland und — hier als ausschließ- 
liche Verkehrsader — mit dem russischen Reiche eine her- 
vorragende Bedeutung besitzt. Indem die Nordbahn an der Wiege 
des modernen Verkehrswesens gestanden, ist ihr die vorzüg- 
lichste Ausstattung und eine dem jeweiligen Stande der Ver- 
kehrstechnik parallel laufende sukzessive Verbesserung und 
Ausgestaltung ihrer Einrichtungen und Betriebsmittel zuteil 
geworden, in welcher Beziehung reichliche Einnahmen und 
ein biUiger Betrieb auf ihren überaus günstigen Strecken 
finanziellen Bedenklichkeiten jenen Grad von Berechtigung 
vorenthalten, welcher den österreichischen Eisenbahnen im 
großen Ganzen nicht abgesprochen werden kann. 

Was den Schnellzugsdienst auf dieser Bahn betrifft, so 
hat das bei den Linien der österreichisch-ungarischen Staats- 
eisenbahngesellschaft Gesagte auch hier seine Geltung. Die 
Züge der Nordbahn waren gut zu nennen, solange man keine 
besseren kannte; heute stehen sie kaum mehr auf der durch 
die Umstände gerechtfertigten Höhe. Zwar verfügt die doppel- 
geleisige Hauptstrecke Wien-Krakau seit etlichen Jahren über 
einen Schnellzug, welcher nach Post Nr. 39 und 40 der 
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Tabelle eine durchschnittliche Geschwindigkeit von 61*3 km 
mit, 65 * 9 im ohne Aufenthalte in der einen, 58 * 7, beziehungs- 
weise 63*9 km in der anderen Richtung aufweist und in 
Krakau Anschluß an den fast ebenso rasch fahrenden Schnell- 
zug der Staatsbahnen nach und von Lemberg findet. Das ist 
aber auf einer Strecke, welche" nicht die geringsten technischen 
Schwierigkeiten bietet, bei Vorhandensein von Weichen- und 
Signaleinrichtungen, welche das Durchfahren der Stationen 
mit ungeminderter Geschwindigkeit zulassen, und unter An- 
wendung der neuesten mächtigen »Atlantic«-Lokomotiven an 
sich schon keine hervorragende Leistung. Der in Kreisen des 
Publikums genährte Stolz auf den vermeintlich großartigen 
Nordbahnzug ist nur mit dem Mangel an Erfahrung im aus- 
ländischen Schnellzugsdienste vereinbar. So werden denn die 
besten Nordbahnzüge gleich von den in Oderberg an- 
schließenden Zügen der königl. preußischen Staatsbahnen nach 
und von Breslau, welche 66*6 — 11' 9 km Reisegeschwindigkeit 
erreichen, an SchneUigkeit und — Pünktlichkeit weitaus über- 
troffen, wie denn überhaupt auf den norddeutschen Bahnen 
für Schnellzüge auf günstig profilierten Linien 60 km pro 
Stunde heute die geringste durchschnittliche Reisegeschwindig- 
keit bedeutet. Neben dem Paradezuge der Nordbahn, welcher 
nur zwei Wagenklassen führt, erreichen aber die anderen 
vier bis Oderberg und zwei bis Krakau verkehrenden Schnell- 
zugspaare bei weitem nicht dessen Fahrgeschwindigkeit, ge- 
schweige denn j ene durchschnittliche Reisegeschwindigkeit, 
welche billigerweise gefordert werden kann. Sie beträgt nach 
Post Nr. 41 und 42 der Tabelle bei den schnellsten derselben 
nur 53, seit dem Sommer 1902 nur b2'b km in der einen, 
50 • 4 Am in der anderen Richtung. Noch langsamer fahrende 
Vor- beziehungsweise Nachtrains dieser sowohl für den Ver- 
kehr mit Galizien, wie für den deutschen und russischen 
Durchgangsverkehr gleich wichtigen Nachtzüge dienen zwischen 
Wien und Oderberg an Stelle der früher so häufig einge- 
leiteten zweiten Zugteile gegenwärtig fahrplanmäßig zu ihrer 
Entlastung. 

Der in den Winterfahrplan zuerst mit wöchentlich ein- 
maligem, dann zweimaligem Durchlaufe eingestellte Expreßzug 
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St. Petersburg- Wien-Nizza weist in der 374 km langen Strecke 
Trzebinia-Wien gegenüber dem ersterwähnten beschleunigten 
Krakauer Schnellzuge eine am 26 Minuten, in der Gegen- 
richtung gar um 1 Stunde 39 Minuten verlängerte Fahrtdauer 
und trotz nur fünfmaligen Anhaltens eine Reisegeschwindig- 
keit von nicht mehr als 50*4 und 43*4ä;w auf. In weiterer 
Berücksichtigung des mehrere Stunden währenden Aufenthaltes 
in Wien wird hiemit der Beweis erbracht, daß der öster- 
reichische Durchgangsverkehr zwischen dem Norden und 
Süden von Europa heute dem Grundsatze, daß Zeit Geld sei, 
keineswegs noch huldigen zu sollen vermeint. 

Auf der in Lundenburg von der Hauptlinie abzweigenden, 
eingeleisigen Strecke verkehren zwischen dem Wiener Nord- 
bahnhofe und Brunn in beiden Richtungen je drei, beziehungs- 
weise zwei Schnellzüge der Relation Prag-Bodenbach, welche 
schon bei der Staatseisenbahngesellschaft Erwähnung fanden, 
während außerdem je ein Schnellzug bloß dem Verkehre 
zwischen Wien und Brunn dient. Die Abzweigung von Gänsern- 
dorf nach Marchegg vermittelt eine dritte Schnellzugsverbindung 
zwischen Wien und der Hauptstadt Ungarns. Endlich hat die 
Nordbahn auch zwischen Brunn und Prerau in der Sommer- 
periode einen recht langsamen Schnellzug in Verkehr gesetzt, 
womit die Schilderung des Schnellzugsbetriebes auf ihren 
zahlreichen, mehr oder weniger frequentierten Linien zum 
Abschlüsse gelangen kann. 

Es erübrigt noch, unter den österreichischen Privat- 
bahnen auf die böhmische Nordbahn hinzuweisen, welche 
zwischen Prag und Georgswaide-Ebersbach mit dem Auslands- 
anschlusse Görhtz- Dresden bloß in einer Richtung, be- 
scheidenen Ansprüchen genügend, einen Schnellzug in Betrieb 
gesetzt hat, dem jedoch der Mangel eines prompten Schnell- 
zugsanschlusses in Prag mittelst der k. k. Staatsbahn gegen 
und von Wien anhaftet. Ferner wäre auf die in Betriebsein- 
nahmen förmlich schwelgende Aussig -Teplitzer Eisen- 
bahn und den einzigen von ihr mit minimaler Geschwindig- 
keit beförderten Schnellzug, den sogenannten »Bäderzug«, 
aufmerksam zu machen, und schließlich der innerhalb der 
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österreichischen Reichshälfte gelegene Teil der K a s c h a u- 
Oderberger Eisenbahn mit ihrem die Verbindung zwischen 
Berlin, Breslau und Budapest herstellenden Schnellzuge und 
dem über diese Linie geleiteten Orient-Expreßzuge Berlin- 
Budapest zu erwähnen. — Hiemit erscheint das Bild des 
Schnellzugsdienstes auf den österreichischen Staats- und Privat- 
bahnen nach dem Stande vom Sommer 1901 und den 
im Jahre 1902 hinzugetretenen Änderungen in großen 
Zügen gezeichnet, wenn man nicht etwa noch »Schnellzüge«, 
wie jene auf der Lokalbahn Marienbad-Karlsbad, als solche 
gelten lassen will. Klaffende Lücken zeigen sich da und dort; 
die trockene Finanzrechnung der Privatwirtschaft nicht 
minder wie der heute noch problematische Erfolg des Staats- 
betriebes werden dieselben in absehbarer Zeit schwerlich 
ganz auszufüllen vermögen. 

Es verdient noch hervorgehoben zu werden, daß die aus 
Rücksichten der Zugförderung lange Zeit in Österreich be- 
standene Ausschließung der Reisenden dritter Klasse von 
der Benützung der meisten Schnellzüge gegenwärtig mit ver- 
hältnismäßig geringen Ausnahmen der Einstellung sämtlicher 
dreier Wagenklassen in den letzteren gewichen ist, wobei 
allerdings hinsichtlich der Benützbarkeit der dritten Klasse 
über kurze Entfernungen vielfach einschränkende Bestimmungen 
gelten. 

Eine Hauptbedingung für die den internationalen Be- 
ziehungen entsprechende Ausgestaltung des österreichischen 
Schnellzugsverkehrs muß in der Verbindung der Wiener 
Bahnhöfe mittelst einer dem Zuge der Stadtbahn folgenden 
oder selbständigen Ringbahn und in der Herstellung einer 
Abhängigkeit zwischen den Verkehrszeiten der aus den ver- 
schiedenen Weltrichtungen in Wien einlaufenden und nach 
denselben abgehenden hervorragendsten Schnell- und Fern- 
züge erblickt werden. Es muß sich für den Reisenden die 
Möglichkeit bieten, seine Fahrt durch Europa bei Berührung 
der Hauptstadt Österreichs ohne unnötigen Aufenthalt und 
womöglich ohne Wagenwechsel, jedenfalls aber ohne das 
aufgezwungene Hemmnis eines mangelnden Anschlusses und 
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ohne Vermittlung eines Lohnfuhrwerkes fortzusetzen. Der 
Ausgang und die Einmündung sämtlicher Hauptverkehrsrouten 
in einem einzigen, groß angelegten Central-Personen- 
bahnhofe ist das weitere Ziel, welches die Verkehrsent- 
wicklung des Reiches für die Interessen seiner Residenzstadt 
zu verfolgen hat, und welches sich nicht minder auch für 
die den zweiten Rang nach ihr einnehmende Landeshaupt- 
stadt Böhmens empfiehlt. In enger Beziehung zur Verstaat- 
lichung sämtlicher Hauptbahnen stehend, wird diese Frage 
wohl erst mit dieser ihre hoffentlich nicht zu späte Lösung 
finden. 



6. Kapitel. 
Reform des Gfiterdienstes» 



In der vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkte als ein- 
seitig zu bezeichnenden Auffassung befangen, daß die Auf- 
gabe der öffentlichen Verkehrsanstalten in Bezug auf den 
Frachtentransport mit der Bewältigung bedeutender Transport- 
mengen identisch und je nach dem absoluten Maße der er- 
zielten Leistung als erfüllt zu betrachten sei, und in Ver- 
kennung des Umstandes, daß auch hier die Qualität der 
Leistung wesentUch in Betracht komme, und daß ein vorzüg- 
liches Postulat derselben in der Schnelligkeit und Pünkt- 
lichkeit der Güterbeförderung zu suchen sei, hat es den 
Eisenbahnen seit jeher beliebt, den Güterdienst wohl als 
Melkkuh für ihre Ertragsrechnung auszunützen, die Bedürf- 
nisse des Handels und der Volkswirtschaft hiebei aber oft in 
recht stiefmütterlicher Weise zu behandeln. 

Es ist überflüssig, hervorzuheben, daß die österreichischen 
Eisenbahnen in dieser Hinsicht eine rühmenswerte Ausnahme 
zu bilden sich keineswegs berufen fühlen. Das Gegenteil trifft 
zu : Während sich anderwärts das Verlangen nach einer zeit- 
gemäßen Reform des Güterverkehrswesens immer unab- 
weishcher geltend macht, und die Eisenbahnen demselben 
Rechnung zu tragen durch die Umstände mehr oder weniger 
genötigt oder durch eigene Einsicht veranlaßt werden, beginnen 
in Osterreich heute kaum die ersten Keime zu einer den ge- 
steigerten Anforderungen entsprechenden Umgestaltung dieses 
mit der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Eisenbahnen auf 
das innigste verknüpften Dienstzweiges sich zu regen, und es 
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liegt die Besorgnis nahe, daß sie unter dem Mangel impul- 
siver Kraft in den passiv betroffenen, wie unter der geringen 
Initiative in den aktiv beteiligten Kreisen, ohne zu lebendiger 
Gestaltung gelangt zu sein, im Bureaukratismus ersticken. 

Nur mit wenigen, flüchtigen Worten streift der vom 
k. k. Eisenbahnministerium über die Ergebnisse der k. k. Staats- 
eisenbahnverwaltung im Jahre 1900 herausgegebene Bericht 
die Frage der Reform des Güterdienstes. Deren ein- 
gehende Erörterung und bestmögliche Lösung ist aber als 
eine der wichtigsten und am tiefsten einschneidenden Auf- 
gaben der heutigen Eisenbahnpolitik zu betrachten, welche 
so manche Frage von rein verwaltungstechnischem Werte 
weit in den Schatten stellt. Die in der angedeuteten Richtung 
eingeleitete Aktion, durch Publikationen aus Fachkreisen 
hervorgerufen und durch die wirtschaftlich wie finanziell gleich 
unbefriedigenden Erfolge des heutigen Staatseisenbahnbetriebes 
in Österreich gerechtfertigt und unterstützt, konnte sich der 
fachmännischen Förderung von Seite eines zur Hebung des 
Verkehrswesens in hohem Grade kompetenten Organes der 
staatlichen Eisenbahnverwaltung, des k. k. Generalinspectors 
der österreichischen Eisenbahnen, Herrn Gerstl in eigener 
Person, erfreuen. Aus welchen Ursachen im Schöße des Eisen- 
bahnministeriums die gegebene Anregung ins Stocken geraten 
ist, darüber vermöchte nur ein Einblick in die internen Vor- 
gänge bei dieser Behörde Aufschluß zu erteilen. In her- 
könmilicher Weise zog man es vor, ein großes Werk von 
seiner natürlichen Basis zu verschieben, die Reform in eine 
Reihe unzusammenhängender, neben einander laufender, ein- 
ander wohl gar widerstreitender Einzelnaktionen aufzulösen, 
mit einem Worte wieder eine halbe oder gar nur den Bruch- 
teil einer Maßregel zu schaffen. Statt an der Zentralstelle 
nach Anhörung der betreffenden Betriebsdirektionen, jedoch 
unter alleiniger Verantwortung der ersteren, einheitliche, all- 
gemein bindende Bestimmungen hinauszugeben, glaubte man 
in einer Frage von so universeller und weittragender Be- 
deutung den Kompetenzkreis der einzelnen Direktionen in 
einem die Geltendmachung einheitlicher Grundsätze zumindest 
sehr erschwerenden Grade erweitern, und dem Ermessen der- 
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selben die bezirksweise Korrektur der in Handhabung des 
Gtiterverkehrsdienstes in Übung stehenden Normen anheim- 
stellen zu sollen. Daß hiebei unmöglich eine in sich ab- 
gerundete, zweckmäßige Reform zustande kommen kann, ist 
einleuchtend.^) 

War unter den Transportmitteln der Vergangenheit die 
lebendige Kraft des Zugtieres auf gebahnter Straße dem Ver- 
kehre von Massengütern mit erheblicher Transportgeschwindig- 
keit nicht gewachsen, boten sich hierauf in der Anlage von 
Schienenwegen für animalische Zugkräfte und in der Aus- 
nützung natürlicher oder künstlicher Wasserläufe die Mittel, 
bedeutende Warenmengen mit Herabminderung der Transport- 
kosten zu verfrachten, und scheint die Bewältigung des Massen- 
verkehres geringwertiger, an eine Beförderungsfrist weniger 
gebundener Güter auch heute noch zum großen Teile den 
billig verfrachtenden Wasserwegen vorbehalten zu sein, so 
hat die Lösung des Problems, mechanische Traktionskräfte in 
den Dienst des Verkehrs zu stellen, unzweifelhaft erst die 
Möglichkeit geschaffen, sowohl die Transportmengen, wie gleich- 
zeitig auch die Schnelligkeit des Transportes in einem der 
wirtschaftlichen Entwicklung entsprechenden Maße zu ver- 
vielfachen. Es gehört nicht minder zum Wesen der heutigen 
Verkehrstechnik, den Austausch bedeutender Warenmengen 
mit Überbrückung aller Hindernisse des Raumes und der Zeit 
zu vermitteln, als Reisende in unbeschränkter Zahl mit großer 
Geschwindigkeit von einem Orte zum anderen zu befördern. 
Die Vernachlässigung des zweiten, gleichwertigen Faktors im 
Eisenbahnbetriebe neben der Massenbewältigung durch die- 
selbe, der Transportgeschwindigkeit, muß daher auch im Güter- 
dienste als eine demselben noch empfindlich anhaftende, seiner 



1) Inzwischen hat die österreichische Staatseisenbahnverwaltung in 
dieser. Richtung einen Schritt weiter unternommen, indem mit 1. Mai 1902 
für das westliche Netz der Staatsbahnen die Bildung direkter Wagen- 
ladungen für Stückgüter und die Trennung des Nahverkehrs vom Fern- 
verkehre eingeführt 'wurde. Es bleibt abzuwarten, ob es sich hier um die 
Anbahnung einer durchgreifenden Reform des gesamten österreichischen 
Gütertransportwesens oder bloß um einen vereinzelten Versuch handelt, 
welchem die konsequente Durchführung mangelt. 
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Aufgabe widerstreitende, der Sanierung sehr wohl fähige Un- 
voUkommenheit angesehen werden. 

Man kann den Gütertransport im allgemeinen nicht mit 
Expreßzügen bewirken, obschon auch dies für gewisse Waren 
und Verkehrsverhältnisse, so in Rücksicht auf die Appro- 
visionierung großer Städte, sich nach dem Vorbilde Englands 
sehr wohl empfehlen kann. Aber man wird denselben durch 
zweckmäßige Einrichtungen derart regeln können, daß er in 
bezug auf seine Schnelligkeit nicht etwa vom Frachtfuhrwerke 
auf der Landstraße übertroffen werde. 

Es ergibt sich für den herkömmlichen Güterdienst der 
Eisenbahnen die charakteristische Erscheinung, daß die Be- 
förderung von Massengütern, welche ganze Wagenladungen 
ausmachen, aus dem Grunde, weil sie keiner Umladung be- 
dürfen, unvergleichlich rascher vor sich geht, als der Trans- 
port einzelner, mitunter hochwertiger Stückgüter, obgleich die 
erstere Klasse ihrer Natur nach zumeist weit weniger unter 
den Übelständen einer an sich lang bemessenen oder infolge 
zufälliger Einwirkungen hinausgeschobenen Beförderungsdauer 
zu leiden hat, als es gewöhnlich bei allen jenen Waren der 
Fall ist, welche den Gegenstand des Stückgutverkehres bilden. 
Ob ein Waggon Holz oder Kohle einen Tag früher oder später 
beim Konsumenten eintrifft, ist in der Regel belanglos, und 
der ungestörte Betrieb einer Zuckerfabrik hängt beispielsweise 
gewiß nicht vom pünktlichen Eintreffen jeder einzelnen Rüben- 
oder Kohlenladung ab. Der beschleunigte Transport eines 
Warenkollos hingegen und dessen zuverlässige Ablieferung zu 
dem erwarteten Termin ist sehr häufig für den kaufmännischen 
wie bürgerlichen Verkehr von der größten Wichtigkeit. Wenn 
nun die Schnelligkeit und Zuverlässigkeit des Gütertransportes 
in dieser Beziehung zu den Interessen der Absender und 
Empfänger in umgekehrtem Verhältnisse stehen, so liegt der 
Grund hiefür wohl in den natürlichen Verschiedenheiten des 
Wagenladungs- und des Stückgutverkehres. Aufgabe des 
Transportdienstes ist es aber, die dem letzteren eigentüm- 
hchen, nachteiligen Verhältnisse so viel als tunlich zu 
paralysieren. 
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Einen wesentlich beschleunigten Stückgutverkehr im be- 
sonderen und damit einen geregelteren Güterverkehr im all- 
gemeinen zu ermöglichen, bieten sich in der Hauptsache zwei 
Wege: die direkteVerladung mit der dadurch erreichten 
Vereinfachung der Manipulation und die Erhöhung der 
Fahrgeschwindigkeit der Güterzüge. 

Den ersten Punkt betreffend, ist bereits von berufenen 
Kennern des Eisenbahnfrachtdienstes darauf hingewiesen 
worden, daß eine Einschränkung der Zahl von Umladungen 
bei den Stückgütern im Interesse der Schnelligkeit wie der 
Ökonomie des Transportes in hohem Grade wünschenswert, 
und daß die darin gelegene Vereinfachung des Güterdienstes 
auch sehr wohl durchführbar erscheint. Dies müßte ungefähr 
nach folgendem Programm angestrebt werden: 

Durch Einstellung einer entsprechenden Zahl von Visagen 
in die Güterzüge, welche in den Hauptrelationen des Verkehrs, 
gesondert nach einzelnen Bestinmiungsstationen, direkt von 
einer Strecke auf die andere übergehen, kann das wieder- 
holte, zeitraubende und mit namhaften Regiekosten ver- 
bundene Umladen der Güter auf Übergängsstationen gänzlich 
vermieden werden. Das Frachtgut wird entweder schon in der 
Ausgangsstation des Zuges oder in einer Zwischenstation un- 
mittelbar in dem für die betreffende Relation bestimmten 
Wagen verladen, und der letztere wird, in der Bestimmungs- 
station eingelangt, nach geschehener Entladung sofort wieder 
zur Rücktour nach der Ausgangsstation bereit gestellt. Die 
Beförderung der nach den wichtigeren Stationen direkt 
instradierten Gütersammelwagen hat mit Eilgüterzügen zu ge- 
schehen, welche in den betreffenden Stationen anhalten. Für 
den Dienst der übrigen Stationen müssen überall haltende 
Manipulationszüge herangezogen werden. Der durch das Zu- 
und Entladen der Stückgutwagen und durch deren stations- 
weises Absetzen und Anhängen verursachte Zeitaufwand wird 
immerhin erheblich sein, durch den Umstand jedoch, daß die 
direkten Stückgutwagen auf anschließende Strecken ohne 
Überladung weiterrollen, reichlich aufgewogen werden. Während 
das planlose Verladen nach den verschiedensten Richtungen 
bestimmter Stückgüter lediglich nach den in diversen Sammel- 
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wagen disponiblen Raumverhältnissen die Manipulation un- 
gemein zeitraubend und unübersichtlich gestaltet, wird sich 
nach der angedeuteten Methode das Entladen auf den für die 
betreffende Station oder die betreffende Stationsgruppe be- 
stimmten Wagen beschränken, die Zuladungen werden aber 
stets in den der vorgenommenen Instradierung entsprechenden 
Wagen zu erfolgen haben. Wo es die Dichte des Güter- 
verkehres gestattet, ist die grundsätzliche Trennung des Stück- 
gut- vom Wagenladungsverkehre tunUchst zur Durchführung 
zu bringen. Hiedurch kann bei den Manipulations- oder 
Sammelgüterzügen das Rangiergeschäft auf das Anlegen, be- 
ziehungsweise Zurücksetzen an die Laderampe und das Ab- 
setzen, beziehungsweise Mitnehmen der betreffenden Stations- 
sammelwagen eingeschränkt werden. Die letzteren sind schon 
von Haus aus in der Reihenfolge der Stationen in den Zug 
einzurangieren und werden in der einen Verkehrsrichtung vom 
Zuge einfach abgehängt, in der anderen nach Zurücksetzen des 
eingefahrenen Zuges an die Rampe wieder angeschlossen. 

Ein in diesem Sinne geregelter Güterdienst verlangt eine 
dreifache Einteilung der Güterzüge wie folgt: 1. In Eil- 
güterzüge, welche nur in den wichtigeren Stationen an- 
halten, dem Gütertransporte zwischen den Haupt- Verkehrs- 
zentren der eigenen Bahn, dem Durchgangsverkehre nach 
fremden Linien und dem Auslandsverkehre zu dienen haben, 
aus direkten Stückgutwagen mit der Bestimmung nach den 
Haltepunkten der eigenen Strecke sowie den anschließenden 
Bahnlinien, ferner aus allen dringenderen internen und 
transito instradierten Wagenladungsfrachten zusammengesetzt 
werden, und deren Fahrzeit und Aufenthalte auf das Mindest- 
maß herabzusetzen sind. 2. In Manipulations- oder Sam- 
melgüterzüge, welche in erster Reihe für den lokalen 
Stückgutverkehr innerhalb des Bereiches einer Teilstrecke be- 
stimmt, in der Regel nur die auf letztere entfallenden direkten 
Stationswagen und für diejenigen Beziehungen, welche die Ein- 
stellung solcher nicht lohnen, Strecken-Sammelwagen zu 
führen haben. 3. In Wagenladungszüge, welche von jeder 
Zu- und Ausladung frei, nur die Mitnahme, beziehungsweise 
das Absetzen der im Einzelnverkehre der Stationen kursieren- 
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den Wagenladungen zu besorgen haben, wobei solche, welche 
auf anschließende Strecken übergehen, sofern sie nicht den 
Eilgüterzügen überwiesen werden können, gesammelt an das 
vordere oder rückwärtige Ende des Zuges einzurangieren und 
so vom Verschubgeschäfte möglichst auszuschließen sind. 

Die hierin zum Ausdrucke gebrachte Arbeitsteilung, nach 
welcher den Eilgüterzügen zwar das Verlade- sowie das 
Rangiergeschäft, ihres seltenen Anhaltens wegen jedoch nur 
in sehr beschränktem Maße, den Manipulationszügen das Zu- 
und Entladen sowie das Absetzen und Mitnehmen der Sam- 
melwagen am Magazinsgeleise, den Wagenladungszügen hin- 
gegen das Verschubgeschäft beim überwiegenden Wagen- 
ladungsverkehre zufiele, würde gewiß zur Vereinfachung, Ver- 
billigung und Beschleunigung des Güterdienstes führen. Die 
Aufenthalte der Güterzüge auf den Stationen könnten vielfach 
abgekürzt, Arbeitskraft könnte gespart werden, die Anlage 
der Stationsgeleise ließe sich mit Rücksicht auf den vermin- 
derten Verschubdienst zum Vorteile des Anlagekapitales und 
der Bahnerhaltung beschränken, und die Kosten der Zug- 
förderung würden sich durch den Wegfall ungezählter Loko- 
motiv-Verschubstunden erheblich vermindern lassen. Wenn 
auch das System der direkten Verladung der Stückgüter die 
volle Ausnützung der in bestimmten Relationen regelmäßig 
kursierenden Güter-Sammelwagen nicht immer zuließe, wenn 
auch die strenge Durchführung des angedeuteten Verfahrens es 
mit sich bringen müßte, daß Manipulationszüge, welche die Aus- 
gangsstation mit voller Belastung verlassen, infolge sukzessiven 
Abstoßens der Stationswagen immer leichter werdend, ihre 
Bestimmungsstation nur mit den für die letztere bestimmten 
Wagen erreichen, und auf der Rücktour der entgegengesetzte 
Vorgang platzgriffe, dürfte dieser die Betriebsökonomie be- 
einflussende Umstand' teilweise durch die Ersparnis an 
Regiekosten, ganz vorzüglich aber durch den offen- 
baren Vorteil des verfrachtenden Publikums, welchem die 
Verkehrsanstalten gewisse Opfer zu bringen verpflichtet sind, 
kompensiert erscheinen. Überdies läßt sich durch Beigabe 
von Wagenladungen für die Bestimmungsstation eine bessere 
Ausnützung dieser Züge herbeiführen. Im Jahre 1900 ver- 
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teilte sich die auf sämtlichen Eisenbahnen Österreichs beför- 
derte Warenmenge wie folgt: 0-82?^ Eilgüter, 5*56% Stück- 
güter, 92-44:% Wagenladungsgüter, 0*30^ Regiegüter, 0*88% 
lebende Tiere. Da der Stückgutverkehr der Eisenbahnen mit- 
hin im allgemeinen nur einen relativ geringen Prozentsatz 
der gesamten verfrachteten Warenmenge ausmacht, würde 
das Hauptgewicht des Güterdienstes in betriebsfinanzieller 
Beziehung immerhin den Eilgüter- und Wagenladungszügen 
vorbehalten bleiben, welche nach wie vor voll ausgenützt 
werden könnten. Der finanzielle Ausfall unvollkommen bela- 
dener Gütersammelwagen und auf eine geringe Zahl von Wagen 
zusammenschrumpfender Manipulationszüge könnte mithin für 
die Betriebsrechnung der Eisenbahnen kaum ausschlaggebend 
sein. Im Dienste dieser Züge wäre überdies die willkommene 
Gelegenheit geboten, die auf den meisten Bahnen zahlreich 
vorhandenen alten und wenig leistungsfähigen Personenloko- 
motiven vorteilhaft auszunützen. 

Auf das zweite Postulat eines verbesserten Gütertrans- 
portdienstes übergehend, möchten wir die Behauptung auf- 
stellen, daß die steigende Tendenz [nach einer Erhöhung der 
Verkehrsgeschwindigkeiten, welche im Personendienste zum 
vollen Ausdrucke gelangt ist, und welche sich auch bei der 
Beförderung von Gütern unaufhaltsam geltend machen wird, 
sich mit der durch bloße Vereinfachung der Manipulation er- 
zielten Kürzung der Beförderungsdauer nicht zufriedenstellen 
kann, sondern unmittelbar auch zu einer Erhöhung der bei 
Güterzügen üblichen Fahrgeschwindigkeit drängt. Die Betriebs- 
leitungen unserer Eisenbahnen werden sich mit dem Ge- 
danken vertraut machen müssen, ihre Güterzüge auf günstigen 
Strecken künftig mit 60 — 70 km Geschwindigkeit verkehren 
zu lassen. Sie werden es früher oder später, wohl oder übel 
tun müssen, in der Erkenntnis sowohl, daß dem berechtigten 
Verlangen der Öffentlichkeit nach den erreichbaren Vor- 
teilen des technischen Fortschrittes auf die Dauer nicht 
standgehalten werden könne, wie nicht minder aus dem ein- 
fachen Grunde, weil die zunehmende Dichte des Verkehrs, 
ganz besonders unter den in Österreich so allgemeinen Be- 
schränkungen des eingeleisigen Betriebes, die allzulange 
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Blockierung der Strecken durch langsam fahrende Güterzüge 
nicht mehr verträgt. Diesen Umständen Rechnung tragend, 
haben die englischen Bahnen schon längst die Beschleunigung 
der gewöhnlichen Güterzüge bis zu den oben erwähnten Fahr- 
geschwindigkeiten durchgeführt, und auch die kontinentalen 
Verwaltungen beginnen sich der Reform des Güterdienstes in 
der doppelten Richtung der Verbesserung der Manipulation 
einer-, der Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit andererseits zu- 
zuneigen. Die Verwendung rationell konstruierter Lokomotiven, 
w^elche Zugkraft mit Ruhe des Laufes in sich vereinigen, und 
die Verbesserung des Oberbaues lassen zweifellos eine weit 
liberalere Handhabung der bahnpolizeilichen Aufgaben zu, 
als sie nach der geltenden Schablone namentlich in Öster- 
reich heute noch üblich ist. Bei einer grundsätzlichen Unter- 
scheidung zwischen guten und schlechten Güterlokomotiven 
und entsprechenden Lösung der Bremsfrage wäre für die erste 
Kategorie die Bestimmung, welche die Maximalgeschwindig- 
keit aller Güterzüge auf 40 Jcm/St limitiert, und welche 
damit für die Konstrukteure tatsächlich einen moralischen 
Hemmschuh im Bestreben nach Einbürgerung wahrhaft moderner 
Typen für diesen Dienstzweig darstellt, ohne weiteres fallen 
zu lassen. 

Indem nun die zulässige Geschwindigkeitsgrenze der 
Güterzüge selbst auf günstigen Profilen gewöhnlich nicht er- 
reicht zu werden pflegt, deren Fahrgeschwindigkeit in be- 
deutenderen Steigungen mitunter bis zum Schritt eines rüstigen 
Fußgängers herabsinkt, und die auf den Stationen teils durch 
die schwerfällige Manipulation, teils durch Verkehrsrück- 
sichten bedingten Aufenthalte die reine Fahrzeit oft weit- 
aus übertreffen, kann es vorkommen, daß die Durch- 
schnittsgeschwindigkeit eines österreichischen Güterzuges sich 
um das mehr als bescheidene Maß von 7 — 8 im oder einer 
deutschen Meile die Stunde bewegt, und die gesamte Beför- 
derungsdauer der den Eisenbahnen anvertrauten Frachten, 
den unergründlichen Wirkungen des Zufalles anheimgestellt, 
tatsächlich nicht leicht von irgend einem anderen, wenn auch 
noch so unmodernen Transportmittel überboten wird. 
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Nun, wem an einer raschen Beförderung seines Gutes 
gelegen sei, der möge dasselbe mittelst Eil fr acht instra- 
dieren ; der gewöhnliche Frachtgüterverkehr sei eben den Be- 
dürfnissen des Massentransportes angepaßt und diesem an- 
gemessen, eine große Beförderungsgeschwindigkeit könne da 
weder verlangt, noch geboten werden. So hören wir die Ver- 
teidiger des geltenden Systems argumentieren. Dagegen wäre 
folgendes zu erwidern : Der Eilgüterdienst, wie er gehandhabt 
wird, ist erstens viel zu teuer, um dem Verkehr anders als 
in besonderen Ausnahmsfällen, bei relativ geringem Gewichte, 
hohem Werte des Frachtstückes und dringendem Bedürfnisse, 
dienen zu können. Daher auch der geradezu verschwindende 
Prozentsatz der gesamten verfrachteten Warenmenge, welchen 
derselbe nach der Statistik umfaßt. Im Hinblick auf seinen 
Zweck und seine Kosten ist der heutige Eilgüterdienst zweitens 
aber auch viel zu wenig verläßlich und von jenem Grade von 
Transportgeschwindigkeit immer noch viel zu sehr entfernt, 
welchen man für dringende Fracht billigerweise fordern kann. 

Die reglementarischen Lieferfristen einschließlich der 
Zuschläge für die Expedition und den Übergang auf andere 
Linien sind sowohl für Fracht-, wie für Eilgüter derart reich- 
lich bemessen, daß selbst ohne ihre keineswegs zu den Selten- 
heiten gehörende Überschreitung einerseits den Bahnen ein 
übermäßiger Spielraum für die Beförderung eingeräumt, 
andererseits dem Publikum jede annähernde Gewißheit be- 
züglich des erwarteten Eintreffens von Frachtgütern versagt, 
und hinsichtlich eines wirklichen Eilgutverkehres nur sehr 
Unvollkommenes geboten wird. In dieser Beziehung steht das 
österreichische Eisenbahn-Betriebsreglement vom 10. Dezember 
1892 noch um ein gutes Stück hinter der im Deutschen Reiche 
geltenden Eisenbahn-Verkehrsordnung zurück. Letztere macht 
wenigstens von der außerordentlichen Begünstigung keinen 
Gebrauch, welche in Österreich gemäß § 63, Ziffer 4, 5 und 
11 durch die fakultative, allerdings von der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde abhängige Einräumung von Zuschlagsfristen 
für die Beförderung des Gutes über einen nicht überbrückten 
Flußübergang oder eine zwischen zwei am Transporte betei- 
ligten Bahnen gelegene Verbindungsbahn, namentlich aber für 
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den Übergang von einer Bahn auf die andere oder selbst nur 
von einer Linie auf die andere und schließlich auch für den 
sonntäglichen Güterverkehr den Eisenbahnen zugestanden er- 
scheint, und welche in ihrer unbestimmten Fassung darnach 
angetan ist, die Parteien jeden Überblickes über die faktisch 
geltenden Lieferfristen zu berauben. 

Mit dem im § 39 des österreichischen Betriebsreglements 
aufgestellten Begriffe von »Expreßgut«, welches unter ge- 
wissen Umständen im Packwagen befördert werden kann, ist 
weder den Eisenbahnen eine Nötigung auferlegt worden, diese 
Beförderungsart zuzulassen, noch entspricht dieselbe ihrem 
Charakter und Tarifsatze nach dem allgemeinen Bedürfnis 
und kann nur bei mäßigen Raumverhältnissen des Gutes und 
in dringenden Ausnahmsfällen zur Anwendung gelangen. 

Die Beförderungsdauer eines Gutes hängt nicht allein 
von der Einrichtung des Expeditions- und Manipulations- 
dienstes und von der zur Anwendung gelangenden absoluten 
Transportgeschwindigkeit ab, sondern ist wesentlich von der 
Wahl des Transportweges mit bedingt, insofern dessen ab- 
solute Länge maßgebend ist, derselbe aber auch infolge Be- 
rührung zahlreicher Knotenpunkte mit ausgedehntem Ver- 
schubdienste oder Benützung von Linien mit spärlichem Zugs- 
verkehre sich relativ und praktisch als der langwierigere dar- 
stellen kann. Die richtige Instradierung ist zudem für 
die Anwendung des günstigsten Tarifsatzes und die Zulässig- 
keit besonderer Spezial- und Ausnahmetarife bestimmend. 

In Verfolgung der höchst anfechtbaren Tendenz, die 
Pflichten der öffentlichen Verkehrsanstalten den Parteien 
gegenüber möglichst unbestinmit und dehnbar zu gestalten und 
den letzteren den Großteil der mit dem Eisenbahntransporte 
verbundenen Sorge, Verantwortung und Gefahr aufzubürden, 
weicht das »Betriebsreglement für die Eisenbahnen der im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder« vom 10. De- 
zember 1892, im übrigen mit der deutschen »Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung« zumeist wörtlich übereinstimmend, in einem 
wesentlichen Punkte der die Güterbeförderung regelnden Be- 
stimmungen, die Modalitäten der Instradierung betreffend, von 
der letzteren in auffallender Weise ab. Es handelt sich da um 
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eine der Eisenbahn einseitig zugestandene Beschränkung ihrer 
Haftbarkeit, unter welcher die Interessen des verfrachtenden 
Publikums und der gesamte Handelsverkehr zu leiden haben, 
und gegen welche erfolgreich anzukämpfen den berufenen 
Vertretungen der Industrie und des Handels bisher nicht ge- 
lungen ist. 

In § 51, Absatz 1 wird dem Aufgeber einer Sendung 
das Recht gewahrt, den einzuhaltenden Transportweg selbst 
vorzuschreiben. Im Anschlüsse hieran heißt es weiter: »In 
Ermangelung dieser Angabe hat die Eisenbahn denjenigen 
Weg zu wählen, welcher ihr für den Absender am zweck- 
mäßigsten scheint. Für die Folgen dieser Wahl haftet die 
Eisenbahn nur, wenn ihr hiebei ein grobes Verschulden zur Last 
fäUt.« 

Der betreffende Absatz der deutschen Verkehrsordnung 
räumt dem Absender lediglich die Bezeichnung der zoll- oder 
steuerämtlichen Abfertigungsstelle ein und fährt dann fort: 
»Im übrigen bleibt die Wahl des Transportweges ausschließ- 
lich dem Ermessen der Eisenbahn überlassen; letztere ist 
jedoch verpflichtet, das Gut auf demjenigen Wege zu beför- 
dern, welcher nach den Tarifen den billigsten Frachtsatz und 
die günstigsten Transportbedingungen darbietet«. 

Der in die Verkehrsbeziehungen tief einschneidende 
Unterschied zwischen der beiderseits dem Publikum gewährten 
Fürsorge ist in die Augen springend. Da wie dort wird die 
Wichtigkeit der Wahl des Transportweges gar wohl erkannt ; 
unter verschiedener Ausdrucksweise wird hier der für den 
Absender am zweckmäßigsten scheinende, dort jener Weg 
hervorgehoben, welcher sich als der billigere und im übrigen 
günstigere, also zweifellos rascher zum Ziele führende, dar- 
stellt. Während aber die deutsche Verkehrsordnung von der 
begründeten Anschauung ausgeht, daß einerseits der Absender 
gewöhnlich gar nicht in der Lage ist, den für seine Zwecke 
vorteilhaftesten Transportweg ausfindig zu machen und der 
Eisenbahn vorzuschreiben, indem das öffentliche Verkehrswesen 
nicht ausschUeßlich einem engen Kreise tarif- und betriebs- 
kundiger Spediteure, sondern in vollem Maße auch der großen 
fachmännisch nicht geschulten Menge zugängüch sein muß. 
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andererseits die der Beurteilung des Laien entrückten kon- 
kreten Betriebsverhältnisse nur von der für die Abwicklung 
des Verkehrs verantwortlichen Eisenbahn wahrgenommen 
werden können und diese allein in den Stand setzen, das im 
Transportdienst Erforderliche nach richtigem Ermessen vor- 
zukehren, — glaubt dem entgegen das österreichische Betriebs- 
reglement unter dem Scheine eines den Parteien eingeräumten, 
tatsächlich wertlosen Rechtes die Bahnorgane von einer ihnen 
unbedingt obliegenden Dienstpflicht und die Eisenbahn selbst 
von der ihr rechtlich zufallenden Haftung für das Gebaren 
ihrer Angestellten entlasten zu sollen. Macht nämlich, wie es 
die Regel bildet, der Absender von seinem angeblichen Vor- 
rechte keinen Gebrauch, und tritt demzufolge das subsidiäre 
Recht der Eisenbahn in Kraft, den Transportweg selbst zu 
bestimmen, so trägt die letztere keineswegs die in dem civil- 
rechtlichen Verhältnisse begründete Verantwortlichkeit eines 
ordentlichen Frachtführers, sondern die auf unfähige und in- 
dolente Beamte zugeschnittenen Bestimmungen des Betriebs- 
reglements machen sie für Nachteile, welche den Parteien 
aus fehlerhafter Instradierung in tarifarischer oder transport- 
technischer Beziehung erwachsen, einzig und allein nur im 
Fall eines groben Verschuldens haftbar, welches selbstver- 
ständlich niemals nachgewiesen werden kann. 

Wie ganz anders klar und bündig weiß die deutsche 
Verkehrsordnung die aus dem Frachtvertrage resultierenden 
wechselseitigen Rechte und Pflichten gegen einander abzu- 
grenzen ! Der Absender wird für berechtigt gehalten, von der 
Eisenbahn die seinen Jnteressen entsprechendste Beförderungs- 
weise zu beanspruchen, welcher Anspruch sich auf die Ent- 
richtung der Transportgebühren und die öffentlich-rechtliche 
Stellung der Eisenbahn gründet. Der letzteren hingegen bleibt 
es vorbehalten, im Bereiche des inneren Transportdienstes 
nach eigenem Ermessen vorzugehen, doch wird sie in richtiger 
Erfassung des bestehenden Rechtsverhältnisses für allen den 
Parteien hieraus erwachsenden Schaden unbedingt verant- 
wortlich gemacht. Da ist es ausgeschlossen und würde mit 
dem geschäftüchen Ansehen eines privaten Transportunter- 
nehmens sowohl, wie mit der Vi^ürde einer staatlichen Ver- 
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waltungsstelle gewiß nicht vereinbar erachtet werden, daß 
einzelne, in den Tarif- und Verkehrsverhältnissen zufällig be- 
wandertere Parteien das Gebaren irgend eines unerfahrenen, 
sich keiner Verantwortlichkeit bewußten Organes der Güter- 
expedition in Bezug auf dessen Zweckwidrigkeit im alier- 
eigensten Interesse einer Kontrolle zu unterziehen sich berufen 
sehen. Aber auch der im österreichischen Güterverkehre so 
gewöhnliche Fall, daß der unvermeidliche Mangel an Sach- 
kenntnis seitens des Absenders von den Folgen der Unwissen- 
heit oder selbst einer beklagenswerten Nachlässigkeit seitens 
mancher Bahnorgane begleitet wird, und allerhand Benach- 
teiligungen der Parteien, Weiterungen zwischen ihnen und 
der Eisenbahn und sehr häufig aussichtslose Reklamationen 
die alltäglichen Begleiterscheinungen dieses meist sehr uner- 
quicklichen Geschäftsverkehres bilden, würde unter der Herr- 
schaft eines die berechtigten Interessen der Allgemeinheit 
besser wahrenden Betriebsreglements in der Strammheit des 
dienstlichen Apparates und in dem allen dienstlichen Organen 
eingeimpften Pflichtgefühle sehr leicht seine Remedur finden 
können. 



Handelte es sich im vorhergehenden um eine ihren wirt- 
schafthchen Aufgaben angepaßte Reform der Güterbeförderung, 
so ist es wesentlich eine Frage der Betriebsökonomie, ob das 
Gütertransportwesen der Zukunft mit den im kontinentalen 
Verkehre noch üblichen Wagen von 10 oder 12 t Tragfähig- 
keit das Auslangen finden kann, oder vielmehr eine Ver- 
größerung derselben angestrebt werden muß. 

Als unausweichliche Folge der Verwendung von Güter- 
wagen mit relativ kleinem Fassungsraume und geringem Lade- 
gewicht ergibt sich bei der so sehr gesteigerten Leistungs- 
fähigkeit der neueren Lokomotiven und bei dem zwingenden 
ökonomischen Bedürfnisse, deren Zugkraft voll ausnützen, auf 
Strecken mit nur mäßigen Neigungen eine derartige Längen- 
ausdehnung der Güterzüge, daß sie dem Betriebe in mehr- 
facher Hinsicht ernste Schwierigkeiten bereitet, nicht allein 
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die Vermehrung und Ausdehnung der Rangiergeleise auf den 
Stationen verlangt, sondern auch das Rangiergeschäft selbst 
in empfindlicher Weise erschwert, verlangsamt und gefährdet. 
Es werden Kapitalswert wie Erhaltungskosten der Geleise- 
und Weichenanlagen durch diese Umstände ungünstig beein- 
flußt und ein erhöhter Personalaufwand herbeigeführt. Im Gegen- 
satze hiezu wird durch Einführung größerer Güterwagen 
von wesentlich erhöhter Kapazität und Tragfähigkeit der 
Ökonomie des Betriebes wesentlich gedient. Es wird hiebet 
möglich sein, unter gleicher Ausnützung der Lokomotivleistung 
die Zuglängen in dem Maße einzuschränken, daß die ange- 
deuteten Übelstände betriebstechnischer Natur nicht so fühl- 
bar werden. In finanzieller Hinsicht aber werden sich die 
Amortisation des im Wagenparke steckenden Kapitals, die auf 
die Nettolast berechneten Zugförderungskosten und das im 
Verhältnisse der beförderten Netto- zur Bruttolast gelegene 
ökonomische Betriebsergebnis weit günstiger gestalten. Weder 
die Anschaflfungskosten der Wagen, noch deren Taragewicht 
erhöhen sich nämlich im gleichen Verhältnis ihrer Tragfähig- 
keit Es ermäßigt sich hingegen das Wagen-Instandhaltungs- 
konto, wenn auch nicht ganz der verminderten Wagenzahl 
entsprechend, so doch in einem zur beförderten Last sehr 
günstigen Verhältnisse, und die Tara findet eine weit vorteil- 
haftere Ausnützung durch die Erhöhung der auf die Einheit 
entfallenden Nettolast. 

Aber auch die Betriebssicherheit spricht der Vergrößerung 
der Güterwagen das Wort. Die Tendenz nach Herabsetzung 
der Transportfristen muß früher oder später zu einer Be- 
schleunigung der Güterzüge führen, welche indes bei über- 
mäßiger Zuglänge, namentlich auf Strecken mit wechselnden 
Niveauverhältnissen und kleinen Krümmungshalbmessern, bald 
ihre aus Sicherheitsrücksichten zulässige Grenze erreicht, 
gleichzeitig aber auch zur Ausrüstung der Züge mit durch- 
gehenden Bremsen drängt. Die praktische Durchführbarkeit 
dieses Verlangens kann nicht in Zweifel gezogen werden. In 
England sind heute rasch verkehrende Güterzüge mit der Luft- 
druckbremse von Westinghouse oder der automatischen Va- 
kuumbremse ausgerüstet, und in anderen Ländern, so auch 
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seitens der k. k. Staatsbahnen in Österreich, werden eingehende 
Versuche zur Lösung der Bremsfrage bei Güterzügen ange- 
stellt. Die letztere ist an eine gewisse maximale Zuglänge ge- 
bunden. Etwa 30 Wagen pro Zug sollten nirgends überschritten 
werden; sie würden bei entsprechender Vergrößerung des 
Fassungsraumes in der Tat selbst auf horizontaler Strecke 
einen voll belasteten Zug ergeben. 

Auf den amerikanischen Eisenbahnen haben Güterwagen 
von 30 — 50 t Tragfähigkeit, deren Last auf vier in zwei Dreh- 
gestellen vereinigten Achsen verteilt ist, schon längst Ein- 
gang gefunden und gelangen dort für den Transport von 
Massengütern in immer größerer Zahl zur Verwendung. In den 
übrigen Kulturländern sind die Eisenbahnverwaltungen auf 
dem Wege, diesem Beispiele zu folgen. Die preußischen 
Staatsbahnen haben beispielsweise mit der Indienststellung 
neuer 25 Tonnen -Wagen begonnen. Die österreichischen 
Staats- wie Privatbahnen hingegen laufen Gefahr, im Zuge 
der dringend gewordenen großen Investitionen, angesichts 
des immer steigenden Bedarfes an Güterwagen, dem durch 
sukzessive Neubeschaffung abgeholfen werden soll, der aber 
noch ein empfindliches Manko aufweist, von den Fortschritten 
des Auslandes überholt zu werden. Nur zaghaft und halb un- 
gläubig schenken sie den gegebenen Anregungen Beachtung. 
Ebenso wie hier heute noch immer zum großen Teile längst 
überlebte Formen von Güterlokomotiven im Betriebe erhalten 
werden, begnügt man sich auch nüt dem nicht mehr zeit- 
gemäßen Systeme langsam fahrender, überaus schwerfälliger, 
aus viel zu vielen und allzu kleinen Wagen zusammengesetzter 
Güterzüge, welche in ihrer bandwurmähnlichen Länge für 
jeden geordneten Betrieb ein ständiges Hindernis bilden und 
allen Verkehrsbeamten zur Verzweiflung gereichen. 

Gerade die österreichischen Eisenbahnen aber mit ihren 
überwiegend so ungünstigen Profilen verlangen ganz vorzüg- 
lich nach einer möglichst rationellen Ausnützung der Maschinen- 
leistung mittelst Herabminderung der unwirtschaftlichen Tara 
der Güterzüge und die aus Sicherheitsrücksichten gebotene 
Beschränkung der Zuglängen. Gerade sie als Saugadern von 
Gebieten mit vorwiegend agrarischer Produktion, zum über- 
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großen Teile berufen, den Verkehr von Massengütern zu 
vermitteln, hätten, betriebstechnischen und wirtschaftlichen 
Erwägungen Raum gebend, die dankbare Aufgabe zu erfüllen, 
der unausweichlich gewordenen Reform des Güterdienstes in 
der Einführung wesentlich vergrößerter, dann aber auch durch- 
aus mit kontinuierlichen Bremsen ausgerüsteter Güterwagen 
ein wichtiges Ghed einzufügen. Gestatten hochwertige Indu- 
strieprodukte und Stückgüter von relativ kleinem Umfange 
unter Umständen immerhin in rationeller Weise die Verladung 
und den Transport in den bisher gebräuchlichen 10 und 12 
Tonnen- Wagen, so sind Stein- und Braunkohlen, Holz und 
Steine, landwirtschaftliche Produkte, wie Heu, Getreide, Zucker- 
rüben u. a. m., unstreitig Artikel, deren Verfrachtung in vier- 
achsigen Wagen von hoher Tragfähigkeit und entsprechendem 
Fassungsraume nicht allein der Betriebsökonomie wesentlich 
zustatten käme, sondern auch so manche der glatten Ab- 
wicklung des Betriebes hinderliche Friktion zu verhüten und 
überdies die so häufigen, wegen unzureichender Wagenbeistellung 
seitens der Parteien erhobenen Rekriminationen zur Aus- 
nahme zu machen geeignet wäre. 



Als ein wesentliches Postulat jedes rationell geregelten 
Eisenbahnbetriebes muß die grundsätzliche Scheidung des 
Gütertransportes vom Personendienste betrachtet werden. 
Die Verschmelzung beider Dienstzweige in sogenannten »ge- 
mischten Zügen« hat im Betriebe der bedeutenderen Linien 
längst jede Existenzberechtigung verloren und ist hier im 
allgemeinen auch aus den Fahrplänen verschwunden. Wo 
man sich in Osterreich aber von dieser Zwitterbildung noch 
nicht gänzlich frei zu machen gewußt hat, sucht man mittelst 
derselben besonderen Betriebs- und Verkehrsverhältnissen 
Rechnung zu tragen, sei es, weil entweder der Personen- 
dienst sich relativ kostspielig und wegen mangelnder Fre- 
quenz wenig rentabel erweist, sei es, weil die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der von der Bahn durchzogenen Gegend der 
Güterbeförderung einen allzu bescheidenen Umfang einräumen 
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sei es schließlich, weil der minimale GesaxQtverkehr einer 
lediglich strategischen oder politischen Rücksichten zuliebe 
erbauten Bahn den Betrieb nicht anders als mit der aller- 
strengsten Sparsamkeit und der äußersten Beschränkung in 
der Anzahl von Zügen abzuwickeln gestattet. Immerhin ragt 
aber der gemischte Betrieb, welcher der Leistung im Güter- 
verkehr unökonomische Beschränkungen auferlegt und dabei 
selbst den bescheidensten Anforderungen des Personendienstes 
als hinderlicher Ballast anhängt, als höchst unvollkommenes 
Überbleibsel aus der frühesten Kindheitsperiode des Eisen- 
bahnwesens in die Gegenwart herüber. 

Es wird die Aufgabe eines späteren Abschnittes sein, 
zu zeigen, wie die Rücksichten der strengsten Betriebsöko- 
nomie bei gewissen wenig rentablen Nebenlinien und Lokal- 
bahnen mit den heute billigerweise auch dort zu stellenden 
Anforderungen des Verkehrs zum allseitigen Vorteile in Ein- 
klang gesetzt werden können, ohne den schneckenhaft dahin- 
kriechenden und endlose Aufenthalte in den Stationen erlei- 
denden Güterzügen ein paar Marterkästen für die Beförde- 
rung von Menschen anhängen oder umgekehrt die Personen- 
züge durch Beigabe von Güterwagen in ihrem Verkehre ver- 
zögern und die Fahrt für deren Insassen unleidlich machen 
zu müssen. 

Neben der Frage der Annehmlichkeit ist es auch die 
Sicherheit der Reisenden, welche selbst in dem noch so 
langsam verkehrenden »gemischten Zuge« wenig verbürgt er- 
scheint. Werden jene damit doch zumeist den Unzukömm- 
lichkeiten und Fährlichkeiten langer Güterzüge unterworfen, 
welche auf ansteigender Strecke leicht zu Zugtrennungen und 
in Gefällen und scharfen Krümmungen zu Entgleisungen An- 
laß geben, auf manchen beschränkten Stationsgeleisen keinen 
Raum finden und daher in einer den Betrieb gefährdenden 
Weise über die Ein- oder Ausfahrtswechsel hinaus stehen 
gelassen werden müssen, endlich bei Abwicklung des Rangier- 
geschäftes einer ganz besonderen Vorsicht bedürfen, damit 
Beschädigungen einzelner Wagen oder Verletzungen von Per- 
sonen hintangehalten werden. Aber selbst der kürzeste ge- 
mischte Zug versagt seinen Insassen die ihnen bei Anwen- 
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düng durchgehender Bremsen gebotene Sicherheit, indem die 
Güterwagen des Rangierens halber stets zwischen Lokomotive 
und Personenwagen zu stehen kommen müssen, die Aus- 
rüstung der ersteren mit durchgehenden Bremsen oder, auch 
nur mit einer die Betätigung der an den Personenwagen be- 
findlichen Luftbremsen ermöglichenden Rohrleitung dermalen 
aber noch im weiten Felde steht. 

Eine zulässige Abweichung vom Grundsatze der Tren- 
nung des Frachten- vom Personendienste liegt in der Ver- 
wendung mancher Personen-, ja unter Umständen auch ge- 
wisser Schnellzüge zur Beförderung von Eilgütern. Wo in 
wichtigeren Stationen ohnehin Aufenthalt genommen werden 
muß, und die aus Betriebs- und Verkehrsrücksichten nor- 
mierte Aufenthaltsdauer für die Zu- und Ausladung dringender 
Eilgüter, welche ihren Größenverhältnissen nach im Pack- 
wagen Raum finden, ausreicht, kann dagegen kein begrün- 
deter Einwand erhoben werden. Kann ja auch die Beförde- 
rung der Post, trotz der mitunter recht empfindlichen Er- 
schwernisse, welche sie der regelmäßigen Abwicklung des Be- 
triebes entgegensetzt, von den Personenzügen nicht ausge- 
schlossen werden. Selbst die Mitnahme ganzer Eilgutwagen, 
namentlich solcher mit lebender Ware, findet einzig nur in 
den Rücksichten der Betriebsregelmäßigkeit und in der Er- 
füllung der Bedingung ihre Grenze, daß jene ihrer ganzen 
Beschaffenheit und Ausrüstung mit durchgehenden Bremsen 
zufolge sich für die Beförderung mit hohen Geschwindigkeiten 
eignen. 

Die ausnahmsweise Benützung von Güterzügen zur Be- 
förderung von Privatparteien ist in anerkennenswerter Be- 
rücksichtigung eines sich mitunter praktisch einstellenden Be- 
dürfnisses durch die reglementarischen Bestimmungen der 
preußischen Staatsbahnen bei Vorhandensein der nötigen Vor- 
aussetzungen im allgemeinen grundsätzhch für statthaft er- 
klärt worden. In dringenden Fällen, wie sich dieselben, 
namentlich bei spärlichem Verkehre von Personenzügen, an- 
läßlich der Ausübung der Praxis von Ärzten und Hebammen, 
aber auch sonst ergeben können, ist die Beförderung der be- 
treffenden Personen im Packwagen eines Güterzuges dem 
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alleinigen Ermessen des Stationsvorstandes anheimgestellt, 
welchem der Nachweis der Dringlichkeit des Falles vorzulegen 
ist. Hiebei ist der Betrag für eine Fahrkarte I. Klasse samt 
einem Zuschlage von 3 Mark zu entrichten, in den Fällen der 
Ausübung einer Berufspflicht aber nur eine Fahrkarte III. Klasse 
zu lösen. Damit ist ohne Gefahr eines Mißbrauches und ohne 
die geringste Preisgebung begründeter Interessen der Eisen- 
bahn in vollkommen präziser Weise für alle Eventualitäten 
vorgesehen worden, in denen ein bureaukratisch starrer For- 
malismus ganz und gar zwecklose Härten im Gefolge haben 
kann. 

Im Gegensatze hiezu beschränken auf den Eisenbahnen 
Österreichs die »Grundzüge der Vorschriften für den Verkehrs- 
dienst« die Benützung von Güterzügen zum Personentrans- 
porte auf dienstliche Fahrten von Amtspersonen, die Beglei- 
tung von Leichen oder lebenden Tieren, Militärtransporte und 
den im öffenthchen Interesse dringend gebotenen Transport 
einer Feuerwehr nach einer Brandstelle, und suchen im übrigen 
dieser Frage mit besonderer Ängstlichkeit auszuweichen. Das 
behördlicherseits genährte Mißtrauen in die vernünftige Ein- 
sicht untergeordneter Organe, welches in mehrfacher Bezie- 
hung bei den letzteren sehr zum Nachteile des Dienstes das 
Gefühl der Pflicht und Verantwortlichkeit zu untergraben ge- 
eignet ist und sie für ihr aktives und noch mehr für ihr 
passives Verhalten jederzeit die Deckung im Buchstaben der 
Instruktion suchen läßt, glaubt gereiften Verkehrsbeamten die 
unbedeutendste selbständige Gewährung außergewöhnlicher 
Benefizien vorenthalten oder sie zum mindesten doch mit den 
strengsten Kautelen umgeben zu sollen, womit nur der falsche 
Schein strammer Disziplin geweckt, in Wirklichkeit aber 
einer pedantisch vexatorischen Praxis Raum geschaffen wird. 



Am Schlüsse unserer Ausführungen über den Güter- 
transport der Eisenbahnen erübrigt noch in Kürze der Behand- 
lung des Reisegepäcks zu gedenken, welche in ihrer Um- 
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ständlichkeit allerdings kein österreichisches Spezifikum bildet. 
Wir vermögen hierin aber kein Hindernis zu erblicken, mit 
dem Abstreifen eines Stückes Vergangenheit voranzugehen 
und sich dem Vorbilde Englands zu nähern, welches nicht 
allein an der Wiege des Eisenbahnwesens gestanden ist, 
sondern infolge seiner großen Verkehrsdichte auch als zu 
dessen Ausgestaltung in eminent praktischem Sinne unter 
allen europäischen Kulturstaaten förmlich prädestiniert er- 
scheint. 

Für die Gepflogenheit, das zur Aufgabe gelangende Reise- 
gepäck individuell genau abzuwägen, kann kein anderer trif- 
tiger Grund anerkannt werden, als dass im Falle der Minde- 
rung oder des Verlustes desselben für die von der Eisenbahn 
zu leistende Entschädigung eine Grundlage in dem festzustel- 
lenden Gewichtsmanko geboten werde. Nun, eine den Um- 
ständen angemessene, billige Vergütung wird sich gewiß auch 
in anderer Weise ohne Zuhilfenahme der Wage ermitteln 
lassen, wie denn der englische Reisende sein in kurzem Wege 
unabgewogen aufgegebenes Gepäck sicherlich auch nicht der 
Eisenbahn ohne jegliche Gewähr anvertrauen dürfte. Dem Auf- 
geber muß es überdies freistehen, sein Gepäck mittelst einer 
mäßigen Prämie gegen gänzlichen Verlust zu versichern. Der 
seltene Fall eines bloßen Gewichtsabganges hingegen wird in 
der Regel einen Anlaß zu Feststellungen seitens der Kriminal- 
justiz bilden. 

Was glaubt man aber sonst durch das pedantische Ab- 
wägen des zur Aufgabe gelangenden Gepäcks für Vorteile zu 
erreichen? Für die Belastung des Zuges sind die Differenzen 
zwischen dem Gewichte der einzelnen Stücke Reisegepäck 
ziemlich belanglos. Viel mehr kommt es auf deren Zahl und 
Größenverhältnisse an, welche Umstände für ihre Unterbrin- 
gung im Packwagen, unter gewissen Verhältnissen auch für 
ihre Zurückweisung als Passagiergut maßgebend sind. Die 
gegenwärtige Praxis verlangt bei starkem Verkehre aus- 
gedehnte Räumlichkeiten und ein zahlreiches Personal für 
die Gepäcksabfertigung und bedingt eine umständliche und 
langwierige Manipulation, welche für das reisende Publikum 
gleichbedeutend ist mit frühzeitigem Eintreffen am Bahnhofe, 
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endlosem Warten vor dem Schalter und einer bei Annähe- 
rung der Abfahrtszeit des Zuges wachsenden Nervosität, welche 
sich nicht selten auch dem Personale mitteilt und dann in 
falschen Bezettelungen und unrichtiger Gebührenberechnung, 
Reklamationen und Nachzahlungen zum Ausdrucke gelangt. 
Die ganze Hast und Unruhe wegen einiger Kilogramm auf 
und ab, einiger Kilometer mehr oder weniger ist einer weit- 
blickenden Auffassung des modernen Verkehrswesens unwürdig 
und ganz und gar nicht notwendig, vielmehr praktisch wertlos 
und der glatten Zugsexpedition direkt hinderlich. 

Es würde vollkommen genügen, jedes Stück Reisegepäck 
mit Rücksicht auf seine gewöhnliche Beschaffenheit nach zwei 
für das geübte Auge des Expeditionspersonals schon äußerlich 
erkennbaren Gewichtsklassen unter und über 25 hg mit einem 
festen Tarif satze für je angefangene 50 im oder mit nach Ent- 
fernungszonen fallenden Sätzen zu belegen und nur in strittigen 
Fällen die Wage sprechen zu lassen. Bei etwas kulanter Ge- 
barung würde sich das Publikum bald hüten, die Verein- 
fachung und Beschleunigung der Gepäcksabfertigung in diesem 
Sinne störend zu beeinflussen. — Die königlich ungarischen 
Staatsbahnen sind mit der Behandlung des Reisegepäcks in der 
angedeuteten Richtung vorangegangen und darin den öster- 
reichischen Verkehrsanstalten überlegen. 

Ein bedeutender Fortschritt in der Abfertigung des Reise- 
gepäcks ist auf mehreren großen Bahnhöfen der k. k. Staats- 
bahnen zu begrüßen, wo dieselbe sofort nach Betreten der 
Bahnhofsräume in unmittelbarer Nähe des Einganges bewirkt 
werden kann, ohne daß der Aufgeber genötigt wäre, an einem 
vielleicht in entgegengesetzter Richtung befindlichen Schalter 
vorher seine Fahrkarte zu lösen, um sonach erst den Weg 
nach der Gepäcksexpedition zurück zu suchen. 

Die Beförderung des Reisegepäcks im Stationsbereiche 
nach und von den Abfertigungsstellen geschieht durch die 
nach dem österreichischen Betriebsreglement von der Eisen- 
bahn »zugelassenen«, nach der deutschen Verkehrsordnung 
»bestellten« Gepäckträger. Auch hier haben wir es in 
Osterreich wieder mit einem Falle souveräner Ablehnung einer 
der Eisenbahn obliegenden Verantwortlichkeit zu tun, indem 
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die erstere innerhalb der für den Verkehr bestimmten Räume 
für das Gebaren ihrer Angestellten — und als solche sind 
ungeachtet der ausweichenden Stilisierung die beim Per- 
sonenverkehre unentbehrlichen Gepäckträger anzusehen — 
zweifellos als verantwortlich zu betrachten ist. Es liegt hier eine 
ganz ungerechtfertigte Abweichung von dem im § 9 des Be- 
triebsreglements ausgesprochenen Grundsatze vor, nach welchem 
»die Eisenbahn für ihre Leute und für andere Personen 
haftet, deren sie sich bei Ausführung des von ihr übernom- 
menen Transportes bedient«. Während es nun das österrei- 
chische Betriebsreglement im § 37 den Reisenden überläßt, 
die Dienste der Gepäckträger in Anspruch zu nehmen, hie- 
bei aber ausdrücklich jede Verantwortlichkeit der Eisenbahn 
ausschließt und damit gleichzeitig die beliebte Bettel- und 
Trinkgelderwirtschaft fördert, erachtet es die deutsche 
Verkehrsordnung als die Pflicht der Eisenbahnverwaltung, das 
im Interesse des Publikums in dieser Hinsicht Erforderliche 
unter eigener Verantwortung vorzukehren. Die Wirkungen 
dieser so divergierenden Auffassung werden beim Betreten 
eines deutschen Bahnhofes jedem sofort in der musterhaften 
Ordnung und der strikten Beobachtung des Gebührentarifes 
vor Augen treten. 

Der Schlußabsatz des berührten Paragraphen im öster- 
reichischen Betriebsreglement fordert auf größeren Stationen 
Einrichtungen, welche, auch wieder unter Ausschluß jeder 
Verantwortlichkeit seitens der Verwaltung, die vorübergehende 
Aufbewahrung von Reisegepäck gegen eine festgesetzte Ge- 
bühr ermöglichen sollen. Die korrespondierende Bestimmung 
der deutschen Verkehrsordnung geht hingegen von dem ge- 
wiß unanfechtbaren Grundsatze aus, daß die Verwaltung mit 
der Übernahme des Gutes und Einkassierung der Gebühr auch 
die Haftung als Verwahrerin auf sich nehmen müsse. 



7. Kapitel. 
Tarif fragen. 



Die Aufgaben, welche den öffentlichen Verkehrsanstalten 
in Bezug auf Industrie, Handel und Gewerbe zugewiesen sind , 
ihre Bedeutung für das gesamte Wirtschaftsleben der Neuzeit 
und die Stellung, welche sie sich als Kulturträger in der 
Entwicklungsgeschichte des Menschengeschlechtes errungen 
haben, verlangen nach einer Belebung ihres Organismus durch 
eine gesunde Tarifpolitik, ohne welche der letztere ein 
toter Körper bleibt. 

60 Jahre des Bestehens der Dampfeisenbahn haben sie 
in technischer Beziehung auf eine Stufe der VoUkonamenheit 
erhoben, welche im besonderen wohl noch verbesserungsfähig, 
im allgemeinen aber kaum mehr von neuen Errungenschaften 
auf diesem Gebiete wesentlich überholt werden wird. Dieser 
Zeitraum hat die Eisenbahn auch als selbständiges Erwerbs- 
unternehmen in konunerzieller Beziehung auf eine verläßliche 
finanzielle Basis zu stellen gelehrt, indem das die Ertrags- 
rechnung bestimmende Verhältnis der Ausgaben zu den 
Empfängen durch intensive Pflege der Betriebsökonomie je 
nach den konkreten Verhältnissen in mehr oder minder be- 
friedigender Weise geregelt wurde. 

Erfreut sich aber in gleichem Maße, wie die der Kontrolle 
des Verwaltungsrates oder der Reichsvertretung vorzulegende 
Bilanz wohl auch die wirtschafts- und handelspolitische Finanz- 
rechnung, mit welcher die Eisenbahnen sich dem allgemeinen 
Volkswohle gegenüber auszuweisen haben, der Gunst und 
Sorge der zu ihrer Wahrnehmung berufenen Kreise? Haben 
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sie im allgemeinen und haben die österreichischen im be- 
sonderen aufgehört, die Verzinsung der in ihnen investierten 
Kapitalien zunächst und vorzüglich in den trockenen Ziffern 
der Ertragsrechnung zu suchen, und begnügen sie sich gewisser- 
maßen mit einer billigen Provision für die ziffermäßig nicht 
nachweisbaren Vorteile, mit welchen sie das wirtschaftliche 
Leben zu befruchten die Aufgabe haben? Muß diese Frage 
angesichts der ihrer Natur nach auf unmittelbaren Erwerb 
gerichteten Ziele der Privatbahnen zweifellos verneint werden, 
so sind auch die im Staatsbetriebe stehenden Eisenbahnen im 
allgemeinen von dem Vorwurfe nicht freizusprechen, daß sie 
teils, durch günstige Betriebsergebnisse verleitet, an der un- 
mittelbaren Rentabilität des Unternehmens als eines Mittels 
zur Füllung der Staatskassen festhalten, teils den in den 
Betriebsverhältnissen begründeten finanziellen Mißerfolg als 
solchen beklagen, den Vertretungskörpern gegenüber zu be- 
schönigen und für die Zukunft durch einseitig tarifpolitische 
Maßregeln zu sanieren suchen, — ganz unbekümmert darum, 
ob dem scheinbaren Manko nicht vielleicht ein überwiegendes 
Aktivum in allen den vom Verkehrswesen geförderten gesamt- 
staatlichen Beziehungen, in der »mittelbaren oder volkswirt- 
schaftlichen Rentabilität« des Unternehmens gegenüber stehe. 

Das erste Beispiel eines auf Betriebsüberschüsse hin- 
arbeitenden Unternehmers paßt auf die in fiskalischem Geiste 
gehandhabte Verwaltung der preußischen Staatsbahnen ; das 
zweite ist den an betriebstechnischen und kommerziellen 
Schwierigkeiten beständig laborierenden, in der Zwickmühle 
eines eng beschnittenen Staatshaushaltes steckenden öster- 
reichischen Staatsbahnen entlehnt. 

Solange das kaufmännische Kalkül bei der Ausgestaltung 
des Verkehrswesens die entscheidende Rolle spielt, bleibt auch 
eine Staatsbahn ihrem innersten Wesen nach nichts anderes, 
als eine Privatunternehmung, nur daß an Stelle des Unter- 
nehmers und Aktionärs der Staatsbegriflf als Erwerbssubjekt 
getreten ist. Als eines tatsächlich öffentlich rechthchen Unter- 
nehmens des Staates in seiner Eigenschaft als Vertreters 
aller Interessen, Rechte und Pflichten der Staatsangehörigen 
aufgefaßt, dürfen die unmittelbaren Ziele der Eisenbahn nicht 
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vorwiegend budgetärer Natur sein, sondern sie müssen das 
wirtschaftliche und kulturelle Wohl der Gesamtheit um- 
fassen. 

Die reine Privatbahn aber, soweit sie als solche ihre 
konzessionsmäßige Existenzberechtigung hat, muß zur Wahrung 
ihrer neben den privaten Interessen parallel laufenden öffent- 
lichen Bedeutung insofern einer gewissen staatlichen Einfluß- 
nahme unterworfen werden, als sonst zu Gunsten eines be- 
schränkten Kreises Privatberechtigter der allgemeinen Wohl- 
fahrt gegenüber eine folgenschwere Ungerechtigkeit begangen 
würde. 

Die leitenden Grundsätze, auf welchen sich das System 
der Tarifierung bei allen öffentlichen Verkehrsanstalten, 
in unserem Falle bei den dem öffentlichen Transporte 
dienenden Eisenbahnen, aufzubauen hat, gehören allerdings in 
den Bereich der Streitfragen, welche eine allseits befriedigende 
Lösung auf dem Wege akademischer Erörterung niemals finden 
werden. Für die Austragung der prinzipiellen Seite müssen 
mithin die Anschauung der leitenden Kreise einer-, das augen- 
scheinliche Bedürfnis der Volkswohlfahrt und des Staats- 
haushaltes in ihren wechselseitigen Beziehungen andererseits 
ausschlaggebend sein. In erster Reihe muß es als das Ziel 
einer gesunden Verkehrspolitik betrachtet werden, durch eine 
systematische Ausgestaltung des Eisenbahnnetzes und die An- 
passung seiner relativen Dichte an die konkreten wirtschaftlichen 
Bedürfnisse die Vorteile des Verkehrswesens allen Bevölkerungs- 
schichten und Interessenkreisen möglichst gleichmäßig an- 
gedeihen zu lassen. Der entgegengesetzte Vorgang wird den 
verkehrspolitisch vernachlässigten gegenüber dem begünstigten 
Bevölkerungsteile nicht allein wirtschaftlich in eine minder 
günstige Lage versetzen und ihn dadurch indirekt schädigen, 
sondern ihm überdies auch durch den Mangel an Konkurrenz- 
fähigkeit und in seiner Eigenschaft als Steuersubjekt zu Gunsten 
des anderen inuner einen mehr oder weniger empfindlichen, 
aber immer ungerechten, direkten Zuschuß zu den öffent- 
lichen Verkehrsaufgaben aufbürden. Ist aber einmal die 
verkehrspolitische Gerechtigkeit so weit als möglich her- 
gestellt, dann ist auch der Zeitpunkt gekommen, um mit der 
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tarifpolitischen Gerechtigkeit einzusetzen und die Eisenbahn 
tatsächlich zu einem Gemeingute zu machen. Mag die Auf- 
fassung ihrer Stellung als eines öffentlichen Nutzgutes mit 
dem Ansprüche auf unentgeltliche Benützung als allzu weit- 
gehend und von kommunistischem Geiste durchweht abzu- 
lehnen sein, so möchten wir auch dem entgegengesetzten 
Extreme, welches die Eisenbahn als eine, allerdings gewissen 
öffentlichen Rücksichten unterworfene Unternehmung zum 
Zwecke der nur innerhalb jener wenig bestimmbaren Grenzen 
beschränkten Gewinsterzielung aufgefaßt und in ihrer öffent- 
hch-rechtlichen Stellung behandelt sehen will, nicht ohne 
weiteres beipflichten. Wir neigen im Widerstreite volkswirt- 
schaftlicher, handelspolitischer und staatsfinanzieller Ansichten, 
die allgemeine Benützbarkeit der Eisenbahnen immer voraus- 
gesetzt, vielmehr der Anerkennung des Prinzipes der öffent- 
lichen Anstalt für dieselben zu, welchem zufolge Aufgabe 
und Ziele ihrer Verwaltung bei der denkbar vollkommensten 
Anpassung ihrer Leistungen an die volkswirtschaftlich und 
handelspolitisch gerechtfertigten Postulate des Gesamtstaates 
und seiner Teile in der einfachen Kostendeckung ohne 
Zulässigkeit einer Überschußwirtschaft, aber auch mit Ver- 
meidung jeglicher auf eine mangelhafte Organisation zurück- 
zuführenden Zuschußwirtschaft aus öffentlichen Mitteln erkannt 
werden müssen. Es bleibt hier allerdings eine offene Frage, 
ob bei den Staatsbahnen außer der Deckung der Betriebs- 
kosten auch für ein aus öffentlichen Rücksichten in über- 
mäßiger Höhe übernommenes Anlagekapital die volle bürger- 
Uche Verzinsung und Amortisation billigerweise beansprucht 
werden kann. 

In diesem Sinne muß die Tarifpolitik der Regierung bei 
den ihrer Verwaltung unmittelbar unterstehenden Eisenbahnen, 
und sollte bis zu einem gewissen Grade, ohne erworbenen 
Rechten nahe zu treten, die Ingerenz der staatlichen Organe 
auf die Tarifbildung der Privatbahnen gehandhabt werden. 
Weder dort noch hier darf der Standpunkt des Unternehmers, 
welcher aus dem Transportgeschäfte den größtmöglichen Nutzen 
herauszuschlagen bestrebt ist, allein maßgebend sein. Dort 
muß der Staatsbetrieb in weiser Selbstbeschränkung auf einen 
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Teil des ihm unmittelbar winkenden Reinerträgnisses frei- 
willig verzichten, wohl eingedenk, daß die wachsende Steuer- 
kraft aller wirtschaftlichen, an den Segnungen des Verkehrs- 
wesens partizipierenden Unternehmungen ihn dafür mittelbar 
entschädigen werde; hier muß eine gleiche Selbstbeschrän- 
kung, soweit sie nach den Bestimmungen der Konzessions- 
urkunde nicht aufgenötigt werden kann, selbst mittelst em- 
pfindlicher Opfer aus dem Staatssäckel, wie einer Gewährung 
oder Erhöhung der Zinsengarantie, akzeptabel gemacht oder 
aber im Wege der Verstaatlichung realisiert werden. 

Die außerordentliche Wichtigkeit, welche bei zuneh- 
mendem Verkehre die Gestaltung der Eisenbahntarife für das 
gesamte Wirtschafts- und Kulturleben der Gegenwart erlangt 
hat, macht es der Staatsverwaltung zur Pflicht, dieselbe als 
eine eminent öffentliche Angelegenheit zu behandeln, 
sie der privaten Willkür und der übermäßigen Betonung 
einseitiger Interessen zu entrücken und die Frage der 
Tarifbildung nach streng einheitlichen, wirtschafts- und 
finanzpolitisch geklärten Gesichtspunkten zu regeln. Keiner 
Privatbahn darf in dieser Beziehung grundsätzlich eine Sonder- 
stellung eingeräumt werden, welche sie in Ausübung einer 
Funktion des öffentlichen Interesses ermächtigen würde, sich 
den allgemeinen Regeln der Tarifbildung zu entziehen. Die 
großartige Entwicklung des Verkehrs, welche dem abgelau- 
fenen Jahrhundert ihre Signatur aufgedrückt hat, soll in jedem 
Kulturstaate der Gesamtheit der Staatsangehörigen zugute 
kommen. Die Verkehrsmittel der Gegenwart bilden keinerlei 
Privilegium besonderer Berufsstände oder Gesellschaftskreise, 
sie sind zum Gemeingut aller geworden, welche am wirt- 
schaftlichen Leben partizipieren. Sie zählen mit unter den 
Kulturmitteln, welche berufen sind, die heutigen Lebens- 
verhältnisse wesentlich zu beeinflussen, sie müssen daher 
sämtüchep Staatsangehörigen, soweit es die natürlichen Be- 
dingungen zulassen, in möglichst^ gleichem Maße zugängheh 
gemacht, und ihr Gebrauch darf keinen anderen Beschränkungen 
unterworfen werden, als sie durch allgemein giltige Beweg- 
gründe gerechtfertigt erscheinen. 
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Ist einmal der Grundsatz zur Anerkennung gelangt, daß 
die Tarife der dem öffentlichen Transportwesen dienenden 
Unternehmungen kein Gegenstand privater Erwägungen und 
Vereinbarungen seih dürfen, dann wird auch die Verschieden- 
heit und Mannigfaltigkeit der Tarife auf den einzelnen, im 
Privat- wie im Staatsbetriebe stehenden Eisenbahnen ein Ende 
finden müssen. Das Verkehrsbedürfnis und das Wirtschafts- 
leben einer ganzen Gegend dürfen nicht mehr, wie es heute 
der Fall ist, von den zufälligen Umständen abhängig bleiben, 
welche Aktiengesellschaft um die Konzession zum Baue der 
sie durchziehenden Eisenbahn angesucht, und welchen finan- 
ziellen Effekt ihr Betrieb aufzuweisen hat ; und die an Privat- 
linien liegenden Städte und Landstriche dürfen als gleich- 
berechtigte Subjekte der Steuerleistung und gleichwertige 
Objekte der staatlichen Fürsorge den mit Staatsbahnen be- 
dachten Gegenden keineswegs mehr eine besondere wirtschaft- 
liche Bevorzugung einzuräumen gezwungen sein. 

Soll bei den öffentlichen Verkehrsanstalten ihr gesamt- 
staatlicher Hauptzweck erreicht, soll das Verlangen nach ihrer 
unmittelbaren Rentabihtät auf die ihm zukommende zweite 
Stelle gerückt und den Forderungen der Volkswirtschaft unter- 
geordnet werden, so ist die Aufstellung einheitlicher und im 
ganzen Staatsbereiche gleichmäßig anzuwendender Tarifsätze 
für die Beförderung von Personen und Gütern nicht minder 
ein Gebot der staatlichen Fürsorge und der ausgleichenden 
Gerechtigkeit, wie ja auch die Wirkungen des Zolltarifs, von 
gesamtstaatlichen Erwägungen ausgehend, ohne Rücksicht auf 
etwa widerstreitende Einzelninteressen auf alle von demselben 
betroffenen Positionen einheitlich angewendet werden müssen. 
Sind doch Zolltarif und Eisenbahnfrachtsätze im Auslands- 
verkehre zwei korrelate Begriffe, welche sich in Absicht der 
wirtschaftlichen Kräftigung des Inlandes gegenseitig ergänzen 
sollen, tatsächlich aber sich nur zu leicht widerstreiten. Letz- 
teres ist der Fall, wenn beispielsweise gegenüber dem Schutze 
eines in seinem Umfange beschränkten Erwerbsunternehmens, 
wie der privatwirtschaftlichen Existenzmöglichkeit einer auf 
lokalen Interessen basierten Nebenbahn, die im gesamtwirt- 
schaftlichen Interesse gelegene, durch Zollverträge garantierte 
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Möglichkeit eines lohnenden Exportes durch exorbitante 
Frachtentarife hintangesetzt wird ; umgekehrt auch, wenn dem 
ZoUschutze durch tarifarische Unterbietungen, welche lokalen 
Erwägungen ihre Entstehung verdanken, direkt entgegen- 
gearbeitet wird. 

Wenn der österreichische Staat sich bei Konzessions- 
erteilung an Privatbahnen nicht jenen Grad von Tarif- 
hoheit vorzubehalten gewußt hat, welcher für die Interessen 
der Gesamtheit wünschenswert wäre, und wenn letztere da- 
durch vielfach in drückende Abhängigkeit vom Privatkapitale 
geraten sind, so geschah diese folgenschwere Preisgebung des 
öffentlichen Standpunktes in der durch die Umstände begrün- 
deten Absicht, das Privatkapital zu Unternehmungen zu mobili- 
sieren, deren wirtschaftliche Vorteile selbst bei großer tari- 
farischer Selbständigkeit dennoch der Öffentlichkeit in hohem 
Maße zugute zu kommen versprachen, und welche aus eigener 
Initiative ins Leben zu rufen, es der Staatsgewalt an wirt- 
schaftlichem Unternehmungsgeiste fehlte. Die in den eingegan- 
genen Rechtsverhältnissen gelegene Beschränkung der staat- 
lichen Machtbefugnis in Bezug auf die Tarifbildung der Pri- 
vateisenbahnen hat die Frage ihrer Verstaatlichung in Öster- 
reich erst so recht nahe gerückt, während die Möglichkeit 
einer einheitlichen Tarifpolitik die hauptsächlichsten Gravamina 
des Privatbetriebes beseitigen und denselben unter Umständen 
neben dem Staatsbetriebe zulässig erscheinen lassen würde. 
Wie die Verhältnisse liegen, bietet sich aber der österreichi- 
schen Eisenbahnpolitik zu ihrer Anpassung an die allgemein 
wirtschaftlichen Aufgaben heute keine andere Alternative, als: 
Ausübung der staatlichen Tarifhoheit den Privatbahnen gegen- 
über, wo immer es angeht, oder Verstaatlichung und Ein- 
beziehung derselben unter einheitliche, von wirtschaftlichen 
und gesamtstaatlichen Rücksichten diktierte, für den ganzen 
Staatsbereich gleichmäßig geltende Eisenbahntarife. 

Was vor allem die Personentarife betrifft, wurde 
vor einer Reihe von Jahren seitens der Staatseisenbahnver- 
waltung durch die Einführung des Zonen-Kreuzertarifes ein 
entscheidender Schritt in der Richtung unternonamen, das 
Reisen zu verbilligen und hiedurch belebend auf das Ver- 
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ungarischen Strecken 39 • 60 Kronen kostet, berechnen die k. k. 
Staatsbahnen hiefür 47 Kronen, und erscheint dieser Satz bei 
der Nordwest- und Staatseisenbahngesellschaft noch auf 47 • 75 
Kronen erhöht. Die Tarifsätze der k. k. Staatsbahnen werden 
in der 10 Kilometer-Zone für Personenzüge von den bei den 
königl. ungarischen Staatsbahnen und den ungarischen Privat- 
bahnen, ja sogar der Südbahn in Geltung stehenden wesent- 
lich unterboten, während für weitere Entfernungen bis in- 
klusive 250 1cm das Reisen in Ungarn sich für die erste Klasse 
im allgemeinen etwas billiger, nur auf der Südbahn teuerer, 
für die zweite und dritte aber fast durchaus namhaft kost- 
spieliger gestaltet. 

Es ist grundsätzlich gewiß ebenso zu perhorreszieren, 
daß innerhalb der Reichsgrenzen die Staatsangehörigen je 
nach ihren zufälligen Beziehungen zu einem oder dem anderen 
Eisenbahnnetze durch die Tarife in verschiedener Weise be- 
lastet, wie daß seitens privater Eisenbahnverwaltungen den 
auf den Staatsbahnen angenommenen volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen der Fahrpreisregulierung widersprechende Maß- 
nahmen ergriffen, und derartige Abweichungen von der Auf- 
sichtsbehörde geduldet werden. Ein Vergleich der auf den 
k. k. Staatsbahnen und der Südbahn geltenden Fahrpreise 
wird dies näher beleuchten. Während nämlich dort die 
volkswirtschaftlich richtige Anschauung zur Geltung ge- 
langt, daß der Verkehr [der unbemittelten Volksklassen zu 
erleichtern sei, und daß daher die Fahrpreise dritter Klasse 
möglichst niedrig, jene der ersten Klasse im Hinblick auf die 
sie benützenden durchgehends wohlsituierten Bevölkerungs- 
kreise und die in derselben gebotene Bequemlichkeit verhält- 
nismäßig hoch zu stellen seien, hat die Südbahn Ursache ge- 
funden, die entgegengesetzte Richtung einzuschlagen, indem 
sie gegenüber den Staatsbahnen das Reisen auf der ersten 
Klasse wesentlich begünstigt, die breiten Schichten der Be- 
völkerung aber durch exorbitante Fahrpreise zweiter und 
namentlich dritter Klasse in ihren wirtschaftlichen Interessen 
schädigt. 

Es muß unbedingt ein Ausgleich der Berechnungsbasis 
für die Fahrpreise der österreichischen Eisenbahnen angestrebt 
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werden, welcher den billigen Rücksichten auf die Volkswohl- 
fahrt entspricht. Hiebei wird wohl im allgemeinen eine Herab- 
setzung des Tarifes der Privatbahnen verlangt werden müssen. 
Ob es hiebei möglich sein wird, bis auf das heutige Niveau 
des Personentarif es der Nordbahn oder doch bis zu jenem 
der Staatsbahnen herabzugehen, oder aber ob letzterer sowie 
die Sätze der gegenwärtig günstiger tarifierenden Privatbahnen 
eine mäßige Erhöhung, die höheren Fahrpreise der übrigen 
Bahnen eine Herabsetzung auf die gleiche Höhe werden er- 
fahren müssen, wird ein Gegenstand reiflicher finanzpolitischer 
Erwägungen sein. Das unbestreitbare Odium, welches jeder 
Regulierung der Tarife nach aufwärts anhaftet, ließe sich 
einzig und allein nur durch eine gleichzeitig über das ge- 
samte Eisenbahnnetz der Monarchie sich erstreckende Aus- 
gleichsaktion abschwächen. 

Das Gütertarifwesen der österreichischen Eisen- 
bahnen kann in seiner gegenwärtigen Verfassung zutreffender- 
weise als ein unentwirrbares Chaos bezeichnet werden. Die 
Tarife sind ein Buch mit sieben Siegeln für den Unein- 
geweihten ; nur wenigen Auserwählten ist es aber kraft voll- 
ständigen Versenkens in seine Geheimnisse gelungen, darin 
gründlichen Bescheid zu wissen. Bei der unendlichen 
Mannigfaltigkeit der tarifarischen Bestimmungen, welche 
sich als eine Kombination der Wert-, Raum- und Gewichts- 
tarifierung darstellen, den Grundsatz des staffelweisen Fallens 
der Einheitssätze nach der Entfernung verfolgen, alle 
erdenklichen ' Relationen und allerhand tarifpolitischen Er- 
wägungen oft sehr einseitig partikularistischer Natur zum 
Gegenstande haben und sich auf eine mit der minutiösen 
Ängstlichkeit bureaukratischer Detailkrämerei aufgestellte 
Güterklassifikation stützen, kann ihre Anwendung im kon- 
kreten Falle sehr häufig nichts anderes als ein Griff ins 
Volle sein, wobei die rechte Wahl zumeist den Mächten des 
Zufalles überlassen bleibt. So überraschende Resultate eine 
Enquöte über die Farbenblindheit der Eisenbahnbediensteten 
beispielsweise zu ergeben pflegt, nicht minder auffallende Er- 
scheinungen müßte eine Untersuchung der im kommerziellen 
Dienste verwendeten Beamten in Bezug auf ihre Tarif- 
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kenntnis zu Tage fördern. Im allgemeinen werden nur ältere, 
erfahrene und dabei gewissenhafte Beamte sich in der er- 
freulichen Lage befinden, das Eisenbahntarifwesen erschöpfend 
zu beherrschen; die überwiegende Zahl jüngerer Kräfte hin- 
gegen, — ohne Voreingenommenheit sei es betont — der 
nötigen Vorbildung ermangelnd und durch die Umstände 
genötigt, sich das umfangreiche und verwickelte Material 
erst während der praktischen Ausübung ihres Berufes anzu- 
eignen, ist dieser Aufgabe kaum mehr gewachsen, als der 
Durchschnitts -Abiturient die Anwendung einer Regel der 
Analytik beherrscht, mit dem Unterschiede, daß jeder hier 
praktisch belanglose Lapsus dort unmittelbar auf Kosten der 
Volkswohlfahrt geht und, wie die Statistik des Reklamations- 
wesens dartun könnte, die lästigsten und zeitraubendsten 
Weiterungen im Gefolge hat. Es sei den Organen des kommer- 
ziellen Dienstes, soweit Unkenntnis diese beklagenswerten 
flrscheinungen verursacht, hieraus kein Vorwurf gemacht; 
er fällt auf jene zurück, welche zahllose Elemente ohne die 
nötige Schulung in den Dienst der Öffentlichkeit stellen und 
dabei zugleich das Eisenbahntarifwesen zu einer Wissenschaft 
hinaufgeschraubt haben, welche ihrem Umfange und Inhalte 
nach zu durchdringen und zu beherrschen ein Menschenalter 
kaum genügt! 

Die Öffentlichkeit, welche sich den Frachtdienst der 
Eisenbahnen mit schwerem Preise erkauft, den Privatbahnen 
damit ihre Existenzmöglichkeit gewährt, auf den Genuß der 
Staatsbahnen überdies noch vermöge ihrer Steuerleistung einen 
Anspruch besitzt, darf verlangen, daß jeder im kommerziellen 
Eisenbahndienste fungierende Beamte sich vorher die gründ- 
lichste Kenntnis der Tarife angeeignet habe, um sie in allen 
Fällen richtig anwenden, und um gewissermaßen auch als im 
Dienste des öffentlichen Wohles stehend betrachtet werden 
zu können. Wird von jedem Kaufmanne im Verkehre mit 
dem Publikum Geschäftskenntnis verlangt, um wie viel mehr 
sollte dies bei dem größten Handelsgeschäfte, dem Eisenbahn- 
transportwesen, der Fall sein, welches zugleich einen so ge- 
wichtigen Faktor im Wirtschaftsleben eines Landes darstellt ! 
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Das die Eisenbahn benutzende Publikum hat aber weiters 
auch einen Anspruch, in demPreiskourant dieses kaufmänni- 
schen Unternehmens nach Bedarf selbst herumblättern und 
sich dessen Inhalt aneignen zu können. Man darf ihm nicht 
zumuten, sich blindlings in das Transportgeschäft hinein- 
stürzen zu müssen, umsoweniger, wenn die beruflichen 
Kreise es ablehnen, die Verantwortung für seine Interessen 
zu übernehmen. Der wesentliche Inhalt und die näheren Be-' 
dingungen des abzuschließenden Frachtvertrages dürfen dem 
Einblick und dem Verständnisse des einen Kompaziszenten 
nicht entrückt werden, und es ist Pflicht des zur Einhebung 
des Transportgewinnes berechtigten anderen Teiles, hierin 
alle wünschenswerte Klarheit zu schaffen. Wir verlangen 
daher, daß die Eisenbahntarife in der Weise abgefaßt und 
zusammengestellt werden sollen, daß die Kenntnis derselben 
nicht ausschließlich bureaukratisch gedrillten Fachmännern, 
geschäftskundigen Spediteuren und mit advokatischer Spitz- 
findigkeit ausgestatteten Organen der Reklamationsbureaux 
vorbehalten bleibe, sondern daß jeder mit einem klaren Kopfe 
begabte Geschäftsmann sie verstehen und anwenden könne. 

Dazu ist die größte Einfachheit, Klarheit und 
Übersichtlichkeit der tarif arischen Bestimmungen nötig, 
der Verzicht auf alle wie immer gearteten Ausnahme- und 
Spezialtarife, insofern dieselben nicht ernsten volkswirtschaft- 
lichen und handelspolitischen Erwägungen entspringen, das 
grundsätzliche Brechen mit dem Refaktieunwesen, welches in 
volkswirtschaftlich verkehrter und unmoralischer Weise den 
kapitalskräftigen Großunternehmer auf Kosten des kleinen 
Mannes zu entlasten und die Eisenbahn durch Sicherung 
großer Transportmengen konkurrenzkräftig zu erhalten sucht, 
kurzum die Rückkehr zu einem allgemein gültigen, auf leicht- 
faßlichen Grundsätzen aufgebauten Tarifierungssysteme. Das 
Herausklügeln des für die maßgebende Relation und Position 
günstigsten Tarifsatzes soll nicht mehr eines besonderen 
Studiums bedürfen und gegenüber krasser Benachteiligung 
sehr gewöhnlich nur im Reklamationsverfahren festgestellt 
werden können. Die Partei muß unbedingt selbst wissen 
können, was sie zu zahlen verpflichtet, das Organ der Eisen- 
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bahn, was es einzufordern berechtigt ist. Dem müßte vor 
allem ein Preisgeben desjenigen Standpunktes vorausgehen, 
welchen das österreichische Eisenbahn-Betriebsreglement vom 
10. Dezember 1892 im Gegensatze zu der deutschen Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 in Bezug auf 
die Grundsätze der Tarifierung einnimmt, und welcher in adlzu 
weit gehender Konnivenz gegenüber tarifarischen Sonder- 
bestrebungen der Verkehrsanstalten und einzelner einfluß- 
reicher Korporationen oder Interessentenkreise der wirtschafts- 
politischen Unbilligkeit und Willkür Tür und Angel öffnet. 
Während die deutsche Verkehrsordnung in ihrem § 7, welcher 
in den ersten zwei Absätzen mit dem gleichen § 7 des 
österreichischen Betriebsreglements übereinstimmend von den 
»Transportpreisen« und »Tarifen« spricht, im dritten Absätze 
ausdrücklich statuiert: »Jede Preisermäßigung oder sonstige 
Begünstigung gegenüber den Tarifen ist verboten und nichtig«, 
ist die Festlegung der den öffentlichen Verkehrsanstalten 
gegenüber der Allgemeinheit in tarifarischer Beziehung ob- 
liegenden Pflicht des gleichen Maßes im österreichischen Be- 
triebsreglement mit Vorbedacht eliminiert worden. Man wollte, 
euphemistisch gesagt, die »Beweglichkeit« der Tarife nicht 
unterbinden: ins Praktische übersetzt, sollen die Eisenbahnen 
in ihrer tarifarischen Willkürherrschaft unbehindert bleiben. 
Die Gütertarife wären in Absicht ihrer Vereinfachung 
im allgemeinen nach Eil- und Frachtgütern zu trennen. Eine 
Unterscheidung der ersteren in »gewöhnliche« und »ermäßigte« 
Eilgüter würde genügen, die weitere Unterteilung in »beson- 
ders ermäßigte« Eilgüter könnte wohl unbedenklich fallen 
gelassen werden. Die Einteilung des Frachtgutes in nicht 
weniger als 9 verschiedene Normalklassen, u.zw. Stückgutklassen 
I. und IL, Wagenladungsklassen A, B und C, Specialtarife 1, 
2 und 3 und sperrige Güter, zu welchen noch eine Unzahl 
von Ausnahmetarifen kommt, dürfte gewiß auch ohne unüber- 
windliche tarifpolitische Bedenken eine erhebliche Einschrän- 
kung zulassen. Die im Durchgangsverkehre anzuwendenden 
mannigfachen Verbandtarife sind ganz besonders geeignet, 
das Chaos unentwirrbar zu machen und die widersinnigsten 
Anomalieen gegenüber den Lokaltarifen hervorzurufen. Ist doch 
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die Mannigfaltigkeit der den verschiedensten Verkehrsrelationen 
dienenden tarifarischen Bestimmungen so groß, daß die Par- 
teien kaum anders als im Reklamationsverfahren der richtigen 
Anwendung des für sie günstigsten Tarifsatzes gewärtig sein 
können. Hier müßte eine von allgemeinen Gesichtspunkten 
ausgehende, durchgreifende Vereinfachung einsetzen. Auch die 
minutiöse Zergliederung aller erdenklichen Warengattungen 
in der heutigen Güterklassifikation entspricht weit eher den 
sprachlichen Aufgaben eines Wörterbuches, als den praktischen 
Bedürfnissen des Verkehrs, und trägt nicht wenig dazu bei, 
für den nicht speziell Eingeweihten das Gütertransportwesen 
mit dem Schleier des Geheimnisses zu umgeben. 

Solchen Spitzfindigkeiten und Verklausulierungen gegen- 
über, welche der unseligen Phantasie derBureaukraten und nicht 
selten bloß dem engsten privatwirtschaftlichen Partikularismus 
entsprungen sind, erhebt das praktische Bedürfnis des Handels 
und Verkehrs seine Stimme zu Gunsten einer Ausmerzung all 
dessen, was das Gütertarifwesen der Eisenbahnen zu ver- 
wirren geeignet ist, und fordert entschieden die Aufstellung 
klarer und bündiger Normen, welche ihrer Zahl nach be- 
schränkt, ihrem Inhalte nach den volkswirtschaftlichen und 
handelspolitischen Zwecken angepasst, die Handhabe zu einem 
offenen, auf gegenseitigem Vertrauen basierten Verkehre 
zwischen Pubhkum und Eisenbahn bieten und das leider be- 
stehende, förmlich großgezogene, dem gegenseitigen Mißtrauen 
entsprungene feindselige Verhältnis beider zum allgemeinen 
Vorteile beseitigen würden. Auf Grund der so zu verein- 
fachenden allgemeinen Bestimmungen wäre dann die Gleich- 
stellung der auf sämtlichen Eisenbahnen des Reiches gültigen 
speziellen Tarifsätze auf einem einheitlichen Baröme sowohl 
im Gütertransportdienste, wie im Personenverkehre anzu- 
streben, und wäre der Tarif hienach nur allein mit solchen 
Abweichungen aufzubauen, welche überwiegenden Rück- 
sichten öffentlicher Natur ihre Entstehung verdanken. 
Dies ist in der Tat als eine unabweisHche Forderung 
jener ausgleichenden Gerechtigkeit zu betrachten, welche der 
moderne Staat in allen seinen Lebensfunktionen zu betätigen 
die Aufgabe hat. 
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Der Grundsatz unbedingter Tarifgerechtigkeit, dessen 
Realisierung im Inlandsverkehre nur von der ausgesprochenen 
staatlichen Tarifhoheit oder gewissermaßen von der Mono- 
polisierung des Tarifwesens abhängt, wird im Verkehre mit 
dem Auslande einen Gegenstand der handelspolitischen Ver- 
einbarungen bilden müssen. Die Erstellung direkter Auslands- 
tarife muß im allerengsten Zusammenhange mit der Auf- 
stellung des ZoUtarifes erfolgen, um die Absichten des letzteren 
zu unterstützen, beziehungsweise die drückenden Zollsätze 
des Auslandes nach Möglichkeit zu paralysieren. Keineswegs 
aber darf zwischen den Erwägungen staatsfinanzieller und 
handelspolitischer Natur und den tarifarischen Maßnahmen 
des öffentlichen Verkehrswesens ein unlöslicher Widerspruch 
construiert werden. 

Aus all diesen Ursachen wird die zur Regelung des 
Eisenbahntarifwesens kompetente Behörde, das k. k. Eisenbahn- 
ministerium in Österreich, welchem einerseits in Friedens- 
zeiten in administrativer und betriebstechnischer Be- 
ziehung die vollständige Emanzipierung von den hemmenden 
Einflüssen der Kriegsverwaltung und die unbeschränkteste Be- 
wegungsfreiheit zu wünschen wäre, andererseits in Ansehung 
seiner tarifpolitischen Agenda dem gemeinschaftlichen Staats- 
zwecke in der Tat ein gewisses Opfer der Selbstbeschrän- 
kung bringen müssen. Kann doch das bestehende Neben- 
einander verschiedener Einfluß-Sphären in wirtschafts- und 
handelspolitischer Beziehung unmöglich ein gedeihliches Re- 
sultat zutage fördern. Während die oberste Eisenbahnbehörde 
bei autonomer Regelung des Tarifwesens gleich den Verwal- 
tungen privater Unternehmungen sich in erster Reihe von 
den Erwägungen des internen Eisenbahn-Haushaltes leiten zu 
lassen geneigt sein wird, stellen Handel und Gewerbe, Acker- 
bau und Forstwirtschaft, die weltbewegenden Fragen des 
Verkehrs, der gesammte Komplex der von den Transport- 
anstalten zu belebenden Volkswirtschaft nur allzu häufig und 
dringend ganz und gar widersprechende Anforderungen an 
deren Tarifpolitik, welche im Wege des Kompromisses 
zwischen selbständigen Gewalten selten" in befriedigender 
Weise zu lösen sein werden. Prosperiert die Eisenbahn, so 
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kann es nur zu leicht auf Kosten der wirtschaftlichen In- 
teressen der Bevölkerung der Fall sein. Eine sehr weit 
gehende Rücksichtnahme auf die letzteren hingegen kann in der 
Bfetriebsrechnung der Eisenbahn einen unmittelbaren finanziellen 
Mißerfolg bedeuten, den die Verwaltung der Staatsbahnen im 
eigenen Wirkungskreise nur schwer zu verantworten vermag, 
und der sie mit der Leitung des Staatshaushaltes in Wider- 
spruch setzt. Verhängnisvoll muß es sein, wenn das Eisen- 
bahnministerium, von dem Streben geleitet, die Eisenbahn- 
kassen zu füllen, auf eigene Faust Tarifpolitik zu treiben 
unternimmt, bald die Ziele der Landwirtschaft, bald jene der 
Industrie durchkreuzt, falls dasselbe hie und da wirtschaft- 
lichen Erwägungen sein Ohr leiht, aber wieder mit den 
peremptorischen Forderungen des Gleichgewichtes im Staats- 
haushalte in Konflikt gerät. Eine derart widerspruchsvolle 
Wirksamkeit der obersten Ämter der Staatsverwaltung muß 
in den betroffenen Kreisen jedes Vertrauen in ihre volks- 
wirtschaftliche Einsicht untergraben und der ganzen Bevöl- 
kerung offenbaren, daß statt einheitlichen Zusammenwirkens 
zum Nutzen und Frommen der Gesamtheit, wie in den 
engsten Kreisen eines wirtschaftlich beschränkten Chauvinis- 
mus, so nicht minder auch an den obersten Regierungsstellen 
über die einschneidensten Fragen der Verwaltung Uneinigkeit, 
Willkür und ein durch die Grenzen des Ressorts eingeengter 
Kastengeist herrschen. 

Das Eisenbahnministerium wird nach dem Angeführten 
ein Beispiel weiser Unterordnung unter den Staatszweck geben, 
wenn es sich bei Handhabung des gesamten Tarifwesens 
lediglich als das ausführende Organ der beiden Ministerien 
des Handels und Ackerbaues betrachtet, deren organische 
Stellung innerhalb der staatlichen Verwaltung ihnen das 
Studium der Voraussetzungen und der wechselnden Forde- 
rungen der Volkswirtschaft, die Wahrung und Hebung aller 
mit dem Volks Wohlstände verknüpften Interessen als eigent- 
liches Arbeitsfeld zuweist. Wird den so aus dem Gesichts- 
punkte der staatlichen Wirtschafts- und Verkehrspolitik for- 
mulierten Wünschen tarif arischer Natur von Seite des dritten, 
nicht zu eliminierenden Faktors der Staatsverwaltung, des 
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Finanzministeriums, die unerlässliche Kontrolle und Korrektur 
zuteil, werden demgemäß die Forderungen der Volkswirt- 
schaft mit den zu ihrer Befriedigung vorhandenen Mitteln an 
berufener Stelle in Einklang gebracht, so wird damit nichts 
weiteres getan, als den Grundsatz gerechter Verteilung von 
Arbeit und Verantwortlichkeit zur Ausführung zu bringen. 
Sind heute den Ministerien des Handels und Ackerbaues 
durch eine verkehrte Tarifpolitik vielfach in ihrem Wirkungs- 
kreise die Hände gebunden, so wird ihr erweiterter Einfluß auch 
gern die entsprechende volle Verantwortung übernehmen. 
Widerstreiten ferner heute die fiskalischen Ziele des obersten 
Schatzamtes einer weiterblickenden Erfassung der Aufgaben 
des Verkehrswesens, so wird jene Behörde, welche das Gleich- 
gewicht im Staatshaushalte zu wahren berufen ist, den wirt- 
schaftlichen Ministerien gegenüber die Beschneidung einer zu 
liberalen Eisenbahnpolitik zu vertreten haben. Das Eisen- 
bahnministerium aber, dessen Wirksamkeit, wenn sie nicht 
mit den berührten Einfluß-Sphären beständig kollidieren soll, 
in volkswirtschaftlicher, handeis- und finanzpolitischer Be- 
ziehung notwendigerweise eine gewisse Unterordnung er- 
heischt, wird im Vollbesitze seiner speziell fachlichen Kräfte 
an die Lösung jener großen Aufgaben schreiten können, welche 
Administration und Betriebstechnik ihm zuweisen, und auf 
diesem Felde gewiß freudig die volle Verantwortung für die 
Arbeit und den Erfolg auf sich nehmen. 



8. Kapitel. 
Der Reklamationsdienst. 



Äein anderer Teil des Geschäftsbetriebes der Eisen- 
bahnen bietet eine so überreiche Fülle von Reibungen mit 
dem Publikum, wie die Austragung von Ersatzansprüchen des 
letzteren. Jener ideale Zustand, welcher in einer völlig glatten 
Abwicklung des geschäftlichen Verkehres zwischen den 
Transportanstalten und den sie benutzenden Parteien zu be- 
grüßen wäre, kann bei dem großen Umfange der Berührungs- 
punkte wie der Unvollkommenheit aller menschlichen Ein- 
richtungen im allgemeinen und der Notwendigkeit im be- 
sonderen, sich zu den weit verzweigten Aufgaben des Transport- 
wesens mitunter auch minder geeigneter Organe zu bedienen, 
nicht in den Bereich praktischer Durchführbarkeit gezogen 
werden. Umsomehr sollte es das Ziel jeder einsichtsvollen 
Eisenbahnverwaltung sein, die Anzahl der Fälle, wo von Seite 
ihrer Angestellten den begründeten Ansprüchen des Publikums 
Abbruch getan wird, so viel als nur irgend möglich herab- 
zumindern. An den Mitteln hiezu gebricht es nicht. Sie be- 
stehen einerseits in der gründlichen Schulung des zum dienst- 
lichen Verkehre mit den Parteien bestimmten Personals, 
andererseits in der strengen Ausführung der geltenden Vor- 
schriften, deren Handhabung allerdings mehr ihrem Geiste, 
als dem toten Buchstaben anzupassen wäre, in der Absicht, 
dadurch dem materiellen Zwecke möglichst gerecht zu werden; 
im Zusammenhange damit endlich auch in der entschiedenen 
Geltendmachung der disziplinaren Gewalt anläßlich der nur 
zu häufigen, beklagenswerten Erscheinungen im kommerziellen 
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Dienste der Eisenbahn, wo mangelndes Pflichtgefühl oder selbst 
direktes Verschulden Wirkungen nach sich ziehen, welche 
ebenso die Interessen des Publikums, wie nicht minder das 
Ansehen der Eisenbahn zu schädigen geeignet sind. 

Die volkswirtschaftlich so verkehrte Entwicklung, welcher 
die Eisenbahnunternehmungen gefolgt sind, und welche sie 
zu einer von fiskalisch egoistischem Geiste getragenen Macht 
im Staate gestempelt hat, eine Entwicklung, deren natürliche 
Grundlage im privatwirtschaftlichen Charakter der Aktien- 
gesellschaften gelegen ist, deren Nutzanwendung sich aber 
auch der Staatseisenbahnbetrieb im allgemeinen nicht zu ent- 
ziehen vermochte, so daß der letztere heute nicht durchgehends 
als Kanal zur Belebung der Volkswirtschaft gelten kann, 
sondern von gewissen Kreisen vorwiegend als ein selbständiges 
Handelsgeschäft des Staates zur Füllung seiner Kassen an- 
gesehen zu werden pflegt, — hat die Eisenbahnen Österreichs 
in weitgehendem Maße dem Dienste der Allgemeinheit ent- 
fremdet und den Streit einander kreuzender Interessen ent- 
facht. Zeigt es nicht in der Tat von höchst ungesunden Ver- 
hältnissen, wenn auf der ganzen Linie der Krieg entbrannt 
ist, wenn Volkswirtschaft, Industrie und Handel um ihre 
Interessen, ja oft um die primitivsten Voraussetzungen und 
Bedürfnisse ihres Gedeihens gegen die Transportanstalten zu 
kämpfen gezwungen sind? Ein Umschwung wird erst an jenem 
Tage zu erhoffen sein, wo bessere Einsicht der berufenen 
Faktoren die Eisenbahnen eines guten Teiles ihrer Übermacht 
entkleiden und sie voll und ganz in den Dienst der öffentlichen 
Wohlfahrt stellen wird. Daß die Interessen der letzteren nicht 
etwa einem sich feindlich entgegen stellenden, gewissermaßen zu 
einem Raubzuge auf wirtschaftlichem Gebiete autorisierten 
Unternehmen abgerungen werden müssen, daß die Eisen- 
bahn als ein wichtiges Glied im Komplexe der öffentlichen 
Wohlfahrtseinrichtungen den ihrer Bedeutung zukommenden 
Aufgaben sich zu unterwerfen verpflichtet ist und unter Um- 
ständen dazu gezwungen werden kann, und daß bei einiger- 
maßen gutem Willen ein Ausgleich der zutage tretenden 
Gegensätze sehr wohl denkbar ist, diese Erkenntnis muß an 
den maßgebenden Stellen zum Durchbruche gelangen, um das 
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heute in unnatürlicher und verderblicher Weise zu Ungunsten 
des Publikums verschobene Verhältnis auf die gesunde Basis 
des Vertrauens und der Anerkennung der beiderseitigen Rechte 
und Pflichten zu stellen. 

Wenn von dem unmittelbaren Gewinne, welchen die 
Eisenbahnen in mehr oder minder reichem Maße einzuheimsen 
in der Lage sind, ein paar armselige Brocken zum Vorteile 
der Volkswirtschaft und des Verkehres abfallen, so erlangen 
sie heute weit eher den Charakter eines Gnadengeschenkes, 
als eines guten Rechtes, welches von amtswegen wahrzunehmen 
ist, und welches durch eine nachteilige Stellung der Parteien 
im strittigen Verkehre mit der Eisenbahn nicht beeinträchtigt 
werden darf. Wo ist tatsächlich der Grundsatz gewahrt, daß 
gleichen Rechten gleiche Pflichten gegenüber stehen? Die 
Öffentlichkeit befindet sich im Zustande drückender Abhängig- 
keit von den Transportanstalten. Der Schutz und die Geltend- 
machung bedrohter und geschädigter Interessen, seien sie 
privater oder öffentlicher Natur, liegen lediglich in der Hand 
der Betroffenen; ihnen fällt die volle Last des Beweises zu, 
wenn es sich darum handelt, die Folgen von Irrtum, Un- 
fähigkeit oder Nachlässigkeit abzuwenden oder den Ver- 
waltungen gegenüber ein entschiedeneres Hervorkehren des 
wirtschaftlichen Standpunktes zu erwirken. 

Aber es braucht gar nicht erst an die öffentliche Eigen- 
schaft der Eisenbahnen erinnert zu werden ; schon das privat- 
wirtschaftliche Verhältnis zu ihren Kommittenten genügt, um 
letztere jenes materiellen Schutzes teilhaft werden zu lassen, 
welchen sie im Verkehre mit einem auf solider Basis ruhenden 
geschäftlichen Unternehmen zu verlangen berechtigt sind, 
welchen zu gewähren diesem selbst eine Ehrenpflicht sein 
muß, welcher jedoch im Reklamations verfahren der öster- 
reichischen Eisenbahnen leider auch nicht im entferntesten 
gefunden werden kann. 

Die Hauptquelle aller Schädigungen, durch welche das 
die Eisenbahn benutzende PubUkum sich von Seite derselben 
mehr oder weniger begründeterweise getroffen fühlt, entspringt 
dem leidigen Tarifwesen. Einerseits sind die Eisenbahn- 
tarife in mehrfachen Beziehungen weit davon entfernt, den 

14 
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von ihnen betroffenen Verkehr durch mäßige Sätze zu be- 
günstigen. Ihre absolute oder relative Höhe lastet im Gegen- 
teile sehr allgemein wie ein Alp auf Industrie und Landwirt- 
schaft und bedeutet ein schweres Hemmnis für den wirt- 
schaftlichen Aufschwung. Andererseits sind es aber nicht 
die Tarifsätze an sich, sondern viel mehr noch ihre 
Disparität und namentlich die Unklarheit und Verworren- 
heit der tarif arischen Bestimmungen, unter denen, wie 
schon im vorigen Abschnitte hervorgehoben wurde, das große 
Publikum zu leiden hat, und welche die unmittelbare Ursache 
vielfachen Nachteiles für dasselbe bilden. Ist es doch ohne 
spezielle Tarifstudien der Partei nahezu unmöglich gemacht, 
den im eigenen Interesse unerläßlichen Einblick in die geltenden 
Tarife zu erlangen und damit den unter den obwaltenden 
Umständen anwendbaren vorteilhaftesten Tarifsatz ausfindig 
zu machen. Man ist in dieser Beziehung der Tarifkenntnis 
und dem guten Willen des betrefifenden Eisenbahnorganes 
meist auf Gnade und Ungnade überantwortet. Selbst ohne den 
letzteren in Frage stellen zu wollen, ist doch die fachliche 
Schulung eines eben erst dem kommerziellen Dienste zu- 
gewiesenen Eisenbahnbeamten meist eine recht fragwürdige 
Grundlage für das unbedingte geschäftliche Vertrauen, welches 
die Eisenbahn von ihren Kommittenten zu beanspruchen 
scheint. Irren ist menschlich. Diesem Grundsatze treu, spielt 
der Irrtum im Transportdienste der österreichischen Eisen- 
bahnen eine bedeutungsvolle, aber wenig rühmliche Rolle, 
welche diesen der allerbescheidensten Garantieen für Verläß- 
lichkeit beraubt und in der Tat völlig zu diskreditieren ge- 
eignet ist. 

Man wird vielleicht versuchen, die Berechtigung eines 
so harten Urteiles mit dem Hinweise auf die Bestimmungen 
des Betriebsreglements zu entkräften, welches, diesmal in 
völliger Übereinstimmung mit der deutschen Verkehrsordnung, 
eine unbedingte Haftung für den tarifarischen Irrtum statuiert. 
Der betrejBfende § 61 lautet in seinem den Irrtum be- 
handelnden vierten Absätze wörthch: »Wurde der Tarif un- 
richtig angewendet oder sind Rechnungsfehler bei der Fest- 
setzung der Fracht und der Gebühren vorgekommen, so ist 
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das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu viel Erhobene 
zu erstatten und zu diesem Zwecke dem Berechtigten tun- 
lichst bald Nachricht zu geben. Ein derartiger Anspruch kann 
nur binnen Jahresfrist vom Tage der Zahlung an geltend ge- 
macht werden.« 

Mit diesen klaren und unzweideutigen Bestimmungen 
scheinen allerdings die aus dem Transportvertrage resul- 
tierenden gegenseitigen pekuniären Ansprüche des Publikums 
und der Eisenbahn hinreichend geschützt zu sein. Ebenso wie 
das infolge von Rechnungsfehlern oder unrichtiger Anwendung 
der Tarife seitens der Eisenbahnorgane zu wenig Erhobene 
binnen der Präklusivfrist von einem Jahre zur Nachzahlung 
eingefordert werden darf, ist auch eine etwa zu Gunsten der 
Partei sich ergebende Differenz an diese zu erstatten, und 
ihr zu diesem Zwecke sogar »tunlichst bald Nachricht zu 
geben.« Die Vorschrift lautet peremptorisch und ist nicht 
etwa in dem Sinne aufzufassen, daß dem Beschädigten bloß 
ein Anspruch gegen die Bahn gewahrt sei, den zu verfolgen 
seinem Belieben anheimgestellt bleibe. Dies ist auch selbst- 
verständlich : Kein auf anständige Basis gestelltes Erwerbs- 
unternehmen kann für befugt erachtet werden, aus der mangel- 
haften Sachkenntnis seiner Kommittenten, möge sie was 
immer für geartete geschäftliche oder rechtliche Beziehungen 
umfassen, irgend einen materiellen Vorteil zu ziehen. Das 
große Publikum ist weder in der Lage, den Inhalt der Tarife 
derart zu beherrschen, um sich dadurch vor Nachteil zu be- 
wahren, noch kann von demselben die Kenntnis der zur 
Geltendmachung seines Rechtes gegen die Eisenbahn dienenden 
Vorschriften des Betriebsreglements verlangt werden. Für die 
gewissenhafte Wahrung seiner Ansprüche wird daher im 
§ 61 mit vollem Rechte die Eisenbahn selbst verantwortHch 
gemacht. 

Es kann nicht bestritten werden, daß nach dem in Öster- 
reich stillschweigend hingenommenen Gebrauche die Eisen- 
bahnen, seien sie Privat- oder Staatsbahnen, in dieser Be- 
ziehung sich der ihnen rechtlich und moralisch zufallenden 
Verpflichtung gewöhnlich zu entschlagen pflegen. Zwar werden 
nach stattgefundener Revision der Frachtbriefe von den Ab- 
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Sendern aufgegebener Güter noch nach Monaten Nachzahlungen 
eingefordert, und lächerUch häufig ereignet sich der Fall, daß 
Reisende, welche Fahrkarten für irgend eine nicht ganz ge- 
wöhnliche Relation oder überhaupt nur für die erste Wagen- 
klasse gelöst haben, binnen einiger Zeit mittelst Privat- 
schreibens von dem betreffenden Bahnkassier angegangen 
werden, ihm einen irrtümlich zu wenig berechneten Betrag, 
welcher sonst aus seiner eigenen Tasche ersetzt werden 
müßte, rückzuerstatten ; und es ist beachtenswert, wie es in 
solchen Fällen den Organen der Eisenbahn gelingt, die richtige 
Adresse ausfindig zu machen. Hingegen gehört ein von amts- 
wegen erfolgender Rückersatz zu viel erhobener Beträge an 
die geschädigte Partei nicht allein wie begreiflich im Personen- 
sondern namentlich auch im Frachtenverkehre zu den Fällen 
einer außerordentlich selten gehandhabten Kulanz, obwohl 
hier die Identifizierung des forderungsberechtigten Aufgebers 
oder Empfängers und dessen reglementarisch vorgeschriebene 
Benachrichtigung auf Grund des Frachtbriefes in der Regel 
wirklich keinen besonderen Schwierigkeiten unterläge. Lehr- 
reich und für die geltenden Anschauungen von der geschäft- 
lichen Ehre der Eisenbahnunternehmungen bezeichnend sind 
die Ziffern der Statistik des Reklamationswesens. Durchaus 
geringfügig erweist sich nämlich der Prozentsatz jener Be- 
träge, welche auf Grund der vorgenonmienen Rechnungs- 
revision von amtswegen aus den Eisenbahnkassen zum Rück- 
ersatz an die Berechtigten angewiesen werden, der Zahl und 
dem Umfange jener Reklamationen gegenüber, welchen zufolge 
erst Revision und Rückvergütung eingeleitet wird. Die Höhe 
jener Summen aber, welche weder von amtswegen rück- 
erstattet, noch reklamiert werden, weil die Berechtigten sich 
in Unkenntnis des ihnen günstigen Tatbestandes befinden, 
und welche daher als Überzahlungen einfach dem Einnahme- 
konto der Eisenbahn zugute kommen, entzieht sich der Fest- 
stellung, kann aber im Hinblick auf obiges Verhältnis keines- 
wegs gering eingeschätzt werden. Infolge einer derartigen 
usuellen Behandlung der Ersatzpflicht hat sich der rechtliche 
Standpunkt der Eisenbahnen gegenüber dem Pubükum derart 
zu Ungunsten des letzteren verkehrt, daß die einfache Be- 
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schlagnahme nicht reklamierter Mehrleistungen als eine recht- 
mäßige Einnahmsquelle gelten kann. Aus welch anderen 
Gesichtspunkten wäre sonst jene so typische Erledigung einer 
gewissen großen österreichischen Privatverwaltung auf die 
nur allgemein gehaltene Reklamation bezüglich einer be- 
stimmten Fracht aufzufassen gewesen, in welcher die merk- 
würdige Ansicht vertreten wurde, die Eisenbahn sei weder 
zur Revision der Frachtbriefe, noch zum Rückersatz einer 
behaupteten Mehrzahlung verpflichtet, solange die letztere 
von der Partei nicht auf Grund des Tarifes rechnungsmäßig 
nachgewiesen worden sei! Wo bleibt, fragen wir, angesichts 
derartiger beklagenswerter Äußerungen einer durch die 
Aufsichtsbehörde geduldeten Willkür der im § 61 unseres 
Betriebsreglements dem Publikum nach allgemein rechtlichen 
wie geschäftüchen Grundsätzen zugesicherte Schutz? 

Die für die große Mehrzahl aller die Transportanstalten 
benutzenden Interessenten aus der Verworrenheit der tarifa- 
rischen Bestimmungen resultierende Unmöglichkeit, eine wirk- 
same Kontrolle über die Wahrung ihrer Ansprüche selbst zu 
üben und sich durch eine formell wie materiell korrekte 
Handhabung des Reklamationsrechtes für erlittene Benach- 
teiligungen Regreß zu verschaffen, im Vereine mit der geradezu 
feindseligen Haltung, welche im Widerstreite berechtigter 
Interessen von der mächtigeren Gegenpartei eingenommen zu 
werden pflegt, haben dem Publikum die Notwendigkeit auf- 
erlegt, sich zu diesem häufig recht unerquicklichen Verkehre 
gewisser Mittelspersonen zu bedienen. Im Tarifwesen routinierte, 
ehemalige Eisenbahnbeamte und Vertreter der in den Verkehrs- 
vorschriften bewanderten Speditionsfirmen stellen zu diesem 
Behufe ihre Kenntnisse in den Dienst der Allgemeinheit. Daß 
dies nicht aus bloßer Menschenfreundlichkeit geschieht, be- 
darf keiner Erwähnung; der Geschäftsgewinn ist es, welcher 
die von den wenig reinlichen Abfällen des modernen Verkehrs 
zehrenden Eisenbahn-Reklamationsbureaux ins Leben 
gerufen hat. Daß der Nutzen aus solchen Unternehmungen 
kein allzu geringer sein kann, erhellt aus ihrer Zahl und der 
scheinbaren Kulanz, welche sie ihren Kommittenten gegen- 
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über üben. Während der Rechtsfreund auch für mißglückte 
oder von vornherein verlorene Prozesse sein Palmare ein- 
streicht, bieten die Reklamationsbureaux ihre Vermittlung in 
allen jenen Fällen, wo sie zu keinem materiellen Erfolge für 
die von ihnen vertretene Partei führt, völlig kostenlos an. 
Dies gestattet den Schluß, daß solche Fälle, welche für das 
mit nicht geringer Regie arbeitende Unternehmen als Verlust 
bilanzieren, nicht gerade häufig, daß sie jedenfalls im Ver- 
hältnis zur Zahl von erfolgreich verlaufenden Reklamations- 
fällen verschwindend gering sein müssen. Für diese letzteren 
pflegen die Rureaux mit ihren Kommittenten eine Pauschal- 
vergütung zu vereinbaren, welche gewöhnlich in dem 25- bis 
33% igen Anteile an der zu Gunsten der letzteren erwirkten 
Entschädigungssumme ausgedrückt, zumindest den Vorzug der 
Klarheit genießt. 

Ein oberflächliches Urteil mag es vielleicht für gerecht- 
fertigt halten, daß die Partei, für welche ein gewisser 
pekuniärer Vorteil vermittelt, beziehungsweise ein drohender 
Nachteil abgewendet worden ist, die Übernahme der Mühe- 
waltung seitens einer Mittelsperson durch eine angemessene 
Vergütung entlohnen müsse. Für die vorliegende Frage müssen 
wir jedoch der sowohl in eisenbahnkommerziellen wie behörd- 
lichen Kreisen genährten Anschauung von der Zulässigkeit 
einer derartigen Vermittlung ganz entschieden widersprechen. 
Schon die Möglichkeit des Entstehens der Eisenbahn- 
Reklamationsbureaux an sich und noch mehr ihr auffallendes 
Prosperieren zeugen von einer durchaus unmoralischen und 
rechtswidrigen Erfassung der Aufgaben des öffentlichen Ver- 
kehrs und gereichen den Eisenbahnverwaltungen wenig zur 
Ehre. Jene haben sich in das Verkehrsleben als ein Notbehelf 
eingeführt, dessen sich der einzelne in seiner Hilflosigkeit 
gegenüber der Übermacht des Tarifs und der bureaukratischen 
Formen zu bedienen förmlich gezwungen ist, wenn er bei 
größerem Geschäftsbetriebe seine Bilanz nicht mit dem empfind- 
liehen Konto »Überzahlungen an die Eisenbahnen« belasten 
will. Es ist eine allgemein bekannte, beschämende und doch 
von den leitenden Kreisen nur sehr oberflächlicher Reachtung 



— 215 — 

gewürdigte Tatsache, daß im Güterverkehre der österreichischen 
Eisenbahnen eine fehlerhafte oder auf unrichtiger Anwendung 
der Tarife beruhende Berechnung der Frachtgebühren zu den 
sich alltäglich wiederholenden, auf manchen Stationen, wo 
der Verkehr mit dem Publikum Lehrlingen im Eisenbahn- 
und Tarifwesen anvertraut ist, sogar zu den regelmäßigen Er- 
scheinungen zählt. Der Geschäftsmann in Österreich, ohnehin 
durch die wirtschaftlichen und staatsfinanziellen Verhältnisse 
mehr als billig bedrückt, hat mit dieser Erfahrung rechnen 
gelernt. Um sich vor größerem Schaden zu bewahren, und in 
der Erkenntnis, daß ihm von Seite der Eisenbahn sein Recht 
nur in Ausnahmsfällen ohne weiteres zuteil wird, pflegt er 
nicht selten ein ständiges Verhältnis zu irgend einem 
Reklamationsbureau einzugehen, demselben alle in seinem 
Geschäfte einlaufenden Eisenbahnfrachtbriefe ohne Wahl zur 
Revision und Einbringung etwaiger Reklamationen einzusenden 
und dafür die periodische Abrechnung über den Erfolg und 
die abzuziehende Provision zu empfangen. Daß die den Eisen- 
bahnen auf diesem Wege zum Rückersatze an ihn abge- 
rungenen Beträge für seine Tasche nicht belanglos sind, er- 
gibt sich daraus, daß der Provisionsanteil derselben allein 
genügt, die Vermittlung zu einem lukrativen Unternehmen zu 
machen. 

Wie kommt nun schon nach den ganz allgemeinen Be- 
griffen der Geschäftsmoral der Produzent, der Konsument oder 
der Geschäftsmann dazu, nach unrechtmäßig erfolgter Tan- 
gierung seiner materiellen Interessen durch die Eisenbahn für 
die Wiedereinsetzung in den rechtlichen Stand eine beson- 
dere Prämie entrichten zu müssen? Die Eisenbahntarife ent- 
halten den Umfang seiner Schuldigkeit ausgedrückt; ob dies 
in einer für ihn mehr oder weniger unverständlichen Fassung 
geschieht, bleibt für die prinzipielle Seite der Frage irrelevant. 
Es genügt, daß die Eisenbahnunternehmung, welcher die Hand- 
habung der Tarife pflichtmäßig obliegt, dieselben kennt und 
versteht. Hat jener daher auf Grund einer unrichtigen Fracht- 
berechnung ihrer Organe, für deren Gebaren sie nach § 9 
des Betriebsreglements verantwortlich und haftend ist, an Ge- 
bühren mehr entrichtet, als ihm obliegt, so fordert schon der 
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geschäftliche Anstand, ihm nach gewonnener Einsicht den 
Mehrbetrag voll und ganz zurück zu erstatten und ihn über- 
dies für etwaige mit der Verfolgung seines Anspruches ver- 
bundene Nachteile zu entschädigen. Wenn sich hiebei die 
Vermittlung eines sachkundigen Organes als notwendig her- 
ausgestellt hat, so müssen die Kosten derselben billigerweise 
der beschädigenden Eisenbahn, nicht aber der beschädigten 
Partei zur Last fallen. Damit aber die Inanspruchnahme einer 
derart vermittelnden und selbstverständlich nicht kostenlos 
arbeitenden Zwischenstelle für alle diejenigen, welche die 
öffentlichen Transportanstalten benutzen und in ihrer Eigen- 
schaft als Staatsbürger und Steuerträger zu benutzen ein 
unbestreitbares Recht haben, nicht zur Notwendigkeit werde, 
und damit gegenüber bahnseitigen Benachteiligungen nicht 
etwa in irgend einer Vermittlungsgebühr dem Wirtschafts- 
leben eine besondere Steuer auferlegt werde, hat der § 61 
des österreichischen Betriebsreglements ebenso wie der deutschen 
Verkehrsordnung das Recht der Partei und die unbedingte 
und unbeschränkte Pflicht der Eisenbahn zum Rückersatz 
von amtswegen statuiert. Ob bei der materiellen Schädi- 
gung der Partei im konkreten Falle von einem y,dolu$^^ oder 
nur von Vernachlässigung der pflichtmäßigen Obsorge und 
Irrtum gesprochen werden kann, ist für die Konstituierung 
der zivilrechtlich begründeten Ersatzpflicht irrelevant, neben 
welcher in ersterem Falle noch eine besondere strafrechtliche 
Verantwortung erwächst. 

Wenn nun von den berufenen Vertretungen der am Ver- 
kehre beteiligten Kreise in Österreich der Ruf nach einer 
Reform und Klärung der heutigen tarifarischen Mißwirtschaft 
bisher vergebhch erhoben worden und kaum beachtet ver- 
klungen ist, so wird das Verlangen umso dringender, daß doch 
zumindest innerhalb des Rahmens der geltenden Bestim- 
mungen den Beteiligten derjenige Schutz gewährleistet werde, 
dessen sie im Verkehre mit den öffentlichen Verkehrsanstalten 
bedürfen, und den die staatliche Fürsorge ihnen schuldet. Es 
bedarf hiezu nichts weiter als einerseits der Beobachtung des 
geschäftlichen Anstandes seitens sämthcher staatlichen wie 
privaten Eisenbahnverwaltungen, andererseits der Handhabung 
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des Aufsichtsrechtes der Staatsverwaltung in Bezug auf die 
Rechnungsführung und Ersatzpflicht der Privatbahnen. Die 
Auseinandersetzung mit den Parteien wegen etwaiger durch 
die Rechnungsrevision konstatierter Ansprüche der letzteren 
aus dem Frachtvertrage darf nicht dem Belieben der Bahnen 
anheimgestellt und von dem zufälligen Grade gepflogener Ku- 
lanz abhängig bleiben. Die Sanierung aller aus was immer 
für einem Grunde in tarifarischer Beziehung unterlaufenen 
Fehler innerhalb einer gewissen durch die Umstände be- 
gründeten Frist muß im Gegenteil als eine jener Aufgaben 
erkannt werden, welche die volkswirtschaftliche Bedeutung 
der Eisenbahn diese zu erfüllen zwingt, und deren Über- 
wachung dem k. k. Eisenbahnministerium obliegt. Hat erst 
einmal in den beteiligten Kreisen die Überzeugung Raum ge- 
wonnen, daß man von den öffentlichen Transportanstalten 
nicht übervorteilt werden darf, und ist das Vertrauen zu 
ihnen als den unentbehrlichen Zwischengliedern der Pro- 
duktion und Konsumtion zurückgekehrt, so wird das gegen- 
seitige geschäftliche Verhältnis eine solide Basis gewinnen, 
und es wird kein Raum mehr für Reklamationsbureaux er- 
übrigen, welche heute von all den dem Wirtschaftsleben un- 
rechtmäßigerweise vorenthaltenen Brocken ihr Dasein fristen. 

Allein nicht bloß Rechnungs- und Tarifierungsfehler sind 
es, welche die Eisenbalm den Parteien gegenüber zu vertreten 
hat, das Reklamationsverfahren umfaßt auch die zahlreichen 
Fälle, wo sich die letzteren infolge von Verlust, Minderung 
oder Beschädigung des Gutes oder Versäumung der Liefer- 
frist benachteiligt erachten. Statuieren die §§ 75 und 86 
des Betriebsreglements die nach allgemein zivilrechtlichen 
Grundsätzen diesfalls geltende Haftung, so wird die letztere 
in einer weiteren Reihe von Paragraphen in mehrfacher Rich- 
tung teils bis zu einer gewissen Höhe der Ersatzpflicht ein- 
geschränkt, teils ganz aufgehoben und nur' im Falle nach- 
gewiesener Arglist oder grober Fahrlässigkeit seitens der Bahn- 
organe nach § 88 auf den vollen Umfang des der Partei zu- 
gefügten Schadens ausgedehnt. Daß diese Beschränkung der 
Haftbarkeit für die Berechtigten nicht wenig oneros sein 
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kann, ergibt sich schon aus dem Zusammenhalte der Para- 
graphe 80 und 83, welche bei Verlust, Minderung und Be- 
schädigung des Gutes den »gemeinen Handelswert« oder »ge- 
meinen Wert«, beziehungsweise den erlittenen »Minderwert« 
als Ausgangspunkt für die Ersatzpflicht feststellen, mit dem 
§ 85, welcher außerdem zwar noch die Zulässigkeit eines wei- 
teren Schadenersatzes bis zur Höhe des in der Deklaration 
des Interesses an der Lieferung ausdrücklich festgesetzten 
Betrages annimmt, dessen Geltendmachung jedoch von dem 
Beweise abhängig macht, daß der Berechtigte einen jene all- 
gemeine Wertermittlung übersteigenden Schaden erlitten habe. 
Bei der Schwierigkeit einer solchen Beweisführung wird der 
Geschädigte aus Scheu vor lästigen Weiterungen dieselbe zu 
unterlassen nur allzu geneigt sein. So wird der Vorteil der 
nach § 84 zulässigen Interesse-Deklaration in Bezug auf Ver- 
lust oder Beschädigung des Gutes für ihn gewöhnlich illu- 
sorisch, und der hiefür im Tarife festzusetzende Fracht- 
zuschlag diesbezüglich nur eine unnütze Verteuerung der 
Fracht sein, und als einzige praktische Wirkung jener Ver- 
sicherung dürfte wohl nur die bei Versäumung der Lieferfrist 
nach § 87, Absatz II, Zahl 1 ohne Nachweis eines Schadens 
in gewissen Bruchteilen der Transportgebühr ausgedrückte 
bahnseitige Entschädigungspflicht erübrigen. 

Indem § 71 des Betriebsreglements das Verfahren bei 
Verlust und bahnseitig entdeckten oder von den Verfügungs- 
berechtigten behaupteten Minderungs- und Beschädigungs- 
fällen regelt und die protokollarische Feststellung der näheren 
Umstände, die Beiziehung von unbeteiUgten Zeugen, Sach- 
verständigen und des Verfügungsberechtigten verlangt, wird 
nach § 90 ausdrücklich von der rechtzeitigen, und zwar vor 
der Bezahlung der Fracht und der sonst auf dem Gute haf- 
tenden Forderungen und vor Annahme desselben bewirkten 
Vornahme dieser Feststellungen die erfolgreiche Geltend- 
machung eines Ersatzanspruches gegen die Eisenbahn ab- 
hängig gemacht, Ausnahmen von diesem Grundsatze bilden 
nur die Fälle von ArgUst oder grober Fahrlässigkeit und durch 
Verschulden der Eisenbahn unterbliebener Feststellung sowie 
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schließlich alle Entschädigungsansprüche wegen äußerlich nicht 
erkennbarer Mängel, welche unter gewissen Bedingungen auch 
nach erfolgter Übernahme des Gutes berücksichtigt werden 
sollen. Der in letzterer Beziehung maßgebende Absatz ent- 
hält die Forderung, daß innerhalb einer Präklusivfrist von 
sieben Tagen nach der Empfangnahme des Gutes der Antrag 
auf protokollarische Erhebung des Schadens bei der Eisen- 
bahn oder dem zuständigen Gerichte angebracht werde ; ferner 
»muß der Berechtigte beweisen, daß der Mangel während der 
Zeit zwischen der Annahme zur Beförderung und der Ab- 
lieferung entstanden ist«. 

Die rigorose Beobachtung dieser Kautelen macht es 
der Eisenbahn leicht, in allen den so gewöhnlichen Fällen, 
wo ein in verpacktem Zustande befördertes Gut vom Empfänger 
übernommen worden ist, sich der etwaigen Entschädigungs- 
pflicht zu entschlagen. Eine Kiste beispielsweise, welche in 
Stroh verpacktes Glas- oder Porzellangeschirr enthält, kann vor 
Übernahme auf der Bahn in der Regel doch nicht ihrem In- 
halte nach geprüft werden. Zeigt sich nun später beim Aus- 
packen, daß die zerbrechliche und vielleicht überaus wert- 
volle Ware zum großen Teile gebrochen sei, so ist es dem 
Empfänger zu seiner Schadloshaltung ebenso unmöglich, den 
Zustand des Gutes im Augenblicke des Auspackens nach- 
träglich kommissioneil feststellen zu lassen, wie den gerichts- 
ordnungsmäßigen Beweis zu liefern, daß das Zerbrechen des 
Geschirrs eine unmittelbare Folge der dem Frachtstücke von 
den Bediensteten der Eisenbahn zuteil gewordenen rücksichts- 
losen Behandlung gewesen und nicht vielleicht erst bei der 
Zufuhr vom Bahnhofe nach seiner Wohnung erfolgt sei, wenn 
für das erstere vielleicht auch die volle moralische Ver- 
mutung spricht. 

Zahllos sind die Fälle, wo im Güterverkehre der öster- 
reichischen Eisenbahnen durch derart nicht streng nachweis- 
bare Beschädigungen der ihnen zum Transport anvertrauten 
Güter den Parteien empfindliche Nachteile zugefügt werden, 
und nicht zu unterschätzen ist die Summe der Werte, welche 
auf diese Weise durch Verschulden der Eisenbahn und ihrer 
Leute für die Interessen des Verkehrs verloren gehen. Wenn 
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die ganz allgemeinen und alltäglichen Klagen der Geschädigten 
nicht allzu häufig in Form von Reklamationen an das Ohr 
der Betriebsleitungen zu dringen pflegen, so ist das zum 
größten Teile die Folge der Aussichtslosigkeit jedes Bemühens, 
die Bahnen zum Verlassen ihres formell ablehnenden Stand- 
punktes zu bewegen und der ihnen eingeräumten vorteil- 
hafteren Stellung gegenüber mit einer Beschwerde durchzu- 
dringen, nicht zum geringsten aber auch die Frucht der dem 
österreichischenPublikum so eigentümlichen apathischen Scheu 
vor jeder energischen Initiative, welche lieber Ungemach 
duldet, als sich zur Verfechtung des eigenen guten Rechtes 
aufzuraffen, und welche sich als »österreichische Gemütlich- 
keit« in einer lammsgleichen Geduld insbesondere gegenüber 
den Eisenbahnen äußert. Bei dieser geradezu typischen Er- 
scheinung des österreichischen Verkehrslebens mag die Be- 
hauptung, daß die verhältnismäßig geringe Zahl eingebrachter 
Reklamationen wegen Beschädigung von Eisenbahnsendungen 
den vollen, statistisch unanfechtbaren Beweis für den bei Ab- 
wicklung des Transportdienstes betätigten besonders hohen 
Grad von Sorgfalt erbringe, auf ihren wahren Wert zurück- 
geführt, wie ein schlecht verhüllter Hohn aus dem Reiche des 
Bureaukratismus klingen ! 

Das vielfach mangelnde Bewußtsein der Verantworthch- 
keit vor der Öffentlichkeit und ein beklagenswertes Manko dienst- 
licher Disziplin tragen die Schuld, wenn im Transportdienste 
der österreichischen Eisenbahnen den Interessen des Publi- 
kums sowohl in Bezug auf die tarifarisch richtige Gebühren- 
berechnung und zweckmäßige Instradierung, wie nicht minder 
auch in Bezug auf die vorsichtige Verladung und den Schutz 
des Gutes vor willkürlichen oder doch leicht zu verhütenden 
Beschädigungen allzu häufig in einer Weise zuwider gehandelt 
wird, welche zu berechtigten Klagen den gewöhnlichsten An- 
laß gibt und die zwischen den Transportanstalten und dem 
Pubhkum künstlich großgezogene Spannung mutwilligerweise 
verschärft. Wer zu beobachten Gelegenheit hat, mit welchem 
Mangel jeglicher durch die Umstände gebotenen Rücksicht 
mit den Frachtstücken seitens der untergeordneten Bahn- 
bediensteten umgegangen, wie selbst dem deuthchen Vermerk 
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»Vorsicht, nicht stürzen« auch nicht die geringste Beachtung 
geschenkt zu werden pflegt, wer namentlich die • geradezu 
unverantwortliche Behandlung des Reisegepäcks auf öster- 
reichischen Bahnhöfen nicht allein dort, wo die Kürze der 
zur Expedition verfügbaren Zeit und ein außergewöhnlicher 
Andrang ein etwas summarisches Verfahren entschuldigen, zu 
seinem eigenen Schaden erfahren hat, wird diesbezüglich einen 
Mangel pflichtgemäßer Obsorge nicht in Abrede stellen können. 
Die schuldtragenden Bahnarbeiter und Packer fühlen sich in 
der Gewißheit, daß das unnötige Stoßen und Stürzen eines 
vielleicht sehr empfindlichen Gepäckstückes keinem von 
ihnen nachträglich werde erwiesen werden können, jeglicher 
Verantwortlichkeit ledig, und den zur Beaufsichtigung ihres 
Tuns berufenen Organen fehlt es, um Ordnung und Disziplin 
zu schaffen, zumeist an Energie, Macht und wohl auch an Zeit. 
Hier ergibt sich für eine ihre Ziele erfassende staatliche 
Aufsichtsbehörde hinreichender Anlaß, mit ihren Machtmitteln 
einzusetzen. Der § 9 des Betriebsreglements, welcher die Haft- 
barkeit der Eisenbahn für ihre Leute statuiert, darf kein 
toter Buchstabe bleiben, hinter welchem sich die Willkür 
verschanzt. Die Verantwortlichkeit vor der Öffentlichkeit muß 
den Betriebsleitungen, mögen sie staatliche Administrativ- 
behörden oder nur die Vertreter privater Erwerbsgesellschaften 
sein, weit eindringlicher zum Bewußtsein gelangen, als die 
bureaukratische Gleichgültigkeit gegen alle anderen als die 
unmittelbaren pekuniären Interessen der Eisenbahn es zuwege 
gebracht hat, und dieses Gefühl muß sich, unterstützt durch 
unerbittliche Handhabung der Disziplin und Strenge in der 
Ahndung aller wie immer gearteten Verstöße, bis zu den 
untersten Gliedern des Verkehrsorganismus fortpflanzen. Die 
obersten Stufen der Verwaltung müssen aber davon ablassen, 
vom PubUkum eingebrachte Beschwerden als böswiUige An- 
griffe gegen den Bestand des Eisenbahnunternehmens zu be- 
trachten und in ihrer Abwehr die eigentUch Schuldtragenden 
zu decken. Sie müssen vielmehr im Hinweise auf bestehende 
Mängel die willkommene Gelegenheit begrüßen lernen, durch 
die objektive Prüfung des . Sachverhaltes, die allerkulanteste 
Behandlung irgendwie begründeter Klagen und die ehrliche 
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Sanierung aufgedeckter Gebrechen das wirtschaftspolitische 
Niveau des Unternehmens zu heben. An der Aufsichtsbehörde 
wird es liegen, den hier aufgestellten, kaum ernstlich anfecht- 
baren Grundsätzen bei den Eisenbahnen allgemein Geltung zu 
verschaffen und insbesondere auf eine gründliche, wohlwollende 
und im Sinne des § 73 des Betriebsreglements tatsächlich 
»mit tunlichster Beschleunigung« zu bewirkende Erledigung 
aller von Seite der Parteien eingebrachten Reklamationen 
hinzuwirken. 



9. Kapitel. 
Das Lokalbahnwesen. 



indem die öffentlichen Verkehrsanstalten im Organismus 
der modernen Volkswirtschaft die Funktion von Blutgefäßen 
erfüllen, durch welche den in Jahrhunderte langer Abge- 
schlossenheit gebundenen Kräften erst frisch pulsierendes 
wirtschaftliches Leben eingeflößt werden konnte, kommt den- 
selben naturgemäß eine dieser ihrer allgemeinen Bedeutung 
wie ihren besonderen Aufgaben entsprechende Gliederung zu. 
Dem Systeme von Arterien und Venen, welche den Haupt- 
kreislauf des Verkehrslebens vermitteln, stehen untergeordnet, 
jedoch mit jenen und untereinander streng planmäßig ver- 
bunden, die unzähligen Adern und Äderchen zur Seite, welche 
den lebenspendenden Strom bis an die äußerste Peripherie des 
Gesamtorganismus zu leiten und aus dessen entferntesten Gliedern 
nach den Zentren des wirtschaftlichen Lebens zurückzuführen 
berufen sind. In einer Ära, wo Bedürfnis und Unternehmungs- 
geist in der Hauptsache kaum mehr eine Lücke in dem Netze 
der mit Dampfkraft betriebenen Hauptverkehrsrouten zurück- 
gelassen haben, und nur mehr deren zweckmäßige Ausgestaltung 
durch modernere Traktionsmittel einer-, andererseits deren 
teilweise Entlastung durch billiger verfrachtende Wasserwege 
in Frage steht, gewinnt das Eisenbahnwesen niederer Ordnung 
an aktueller Bedeutung sowohl mit Rücksicht auf die Speisung 
der Hauptbahnen und die Belebung des Weltverkehres, als 
nicht minder zugunsten der Erschließung vieler vom Verkehrs- 
leben bisher abgeschiedener Landstriche und Einbeziehung 
mannigfacher Interessen in den wirtschaftlichen und kulturellen 
Güterumtausch der Gegenwart. 
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Von der richtigen Erkenntnis geleitet, daß mit der 
Steigerung des Verkehrs und der Verbesserung des Betriebes 
auf den Vollbahnen die systematische Ausgestaltung des 
Lokalbahnwesens parallel gehen müsse, wenn die an erstere 
geknüpften Erwartungen sich erfüllen, und der Segen einer 
intensiven Verkehrspolitik alle Bevölkerungskreise und Kultur- 
interessen gleichmäßig durchdringen soll, haben sämtliche 
Kulturstaaten es sich angelegen sein lassen, Projektierung, 
Bau und Betrieb von Lokal- und Kleinbahnen durch legis- 
latorische Maßnahmen möglichst zu fördern und zu er- 
leichtern. Die Direktive für eine zweckentsprechende Aus- 
gestaltung der hier in Betracht kommenden Verkehrswege 
ist schon in der obigen Charakterisierung derselben als Saug- 
adern für ein abgeschlossenes Netz von Hauptbahnen und in 
der ihnen zugewiesenen Aufgabe gelegen, den letzteren aus 
bisher verkehrspolitisch vernachlässigten, aber wirtschaftlich 
entwicklungsfähigen Gebieten Nahrung zuzuführen und in 
segensvoller Wechselwirkung den Strom wirtschaftlichen und 
kulturellen Lebens dahin zurück zu leiten. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß die Errichtung von Hauptbahnen an 
gewisse Bedingungen lokaler und wirtschaftlicher Natur ge- 
bunden ist und bei der Höhe des in ihnen zu investierenden 
Kapitales, der Schwierigkeit und relativen Schwerfälligkeit 
des Betriebes vor einem gewissen Höchstmaße technischer 
Schwierigkeiten und Mindestmaße finanzieller und wirtschaft- 
licher Aussichten notwendigerweise Halt machen muß. Über 
diese Grenze hinaus liegt das unbestrittene Gebiet der Sekun- 
där-, Vizinal- oder Kleinbahn, welche im Rahmen weitaus 
beschränkterer Verhältnisse, mit geringeren Kapitalien, aber 
auch mit weit mäßigeren Ausgaben zu arbeiten, sich damit 
sehr bescheidenen Bedürfnissen anzupassen und durch ver- 
kehrspolitische Kleinarbeit weiten, bisher vernachlässigten 
Landstrichen zum Segen zu gereichen in der Lage ist. Die rela- 
tive Kleinheit der für Lokalbahnen im allgemeinen geltenden 
Beziehungen und die Notwendigkeit, derartigen Verkehrshnien 
durch Entlastung derselben von allerlei unbegründeten, weil 
größeren Verhältnissen angepassten, finanziellen wie betriebs- 
technischen Erschwernissen in zahllosen Fällen überhaupt 
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erst die Möglichkeit ihres Entstehens und ihres gedeihlichen 
Bestandes zu bieten, mußten somit wie in anderen Ländern 
auch in Osterreich für das Eingreifen der Legislative und der 
Verordnungsgewalt bestimmend sein, und sind Erwägungen 
solcher Art die dem Eisenbahnbau und -betriebe niederer 
Ordnung zugewendeten Erleichterungen zu danken, welche 
einerseits in den verschiedenen Landesgesetzen (Mähren 4 März 
1887, Steiermark 11. Februar 1890, Böhmen 17. Dezember 
1892) und dem Reichsgesetze vom 31. Dezember 1894 »über 
Bahnen niederer Ordnung«, andererseits in den »Grundzügen 
der Vorschriften über den Betrieb auf Lokalbahnen« vom 
1. Jänner 1894 zum Ausdrucke gelangt sind. Die eminente 
Wichtigkeit, welche das Lokalbahnwesen für die organische 
Ausgestaltung des modernen Verkehres überhaupt wie für die 
Wohlfahrt weiter Kreise schwer belasteter, aber gleich- 
berechtigter Steuerträger besitzt, hat überdies für dessen 
Unterstützung dem Gesamtstaate wie den einzelnen Ländern 
empfindüche Opfer abgerungen. Mögen diese mit Rücksicht 
auf die Tangierung öffentlicher Interessen immerhin wohl- 
begründet erscheinen, so dürfen doch weder Staat noch Land 
auf einen gewissen, wenn auch nur bescheidenen Erfolg zur 
nachträglichen Rechtfertigung der dem Unternehmen gewid- 
meten Steuergelder verzichten. 

Wenn nun ungeachtet aller Erleichterungen in Bezug 
auf Bau, Betrieb und Geldbeschaffung, ungeachtet aller Zu- 
schüsse von Seite der öffentlichen Gewalten und privaten In- 
teressenten bei den in Österreich bestehenden Bahnen zweiter 
Ordnung, insbesondere bei den innerhalb der letzten zwei, 
namentlich aber des letzten Jahrzehnts förmlich wie Pilze 
aus dem Boden hervorgeschossenen, in hervorragender Weise 
durch das Privatkapital begründeten, jedoch zumeist auf 
Rechnung der Eigentümer vom Staate betriebenen Lokal- 
bahnen der erhoffte Erfolg sich weder in allgemein, noch in 
lokal wirtschaftlicher, weder in staatsbudgetärer, noch in pri- 
vatfinanzieller Beziehung eingestellt hat, und diese Bahnen 
sich zum großen Teile tatsächlich als empfindliche Belastung 
des Staats- und Landesbudgets darstellen, ohne damit durch 
Hebung der materiellen und kulturellen Wohlfahrt der von 
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ihnen durchzogenen Gebiete ihren unmittelbaren Aufgaben 
gerecht werden zu können, — so ist das gewiß eine der bedauer- 
lichsten Erscheinungen in der heutigen österreichischen Ver- 
kehrspolitik, welche das Vertrauen in die erfolgreiche Leitung 
derselben in weiten Kreisen zu erschüttern und unser kaum 
ins Leben gerufenes Lokalbahnwesen dauernd zu diskreditieren 
nur allzu geeignet ist. Indem nun nachstehend der Hinweis 
auf jene Mängel, welche als Ursachen des unbefriedigenden 
Erfolges betrachtet werden müssen, und die Bezeichnung der 
Mittel und Wege, welche eine Gesundung dieses Verkehrs- 
zweiges erhoffen lassen, versucht wird, können diese Er- 
örterungen allerdings nicht den Anspruch auf Neuartigkeit 
erheben, sondern sie verfolgen lediglich die Absicht, das von 
Fachmännern längst zweifellos Erkannte und zum Teil auch 
schon zum öffentlichen Ausdrucke Gebrachte ^) in einer Frage 
von so allgemeiner Bedeutung zum Bewußtsein weiterer 
Kreise zu bringen. Wenn auf diesem Wege bei den Ver- 
tretungskörpern und der Staatsverwaltung ein Druck in der 
Richtung einer Reform des kaum erst zu größerer Bedeutung 
gelangten und schon mit dem Dasein ringenden österreichi- 
schen Lokalbahnwesens ausgeübt werden könnte, wären diese 
Ausführungen auf fruchtbaren Boden gefallen. 

Es verdient vor allem die Unklarheit hervorgehoben zu 
werden, welche in Bezug auf das Wesen der »Lokalbahn« 
und deren Begriffsbestimmung zu herrschen pflegt. Fast hat 
es den Anschein, als hänge es ledighch vom Belieben der 
Konzessionswerber ab, die von ihnen intendierte Verkehrs- 
linie als Hauptbahn gelten, oder aber sie vermöge einfacher 
Adoptierung der entsprechenden Terminologie der Begünsti- 
gungen einer Lokalbahn teilhaft werden zu lassen. Die 
herrschende Praxis, welche auf die unmittelbaren Erleich- 
terungen neuer Bahnbauten abzielt und die Forderungen 
einer weiter bhckenden Verkehrspolitik dabei in den Hinter- 
grund drängt, hat in Österreich den Unterschied zwischen 



^) Beachtenswerte Winke zur rationellen Auffassung der Aufgaben 
und Mittel dieses Betriebszweiges enthält die im Jahre 1900 bei J. F. Berg- 
mann in Wiesbaden erschienene Schrift »Der Betrieb der Lokalbahnen« 
Ton Dipl. Ing. Professor Alfred Birk. 
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Haupt- und Nebenbahn, Vollbahn- und Sekundärbetrieb längst 
derart verwischt, daß heute die Frag« nach dem Wesen der 
Lokalbahn und das Verlangen nach Präzisierung jener Vor- 
aussetzungen, unter welchen die für eine solche normierten 
Erleichterungen und Begünstigungen überhaupt angesprochen 
werden können, nur allzu berechtigt erscheint. Mangels 
jeder autoritativen Definition des Begriffes, nachdem merk- 
würdigerweise das Lokalbahngesetz vom 31. Dezember 1894 
der grundlegenden Frage, welches Unternehmen denn eigent- 
lich als Lokalbahn zu betrachten sei, offenbar in der Absicht 
aus dem Wege geht, gegebenenfalls Raum für Verhandlungen 
der Staatsgewalt mit den beteiligten Faktoren zu gewähren, 
können nur die natürliche Bedeutung des Wortes und die 
Absicht, deren Erreichung den in Rede stehenden Begünsti- 
gungen zu Grunde lag, als verlässliche Kriterien betrachtet 
werden. Die richtige Einreihung eines konkreten Eisenbahn- 
unternehmens wird in formeller Beziehung umso schwieriger, 
weil der zweite Absatz des oben zitierten Gesetzes, welcher 
von »Kleinbahnen« oder »Tertiärbahnen« spricht, diese als 
»für den allgemeinen Eisenbahnverkehr von geringer Bedeu- 
tung« charakterisiert, woraus der unrichtige Schluß gezogen 
werden könnte, daß den vorher behandelten eigentlichen 
»Lokal-, Sekundär- oder Vizinalbahnen« stets eine hervor- 
ragende Bedeutung für den allgemeinen Verkehr beizumessen 
sei. Hiedurch wäre aber wieder der Unterschied mit den 
Hauptbahnen vollständig verwischt. 

Als Lokalbahn kann a priori niemals eine Unternehmung 
aufgefasst werden, deren Bedeutung für den internationalen 
Verkehr oder auch nur für den Verkehr im eigenen Staate 
und Lande den rein* lokalen Interessen gleichkommt oder sie 
gar überwiegt. Zwei Provinzstädte, von welchen die eine oder 
beide an Hauptbahnen gelegen sind, untereinander und mit 
diesen zu verbinden, ist die Aufgabe der Lokalbahn. Sie kann 
auch eine Ausbreitung des Hauptnetzes nach gewissen Industrie- 
zentren vermitteln, sofern es sich dabei um relativ bescheidene 
Verkehrsverhältnisse handelt. Nicht minder wird die Lokal- 
bahn berufen sein, ein entlegenes Gebirgstal, welches abseits 
der großen Verkehrsroute liegt und selbst der Grundlagen 
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für eine solche entbehrt, an jene anzuschließen und ihm einen 
Tropfen aus dem vollen Becher des Weltverkehres zuzuführen. 
In sämtlichen Fällen ist es vollkommen gleichgiltig, ob ein 
selbständiges Unternehmen, oder bloß eine Erweiterung des 
Hauptbahnunternehmens vorliegt. Kommt hingegen die direkte 
Verbindung der erwähnten beiden Provinzstädte mit der 
Landes- oder Reichshauptstadt oder vielleicht die Zugänglich- 
machung eines Weltkurortes für das In- und Ausland in Be- 
tracht, so greifen diese Aufgaben schon weit über das Wesen 
der Lokalbahn hinaus. Steht zu erwarten, daß jenes stille 
Gebirgstal binnen kurzem vielleicht durch den schrillen Pfiff 
der Lokomotive aufgeschreckt werden wird, welche in fliegender 
Hast vollbesetzte Expreßzüge des internationalen Verkehrs 
und schwer beladene Güterzüge, das wirtschaftliche Band 
zweier Nachbarreiche, über den der Natur abgerungenen 
neuen Verkehrsweg und die bis dahin unwegsame Wasser- 
scheide schleppt, so ist es, mögen die Anfange auch noch so 
bescheiden sein, doch eine Hauptbahn in des Wortes vollster 
Bedeutung, welche hier entstanden ist, sich weiter entwickelt 
und, entfernteren Zielen nachstrebend, auf ihrem Wege 
nebenbei auch für die letzte Gebirgshütte Licht- und Schatten- 
seiten des modernen Verkehrslebens zurückläßt. Nicht die 
absolute oder relative Verkehrsdichte oder die Höhe der 
Rentabilität kann für die Einreihung einer Linie unter die 
Hauptbahnen allein maßgebend sein. Deren Kriterium liegt 
vielmehr vornehmlich in ihrer über die rein lokalen Inter- 
essen hinausragenden Bedeutung. Andererseits erscheint es 
gewiß ebenso berechtigt, selbst eine Eisenbahn von außer- 
ordentlich regem Verkehre und hoher Ertragsfähigkeit lediglich 
als Lokalbahn zu betrachten, insofern der Weltverkehr von 
ihrem Treiben unberührt bleibt. Das hervorragendste Beispiel 
einer Lokalbahn in diesem Sinne ist die Stadtbahn einer 
modernen Großstadt mit ihrem schwindelerregenden, aber 
innerhalb beschränkter Kreise sich vollziehenden Verkehre 
und die Straßenbahn, deren Fortentwicklung zu einem mit 
motorischer Kraft ausgerüsteten Verkehrsmittel und deren 
mitunter außerordentliche Frequenz sie doch niemals des 
Charakters einer Kleinbahn zu entkleiden vermögen. 
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Sind aber die Voraussetzungen für eine Hauptbahn im 
konkreten Falle gegeben, so sollte sie durch unvollkommenen 
Betrieb, mangelnde Sicherheitseinrichtungen und geringe Fahr- 
geschwindigkeit niemals auf das Niveau einer Lokalbahn 
herabgedrückt werden dürfen, Bau und Betrieb sollten sich 
im Gegenteil ihrer natürhchen Bedeutung bedingungslos an- 
zupassen suchen. 

Im auffallenden Widerspruche zu diesem Grundsatze 
finden wir in Österreich eine Reihe von Eisenbahnlinien teils 
seit vielen Jahren im Betriebe, teils auf Grund der allseits 
propagierten Lokalbahnaktion erst vor verhältnismäßig kurzer 
Zeit ins Leben gerufen, welchen die QuaUfikation als Lokal- 
bahnen und die damit zusammenhängenden Begünstigungen 
subjektiver Natur unseres Er achtens völlig unzutreffender- 
weise zugesprochen worden sind. 

Es wäre beispielsweise auf die k. k. priv. Bozen- 
Meraner Eisenbahn hinzuweisen, welche als privates 
Unternehmen auch in selbständigem Privatbetriebe steht und 
als Lokalbahn alle mit einer solchen für die Gründer und 
Aktionäre verbundenen Vorteile genießt. Bei dieser Linie hat 
es sich um die Verbindung der wichtigen Südbahnstrecke 
Kufstein — Ala mit dem fruchtbaren und dichtbevölkerten Etsch- 
tale gehandelt, welches durch dieselbe erst mit dem Herzen 
des Reiches, mit Deutschland und Italien in Verkehr gesetzt, 
und dessen reiche Hilfsquellen hiemit wirtschaftlich und kul- 
turell erschlossen wurden. Durch die längst geplante und 
gegenwärtig im Zuge befindliche Fortsetzung dieser Bahn bis 
Landeck an der Arlberglinie wird sie eine noch weit erhöhte 
Bedeutung im internationalen Verkehre erlangen und Südtirol 
unmittelbar mit der Schweiz verbinden. Aber auch schon auf 
der bisher betriebenen Strecke von Bozen bis Meran hat sich 
dank den natürlichen Hilfsquellen der Gegend ein lebhafter 
Frachtenverkehr, dank den landschaftlichen und kümatischen 
Vorzügen der südtirolischen Luftkurorte ein außerordentlich 
reger Personenverkehr entwickelt, welcher den alljährlich 
zwischen dem Norden und Süden Europas auf und nieder 
wallenden Pilgerstrom nach dem herriichen Meran als einer 
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vielbesuchten Zwischenstation, die zahllosen Freunde der 
Alpenwelt nach diesem beliebten Ausgangspunkte der Tou- 
ristik lenkt. Der Bahnhof zu Merän bietet trotz seines be- 
scheidenen Umfänges nichts weniger als ein Bild kleinlichen 
Lokalverkehres ; schon das Eintreffen direkter Wagen aus dem 
Iii- und Auslande und das zeitweilige Bedürfnis der Durchführung 
von Luxuszügen auf dieser Strecke geben zur Genüge kund, 
daß dieser Ort durch die Eisenbahn dem Weltverkehre nahe 
gerückt worden ist. Und doch gilt letztere in den Augen ihrer 
Verwaltung, der staatlichen Behörde und des Publikums als 
Lokalbahn mit all den UnvoUkommenheiten und Beschrän- 
kungen, welche diesem Begriffe anhaften ! Kann aus dem Um- 
stände, daß sie zwischen hohen Bergen dahinläuft, oder aus 
ihrer geringen Ausdehnung etwa die Notwendigkeit gefolgert 
werden, die auf ihr verkehrenden Personenzüge unter Anwen- 
dung kleiner Sekundärlokomotiven trotz der überaus günstigen 
Profile mit der allerbescheidensten Geschwindigkeit zu be- 
fördern? Kann der Wunsch der Verwaltung, an Betriebsaus- 
gaben möglichst zu sparen, den Fortfall entsprechender Signali- 
sierungs- und Weichensicherungs-Anlagen, die Einschränkung 
der Bahnbewachung und den Fortbestand der so überaus pri- 
mitiven Zustände am Meraner Bahnhofe rechtfertigen? Mangels 
ausreichender Lokalitäten und genügenden Personals für die 
Aufnahme und Expedition des Reisegepäcks häuft sich das 
letztere bei gewissen Zügen alltäglich in den Vorräumen derart 
an, daß die zahlreichen einheimischen und fremden Reisenden 
oft halbe Stunden lang vor der Gepäckskasse aufgehalten 
werden, und die wichtigsten Züge infolgedessen fast regel- 
mäßig mit Verspätung abgehen. Hinter der so bequemen Spitz- 
marke »Sekundärbetrieb« verbirgt sich tatsächlich ein schlechter, 
am unrechten Orte knausernder, die Geduld des Publikums 
schmählich mißbrauchender Betrieb auf einer Linie, welche 
ihrer 32 Kilometer ungeachtet dennoch alle Voraussetzungen 
besitzt, um als Hauptbahn in moderner Weise betrieben zu 
werden. 

Ein weiteres drastisches Beispiel bietet die im Dezember 
1898 eröffnete Lokalbahn Marie nbad-Karlsbad. Die Unter- 
nehmer wünschten dieselbe mit einem möglichst geringen An- 
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lagekapitale ins Leben zu rufen und streben in begreiflichem 
privatwirtschaftlichem Egoismus die äußerste Herabminderung 
der Betriebskosten an. Der Staatsregierung hat es an der Kon- 
sequenz gemangelt, die inaugurierte Verstaatlichung des Eisen- 
bahnwesens und den direkten Staatseisenbahnbau auch auf 
diese überaus wichtige Linie auszudehnen, welche im An- 
schlüsse an das bestehende Staatsbahnnetz eine neue vorteil- 
hafte Verbindung mit zwei Weltkurorten ersten Ranges her- 
zustellen, daneben im Güterverkehre erhebliche Wegkürzungen 
in wichtigen Relationen und eine teilweise Konkurrenzierung 
der Buschtiehrader Eisenbahn zu bewirken berufen war. 
Neben dem Mangel eigener Initiative ließ sie aber auch die 
Umsicht und Energie vermissen, die Privatinteressenten zu 
einer dem anzustrebenden Zwecke adäquaten Ausgestaltung 
des Unternehmens zu bestinmien, und begnügte sich mit der 
Übernahme des Betriebes auf Rechnung und im Sinne der 
Unternehmer. So kam unter der Patronanz der betrieb- 
führenden Staatseisenbahnverwaltung die für österreichische 
Verhältnisse so charakteristische Anomalie einer Lokalbahn 
mit Expreßzugsbetrieb zustande. In der Station Marienbad 
der Staatsbahnlinie Wien — Eger auf diese Linie übergehend, 
werden eine Reihe wichtiger und schwer belasteter Schnellzüge, 
darunter der im österreichischen Eisenbahnbetriebe den her- 
vorragendsten Rang einnehmende Luxuszug Wien — Karlsbad, 
mit Inanspruchnahme aller Begünstigungen und Unvollkommen- 
heiten des Sekundärbetriebes, auf der schrankenlosen, un- 
genügend bewachten, leicht gebauten, verläßlicher Signal- 
einrichtungen und Weichenanlagen entbehrenden, 53 km langen 
Bahnstrecke mit einer maximalen Fahrgeschwindigkeit von 
35 hm/St in der gleichen Zeit, welche der 30 km betragende 
Umweg über Eger früher erforderte, nach dem Weltbade 
Karlsbad befördert, wo den Reisenden aus aller Herren Län- 
dern, Schwerkranken wie verwöhnten Luxusreisenden, als 
Empfangsgebäude eine Art vergrößertes Bahnwächterhaus zu 
Gebote steht, und die äußerst primitiven Einrichtungen »des 
Bahnhofes sie nötigen, den Zugang zu den Zügen ohne jeden 
Schutz vor den Unbilden der Witterung auf im Freien hin- 
gelegten Brettern oder im Kote watend aufzusuchen! 
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Nur die untrügliche Erkenntnis, daß es sich hier bei 
allem Versteckenspielen mit den öffentlichen Verkehrsinteressen 
tatsächlich doch um eine Hauptbahn ersten Ranges handle, 
konnte für den von der Vertretung des Badeortes und der 
Aufsichtsbehörde selbst getragenen Wunsch bestinmiend sein, 
für den Karlsbader Verkehr dem hier geschilderten Provi- 
sorium eines Bahnhofes der Eisenbahn Marienbad — Karlsbad 
den Charakter eines Zentralbahnhofes beizulegen. So wird 
denn von beiden Seiten an die Buschtiehrader Eisenbahn, 
welche ihren Bahnhof Karlsbad dem innerhalb weniger Jahre 
großartig angewachsenen Verkehre und der Bedeutung des 
Weltkurortes entsprechend kürzlich erst in befriedigendster 
Weise ausgestaltet hat, das höchst anfechtbare und für sie 
geradezu selbstmörderische Ansinnen gestellt, diesen Bahnhof 
für den Personenverkehr gänzlich auszuschalten und ihre 
Züge über zu erbauende Zufahrtsrampen und eine neue 
Egerbrücke nach dem viel tiefer gelegenen »Zentralbahnhofe« 
zu leiten. Abgesehen von der Inkonsequenz, welche seitens 
der Stadtvertretung darin liegt, vor 30 Jahren die damals in 
Ausführung begriffene Buschtiehrader Bahn möglichst weit 
vom Herzen des Kurortes hinausgedrängt zu haben und heute 
Himmel und Erde in Bewegung zu setzen, um für die Hotel- 
omnibusse eine Wegkürzung von kaum fünf Minuten zu er- 
langen, zeigt die berührte Aktion von einer krassen Verken- 
nung der vernünftigen Rücksichten auf einen geordneten 
Eisenbahnbetrieb, deren sich zumindest die Staatsverwaltung 
nicht schuldig machen sollte. Auf der Strecke Eger — Karlsbad — 
Komotau der Buschtiehrader Eisenbahn ist auf Andrängen der 
Regierung innerhalb der letzten Jahre durchaus das zweite 
Geleise zur Ausführung gelangt. Die beiderseitigen Zufahrts- 
rampen zum Zentralbahnhofe Karlsbad wären dementspre- 
chend gleichfalls doppelgeleisig anzulegen, wenn die Regel- 
mäßigkeit und Sicherheit des Betriebes nicht empfindlich ge- 
stört werden sollen. Den Terrainverhältnissen zufolge müßten 
sie mit einem sehr bedeutenden Steigungsprozent bedacht 
werden, welches bei den schweren Schnellzügen die Verwen- 
dung von Vorspann- oder Schubmaschinen bedingen würde. 
Die durch Signale zu deckende Abzweigung von der Haupt- 
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strecke, die langsame Fahrt auf der Rampe, das Anlegen und 
Absetzen der Vorspannmaschinen, alle diese Momente zu- 
sammen müßten den sich im heutigen Buschtiehrader Bahn- 
hofe glatt abwickelnden Verkehr der zahlreichen Personen- 
und Schndlztige ganz erheblich schwieriger^ kostspieliger, un- 
sicherer und zeitraubender gestalten, und es würde die un- 
bedeutende Näherrückung des Bahnhofes an die Stadt mit 
den empfindlichsten finanziellen Opfern und Betriebserschwer- 
nissen erkauft werden. Ganz paradox gestaltet sich aber diese 
Frage, wenn erwogen wird, daß es sich hier um Einführung 
einer Hauptbahn großen Stiles in die Verkehrsanlagen einer 
Lokalbahn handelt. Der umgekehrte Weg wäre der einzig 
naturgemäße. Will man aber eine Hauptbahn mit internatio- 
nalem Schnellzugsbetriebe und einen Zentralbahnhof haben, 
dann täusche man nicht den eigenen Beutel und die öffent- 
lichen Interessen durch ein unzutreffend gewähltes Aus- 
hängeschild. 

Wir haben uns bei diesem Spezifikum von Begriffs- 
verwirrung und von hierzulande so beliebter halber Arbeit 
länger aufhalten zu sollen geglaubt, weil wir ein planloses 
Paktieren der- Staatsgewalt mit den privaten Interessen für 
das Gedeihen des Verkehrswesens verderblich erachten und 
nur von einem streng zielbewußten Vorgehen aller beteiligten 
Kreise eine Gesundung der Verkehrspolitik und eine Sanie- 
rung ihrer Erfolge erhoffen. 

Auch die von der k. k. priv. Aussig-Teplitzer Eisenbahn- 
gesellschaft gebaute und seit dem Jahre 1900 als Lokalbahn 
in Betrieb genommene, 147 hm lange nordböhmische Trans- 
versalbahn Teplitz-Reichenberg, welche zur Verbin- 
dung des Teplitz-Brüxer Kohlenbeckens mit dem reichsten 
Industriegebiete des Landes dient und dichtbevölkerte, hoch- 
kultivierte Gegenden durchzieht, kann ihrer Bedeutung nach 
keineswegs als Lokalbahn angesehen werden. Ihre 40 hm 
messende Teilstrecke von Teplitz nach Lobositz, welche be- 
hufs direkter Verbindung dieser beiden Knotenpunkte als 
Gebirgsbahn mit 25Voo Steigungen und den engsten Krüm- 
mungshalbmessern die Wasserscheide des pittoresken, aber 
ebendort ziemlich sterilen und industrieleeren böhmischen 
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Mittelgebirges übersetzt, wodurch im Effekt gegenüber der im 
Elbetale bestehenden Linie über Aussig eine Wegkürzung von 
sage einem Tarifkilometer und trotz des Aufenthaltes in 
Aussig keine Fahrtkürzung erzielt wird, stellt sich umsomehr 
als ein Widersinn dar, als die konkurrenzierte Flachland- 
strecke mit 19 1cm der eigenen Verwaltung der Aussig- 
Teplitzer und bloß mit den restlichen 22 lern der Staatseisen- 
bahngesellschaft angehört. Von einer Überlastung letzterer 
Strecke durch den Verkehr kann nicht die Rede sein; sollte 
aber die erstgenannte Eisenbahn zwischen Teplitz und Aussig 
bereits überlastet sein, so wäre ein drittes und eventuell 
viertes Geleise hier gewiß billiger herzustellen und leichter 
zu betreiben gewesen, als die neue Bergstrecke nach Lobositz. 
Von letztgenannter Station bis Reichenberg hat es sich 
allerdings um eine für die wirtschaftliche Hebung der Gegend 
und den Durchgangsverkehr nach dem bedeutenden Handels- 
zentrum Böhmens hochwichtige neue Eisenbahnverbindung 
gehandelt, welcher zweifellos der Charakter einer Hauptbahn zu- 
kommt. Ihre Tracenftihrung aber, welche aus übermäßiger Scheu 
vor jeder Erdbewegung sich dem Terrain anschmiegt und sich im 
steten Wechsel der denkbar ungünstigsten Profile gefällt, wird 
sie als solche niemals eine hohe Leistungsfähigkeit erlangen 
lassen. Wenn nun die Projektierung dieser ganzen Eisenbahn 
ohne gleichzeitige Regelung der Frage eines entsprechenden 
Endbahnhofes in Reichenberg erfolgen, wenn ihre Betriebs- 
eröffnung sich mit dem unwürdigen und lächerlichen Pro- 
visorium der Haltestelle Rosental als Ende der Linie abfinden, 
ein derartiger, das ganze österreichische Eisenbahnwesen bloß- 
stellender Zustand von der Aufsichtsbehörde zugelassen werden 
konnte und nun schon das dritte Jahr fortbesteht, und wenn 
die endgültige Austragung der jahrelang schwebenden Reichen- 
berger Bahnhofsfrage, beziehungsweise die Zulassung der 
Personen führenden Züge der Teplitz-Reichenberger Bahn in 
den dortigen Bahnhof der Süd-Norddeutschen Verbindungs- 
bahn behördUcherseits dem Ergebnisse weitschweifiger Ver- 
handlungen mit den beteiligten Eisenbahnverwaltungen über- 
lassen und damit ad calendas graecas vertagt werden konnte, 
so liegt die Versuchung nur allzu nahe, hierin einen Beweis 
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für die Planlosigkeit und Leichtfertigkeit zu finden, mit welcheü 
öffentlich rechtliche Interessen in Osterreich leider nur zu 
häufig behandelt zu werden pflegen! 

Auf die Betriebführung der Teplitz-Reichenberger Eisen- 
bahn übergehend, wollen wir nur hervorheben, daß sich die- 
selbe zum Unterschiede von den früher besprochenen beiden 
Lokalbahnen keiner Tendermaschinen, sondern auch zur Be- 
förderung ihrer Personenzüge 4/4 gekuppelter Lokomotiven 
mit Unterstützung der mächtigen Feuerbüchse durch eine 
Kuppelachse, aber ohne führende Laufachse, somit einer reinen 
Güterzugstype mit separatem Tender, bedient. Wie es sich 
von dem im österreichischen Eisenbahnbetriebe formell eine 
so bedeutende Rolle spielenden Standpunkte der Sicherheits- 
polizei rechtfertigen läßt, unter dem Motto des Sekundär- 
betriebes die Verwaltung von der Einrichtung von Wege- 
schranken zu dispensieren, obgleich die circa 100 t exklusive 
Maschine- und Tendergewicht wiegenden Personenzüge bei 
eiiiem Bremsbrutto von nur ungefähr 76% auf Gefällen bis 
257oo ^^d in unübersichtlichem Gelände mit einer Fahr- 
geschwindigkeit verkehren, welche nicht selten 45 hm/St er- 
reicht, und wie derart kleinliche Ersparnisrücksichten über- 
haupt mit der Idee einer Eisenbahn vereinbar sind, welche 
im allgemeinen eine so kostspielige Anlage erforderte und, 
nebenbei bemerkt, ebenso wie die Eisenbahn Marienbad — Karls- 
bad, auch mit Distanz- und Vorsignalen ausgerüstet ist, diese 
Frage fordert zum entschiedenen Widerspruche gegen die 
schabionisierende Tendenz der geltenden Vorschriften heraus. 

Übergehen wir auf das Gebiet der Lokalbahn im strengeren 
Sinne, so finden wir in Österreich einerseits zahlreiche Zweig- 
linien älterer Bahnen, welchen diese Eigenschaft und die Er- 
leichterungen des Sekundärbetriebes in Rücksicht auf ihre 
beschränkten Verkehrsverhältnisse mit mehr oder weniger 
Berechtigung zugestanden worden sind. Sie genießen in der 
Hauptsache die Begünstigung, Wegeschranken ersparen und 
dadurch mit ihren oft sehr langen und nur sehr unvoll- 
kommen gebremsten Zügen selbst auf den belebtesten Straßen- 
übergängen Passanten und Fuhrwerke beständig mit dem 
Überfahren bedrohen zu dürfen. Der Betrieb wird hier viel- 
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fach in äußerst anpraktischer Weise mit schweren Loko- 
motiTen, meist älteren Typen for den Güterdienst, und sehr 
schlecht ausgenützten, daher relaÜT viel zu schwerien Personen-, 
gewöhnlich jedoch gemischten Zügen bewerkstelligt, welch 
letztere wenigstens eine bessere Ausnützung der Zugstara er- 
möglichen, dafür aber bei ihrer außerordentlichen Langsam- 
keit und der Unmöglichkeit, sie mit einer den lokalen Bedürf- 
nissen entsprechenden Häufigkeit verkehren zu lassen, dem 
mitunter recht entwicklungsfähigen Personenverkehre nur in 
dem allerunzureichendsten Maße zu dienen vermögen. Die oft 
mangelnde Reisegelegenheit bestimmt den Anwohner einer 
solchen Lokalbahn nur zu leicht, mit Ersparung des Fahr- 
geldes die wenigen Kilometer nach der nächsten Markt- oder 
Gerichtsstadt neben der Eisenbahn zu Fuße zurückzulegen, 
oder zwingt ihn in dringenden Fällen, eine andere Fahr- 
gelegenheit aufzusuchen. Ergibt sich hieraus das durchaus 
ungesunde Verhältnis, daß die Lokalbahn die Befriedigung des 
lokalen Bedürfnisses weder bewirkt, noch versucht, so wird 
infolge der überdies ungenügenden und mit empfindlichem 
Zeitverluste verbundenen Anschlüsse an die Hauptlinie ihr 
Wert auch für den Fernverkehr ziemlich problematisch, und 
es wird das gerade Gegenteil des beabsichtigten Zweckes 
erreicht, geschäftliche Fahrten zu erleichtern und die Reise- 
lust im allgemeinen zu wecken. 

Andererseits befinden wir uns einem vielverzweigten 
Netze mehr oder minder bedeutender Verkehrslinien gegen- 
über, welche einem sich mächtiger regenden wirtschaftlichen 
Bedürfnisse zufolge seit Beginn der achtziger Jahre, zumeist 
aber im Laufe des letzten Jahrzehntes als selbständige Lokal- 
bahnen neu entstanden sind und mit Ende des Jahres 1900 
schon eine Ausdehnung von 5960 hm erreicht haben. Dem un- 
zweifelhaften Bedürfnisse bestrebte sich die Legislative durch 
das Lokalbahnwesen regelnde Landesgesetze und das Reichs- 
gesetz vom 31. Dezember 1894 gerecht zu werden, während, 
wie schon erwähnt, auf administrativem Wege den hier in 
Betracht kommenden Unternehmungen mannigfache Betriebs- 
erleichterungen zugestanden wurden. Glaubten die zunächst 
interessierten Kreise, den von oben günstig wehenden Wind 
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zur Anfachung einer über das ganze Reich ausgedehnten 
Lokalbahnaktion im großen Maßstabe ausnützen zu sollen, so 
haben im Zeichen eines neuerstandenen verkehrspolitischen 
Aufschwunges auch Einflüsse partikularistisch — politischer 
Natur nicht verfehlt, der wirtschaftlichen Frage im konkreten 
Falle häufig ein geradezu übertriebenes Gewicht beizulegen. 
Vom Zustandekommen oder Scheitern eines mitunter kaum 
genügend herangereiften Bahnprojektes schienen Wohl und 
Wehe so mancher Gegend abzuhängen, ein in breiten 
Bevölkerungsschichten leichtsinnig genährter Sanguinismus 
knüpfte die übertriebensten Erwartungen an die ersehnte 
Schienenverbindung, jede, selbst die unbedeutendste Provinz- 
stadt strebte mit allen Mitteln in den Besitz einer Lokalbahn 
zu gelangen, und der den Bezirk im Parlamente vertretende 
Abgeordnete war stolz darauf, seinen dankbaren Wählern als 
Frucht seiner Tätigkeit die ersehnte Konzession heimbringen 
zu können. Wenn sich dieselbe in der Folge dann häufig als 
Danaergeschenk enthüllte, wenn angesichts der die hoch- 
gespannten Erwartungen nicht entfernt erreichenden Erfolge 
die Ernüchterung der Gemüter sich einstellte, wenn die fertig 
gebaute und im Betriebe stehende Bahn sich als eine Last 
für die ihres Zinsenertrages beraubten Unternehmer und Be- 
sitzer von Stammaktien, für das die Verzinsung des Prioritäts- 
kapitales garantierende Land und den die Betriebführung ver- 
mittelnden, Zuschüsse leistenden Staat erwies, wenn Verkehr, 
Handel und Industrie sich nach wie vor im erhofften Maße 
nicht einfinden wollen, um die Nützlichkeit und Rentabilität 
des Unternehmens hinreichend zu dokumentieren, dann wird 
es der öffentlichen Meinung allerdings leicht gemacht, für den 
Mißerfolg die betriebführende Verwaltung verantwortlich zu 
machen. Man übersieht dabei nur zu leicht, daß die eigent- 
lichen Ursachen des Mißlingens in dem von vornherein ver- 
fehlten Systeme zu suchen seien, und daß so manches mit 
dem ganzen Aufwände politischer und wirtschaftlicher Schlag- 
worte vertretene Projekt in sich schon den Keim der Lebens- 
unfähigkeit barg. 

So viele dieser neu ins Leben gerufenen Lokalbahnen, 
welche weder durch vorhandene Betriebseinrichtungen, noch 
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durch eingelebte Verkehrsverhältnisse an veraltete Betriebs- 
formen gebunden waren, bei denen überdies großenteils die 
einheitliche Zusammenfassung des Betriebsdienstes in der 
Hand der Staatseisenbahnverwaltung den willkommenen Anlaß 
bieten mußte, denselben systematisch auf eine neue, rationellere 
Basis zu stellen, lassen in dieser Beziehung ein zielbewußtes 
Vorgehen dessenungeachtet nur zu sehr vermissen. So wurden 
nur zum Teile den ganz eigenartigen Betriebsverhältnissen 
einer Lokalbahn angepaßte, leichte Fahrbetriebsmittel, nament- 
lich kleine und infolge ihrer Disposition als Tendermaschinen 
dennoch relativ leistungsfähige Lokomotiven neu in Dienst 
gestellt; man fand vielmehr häufig kein Bedenken, die nor- 
malen Fahrbetriebsmittel der Hauptbahnen selbst auf die un- 
bedeutendsten Nebenlinien übergehen zu lassen und deren 
Betrieb in dieser Weise mit ungezählten unausgenützten 
Tonnenkilometern zu belasten. 

Die im Jahre 1897 eröffnete Lokalbahn Rakonitz — 
P et schau mit der Abzweigung Protiwitz — Buchau ist eine 
derjenigen Linien, welche am meisten geeignet sind, den 
Glauben an die Segnungen des Lokalbahnwesens in seiner 
heutigen Form zu erschüttern. Ihr Frachtenverkehr ist bei 
dem gänzlichen Mangel industrieller Unternehmungen in dem 
von ihr durchzogenen Gebiete und bei der Höhe der Tarife, 
welche die erhoffte Neugründung von Industrieen indirekt 
hindert, nahezu gleich Null und läßt unter den bestehenden 
Verhältnissen auch keine Besserung erwarten. Eine nicht 
minder bedrückende Wirkung übt auf den Personenverkehr 
die seltene, überaus langsame und relativ teuere Reise- 
gelegenheit mit den gemischten Zügen, welche infolgedessen 
fast leer und dabei trotzdem mit den größten Verspätungen 
verkehren, während der in seinen Erwartungen getäuschte 
Bewohner des nunmehr mit dem modernen Verkehrsmittel 
gesegneten Bezirkes sich nach wie vor des unmodernen Miet- 
wagens oder seiner eigenen Beine bedient und sehnsüchtig 
nach den so nahe gelegenen Knotenpunkten des Verkehrs 
blickt, welche er auf seiner Eisenbahn niemals zu erreichen 
vermag. Wenn die Züge dieser Bahn 50 t Brutto exklusive 
Maschinengewicht in der Regel kaum überschreiten (im 
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Jahre 1900 durchschnittlich 54-1 f ), so ist dies im Vergleiche 
zur beförderten Personen- und Warenmenge immer noch zu 
viel. Zu wenig aber, um, wie es unbegreiflicherweise ge- 
schieht, die Verwendung von ganz neu in Dienst gestellten, 
42 t wiegenden, 3/3 gekuppelten Verbundlokomotiven mit 
Schlepptendern selbst mit Rücksicht auf die zahlreich vor- 
handenen Steigungen bis 25Voo auch nur im entferntesten 
plausibel oder vom Standpunkte einer vernünftigen Betriebs- 
ökonomie nur halbwegs verzeihlich zu machen. Daß es der 
betriebführenden Staatseisenbahnverwaltung an geeigneten 
Typen für den Dienst dieser und ähnlicher Lokalbahnen nicht 
gebricht, beweisen die neben jenen Sechskupplern hier und 
anderwärts verkehrenden, verhältnismäßig leichten Tender- 
maschinen. Diese Lokalbahn, welche weder in Rücksicht ihrer 
Betriebslänge von 104 bn, noch ihrer Bedeutung für die 
Konkurrenzierung der Buschtiehrader Eisenbahn in der 
Richtung gegen Eger und Karlsbad eine so unbedeutende 
Rolle im Durchgangsverkehre zu spielen, und welche bei 
richtiger Betriebführung auch den äußerst entwicklungs- 
fähigen agrarischen Interessen der von ihr durchzogenen Be- 
zirke gerecht zu werden berufen ist, wies für das Jahr 1900 
einen Betriebskoeffizienten von nicht weniger als 138*27 auf. 
Damit ist alles gesagt. 

Die im Jahre 1896 fertiggestellte und im Staatsbetriebe 
stehende Valsuganabahn eröffnet ein reiches Seitental 
Südtirols für den Verkehr und ist im Anschlüsse an die Süd- 
bahn in Trient einer-, andererseits in Anhoffung ihrer end- 
lichen Weiterführung auf italienischem Gebiete geeignet, eine 
neue VerkehrsUnie des Südens der Monarchie mit Italien zu 
bilden und in Verbindung mit der auszubauenden Etschtal- 
bahn für die Relation Schweiz-Venedig und Triest eine er- 
hebliche Wegkürzung zu vermitteln. Da sie aber vorderhand 
in der primitiven Haltestelle Tezze ihr Ende findet, kann sie 
ihrem Verkehre und ihrer gegenwärtigen Bedeutung nach 
allerdings als Lokalbahn aufgefaßt werden. Umso notwendiger 
erscheint aber ein den lokalen Interessen entsprechender und 
der zum Teil äußerst schwierigen Trace angepaßter, durchaus 
ökonomischer Betrieb. Derselbe wird hingegen heute mittelst 
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einiger weniger, langsamer und allzu schwerer Personen- und 
gemischter Züge und, wie es scheint, eigens für diese Bahn 
gelieferter schwerer, höchst unpraktischer 3/3 gekuppelter 
Güterlokomotiven mit Schlepptender bewirkt. Der Betriebs- 
koeffizient dieser Bahn stellt sich für das Jahr 1900 auf 
91-59. 

Von den 5960 hn umfassenden selbständigen Lokal- 
bahnen in Österreich standen zu Ende des Jahres 1900 
2828 hm oder 47*45 % im Staat^etriebe auf Rechnung der 
Eigentümer. ^) Dieselben wiesen einen durchschnittlichen 
Betriebskoeffizienten von 70*54 auf, bei welchem bloß die 
Ausgaben der betriebführenden Staatsverwaltung, nicht auch 
die speziellen Ausgaben der Eigentumsverwaltung mit in An- 
schlag gebracht erscheinen. Bei einzelnen Linien erhebt sich 
der faktische Betriebskoeffizient aber sogar bis auf die nach- 
stehenden Ziffern : Karlsbad — Johanngeorgenstadt 105 * 10, 
Neuhaus— Neubistritz 145*73, Fürstenfeld— Hartberg 161*36, 
Delatyn— Stefanöwka 163*58, Wygnanka— Skala 183*38, Itz- 
kany— Suczawa 206 * 53 , Unter - Drauburg— WöU an 225 * 68, 
Jaworzno — Pila (3*849 lern Länge) 413*57. Die vom Lande 
Böhmen unterstützten Lokalbahnen hatten in demselben Jahre 
einen durchschnittlichen Betriebskoeffizienten von 101*6 auf- 
zuweisen, welcher bei den Linien Rakonitz — ^Blatna — Bfeznitz 
121 • 70, Rakonitz — ^Mlatz 129 * 50, Rakonitz — ^Petschau— Buchau 
138 • 30, Mscheno— Unter-Cetno 179 * 10 betrug.^) Das in den vom 
Staate betriebenen Lokalbahnen investierte Kapital erfuhr 
eine Verzinsung von 1*43 %. Deren Betrieb belastete den 
Staatsschatz mit 1,660.992 Kronen. Etwas günstiger, aber immer 
noch höchst unbefriedigend, gestalteten sich die Verhältnisse 
der im Privatbetriebe stehenden selbständigen Lokalbahnen, 
welche im Jahre 1900 einen durchschnittlichen Betriebs - 
koeffizienten von 59*15 und eine Verzinsung des Anlage- 



1) »Bericht über die Ergebnisse der k. k. Staatseisenbahn- Verwaltung 
für das Jahr 1900« und »Statistik der in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern im Betriebe gestandenen Lokomotiv- Eisen- 
bahnen 1900.« 

^) »Statistische Daten hinsichtlich der vom Lande Böhmen unter- 
stützten Lokalbahnen« für das Jahr 1900. 
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kapitales von 2 * 42 ^ aufwiesen. Bei diesen so unerfreulichen 
Ergebnissen kommen als direkte Einbuße aus dem Lokal- 
bahnbetriebe außer den verlorenen Privatkapitalien die von 
den einzelnen Kronländern für das Lokalbahnwesen über- 
nonamenen Lasten wesentlich in Betracht. Die nominelle Be- 
lastung des Landes Böhmen durch die Garantie und sonstige 
Subventionierung von Lokalbahnen erreichte zu Ende des 
Jahres 1900 die Jahressumme von 4,346.454 Kronen, was 
einer Landesumlage von 6*53 % entspricht, und es steht 
nach den bisherigen Erfahrungen zu erwarten, daß nach 
Fertigstellung sämtlicher vom Lande unterstützten Lokal- 
bahnen bei dem voraussichtlichen Betriebsausfalle einzelner 
Linien die faktische Belastung der Landesfinanzen sich noch 
höher belaufen werde. Ferner ist aber der ziflfermäßig auch 
nicht annähernd darzustellende Entgang zu beklagen, welchen 
der Volkswohlstand durch das in eine verfehlte Richtung 
hineingedrängte Lokalbahnwesen erleidet. Da verlohnt es 
wohl der Mühe, den Ursachen der so unerfreulichen Wirkungen 
nachzugehen. 

Die in den »Grundzügen der Vorschriften für den Betrieb 
auf Lokalbahnen« gegenüber dem normalen Betriebe gewährten 
Modifikationen sind für die finanzielle Gebarung kleiner Unter- 
nehmungen von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Die in 
geringeren Dimensionen zulässige Ausführung des Bahnplanums 
und der wesentlich leichtere Oberbau im Vereine mit den 
sonstigen Erleichterungen gestatten die Verwendung eines 
niedrigeren Anlagekapitales, und durch die Ersparnis bei den 
Erhaltungskosten wird dessen Verzinsung begünstigt. Ein- 
friedungen und Wegeschranken haben im allgemeinen zu ent- 
fallen, elektrische oder optische Telegraphen, durchgehende 
Streckensignale mit den dazu gehörigen Semaphoren und 
Wechselsignalkörpern werden in der Regel nicht für nötig er- 
achtet. Die Bahnbewachung ist auf das geringste Maß ein- 
geschränkt. Bei der Zugförderung ist es gestattet, die Zugs- 
maschine in normaler oder auch in verkehrter Stellung zu 
verwenden, wodurch die kostspielige Anlage und Erhaltung 
der Drehscheiben entfällt. Von hoher Bedeutung für die Herab- 
minderung der Bruttolast und damit der Zugförderungskosten 

16 
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auf den gewöhnlich sehr ungünstigen Profilen ist der zulässige 
Wegfall eines Sicherheitswagens bei Personenzügen, welche 
mit keiner größeren Geschwindigkeit als 25 iwi/St. und auf 
keiner stärkeren Neigung als 10 Voo ^i^ höchstens 12 Achsen, 
oder auf stärkeren Gefällen mit höchstens 8 Achsen verkehren. 
Von der Einstellung der ersten Wagenklasse und eigener 
Frauenabteilungen kann im allgemeinen abgesehen werden, 
auch wird die Rücksicht auf das Bedürfnis der Raucher nicht 
zu weit getrieben. Die Zahl der erforderlichen Zugbegleiter 
ist nur von der Besetzung der nach einem restringierten 
Bremsnormale auszumittelnden Bremsposten und der Möglich- 
keit einer Verständigung mit dem Maschinenführer abhängig. 
Unter Umständen darf sogar die Bedienung der Lokomotive 
durch den Führer allein erfolgen. Grundbedingung für die 
Zulässigkeit aller dieser betriebstechnischen Erleichterungen 
ist die Einhaltung einer Maximal-Fahrgeschwindigkeit der Züge, 
welche für jede einzelne Lokalbahn vom Eisenbahnministerium 
festgesetzt wird, in der Regel aber 30 Äw/St. nicht über- 
schreiten soU.^) 

Von der in der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. No- 
vember 1851 enthaltenen Verpflichtung zur unentgeltlichen 
Beförderung der Post sind Lokalbahnunternehmungen nach 
dem Gesetze vom 31. Dezember 1894 zu entheben. 

In kommerzieller Beziehung beginnt der Betrieb der 
vom Staate verwalteten Lokalbahnen eine Vereinfachung und 
Verbilligung durch die Bestellung von Bahnagenten an Stelle 
der Stationsvorstände auf kleineren Stationen zu erlangen, 
welchen untergeordneten Organen der Verkehr mit dem 
Publikum und die Abwicklung des Transportgeschäftes gegen 
prozentuelle Beteiligung am Erlöse sowie die Besorgung des 
Stationsdienstes übertragen wird, während der Zugverkehr 
selbst ganz in der Hand des betreffenden Zugführers liegt, 



') Die behördlicherseits für einige Lokalbahnen neuerdings zu- 
gestandene Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit bis auf 35 km'ßt erweist 
sich als eine halbe Maßregel: Sie ist zu unbedeutend, um eine merkliche 
Beschleunigung des Verkehrs zu bewirken, zu groß aber für die herr- 
schende Betriebsweise mit schweren, schlecht gebremsten Zügen auf un- 
bewachter Bahn. 
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und auch die Fahrkartenausgabe zuweilen durch die Zug- 
begleiter erfolgt. Der erste Versuch der Bestellung solcher 
Agenten in Österreich geschah über Anregung des Sektions- 
chefs im Eisenbahnministerium Herrn Wurmb seinerzeit auf 
den von der Südbahn betriebenen steiermärkischen Landes- 
bahnen. 

In finanzieller Hinsicht endlich werden den Lokalbahn- 
-unternehmungefi durch die gesetzlichen Bestimmungen wesent- 
liche Erleichterungen in Bezug auf die Finanzierung geboten, 
und denselben Steuerbegünstigungen und Befreiung von Ge- 
bühren und Abgaben zugestanden. Die Landesgesetzgebungen 
ihrerseits sind bemüht, die finanzielle Lage der von ihnen 
geförderten Lokal- und Kleinbahnunternehmungen durch Sub- 
ventionen oder Darlehen bis zu 70% des Bauaufwandes, 
Garantie eines 4^ nicht überschreitenden Erträgnisses der 
Prioritätsaktien, Übernahme solcher oder im vollen Nennwerte 
zu berechnender Stammaktien auf Rechnung des Landesfonds 
nach Möglichkeit zu erleichtern. 

Das sind gewiß alles die Herabsetzung der Anlage- und 
Betriebskosten wesentlich beeinflussende Momente. Über die- 
selben hinaus scheut ein übertriebenes Sparsystem aber auch 
vor den kleinlichsten Maßregeln nicht zurück. Man setzt die 
Reisenden da, wo vollkommene Stationsgebäude bestehen, in 
ungeheizten Warteräumen der Winterkälte aus, unterläßt die 
Aborte zu beleuchten, verzichtet auf die Regulierung der Uhr 
im Dienstraume und dergleichen mehr. Viele auf frequenten 
Strecken verkehrende Lokalbahnzüge entbehren ungeachtet 
ihrer Stärke und des Mangels längerer Aufenthalte gewisser, 
für die leidende Menschheit unerläßlicher Einrichtungen. 

Trotzdem ist der Betrieb unserer Lokalbahnen, wie er 
sich heute vollzieht, im allgemeinen immer noch viel zu kost- 
spielig und mit einer ganz überflüssigen SchwerfäUigkeit be- 
haftet. Es ist undenkbar; ihn den hier in Betracht kommenden 
Verhältnissen anzupassen und ihn dabei auch finanziell auf 
eine gesunde Basis zu stellen, solange nicht ein Mittel ge- 
funden wird, das Bruttogewicht der Züge im Verhältnis zur 
beförderten Nettolast ganz erheblich herabzumindern. Ein 
Blick in die Verkehrsstatistik der vom Lande Böhmen unter- 

16* 
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stützten Lokalbahnen für das Jahr 1900 wird dies bekräftigen. 
Es entfielen auf einen Lokalbahnzug 10*1 — 34*4, im Durch- 
schnitte 21-8 Personen, 4 1— 35*1, im Mittel 12-4 < Güter 
und eine Bruttolast exklusive Maschine und Tender von 
34 '6 — 69*3, im Durchschnitte 57 ^, wobei die verwendeten 
Tenderlokomotiven ungefähr 30 t wogen und das gesamte 
Zugsgewicht mithin durchschnittlich 87 ^ betrug. Die Lokal- 
bahn Melnik — Mscheno beförderte im Mittel 10 • 1 Reisende und 
10' 3 ^ Güter in 48*6 t exklusive Maschine schweren Zügen, 
die Bahn von Schlackenwert nach Joachimstal in 34*6 t 
schweren Zügen je 17*6 Reisende und 4*1 ^ Güter, die Züge 
der 104 km langen Bahn Rakonitz — Petschau waren im 
Durchschnitte 54*1 ^ schwer und beförderten je 29*8 Reisende 
und 11-2 t Güter. 

Was den Personenverkehr betrifft, so muß die Lokal- 
bahn trachten, jedermann selbst für die kleinsten Entfernungen 
und zu allen ihm zweckdienlichen Zeiten eine wohlfeile und 
verhältnismäßig rasche Fahrgelegenheit bieten zu können. Die 
Kleinheit der zu berücksichtigenden Verhältnisse darf jene 
weder das Bedürfnis des Landmannes und bescheidenen Ge- 
schäftmannes mißachten, noch die wenigen Heller Fahrgeld 
verschmähen lassen. Die Gelegenheit, die nächstliegende Land- 
stadt zur Besorgung eines Einkaufes, zur Abwicklung eines 
Geschäftes oder zur Erfüllung irgend einer staatsbürgerlichen 
Pflicht zu erreichen, und die Möglichkeit, sofort nach Erledi- 
gung des Geschäftes ohne Zeitverlust und ohne Aufwendung 
weiterer Zehrkosten den Heimweg wieder antreten zu können, 
müssen aber, und darin liegt der Nachdruck, zu eben der Zeit 
geboten werden, wann es dem Betreffenden, nicht aber wann 
es der Eisenbahn am besten paßt. Außer dem Geschäfte kommt 
für die Benützung einer Lokalbahn, namentlich wenn sie land- 
schaftlich schöne Gegenden berührt, auch das Vergnügen 
ganz wesentlich in Betracht. Der Entschluß zu einem Ausfluge 
wird gewiß leichter gefaßt, wenn eine biUige, bequeme und 
rechtzeitige Fahrgelegenheit zu Gebote steht, als wenn derselbe 
mit allen Unbequemlichkeiten einer schlechten Eisenbahnver- 
bindung zu rechnen hat. In dieser Beziehung wird es nicht 
schwierig sein, einen, wirksamen Einfluß auf die Hebung der 
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Frequenz ^u gewinnen, und die Lokalbahn, welche sich nicht 
begnügt, mit den trockenen Ziffern des obligaten Verkehrs zu 
rechnen, sondern darüber hinaus einen freiwilligen Verkehr 
heranzulocken versteht, wird aus dem jedem normal veran- 
lagten und wirtschaftlich gut situierten Menschen anhaftenden 
Hange zur Erholung und Bequemlichkeit reichliches Kapital 
herauszuschlagen vermögen. Außer den streng lokalen Ver- 
kehrsbedürfnissen hat die Lokalbahn aber auch als Zufahrts- 
straße an die Hauptbahn zu dienen. Es erscheint daher von 
der höchsten Wichtigkeit, daß sie den Anschluß an sämtliche 
in der Abzweigestation einlaufenden und abgehenden, Personen 
führenden Züge herstelle und nicht den Fernreisenden mitunter 
zwinge, auf ihre Benützung zu verzichten. Aus all diesem 
ergibt sich im allgemeinen die Notwendigkeit einer weit größeren 
Zahl von Reisegelegenheiten für die Lokalbahn, als eine Haupt- 
bahn sie für das Bedürfnis der Fernreisenden, welche sich den 
normierten Verkehrszeiten viel eher akkommodieren können, 
zu bieten braucht. 

Nun bringen es unsere Lokalbahnen ungeachtet aller 
Betriebserleichterungen aber selten über mehr als zwei bis 
drei, höchstens vier Personen führende Züge im Tage in beiden 
Richtungen, ihre Finanzrechnung ist dabei vielfach passiv, und 
jeder Zug mehr, wenn er auch nur aus einer leichten Loko- 
motive und zwei bis drei Wagen mit zwei Mann Lokomotiv- 
personal und ebensoviel Zugbegleitern besteht, steigert den 
Ausfall. Es mangelt diesem Betriebe eben das Gleichgewicht 
zwischen den Einnahmen aus dem Personentransporte und 
den Kosten der Zugförderung. Dies macht eine Vermehrung 
der Zuganzahl in obigem Sinne vollständig indiskutabel, während 
auf der anderen Seite die Beschränkung derselben den Ver- 
kehr und die Einnahmen drückt, womit der circulus vitiosus 
geschlossen erscheint. 

Im Güterverkehre der Lokalbahnen gilt das gerade 
Gegenteil von dem in Bezug auf den Personentransport Ge- 
sagten: Hier kommt es im allgemeinen auf keine besondere 
Beförderungsdauer und Frist an; bei der Kürze der Strecke 
genügt gewöhnlich eine täglich einmalige Transportgelegenheit, 
um die Lieferfristen der von der Hauptbahn übernommenen 
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oder auf sie übergehenden Güter nicht zu überschreiten. Es 
unterliegt zudem keinem Anstände, dringende Frachten nach 
Zulaß des Raumes mit dem Passagiergepäck zu befördern. 

Als Folgerung aus diesen Betrachtungen ergibt sich: 
Trennung des Güterdienstes der Lokalbahnen vom Personen- 
verkehre außer wo der erstere ein allzu geringfügiges Maß 
erreicht, um eigene, wenn auch gelten verkehrende Züge zu 
rechtfertigen; Beschränkung des Systems der Züge mit sepa- 
rater Lokomotive und angehängten Wagen auf die Beförderung 
der unter möglichster Ausnützung der Maschinenleistung und 
Zugtara nach Bedarf einzuleitenden Güterzüge allein; Wahl 
einer anderen Betriebsform, welche eine viel häufigere, weil 
wohlfeilere und raschere Fahrgelegenheit ermöglicht, für den 
Personentransport. 

Die einzig richtig erscheinende Lösung dieser Frage dürfte 
wohl in der Anwendung von Motorwagen zu suchen sein. 
Ihr Bau hat heute bereits eine hohe Stufe der Vollkommenheit 
erreicht, und über ihren Betrieb liegen hinreichend günstige 
Erfahrungen vor, so daß es wohl keiner eingehenden Studien 
mehr bedarf, um die Überzeugung von ihrer hervorragenden 
Eignung für den Personentransport auf Lokalbahnen im allge- 
meinen noch zu befestigen. Es kann sich nur um die Wahl 
der im konkreten Falle zweckmäßigsten Betriebskraft und die 
den bestehenden Verhältnissen anzupassende Detailausbildung 
des angewandten Systems handeln. Das Wesen der Frage liegt 
darin, daß Motor und Fahrzeug eine Einheit bilden, welche 
bei Vorhandensein eines erhöhten Bedürfnisses für den Per- 
sonentransport sowohl, wie unter Umständen für einen wenig 
bedeutenden Güterverkehr durch die Beifügung eines An- 
hängewagens ergänzt werden kann. Die Ausnützung des Ge- 
wichtes gewöhnlicher Wagenzüge, beziehungsweise das Ver- 
hältnis der Nutzlast zur Tara bei denselben kann sich selbst 
unter Voraussetzung eines dichten Verkehrs niemals so günstig 
gestalten, als es der Motorwagen ermöglicht, während der 
letztere bei spärlicher Frequenz geradezu das einzige Mittel 
bietet, vermöge der durch ihn erzielten Einschränkung der 
gesamten Zuglast und ihrer unmittelbaren Nutzbarmachung 
für die Adhäsion und motorische Zugkraft dem Mißverhältnisse 
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zwischen Betriebseinnahmen und Zugförderungskosten einen 
ökonomisch zufriedenstellenden Betriebserfolg entgegenzu- 
stellen. 

Es liegt auf der Hand, daß der Motorwagen durch eine 
ganze Reihe von Momenten geeignet erscheint, eine Ersparnis 
an Betriebskosten herbeizuführen. Bei einem Fassungsraume 
für etwa 50 — 60 Personen und einem Gewichte von etwa 12 1 
wird er eine Tenderlokomotive im Gewichte von 30 ^, einen 
Dienstwagen mit 7 t und zwei Personenwagen mit zusammen 
16 ^, im ganzen somit 53 t Bruttogewicht ersetzen und ein 
entsprechend geringeres zu verzinsendes und zu amortisierendes 
Anlagekapital repräsentieren. Die so sehr ins Gewicht fallenden 
Kosten für die Erzeugung der Betriebskraft verringern sich in 
dem Maße, als der Motorwagen die letztere nur zu seiner 
eigenen Fortbewegung bedarf. Die Auslagen für Schmierung 
und Beleuchtung ermäßigen sich im Verhältnisse der Achsen- 
zahl und des Wagenraumes. Von besonderer Bedeutung ist 
die Herabminderung der Personalunkosten, indem es sehr wohl 
angeht, den Motorwagen bloß durch einen Führer bedienen zu 
lassen und die Regelung der Fahrt und die BilletenkontroUe 
einem einzigen Zugbegleiter zu übertragen, welcher im Not- 
falle jenen zu unterstützen hat. Die Bedienung der durch- 
gehenden Bremse erfolgt vom Führerstande aus und macht 
selbst bei Vorhandensein eines Anhängewagens die Besetzung 
von Bremsposten überflüssig. 

Ist somit bei Anwendung von Motorwagen ein ungemein 
billiger Betrieb zu erwarten, so gestattet dieses System auch 
schon eine ganz erhebliche Ersparnis an Baukosten für die 
Herstellung der Strecke. Galt es in der ersten xlra der Eisen- 
bahnen, die für den Bau und Betrieb günstigsten Verkehrs- 
linien auszunützen, wagte man sich später mit dem Fort- 
schreiten der Technik da, wo wichtige Verkehrsinteressen ein 
außerordentliches Opfer an Geld, Zeit und Tatkraft recht- 
fertigten, an kühnere Probleme heran, deren gelungene Lösung 
heute schon fast jedes natürliche Hindernis vor dem Können 
des Eisenbahntechnikers zurückweichen läßt, so geben sich 
demzufolge weite Kreise bei der Projektierung einer neuen 
Linie, deren wirtschaftliche Berechtigung sie ziffermäßig nach- 
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gewiesen zu haben glauben, in Betreff der Ausführung und 
künftigen Betriebsweise im allgemeinen keiner Sorge hin und 
überlassen die Lösung dieser Fragen getrost den Fachmännern. 
Der Bautechniker seinerseits muß seinen Stolz in die vor keiner 
Unmöglichkeit zurückschreckende und vom Standpunkte seiner 
Wissenschaft als gelungen anzusehende Lösung der an ihn 
gestellten Aufgabe setzen. Wenn ihn dabei der schließliche 
Erfolg in betriebstechnischer, wirtschaftspolitischer und finan- 
zieller Beziehung nicht kümmert, so hat er sich einfach an 
seinen Wirkungskreis gehalten, welcher den drei Phasen im 
Verkehrsleben, Projekt, Bau und Betrieb, entsprechend, andere 
Kräfte sein Erbe antreten und an demselben nur zu häufig 
— sich verbluten läßt. 

So entstehen immer neue, größere wie kleinere Verkehrs- 
wege in der Idee und erlangen greifbare Gestalt durch das 
Genie der Ingenieure, welche Berge überschienen und durch- 
bohren, um dem von der Lokomotive ausgehenden Gedanken 
des Weltverkehrs Raum zu schaffen. Bewunderungswürdige 
Werke sind im Laufe der Jahre geschaffen worden, großartige 
Aufgaben auf dem Gebiete des Verkehrswesens harren noch 
der Lösung. Die Opfer, welche sie erheischen, fordern aber 
auch große Zwecke heraus: Der Berg, der kreist, soll keine 
Maus gebären. Wenn es sich nun häufig bloß darum handelt, 
ein dem Weltverkehre bisher entrücktes, unbedeutendes Land- 
städtchen demselben durch eine Lokalbahn näher zu bringen, 
wird der ehrsame Bürger diesen seinen Herzenswunsch mit 
einem einfachen Hinweis auf die Landkarte zu rechtfertigen 
geneigt sein. Daß aber der Anschlußpunkt an die Hauptlinie 
bei einer Entfernung von nur wenigen Kilometern vielleicht 
um etliche hundert Meter tiefer liegt, als der gewünschte End- 
punkt der Lokalbahn, und daß diese daher nur mit Bewältigung 
großer technischen Schwierigkeiten gebaut und betrieben werden 
könnte, berührt ihn ebensowenig wie die Erkenntnis, daß das 
minimale und einer Steigerung vielleicht nur in sehr be- 
schränktem Maße fähige Verkehrsbedürfnis seines Städtchens 
mit den aufzuwendenden Mitteln und bleibenden Opfern ganz 
und gar nicht in Einklang zu bringen sei. Genug, daß die 
öffentliche Meinung, durch eifrige Propaganda beeinflußt, eine 
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Eisenbahn wünscht und deren Konzessionserwirkung dem Ver- 
treter des Bezirkes förmlich zur Pflicht macht: für das Wie 
läßt man getrost den Techniker sorgen. Dieser könnte die 
guten Leute freilich belehren, daß eine mit Dampfkraft be- 
triebene, normale Adhäsionseisenbahn, abgesehen von der 
Schwierigkeit und den Kosten der Tracenführung, schon bei 
verhältnismäßig geringen Steigungen an Betriebskosten laboriert, 
welche ein Vielfaches der gleichen Kosten für die horizontale 
Strecke ausmachen, und daß sie bei einem maximalen Gradienten 
von 25, höchstens 307oo überhaupt schon die Grenze ihrer wirt- 
schaftlichen Brauchbarkeit erreicht^). Dem gegenüber spielen 
aber selbst die übermäßigsten Niveauunterschiede bei der Pro- 
jektierung und Ausführung neuer Lokalbahnen absolut keine 
Rolle. So kann man denn mit dem kostspieligsten Aufwände 
von Brennstoff und empfindlichster Materialabnützung täglich 
zwei bis drei »gemischte Züge« mit vielleicht zwei Passagieren 
und einem Frachtwaggon durch die Lokomotive keuchend über 
eine großartig ausgeführte Gebirgsbahn nach ihrem verkehrs- 
armen Endpunkte hinaufgeschleppt sehen; sie können der 
hohen Betriebskosten wegen keine Vermehrung erfahren, zeigen 
aber eben deshalb, wie weiter oben dargelegt, fast inamer die 
gleiche erschreckende Leere. Die Folge ist der finanzielle und 
wirtschaftliche Mißerfolg. 

Nun, der Motorwagen, dessen Adhäsion bloß zur Fort- 
bewegung seiner eigenen Last dient, und bei welchem der 
Widerstand des angehängten Wagenzuges entfällt, vermag 
Steigungen von 257oo nait der größten Leichtigkeit und einer 
relativ geringen Vermehrung an Betriebskosten zu überwinden; 
ja er gestattet selbst auf Rampen von 507oo ^^^ darüber, welche 
einen normalen Zugverkehr mit günstigen Erfolgen absolut 
ausschließen und daher die Anwendung der kostspieligen Zahn- 
stange nahelegen, noch eine genügend wirtschaftliche Ver- 
wendung. Man ist daher in der Lage, überall dort, wo nicht ein 
namhafter Güterverkehr engere Grenzen zieht, bei Anwendung 



1) Die Lokalbahn Schlackenwort-Joachimstal weist Steigungen von 
50%o ^-uf ; der Betriebserfolg ist der seinerzeitigen mißlungenen Probefahrt 
entsprechend. 
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von Motorwagen die Strecke selbst dem ungünstigsten Gelände 
vollkommen anzuschmiegen und so, ohne die Lebensfähigkeit 
des Unternehmens durch rücksichtslose Steigerung der voraus- 
sichtlichen Zugförderungskosten in Frage zu stellen, mit be- 
deutend geringerem Anlagekapitale den Kreis jener Orte zu 
erweitern, welchen der Segen einer Lokalbahn zuteil werden 
kann. In vielen Fällen wird es überdies bei Neuanlage von 
Lokallinien keinem Anstände unterliegen, einen bestehenden 
Straßenkörper zur Verlegung des Geleises zu benutzen und 
dadurch die Kosten für die Herstellung eines eigenen Bahn- 
planums bis auf einzelne Strecken, welche eine Abweichung 
vom Straßenzuge oder eine Erbreiterung des Planums ver- 
langen, gänzlich zu ersparen. Die aus Ersparungsrücksichten 
mitunter ins Auge gefaßte Wahl einer schmalen Spur hat die 
kostspielige und zeitraubende Überladung der Wagenladungs- 
güter im Gefolge und wird daher in jedem einzelnen Falle 
einer gründlichen Erwägung zu unterziehen sein. 

Der einfache und wohlfeile Betrieb ermöglicht es, den 
Motorwagen so häufig verkehren zu lassen, als ein Bedürfnis 
vorliegt, und durch Vermittlung guter Anschlüsse an die Haupt- 
bahn und Darbietung reichhcher Reisegelegenheit belebend 
auf den Personenverkehr einzuwirken. Der letztere wird sich 
statt auf einige wenige verhältnismäßig schwere Lokomotiv- 
züge auf eine bedeutend größere Zahl zu günstigen Verkehrs- 
zeiten einzuleitender Motorwagenzüge verteilen. Aber nicht 
allein die Häufigkeit, auch die Schnelligkeit der Fahrt kann 
durch die letzteren gegenüber den heute mit 25 — 35 Jcm Ma- 
ximalgeschwindigkeit und überlangen Aufenthalten, daher mit 
einer Reisegeschwindigkeit von gewöhnlich nicht mehr als 
etwa 15 km verkehrenden Lokalbahnzügen eine wesentliche 
Steigerung erfahren. Bringt schon die Durchführung des Grund- 
satzes der Trennung des Personen- vom Frachtendienste den 
Wegfall der für den letzteren bei den gemischten Zügen un- 
entbehrlichen Aufenthalte mit sich, so läßt der Umstand, daß 
der einzelne Motorwagen sehr rasch in Gang gesetzt werden, 
und er seine Streckengeschwindigkeit binnen weniger Sekunden 
erreichen, ebenso rasch aber auch angehalten werden kann, 
eine bedeutende Erhöhung der Durchschnittsgeschwindigkeit 
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und Kürzung der gesamten Fahrtdauer bei gleicher Maximal- 
geschwindigkeit zu. Da der Motorwagen aber durch die Bremse 
derart beherrscht wird , daß bei voller Fahrt und auf 
den ungünstigsten Profilen ein Anhalten desselben viel rascher 
und auf weit kürzere Entfernung gesichert erscheint, als es 
bei den Sekundärbahnzügen der Fall ist, welche aus einer 
Anzahl von Fahrzeugen und darunter etlichen nur mit der 
Handbremse oder gar nicht mit einer Bremse ausgerüsteten 
Güterwagen zusammengesetzt sind, muß bei demselben auch 
die Betriebsicherheit eine unvergleichlich größere sein, und 
es vermag dieser Umstand erst dem Fortfalle der Wege- 
schranken bei Bahnübergängen seine unter den heutigen Be- 
triebsverhältnissen oft große Bedenklichkeit zu benehmen. 
Hieraus ergibt sich aber die Zulässigkeit, der Fahrgeschwin- 
digkeit eine weit höhere Grenze zu ziehen. Sie wird auf 
günstigen Strecken mit 50 Ä;m/St. gewiß nicht zu hoch ge- 
griffen sein. Sollte nun als Argument gegen den Motorwagen- 
betrieb dessen geringere Bequemlichkeit gegenüber dem Systeme 
schwach besetzter Coupe- oder Durchgangswagen nach dem 
Normale der Hauptbahnen ins Treffen geführt w^erden, so muß 
einerseits bei der relativen Kürze der im allgemeinen auf 
Lokalstrecken zurückzulegenden Fahrten einer übertriebenen 
Bequemlichkeit an sich schon jede wirtschaftliche Berechtigung 
abgesprochen, anderseits aber die Frage aufgeworfen werden, 
ob denn bei den mit schneckenhafter Geschwindigkeit dahin- 
kriechenden Lokalbahnzügen, den endlosen Aufenthalten in 
den zahlreichen Stationen, dem durch das Ein- und Aus- 
rangieren der Güterwagen bedingten Herumgestoßenwerden 
der Passagiere, der schlechten Wagenbeleuchtung, der oft 
fehlenden Heizung, dem Fortfalle der ersten und übermäßigen 
Beschränkung der zweiten Wagenklasse und all den dem 
Lokalbahnbetriebe anhaftenden Mängeln und Gebrechen die 
relative Bequemlichkeit heute wirkhch so groß genannt zu 
werden verdient, daß sie durch die häufigere Reisegelegenheit, 
verkürzte Fahrtdauer und größere Sicherheit des Motorwagen- 
betriebes nicht reichlich aufgewogen würde. 

Die Verringerung der Betriebskosten und die sich bietende 
Gelegenheit, durch Belebung des Verkehrs die Transportein- 
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nahmen zu erhöhen, unterstützen aber auch das Verlangen, 
beim Betriebe mit Motorwagen eine wesentliche Verbilligung 
des Lokalbahntransportes eintreten zu lassen. Wirtschaftlich 
kleine Verhältnisse können niemals hohe Preise rechtfertigen. 
Das Publikum der Lokalbahn will billig fahren und wohlfeil 
verfrachten. Aus dem Mißverhältnisse zwischen Einnahmen 
und Ausgaben hat aber die Praxis hier die natürlichen For- 
derungen in ihr Gegenteil verkehrt. Als Korrelat zu dem 
unerfreulichen Betriebskalkul hat man sich in unbegreiflicher 
Kurzsichtigkeit hohe Personen- und drückende Gütertarife 
zugestehen lassen und mutet den beteiligten Kreisen zu, den 
schlechten volkswirtschaftlichen Leistungen der Lokalbahn im 
allgemeinen einen weit höheren Tribut zu bezahlen, als ihn 
die Tarifsätze der Hauptbahnen verlangen. Das ist mit eine 
Grundursache für das geringe Prosperieren unseres heutigen 
Lokalbahnwesens. Schlechte Reisegelegenheit und hohe Fahr- 
preise zusammen werden niemals den Straßenverkehr auf die 
Eisenbahn abzulenken oder gar einen neuen Verkehr zu schaffen 
imstande sein. Ein abschreckendes Beispiel sind die Lokalbahn 
Rakonitz — Petschau — Buchau mit Fahrpreisen von 6 h pro 
Person und Kilometer für die zweite und 3 h für die dritte 
Klasse, ferner Rakonitz — Mlatz mit 6, beziehungsweise 4 h 
gegenüber dem auf den k. k. Staatsbahnen geltenden Einheits- 
satze von 4*5, beziehungsweise 2*5 A pro Person und Kilo- 
meter. Unerschwingliche Frachtentarife werden sich stets als 
eine Last für die Industrie und Landwirtschaft erweisen, die 
Gründung neuer Unternehmungen erschweren und die wider- 
sinnigsten Zustände hervorrufen. Es wäre auf Beispiele aus 
dem praktischen Leben hinzuweisen, wo man nach Inbetrieb- 
setzung einer theoretisch heiß begehrten Lokalbahn die zur 
industriellen Produktion nötigen Rohstoffe und das fertige 
Fabrikat heute wie zuvor bei dreimal weiterer Achsfracht 
der alten Hauptbahn zum Transporte zu überlassen vorzieht. 
Ein Blick in die beigefügte tabellarische Zusammenstellung^ 
welche die auf. den vom Staate betriebenen und aus den in 
privater Verwaltung stehenden österreichischen Lokalbahnen 
die auf den Böhmischen Kommerzialbahnen gegenwärtig gel- 
tenden Gütertarife enthält, und welcher des Vergleiches halber 
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das allgemeine Baröme der k. k. Staatsbahnen beigefügt ist, 
wird nicht allein die absolute Höhe der hier zur Anwendung 
gelangenden Einheitsätze, sondern auch die so bezeichnende 
Mannigfaltigkeit der einzelnen Lokalbahntarife zur Anschauung 
bringen. Hiezu sei bemerkt, dass die unter Post Nr. 1 ange- 
führte Gruppe außer der Lokalbahn Beneschau-Wlaschim 
noch eine stattliche Reihe ziemlich bedeutender Lokalbahnen 
umfaßt , so Kaschitz - Schönhof, Nusle - Modran, Postelberg- 
Laun, Wodfian-Moldautein u, a. m., während unter Gruppe 10 
außer Marienbad -Karlsbad auch Rakonitz- Fladen -Petschau 
mit der Abzweigung Protiwitz - Buchau, dann Rakonitz - Mlatz, 
Unter Drauburg-WöUan u. a. m. gehören, und unter Post Nr. 23 
nebst vier anderen auch die Lokalbahn Schlackenwert- Joachims- 
tal eingereiht erscheint. Die für die Gruppe 10 kürzlich durch- 
geführte Herabsetzung des Tarifes auf das Baröme der k. k. 
Staatsbahnen, von welchem er sich nur bezüglich des Aus- 
nahmetarifes III unterscheidet, hat für das erste Jahr 1900 
auf der Lokalbahn Rakonitz -Petschau -Buchau als Ergebnis 
eine Mehrverfrachtung von 1030 Waggons, gleichzeitig aller- 
dings gegenüber der Ziffer von 159.626 Kronen im Vorjahre 
einen Rückgang der Bruttoeinnahmen aus dem Güterverkehre 
auf den Betrag von 149.155 Kronen gezeigt. Es ist klar, daß 
das günstige finanzielle Endergebnis einer Tarifreduktion, 
welches die sofort erkennbare aufsteigende Tendenz des 
Güterverkehrs und die Verminderung des Betriebsabganges 
von 104.431 Kronen im Jahre 1900 auf 89.167 Kronen im 
Jahre 1901 hier in ziemlich gewisse Aussicht stellen, in dem 
kurzen Zeiträume eines einzigen Jahres nicht schon zum vollen 
Ausdrucke gelangen kann. 

Die Tarifsätze für die einzelnen Güterklassen differieren 
nach den betreffenden Lokalstrecken innerhalb der Grenzen 
bis zum vierfachen Betrage der Mindestgebühr. Die Fracht eines 
Waggons Kohle per 10.000 hg kostet, um ein Beispiel anzu- 
führen, auf der Lokalbahn Starkenbach-Rochlitz von der An- 
schlußstation Starkenbach bis zu der 24 Tarifkilometer ent- 
fernten Endstation Rochlitz nach Ausnahmetarif I den Betrag von 
39 Kronen. Nach dem auf den Hauptstrecken der Staatsbahnen 
in Geltung stehenden allgemeinen Tarifsatze würde sich die 
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gleiche Fracht ebenfalls nach Ausnahmetarif I auf nicht mehr als 
19 Kronen stellen. Nach den Tarifgrundlagen und der Gebtihren- 
berechnungs-Tabelle der Böhmischen Kommerzialbahnen kostet 
die Fracht für Kohle, welche hier nach Klasse B tarifiert, per 
Waggon von 10.000 leg über 24 Tim 46 Kronen, auf der 
Linie Smidar — Hochwessely derselben Verwaltung aber gar 
56 Kronen, während die niedrigere Sätze enthaltenden 
Stationstarife für die gleiche Entfernung sich immer noch 
zwischen 30 und 39 Kronen bewegen. 

Dem gegenüber muß die Frage am Platze erscheinen, 
mit welcher Begründung die Interessenten einer Lokalbahn 
einer unternehmerischen Finanzrechnung zuliebe durch derart 
exorbitante Tarife an und für sich schon in ihrer wirtschaft- 
lichen Kraft geschädigt werden dürfen. Welche Motive können 
aber so ausschlaggebend sein, private Eisenbahn -Unterneh- 
mungen, geschweige denn den Staatseisenbahnbetrieb zu einer 
so empfindlichen und höchst ungerechten Differenzierung der 
allen Steuerträgern nach gleichem Maße zu bietenden Ver- 
kehrsbedingungen zu ermächtigen, wie sich dieselbe aus den 
trockenen, aber vielsagenden Ziffern der in unsere Zusammen- 
stellung aufgenommenen 31 verschiedenen Lokalbahntarife 
ergibt, welche noch durch die Tarife vieler anderer privaten 
Lokalbahnen ergänzt werden könnten? Eine auf gesunder Basis 
ruhende Lokalbahnpolitik darf vor einer durchgreifenden Re- 
gelung der Tarife nicht Halt machen, weil eine solche für die 
Privatwirtschaft mitunter allerdings einschneidende Maßregel 
das Entstehen oder den Weiterbestand einer oder der anderen 
unter der Herrschaft des gegenwärtigen Betriebsystems ohnehin 
nicht lebensfähigen Lokalbahn möglicherweise in Frage stellen 
könnte. Die Gleichberechtigung der Bevölkerung verlangt mit 
eben demselben Rechte, wie allen Steuerträgern nach gleichem 
Maße der Genuß der staatlicherseits gewährten Vorteile des 
Schulwesens, der Rechtsprechung, der Administration u. s. w. 
zukommt, auch im wirtschaftlichen Bereiche nach der Einheit- 
lichkeit der Tarife sämtlicher im Staatsbetriebe stehenden 
Lokalbahnen, welche Gleichstellung nach Eintritt der heute 
schon unaufschiebbar gewordenen allgemeinen Tarifregulierung 
sich dann auch auf alle im Privatbetriebe befindlichen Lokal- 
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strecken auszudehnen haben wird; sie verlangt überdies im 
allgemeinen auch nach einer wesentlichen Herabsetzung der 
gegenwärtig auf den Lokalbahnen geltenden Einheitssätze zum 
mindesten auf das allgemeine Baröme der Staatsbahnen, wenn 
jene ihre Aufgabe aber voll erfüllen sollen, und sobald sie 
dazu durch eine durchgreifende Reorganisation des Betriebes 
befähigt sein werden, darüber hinaus nach einer Herabsetzung 
auf ein noch tieferes Niveau. . 

Neben der pro zurückgelegten Personen- beziehungsweise 
Frachtentonnen-Kilometer zum Ausdrucke gelangenden abso- 
luten Höhe der Lokalbahntarife kommt für die Wertschätzung 
der allgemein volkswirtschaftlichen Bedeutung solcher Ver- 
kehrslinien auch die aus der gesamten Transportlänge sich 
ergebende relative Tarifhöhe wesentlich in Betracht. Bei der 
Projektierung einer Lokalbahn und dem Hervorheben ihrer 
wirtschaftlichen Vorteile gegenüber dem Straßenverkehr ist 
man nur zu leicht geneigt, das Verhältnis der Länge des bis- 
herigen Straßenzuges zu jener des neu zu schaffenden Ver- 
kehrsweges und die sich hieraus ergebenden Folgerungen 
außeracht zu lassen. Da es kaum einen Ort gibt, welcher nicht 
eine Lokalbahn sein eigen nennen möchte, und da, wie bereits 
erwähnt, der normale Adhäsionsbetrieb im allgemeinen bei 
einem Steigungsverhältnisse von 257oo seine wirtschaftliche 
Grenze findet, ist der Eisenbahn-Bautechniker häufig gezwungen, 
der zu tracierenden Strecke unter Anwendung weit ausholender 
Entwicklungshnien eine solche Längenausdehnung zu geben, 
daß sie den bestehenden Straßenzug an Länge weitaus über- 
trifft. Dazu kommt aber noch die den Eisenbahnen behörd- 
licherseits eingeräumte Begünstigung, bei Erreichung eines 
gewissen Steigungsprozentes für die betreffende Strecke einen 
Zuschlag zu der faktischen Betriebskilometerlänge in Anrech- 
nung zu bringen und demzufolge die Entfernung nach Tarif- 
kilometern oder die sogenannte »virtuelle Länge« zur Grund- 
lage der Gebührenberechnung zumachen. Aus der nachstehenden 
Aufstellung ergibt sich das gegenseitige Verhältnis der Straßen- 
länge zu der Betriebs- und Tariflänge dreier als Beispiel ge- 
wählten, in neuerer Zeit entstandenen Lokalbahnen. 
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Die Benützung der Eisenbahn zwischen ihrem Anfangs- 
und Endpunkte verpflichtet mithin zur Bezahlung des Fahr- 
preises und der Frachtgebühren für eine um 40*2 — 82*6^ 
größere Wegstrecke, als sich dieselbe tatsächlich für Straßen- 
fuhrwerk ergibt. Wenn noch die aus den hohen Lokalbahn- 
tarifen gegenüber dem Normaltarife der Staatsbahnen gewöhn- 
lich resultierenden Mehrgebühren berücksichtigt werden, so 
verteuert sich die Fahrt wie der Gütertransport auf der Lokal- 
bahn in einem solchen Maße, daß der Fußgänger unter Be- 
nützung einer etwaigen Wegabkürzung heber Zeit und Geld 
spart, und dem Frachter auf der Landstraße in Bezug auf 
geringwertige, hohe Frachtsätze nicht vertragende Massengüter 
die Konkurrenz mit der Eisenbahn leicht gemacht wird. 

Umsomehr ist es die Sache einer umsichtigen Verkehrs- 
politik, das auf vielen Lokalbahnen äußerst fühlbare Mißver- 
hältnis der Weglänge zur tatsächlichen Entfernung sowohl im 
subjektiven Interesse der Verkehrsentwicklung, als in objektiver 
Wahrnehmung der wirtschaftlichen Aufgaben durch besonders 
niedrige Tarife zu paralysieren. Dies ist natürlich nur wieder 
möglich, wenn man auf Mittel und Wege sinnt, die Betriebs- 
kosten wesentlich herabzusetzen. 

Wir sind bisher von der Voraussetzung ausgegangen, 
daß der Motorwagen auf Lokalbahnen für die Beförderung 
von Personen und Reisegepäck Anwendung finden, der 
Frachtentransport daneben aber mittelst eigener Güterzüge 
bewirkt werden soll. Diese wären aus einer leichten, in ihrer 
Leistungsfähigkeit den Niveauverhältnissen der Bahn und dem 
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zu erwartenden Verkehre möglichst angepaßten Lokomotive 
und der erforderlichen Zahl gewöhnlicher Güterwagen 
zusammenzusetzen und nach Bedarf einmal täglich, öfters, 
oder auch nur fallweise einzuleiten. Bei sehr schwachem 
Güterverkehre jedoch, wie ihn viele Lokalbahnen aufzu- 
weisen haben, dürfte sich auch hier die Verwendung eines 
Motorwagens für Stückgüter empfehlen, welchem nach Bedarf, 
seiner Leistungsfähigkeit angemessen, ein oder zwei gewöhn- 
liche Waggons mit Wagenladungsgütern angehängt werden 
könnten. 

Bei Erörterung der prinzipiellen Seite des Lokalbahn- 
betriebes haben wir die Frage nach der richtigsten Wahl der 
Betriebskraft für die Motorwagen aus dem Grunde zurück- 
gestellt, weil sie für das Wesen der Sache von keinem Be- 
lang ist und nach Abwägung aller maßgebenden Verhältnisse 
für jeden gegebenen Fall eine selbständige Beantwortung er- 
heischt. Da wo der Güterverkehr separate Dampflokomotiven 
erfordert, können die Einheitlichkeit des Betriebes, die gleich- 
mäßige Schulung des Personals oder die relative Billigkeit 
der Kohlenbeschaffung Gründe sein, welche die Anwendung 
eines ebenfalls mit Dampf betriebenen Motorwagens für den 
Personenverkehr rechtfertigen. Für einen solchen stehen in dem 
auf belgischen und französischen Linien laufenden Dampf- 
wagen von B e 1 p a i r e, dem auf vielen hauptstädtischen Straßen- 
bahnen eingeführten Rowanwagen und anderen Typen be- 
währte Vorbilder zu Gebote. Allen überlegen dürfte aber der 
Serpollet wagen sein, welcher außer auf verschiedenen 
Straßenbahnlinien in Paris neuerer Zeit auf den königlich 
Württembergischen Staatsbahnen im Lokalverkehre weit- 
gehende Anwendung gefunden und die zufriedenstellendsten 
Betriebsergebnisse gezeigt hat. Wenn die im Jahre 1895 mit 
diesem Systeme auf der Wiener Straßenbahn nach gelungenen 
Versuchen regelmäßig aufgenommenen Fahrten infolge eines 
eingetretenen Unfalles zu einem unliebsamen Abschlüsse ge- 
langt sind, und die vorläufige Zurückstellung des SerpoUet- 
wagens in Österreich die Folge war, so trug an diesem Miß- 
erfolge lediglich ein unglückliches Verhängnis, wie es jedem 
Motorbetriebe einmal begegnen kann, nicht aber ein Mangel 
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des Systems die Schuld. Das letztere besitzt infolge der eigen- 
artigen Konstruktion des Generators, welche ihn einem ge- 
wöhnlichen Kessel kaum ähnlich macht und die Möglichkeit 
einer spontanen Erzeugung der zum Betriebe erforderlichen 
Dampfspannung bei geringem Brennstoflfkonsum, unbedingter 
Sicherheit gegen Explosionsgefahr und sehr mäßigen Gewichts- 
und Raumverhältnissen gewährt, nicht zu unterschätzende 
Vorteile, welche dem SerpoUetwagen für den Betrieb von 
Lokalbahnen ohne Zweifel eine hervorragende Eignung ver- 
leihen. 

Wo das Vorhandensein unausgenützter Wasserkräfte 
oder die Mitbenutzung einer bestehenden elektrischen Zentrale 
die Erzeugung oder den Bezug elektrischer Energie unter 
günstigen Bedingungen gestattet, wird sich die Einführung 
der Elektrizität als motorischer Kraft im Betriebe der 
Lokalbahnen unbedingt empfehlen. Bei dem Umstände, als 
heute schon mit einer Umwälzung des gesamten Verkehrs- 
wesens der Zukunft durch Einführung des elektrischen Be- 
triebes gerechnet werden muß, und die Elektrizität ihre außer- 
ordentliche Eignung zum Betriebe von Haupt- wie Neben- 
bahnen namentlich wegen der von ihr gebotenen einheitlichen 
Beherrschung des Zugförderungs- und Sicherungsdienstes 
schon zur Genüge dargetan hat^), scheint die Zukunft der 
Lokalbahnen im elektrischen Betriebe gelegen, und bei Aus- 
führung neuer und Ausgestaltung älterer Linien die Erwägung 
am Platze zu sein, ob dem Betriebe mittelst Dampflokomotiven 
und Dampfwagen nicht die Errichtung einer elektrischen 
Kraftstation zur Speisung der Motorwagen selbst dann vor- 
zuziehen wäre, falls dieselbe mit stationären Dampfmaschinen 
ausgerüstet werden müßte. Ob man sich im gegebenen Falle 
dann für das System der Stromzuführung mit Oberleitung, 
beziehungsweise Mittelschiene, oder für den Akkumulatoren- 
betrieb entscheidet, hängt von den besonderen Verhältnissen, 



^) Es gentigt, darauf hinzuweisen, daß es bei elektrischem Betriebe 
möglich ist, die Zugfolge derart zu sichern, daß bei Eintritt eines Zuges 
in einen von einem anderen Zuge besetzten Blockabschnitt die Strom- 
zuführung für beide sofort automatisch ausgeschaltet, und damit das An- 
halten derselben bewirkt werden kann. 
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namentlich von der Länge und den Steigungen der Bahn ab. 
Die Anwendung von Akkumulatoren bedingt deren Ladung 
nach Durchlauf einer gewissen, nicht sehr langen Wegstrecke, 
und deren beträchtliches Gewicht erhöht die Bruttolast des 
Wagens in einem die Zugförderungskosten auf bedeutenden 
Steigungen sehr ungünstig beeinflussenden Masse. Der Akku- 
mulatorenbetrieb wird sich nach dem heutigen Stande der 
Elektrotechnik daher nur für wenig geneigte und relativ kurze 
Strecken empfehlen, wo der Austausch oder die Neuladung 
der Akkumulatoren auf den Endstationen erfolgen kann. 

Für den Eisenbahnbetrieb mittelst Akkumulatoren so- 
wohl, wie für den mittelst Stromzuführung gibt es, abgesehen 
von zahlreichen elektrisch betriebenen Straßenbahnen, wo die 
siegreiche Macht der Elektrizität das Pferd bereits verdrängt 
hat, heute bereits mehrfach gelungene Beispiele: Für den 
ersteren die von den Württembergischen Staatsbahnen seit 
dem Jahre 1896 unternonmienen Versuche, ihn auf Lokal- 
strecken zur Anwendung zu bringen, für den zweiten den 
seit dem Jahre 1898 eröffneten Betrieb der elektrischen Klein- 
bahn Düsseldorf — Krefeld, jenen der ein Jahr später eröfifneten 
VoUbahn Burgdorf — Thum in der Schweiz und namentlich die 
Ausführung der italienischen Valtellina — Bahn, welche, ab- 
gesehen von der zu Versuchen in großem Maßstabe dienenden 
Strecke Berlin — Zossen, zum erstenmale die Tauglichkeit des 
elektrischen Betriebes auch für kompliziertere Verhältnisse 
und bei Beobachtung aller für eine große Hauptbahn erforder- 
lichen Signalisierungs- und Sicherungsvorkehrungen dargetan 
hat. In Österreich ist gegenwärtig die Herstellung der ersten 
größeren, mit Garantie des Landes Böhmen sichergestellten, 
elektrisch zu betreibenden Lokalbahn von Tabor nach Bechyn 
im Zuge, bei welcher das Dreileitungssystem Kfizik zur An- 
wendung gelangen, und die Betriebskraft gleichzeitig zur Be- 
leuchtung der Stadt Tabor verwendet werden soll. 

Es wird von den besonderen Verhältnissen der einzelnen 
Lokalbahnen abhängen, ob man mit elektrischen Motorwagen 
für den Personen- und schwachen Güterverkehr das Aus- 
langen findet, oder ob man außerdem kräftigere elektrische 
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Lokomotiven zur Beförderung separater Güterzüge heran- 
ziehen muß. 

Hochgespannte, in Behältern mitgeführte Luft eignet 
sich ihrer raschen Aufzehrung und Druckverminderung wegen 
nur bei geringen Betriebslängen und mäßigen Steigungen als 
Betriebskraft für Motorwagen. 

Eine sehr weitgehende Verwendung im Lokalbahnbetriebe 
gestatten hingegen die verschiedenen Gasmotorwagen, 
mögen dieselben durch Leuchtgas, Benzin, Petroleum oder 
Spiritus angetrieben werden. Die Gasmotoren, namentlich die 
Benzin- und Petroleummotoren, haben der Leichtigkeit und 
Billigkeit der Beschafifung des motorischen Agens, dem Fort- 
falle jedes Generators, der Einfachheit ihrer Bedienung und 
ihrem günstigen Wirkungsgrade zufolge heute bereits eine 
besondere Eignung sowohl zum Betriebe zahlreicher Tramway- 
linien, als der auf schienenloser Straße verkehrenden Auto- 
mobilwagen jedes Gewichtes und Leistungsgrades bekundet. 
Nachdem die in der Motorwagenfrage bahnbrechend vor- 
gehenden Württembergischen Staatsbahnen seit dem Jahre 1896 
das auf der Verwendung eines explosiven Gemisches von 
Benzin und atmosphärischer Luft beruhende System Daimler 
im Lokalbahnbetriebe mit durchaus zufriedenstellendem Er- 
folge eingeführt haben, beginnen, wie die kürzUch veranlaßte 
Beschafifung eines Daimler- Wagens für Rechnung der k. k. 
Staatsbahnen und dessen probeweise Verwendung zuerst auf 
der Wiener Stadtbahn und gegenwärtig auf einer böhmischen 
Lokalbahnstrecke beweisen, nun auch in Osterreich die maß- 
gebenden Fachkreise einer auf diesem Wege zu erzielenden 
Lösung der Motorfrage für Lokalbahnen ihre Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. Es wäre zu wünschen, daß im Hinblick auf die 
anderwärts gemachten Erfahrungen die hier anzustellenden 
Versuche und Studien bald ihren Abschluß finden und die so 
dringende Reform des Lokalbahnbetriebes nicht ad calendas 
graecas hinausschieben möchten. 

Fällt die schüeßliche Entscheidung auch zu Gunsten der 
Personenbeförderung auf Nebenbahnen und Lokalstrecken 
mittelst Gasmotor- oder elektrischer Motorwagen aus, so wird 
in Anbetracht des Umstandes, daß sämtliche österreichischen 



— 261 — 

Lokalbahnen derzeit mit Dampflokomotiven ausgerüstet sind, 
die Adoptierung des gemischten Systems der Zugförderung 
aus praktischen Rücksichten unvermeidlich sein. Man wird 
sodann alle die unter den vorliegenden Verhältnissen un- 
ökonomisch arbeitenden, zu schweren und namentlich die mit 
Schlepptender versehenen Lokomotiven aus dem Betriebe der 
Lokalbahnen an die Hauptbahnen zurückzustellen und den 
Rest von rationell disponierten, bei aller Leichtigkeit doch 
relativ leistungsfähigen und speziell den Bedürfnissen der 
Lokalbahnen angepaßten Tendermaschinen auf den hiefür 
überhaupt in Frage kommenden Linien für den Güterdienst 
zu verwenden haben. Diese Lokomotiven können auch in 
Fällen außergewöhnlichen Bedarfes anläßlich von besonderen 
Festtagen, Märkten oder Ausflügen, kurzum überall dort, wo 
die Leistungsfähigkeit des Motorwagens vielleicht nicht aus- 
reichen würde, als Reserve dienen. Das Gleiche gilt von den 
separaten elektrischen Motoren für Güterzüge auf Strecken, 
wo man sich für den reinen elektrischen Betrieb entscheidet. 
Der Übergang zum Betriebe mit Motorwagen, welchen Systemes 
inmier, braucht aber keinen Augenblick durch die Sorge 
wegen zweckmäßiger WeiterverVendung der gegenwärtigen 
Traktionsmittel hinausgeschoben zu werden, kann vielmehr 
unter prinzipieller Trennung des Personen- vom Frachten- 
dienste ohne irgend ein Bedenken gleichzeitig und alternierend 
mit der heutigen Betriebsweise erfolgen. 

Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß die Anwendung 
von Motorwagen außer auf den eigentlichen Lokalbahnen und 
Nebenlinien von Hauptbahnen auch zur Abwicklung eines 
Lokalverkehres von relativ mäßigem Umfange auf manchen 
im normalen Vollbetriebe stehenden Hauptstrecken große 
Vorteile für die Betriebsökonomie und das Verkehrsbedürfnis 
im Gefolge hätte. 

Ein besonderes Augenmerk wird bei den Lokalbahnen 
auf eine zweckmäßige Verwaltung und vernünftige Organi- 
sation des Dienstes zu richten sein, um sowohl ihre Betriebs- 
rechnung von dem umständlichen bureaukratischen Apparate 
möglichst zu entlasten, als auch durch Vereinigung ver- 
schiedener dienstlichen Verrichtungen in einer Hand, der 
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Kleinheit der Verhältnisse entsprechend, allerlei zulässige Er- 
sparnisse zu erzielen. Damit soll keineswegs einer unzu- 
reichenden Entlohnung des Personals das Wort geredet werden, 
durch welches verfehlte Mittel bloß ungenügende und wenig 
verläßliche Kräfte gewonnen, die wohlverstandenen Interessen 
des Dienstes aber geschädigt werden. Auch jeder Überbürdung 
der Angestellten muß ängstlich ausgewichen werden, soll sich 
das übel angewandte Sparsystem nicht in verhängnisvoller 
Weise rächen. Innerhalb der durch die finanzielle Frage einer-, 
die Zuverlässigkeit und Sicherheit der Betriebsabwicklung 
andererseits gebotenen Grenzen wird jedoch der praktische 
Sinn hinreichenden Spielraum zur Betätigung eines ökonomi- 
schen Gebarens finden. Was speziell die Administration der 
Lokalbahnen betrifift, so wird es sich in der Regel empfehlen, 
sie mit jener einer angrenzenden großen Eisenbahn zusammen- 
zulegen und dieser die Betriebführung zu übertragen. Unter 
Umständen kann es sich aber als vorteilhafter erweisen, 
wenn die Lokalbahn, welche in ihren technischen und 
kommerziellen Grundlagen so sehr von der Hauptbahn ab- 
weicht, mit eigenem Personal und eigenen Betriebsmitteln 
sich selbst verwaltet. Wenn nun die neuere Bewegung zur 
Hebung des Lokalbahnwesens seitens der Staatsverwaltung in 
der Weise gefördert zu werden pflegt, daß diese sich zur 
Betriebführung förmlich herandrängt und diesbezüglich den 
Konzessionären häufig mit einer übergroßen Bereitwilligkeit 
entgegenkommt, und wenn es vielleicht direkt als erstrebens- 
wertes Ziel der staatlichen Eisenbahnpolitik aufgefaßt wird, 
die Mehrzahl der Lokalbahnen dem Staatsbetriebe einzu- 
verleiben, so kann die sich hierin kundgebende Tendenz nur 
gebilligt werden, wo es sich um die Betriebsübernahme solcher 
Lokalbahnen handelt, welche an das Hauptnetz der Staats- 
bahnen anschließen, mit dem Personal und den Fahrbetriebs- 
mitteln derselben leicht betrieben werden können und sich 
der einheitlichen Verwaltung bequem angliedern lassen. Im 
übrigen ist hierin in gewissen Fällen nichts mehr als ein ver- 
zweifeltes Auskunftsmittel zu sehen, den noch weit un- 
befriedigeren Erfolgen einer betriebführenden Privatverwaltung 
zu entgehen, während die Hebung des Lokalbahnwesens in 



— 263 — 

administrativer, finanzieller und kommerzieller Beziehung durch 
eine systemwidrige Administration nur erschwert wird. Wir 
verweisen auf folgende, als Privatunternehmungen begründete 
Lokalbahnen, welche ohne zwingenden Grund gegenwärtig vom 
Staate betrieben werden, und auf jene Verwaltungen, in deren 
Bereiche dieselben ohne direkten Zusammenhang mit dem 
Staatsbahnnetze gelegen sind: Asch — Roßbach im Bereiche 
der bayerischen Staatsbahnen , Tirschnitz — Schöiibach und 
Schlackenwert — Joachimstal an der Buschtiehrader Eisenbahn, 
Starkenbach — Rochlitz und Deutschbrod — Saar an der Nord- 
westbahn, Königsstadtl — Chlumetz im Bereiche dieser und der 
Böhmischen Konmierzialbahnen, Hefmanmöstetz — Borohradek, 
Hrochovteinitz — Chrast und Zwittau — Skutsch zwischen der 
Nordwestbahn und der Staatseisenbahngesellschaft , Mtirz- 
zuschlag — Neuberg, Trient — Tezze undMonfalcone — Cervignano 
im Bereiche der Südbahn. Ist es beispielsweise nicht absurd, 
daß der Betrieb der Lokalbahn Starkenbach — Rochlitz nicht 
durch die Nordwestbahn, von welcher sie abzweigt, und von 
welcher sie in allen ihren Existenzbeziehungen abhängt, 
sondern durch die Staatsbahndirektion Prag geführt wird, 
welche im ganzen Nordosten Böhmens fremd ist? 

Will man den bisherigen mehr als zweifelhaften Erfolg 
der unter so hochgespannten Erwartungen inszenierten Lokal- 
bahnaktion in Osterreich sich nicht zu einem Fiasko schlimmster 
Sorte steigern sehen, so ist es die höchste Zeit, auf dem be- 
tretenen Wege umzukehren. Die Dringlichkeit einer grund- 
legenden Reform muß nicht allein anerkannt, sondern diese 
muß auch mit einer rücksichtslosen Absage an das Vorurteil 
durchgeführt werden. Staat und Land müssen es ablehnen, 
weiterhin bei ungesunden Projekten Pate zu stehen, bloß weil 
eine irregeleitete öffentliche Meinung unter dem falsch ver- 
standenen Schlagworte einer künstlichen Verkehrsentwicklung 
das wirtschaftliche Heil mit schlecht gewählten Mitteln zu er- 
langen hofft. Der krankhaft gesteigerten Sucht, immer neue 
Verkehrswege entstehen zu sehen und jedes Hindernis für 
deren Realisierung als nicht bestehend zu betrachten, muß 
von den öffentlichen Gewalten die ruhige Abwägung aller Ver- 
hältnisse entgegengehalten werden, um die Mittel mit den 
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Zwecken in Einklang zu bringen. Wenn es auch durchaus 
nicht unserer Anschauung entspricht, von einem jeden, öffent- 
lichen Aufgaben dienenden Verkehrsunternehmen eine un- 
mittelbare hohe Rentabilitätsziffer zu beanspruchen, so darf 
doch ein mit verhältnismäßig großen Mitteln ins Leben ge- 
rufenes Werk weder in sich schon den Keim der Lebens- 
unfähigkeit tragen, noch in verfehlte Bahnen geleitet und da- 
durch in Seiner Entwicklung gewaltsam gehemmt werden. 
Viele, ja weitaus die Mehrzahl unserer Lokalbahnen sind 
lebens- und entwicklungsfähig. Sie kranken nur an der miß- 
verstandenen Nachahmung der auf ganz anderer Basis be- 
gründeten und ganz andere Ziele verfolgenden Hauptbahnen, 
deren Einrichtung, Betrieb und Verwaltung für ihre kleinen 
Verhältnisse durchaus nicht passen. Alle Abweichungen, Er- 
leichterungen und Begünstigungen, welche ihnen zugedacht 
werden, sind einerseits ungenügend, weil das Wesen der 
Sache wenig berührend, andererseits direkt schädlich, weil 
ihrer wirtschaftlichen Anpassungsfähigkeit Hindernisse in den 
Weg legend. Es wird keinen Rückschritt bedeuten, wenn eine 
strengere Scheidung zwischen Haupt- und Lokalbahnen platz- 
greift, und wenn den letzteren dann statt der finanziell und 
wirtschaftlich gleich verfehlten Anlehnung an die Verhält- 
nisse der Haupteisenbahnen eine erweiterte Form von 
Tramwaybetrieb als dankbares Arbeitsfeld angewiesen 
wird. Ebensowenig als eine Straßenbahn selbst unter dem 
regen Verkehrsbedürfnis einer Hauptstadt zu prosperieren ver- 
möchte, wenn es einem beifiele, sie mit schweren Loko- 
motiven und langen, aber nur drei- oder viermal des Tages 
verkehrenden Zügen betreiben zu wollen, kann dies bei einer 
Lokalbahn der Fall sein, welche mit kurzen Strecken und 
kleinen Zeiträumen zu rechnen hat, und deren Gewinn sich 
aus der großen Menge kleiner Verkehrs- und Transport- 
bedürfnisse zusammensummiert. Dre Erweiterung des Be- 
griffes der Straßenbahn über das eigentliche Weichbild der 
Städte auf das flache Land hinaus wird den richtigen Weg 
weisen, um Bau, Betrieb, Verwaltung und Finanzgebarung 
zahlreicher Lokalbahnen, welche heute nicht leben und nicht 
sterben können, auf jenes Niveau zu setzen, auf welchem sie 
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gedeihen und einen wohltätigen Einfluß auf die Volkswirt- 
schaft üben können. 

Ja wir scheuen uns nicht, noch einen Schritt weiter zu 
gehen und im Zeitalter des höchsten Aufschwunges der mo- 
torischen Verkehrsmittel, so paradox es auf den ersten Blick 
scheinen möchte, der Pflege des Straßenwesens eine erhöhte 
Bedeutung beizumessen. Die Lokomotive hat vor zwei Menschen- 
altern den großen Verkehr, indem sie ihn geschafifen, zugleich 
an den Schienenweg gebunden. Der Neuzeit erst war es vor- 
behalten, die Verkehrstechnik in einer Richtung auszubilden, 
welche ihr die Landstraße teilweise zurück gewann. Ihre 
Schöpfung ist der mit Elektrizität, Gas oder selbst mit Dampf 
betriebene Straßenwagen, das Automobil. Weit über die 
Grenzen eines bloß dem Sport und Vergnügen dienenden Luxus- 
fahrzeuges, als welches dasselbe vielfach engherzigem Wider- 
stände begegnet, muß diesem modernsten aller Verkehrsmittel, 
wenn es richtig fortentwickelt wird, eine hervorragende Stel- 
lung im wirtschaftlichen Leben eingeräumt werden. Das Auto- 
mobil erscheint nicht nur berufen, das Pferdefuhrwerk zu 
ersetzen und so die Straßenzufuhr von Personen wie Gütern 
an die Eisenbahnen zu vermitteln, sondern dasselbe ist in 
dieser Hinsicht vielfach auch geeignet, einen vollwertigen Ersatz 
für so manche Lokal- und Kleinbahnen abzugeben. Statt des 
bei aller Sparsamkeit immerhin kostspieligen Baues einer 
Schienenstraße und ihres mehr oder weniger schwerfälligen 
Betriebes wird ein bescheidenes Anlagekapital zur Organisierung 
eines regelmäßigen Automobildienstes auf der Landstraße ge- 
nügen, dessen verläßliche Abwicklung des ganzen Komplexes 
von Einrichtungen zu entraten vermag, welche im Wesen des 
Eisenbahnbetriebes begründet sind. Ob ein derartiges, finanziell 
auf gesicherter Basis ruhendes Unternehmen der Aufgabe, 
als Zufahrtskanal für die großen Verkehrsstraßen zu dienen, 
nicht besser zu entsprechen vermöchte, als manche schlechte 
und teuere Lokalbahn, diese Frage zu entscheiden bleibt der 
allernächsten Zukunft vorbehalten. 

Das Haupthindernis für eine gedeihliche Lösung des an- 
gedeuteten Problems liegt in Österreich heute aber in dem 
aller Beschreibung spottenden Zustande der überwiegenden 
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Mehrzahl von Ärarial-, Bezirks- und Gemeindestraßen. Ist es 
doch eine ofifenkundige Tatsache, daß hierzulande der Bau, 
namentlich aber die Erhaltung und Pflege der Landstraßen 
unter dem Einflüsse des eingefleischten Vorurteiles stehen, 
welches ihnen unter allen Kulturstaaten Europas hier so ziem- 
lich den letzten Rang anweist und ein allgemeines Durchdringen 
einer rationellen Straßenwalzung verhindert. Langer Jahre hat 
das österreichische Eisenbahnwesen bedurft, um mit den Fort- 
schritten anderer Länder auf gleichen Schritt zu gelangen; 
während dessen wurde das Straßenwesen hier auf das stief- 
mütterhchste behandelt. Angesichts der von Seite des Publi- 
kums, der autonomen Körperschaften wie der Behörde zu 
konstatierenden krassen Verkennung seines volkswirtschaft- 
lichen Wertes im allgemeinen und seiner Wichtigkeit im be- 
sonderen für die Hebung eines neu entstandenen, nicht gering 
zu schätzenden Industriezweiges und dessen Nutzbarmachung 
für das allgemeine Wohl ist dasselbe heute weit davon ent- 
fernt, jenen Unterschied zu verwischen, welcher sich beim 
Überschreiten der österreichischen Grenze im Verkehre mit 
Deutschland in so beschämender Weise kundgibt. Findet doch 
das beliebte System des Sparens am unrichtigen Orte, welches 
zehnfachen wirtschaftlichen Schaden anrichtet, und das eng- 
herzige Festhalten am Hergebrachten, möge es auch noch so 
unzureichend sein, mit Bezug auf eine Reform des Straßen- 
wesens in Österreich bezeichnenderweise sogar in den Kreisen 
öffentlicher Funktionäre eine Stütze in der Besorgnis, daß gute 
Straßen das Zuströmen schädlicher Elemente, die Verbreitung 
des Teufelspukes »Automobilismus« befördern könnten! 



Wenn wir zum Schlüsse noch der Wiener Stadtbahn 
mit wenigen Worten gedenken, so geschieht es nicht, ohne 
dem in der Hauptsache seit dem Jahre 1899, mit seinem letzten 
Gliede, der Donaukanal-Linie, seit dem Jahre 1901 vollendeten 
großartigen Werke der Wiener Verkehrsanlagen, welches der 
Bedeutung und der Entwicklungsfähigkeit der Haupt- und 
Residenzstadt angemessen, sie erst zu einer Großstadt im 
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modernen Sinne des Wortes gestempelt hat, im allgemeinen 
volle Anerkennung zu zollen. Einem kritischen Blicke werden 
sich jedoch mehrfache Mängel in der Durchführung dieses 
Unternehmens nicht verbergen. Vor allem wäre mit der Schaf- 
fung der Stadtbahn gleichzeitig die Verbindung der Wiener 
Hauptbahnhöfe untereinander ins Auge zu fassen gewesen, 
welche entweder die Errichtung eines Zentralbahnhofes im 
Mittelpunkte der Stadt für den Personen -Fernverkehr, oder 
zumindest die ununterbrochene Durchführung eines inter- 
nationalen Verkehrs ermöglicht hätte. Der zweigeleisige Ausbau 
der Stadtbahn und aller ihrer Tunnele legt der Anfügung 
weiterer zweier Geleise für den Fernverkehr nunmehr derart 
unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg, daß die hier 
berührte Frage früher oder später eine selbständige Lösung 
wird suchen müssen. Wenn auch durch gewisse Rücksichten 
motiviert, erweckt ferner die Ausführung der Wiener Stadt- 
bahn teils als Untergrund-, teils als Hochbahn schwere Be- 
denken auf Seite des Betriebstechnikers, der sich vor die Auf- 
gabe gestellt sieht, über das unausgesetzte Auf und Nieder 
steiler und scharf gekrümmter Rampen einen dichten und 
angestrengten Zugsverkehr rasch, sicher und ökonomisch ab- 
zuwickeln. Mit den schwierigen Profilen im Zusanunenhang 
und den verkehrspolitischen Erfolg des Unternehmens beein- 
trächtigend ist die allzu geringe Fahrgeschwindigkeit der Stadt- 
bahnzüge. 40 1cm normale Fahrgeschwindigkeit, welche auf 
höchstens 50 km gesteigert werden darf, ist zu wenig, um trotz 
des so häufigen Anhaltens eine genügend große durchschnitt- 
liche Verkehrsgeschwindigkeit zu ermöglichen, welche die Stadt- 
bahn mit der Tramway und dem Mietwagen konkurrenzfähig 
macht. Die angewandten Lokomotiven würden wohl die Er- 
reichung einer Streckengeschwindigkeit von 60 lern zwischen 
den einzelnen Haltepunkten gestatten. Ist durch Anordnung 
rauchverzehrender Feuerungen die in den Untergrundstrecken 
so lästige Rauchentwicklung auch zu unterdrücken versucht 
worden, so ist für einen entsprechenden Abzug der Verbren- 
nungsgase doch nur in sehr unzureichender Weise vorgesorgt. 
Teils verengen vorgebaute Blockbuden das der Ventilation 
wegen freizuhaltende Tunnelprofil, teils trägt die gewählte 
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Konstruktion flacher, auf vorstehenden Traversen gelagerter 
Decken in den Untergrundstrecken anstatt glatter Gewölbe- 
flächen, wie sie beispielsweise die Londoner Untergrundbahn 
aufweist, unmittelbar zur Festhaltung der angesammelten 
Rauch- und Gasmassen bei, welche von jedem in einer Rich- 
tung verkehrenden Zuge um ein Stück fortgerissen und vom 
Gegenzuge sofort wieder in der entgegengesetzten Richtung 
zurückgeführt werden. Ist schließhch die im Herzen einer 
Großstadt angelegte, täglich von hunderten von Zügen befahrene 
Eisenbahn an sich schon das geeignetste Feld für den elek- 
trischen Betrieb, so gilt dies in noch höherem Maße von einer 
Bahn, welche unterirdisch geführt ist. Diese Betriebsweise, 
deren Ersprießlichkeit für die Wiener Stadtbahn sich den 
maßgebenden Kreisen heute wohl schon mit Naturnotwendig- 
keit- aufzudrängen beginnt, und deren Annahme durch Studien 
vorbereitet wird, hätte bei dem erreichten Stande der Elektro- 
technik, wenn nicht schon im Zeitpunkte der Projektierung 
ins Auge gefaßt, so doch unbedingt noch vor Eröffnung dieses 
unter so schweren Opfern aus Staats- und Kommunalmitteln 
zustande gebrachten, den höchsten Verkehrsfortschritt be- 
zweckenden Unternehmens beschlossen und durchgeführt 
werden sollen. Heute ist die betriebführende Verwaltung der 
k. k. Staatsbahnen in der kostspieligen Umwandlung aller 
Verkehrsmittel und Einrichtungen der Wiener Stadtbahn ein 
empflndliches Lehrgeld an die verspätete Einsicht zu bezahlen 
gezwungen. 



10. Kapitel. 

Staatseisenbahnbau, Staatsbetrieb und Eisen 

bahnverstaatlichung. 



Jiiigentümlich sind die Wandlungen, welche Staatseisen- 
bahnbau und -Betrieb in Österreich im Laufe der Zeiten durch- 
zumachen hatten. Sie wurden weit weniger durch die Initiative 
einer zielbewußten Eisenbahnpolitik, als durch den Zwang 
äußerer Umstände hervorgerufen. Als solche sind anzusehen: 
Die finanziellen Verlegenheiten der auf dem Boden des Privat- 
rechtes entstandenen Eisenbahn-Aktiengesellschaften, die Ver- 
pflichtungen, welche mit Rücksicht auf die Tangierung öffent- 
licher Interessen hieraus für die Staatsverwaltung erwuchsen, 
nicht zumindest die eigene drückende Finanzlage des Staates 
und die begründete Sorge um eine drohende Erschütterung 
des Staatskredits. Den hieraus sich ergebenden Erwägungen 
praktisch konkreter Natur sahen sich die nach politischen und 
wirtschaftlichen Systemen wechselnden österreichischen Re- 
gierungen in Ansehung des emporstrebenden öffenthchen Ver- 
kehrswesens weit mehr Rechnung zu tragen genötigt, als sie 
sich theoretischen Untersuchungen über Vorzüge un^ Nachteile 
des Staats- oder Privateisenbahnbetriebes hinzugeben gewillt 
waren. Eine konsequente Befolgung gewisser in volkswirt- 
schaftlicher und kommerzieller Beziehung als richtig erkannten 
eisenbahnpolitischen Grundsätze muß angesichts des um die 
Mitte des verflossenen Jahrhunderts zu konstatierenden Mangels 
jeder erst von der absoluten Regierungsgewalt und später 
von den politischen Vertretungskörpern ausgehenden Aktion 
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und energischen Direktive umso schmerzlicher vermißt werden, 
als die wirtschaftliche Kraft des Reiches teils durch unfrucht- 
bare politische Kämpfe, teils durch ein krankhaftes Anwachsen 
der Spekulation gelähmt wurde. 

Mit Eröffnung der ersten, durch Lokomotiven betriebenen 
Eisenbahn von Floridsdorf nach Wagram im Jahre 1837 in die 
Anfänge des modernen Verkehrswesens zurückreichend, hat der 
Bau und Betrieb der Eisenbahnen in Osterreich sich auf dem 
Boden der Privatwirtschaft zu entwickeln begonnen^). Es 
handelte sich hier um eine Teilstrecke der Eisenbahn von 
Wien nach Bochnia in Galizien, deren Herstellung der Staat 
durch Konzessionserteilung im Jahre 1836 einer Privatunter- 
nehmung, der nachmaligen Kaiser Ferdinands-Nordbahngesell- 
schaft, überlassen hatte. In den Jahren 1838 — 1840 folgten 
weitere Konzessionen zum Baue von Eisenbahnen von Wien 
nach Raab an die Grenze Ungarns und über Wiener-Neustadt 
bis Gloggnitz am Fuße des Semmering. Die allgemeinen Regeln 
und Bedingungen für die Konzessionierung von Eisenbahnen 
waren mit den kais. Entschließungen vom 29. Dezember 1837 
und 18. Juni 1838 festgestellt worden. Die Staatsverwaltung 
glaubte sich anfangs den hochgespannten Erwartungen gegen- 
über, mit welchen das neue Verkehrsmittel von mancher Seite 
begrüßt wurde, skeptisch verhalten, die Mittel und den Kredit 
des Staates für derlei ihr wenig Erfolg verheißende Unter- 
nehmungen nicht aufs Spiel setzen und das immerhin gewagte 
Experiment dem privaten Unternehmungsgeiste anheimstellen 
zu sollen. 

Der erste bedeutungsvolle Umschwung in der Auffassung 
dieser Frage seitens der öffentlichen Gewalten datiert von der 
Erlassung des kais. Patentes vom 19. Dezember 1841. In dem- 
selben gelangten der öffentlich rechtliche Charakter der Eisen- 
bahnunternehmungen, ihre eminente Bedeutung für die Volks- 
wohlfahrt und die Sorge, daß die Betätigung des Privatinter- 
esses derselben abträglich sein könnte, zum erstenmale in 



1) Die folgende Darstellung der Entwicklung des Staatseisenbahn- 
wesens in Österreich ist im allgemeinen der bei Duncker und Humblot in 
Leipzig 1885 erschienenen Broschüre »Die Verstaatlichung der Eisenbahnen 
in Österreich« von Prof. Dr. Josef Kaizl entlehnt. 
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Osterreich maßgebenderseits zur Anerkennung und zum Aus- 
drucke. Es wurden demzufolge gewisse Eisenbahnlinien von 
voraussichtlich hervorragender Wichtigkeit, und zwar die 
Strecken von Olmütz und Brunn über Prag nach Bodenbach, 
von Wien über Graz nach Triest, insoweit die Teilstrecke bis 
Gloggnitz nicht bereits als Privatbahn gebaut war, und die 
Verbindung der Reichshauptstadt über Linz mit Baiern der 
Herstellung auf Staatskosten vorbehalten. So kamen die nörd- 
liche und die südliche Staatsbahn zu Stande, welch letztere 
mit der am 17. Juli 1854 eröfifneten Senmieringbahn das Problem 
der Überschienung hoher Wasserscheiden zum erstenmale in 
Osterreich in großartig gelungener Ausführung gelöst hat. 
Nachdem der Staat im Jahre 1853 die Linie Wien — ^Wiener- 
Neustadt — Gloggnitz käuflich an sich gebracht hatte, nannte 
derselbe zu Ende des Jahres 1854 unter 1355 hm österreichischer 
Eisenbahnen 924 im oder 68*551^ sein Eigen. 

Hiemit war aber auch der Höhepunkt der aus volkswirt- 
schaftlichen Motiven inaugurierten ersten Aktion des Staats- 
eisenbahnbaues und -Betriebes erreicht, und finanzielle Kala- 
mitäten wurden als ein ausreichender Grund erachtet, mit 
dem angenommenen Systeme zu brechen und aller Vorteile 
sich zu begeben, deren der österreichische Staat während des 
13jährigen Traumes einer staatlichen Verkehrspolitik sich teil- 
haft gemacht hatte. Kaum begründet, wurde das hofifnungs- 
voUe Werk wieder gesprengt, dem schnöden Kaufpreise zu- 
liebe, welcher den Staat obendrein um nicht weniger als f^% 
des in seinen Bahnen investierten Kapitals schädigte. Nur mit 
solchem Verluste konnte nämlich im Jahre 1854 der Verkauf 
der nördlichen und südöstlichen Staatsbahnlinien an die sich 
in der Folge konstituierende »k. k. priv. österreichische Staats- 
eisenbahngesellschaft«, in den Jahren 1856 und 1858 jener 
der südlichen Linien an die »k. k. priv. Südbahngesellschaft« 
und der östlichen Staatsbahn in Galizien an die anschließenden 
Gesellschaften der »k. k. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn« 
und der »k. k. priv. Karl Ludwig -Bahn« effektuiert werden, 
wobei der durch staatliche Zinsengarantie sichergestellte Ge- 
schäftsgewinn überdies zumeist auf ausländische Kapitalisten- 
gruppen überging. Binnen des kurzen Zeitraumes von vier 
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Jahren hatte sich der gesamte Besitz des österreichischen 
Staates an Eisenbahnen auf 13 Jcm unbedeutende, im Betriebe 
ausländischer Verwaltungen stehende Anschlußstrecken redu- 
ziert. In der 15jährigen Periode bis zum Jahre 1873 wurde 
die Entwicklung des heimischen Eisenbahnwesens der Wirkung 
des Konzessionsgesetzes vom 14. September 1854 überlassen, 
und es dachte in den maßgebenden Kreisen der österreichischen 
Regierung niemand mehr daran, dieselbe von Staatswegen in 
anderer Weise zu fördern, als indem man von den unter dem 
Titel der staatlichen Fürsorge bis zu einem gewissen Grade 
berechtigten finanziellen Begünstigungen privater, die Interessen 
der Allgemeinheit berührender Unternehmungen den freigebig- 
sten Gebrauch machte und durch staatliche Subventionen, 
Bauvorschüsse, Übernahme von Aktien für Rechnung des Staats- 
schatzes, Steuererleichterungen und namentlich durch Garantie 
einer normalen Verzinsung des Anlagekapitals von Seite des 
Staates die private Bautätigkeit und einen gesunden Unter- 
nehmungsgeist zu entfachen versuchte. Gleichzeitig aber wurde 
dadurch auch eine aus dem Gesichtspunkte der wirtschaft- 
lichen Moral zu perhorreszierende Spekulationssucht geweckt 
und zu dem Mißgebilde jenes erkünstelten wirtschaftlichen 
Aufschwunges förmlich groß gezogen, welcher im Zusammen- 
bruche des Jahres 1873 das volkswirtschaftUch so verfehlte 
und vom Standpunkte der Staatsmoral verwerfliche System 
zu Grabe trug. 

Die finanzielle Krisis mußte notwendigerweise auf den 
im vollen Aufschwünge begriffenen Gründungstaumel ernüch- 
ternd einwirken und die seit Jahren dem unternehmungs- 
süchtigen Privatkapital überantwortete Ausgestaltung des öster- 
reichischen Eisenbahnnetzes in empfindlicher Weise henmien. 
Der Staat sah sich plötzlich aus seiner passiven Rolle durch 
die Wahrnehmung aufgeschreckt, daß in die Entwicklung seines 
öffentlichen Verkehrswesens eine klaffende Bresche geschlagen 
worden war, welche dringend der Sanierung bedurfte. Auf der 
einen Seite galt es nun, halb vollendete Eisenbahnen durch 
Gewährung von Bauvorschüssen in den Stand zu setzen, der 
Ungunst der Verhältnisse ungeachtet zu einem Abschlüsse zu 
gelangen. Auf der anderen Seite mußte vielen schon seit Jahren 
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im Betriebe stehenden, wenig einträglichen Linien auf Grund 
des ihnen seinerzeit garantierten Mindesterträgnisses in immer 
steigenden Garantievorschüssen Hilfe zuteil werden, ja manche 
von ihnen konnten erst durch die Übernahme ihres chronischen 
Betriebsdefizites seitens des Staates in die Möglichkeit versetzt 
werden, ihren Verpflichtungen gegenüber den Prioritätsgläu- 
bigern nachzukommen. Befand sich mithin das vielfach 
auf schlecht fundierter Basis ruhende österreichische Eisen- 
bahnwesen mitten in finanziellen Nöten, aus welchen es nur 
die hilfreiche Hand des Staates im Interesse seines eigenen 
Kredits vor gänzlichem Untersinken zu erretten vermochte, 
so war es begreiflich, daß den Vertretern des Privatkapitals 
der Mut zu weiteren Experimenten versagte. Manche Bau- 
konzession, welche kurz vor der Krisis erteilt worden war, 
mußte infolge ihrer Nichtausübung vom Staate als erloschen 
betrachtet werden, und die von ihm bisher geübten Mittel, 
die private Unternehmungslust heranzulocken, wollten im Hin- 
blick auf einige Linien, deren Herstellung in gesamtstaatlichem 
Interesse überaus wünschenswert erschien, welche jedoch eine 
nur sehr zweifelhafte unmittelbare Rentabilität verhießen, 
durchaus nicht mehr verfangen. 

Der Gesamteffekt aus diesen Verhältnissen läßt sich für 
den österreichischen Staat zu Beginn und um die Mitte der 
siebziger Jahre wie folgt zusammenfassen: Eine in beängsti- 
gendem Maße steigende Belastung des Budgets durch die teils 
gesetzlich stipulierte, teils nachträglich erhöhte Leistung jähr- 
licher Garantievorschüsse an die zahlreichen notleidenden 
Privatbahnen, wobei die staatliche Subvention in einzelnen 
Fällen dem vollen Betrage des garantierten Reinerträgnisses 
gleichkam, und der Staat zum unfreiwilligen Teilnehmer am 
Unternehmen wurde; dessenungeachtet eine den staatlichen 
und wirtschaftlichen Interessen im allgemeinen sehr wenig 
entsprechende Entwicklung des auf dem Standpunkte des 
Privatinteresses emporgewachsenen Eisenbahnwesens und 
dessen Ausschluß von allen jenen Verkehrsbeziehungen, welchen 
zwar eine hohe gesamtstaatliche, volkswirtschaftliche oder 
strategische Bedeutung, jedoch keine unmittelbare privatwirt- 
schaftliche Rentabilität zukam; Beschränkung des Staates auf 

18 
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die Pflicht des subsidiären Bürgen und Zahlers für die Zinsen 
des Privatkapitals bei Gefahr der Verkürzung seines eigenen 
Kredits in Bezug auf die gewissermaßen unter seiner Mit- 
haftung begründeten Eisenbahnunternehmungen; all diesen 
unter dem Zwange der Umstände übernommenen Verpflich- 
tungen und Lasten aber als gleichwertige Kompensation keines- 
wegs gegenüberstehend der entsprechende Einfluß auf den Bau, 
den Betrieb, das Tarifwesen und die Verrechnung der am 
Marke des Staates zehrenden Bahnen, bezüglich jener zwei 
Momente daher, auf deren Basis die Bezifferung der Garantie- 
vorschüsse zu erfolgen hatte, der Bewertung des investierten 
Anlagekapitals einer-, der vorzunehmenden Einstellungen in 
die Betriebsrechnung andererseits, die drückendste Abhängig- 
keit der Staatsgewalt von mehr oder weniger unkontrollierten 
und unkontrollierbaren, ihrer unmittelbaren Einwirkung ent- 
zogenen Faktoren. 

Angesichts einer derartigen Sachlage, welche zu schwerer 
Schädigung der staatsfinanziellen und volkswirtschaftlichen 
Interessen führen mußte und den leitenden Kreisen zur Be- 
tätigung einer gesunden staatlichen Initiative die Hände band, 
blieb wohl keine andere Wahl, als die angenommene Tradition 
einer passiven Eisenbahnpolitik aufzugeben und, aktiv ein- 
greifend, herzhaft den Versuch zu wagen, den von der Speku- 
lation verfahrenen Karren des österreichischen Eisenbahn- 
wesens wieder ins richtige Geleise zu bringen. 

Allerdings vermochte sich der Staat der fortgesetzten 
und der fallenden Tendenz der Ertragsrechnungen zufolge in 
steigender Progression an ihn herantretenden Subventionierung 
der garantierten Bahnen nicht zu entschlagen, und erreichte 
dieselbe im Jahre 1876 mit der Ziffer von 23,124.000 Gulden 
österr. Währung ihren Höhepunkt; aber neben der ziemlich 
unfruchtbaren Sänierungsaktion begann gleichzeitig die Ent- 
wicklung eines eigenen Staatseisenbahnprogramms. In Berück- 
sichtigung der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit mehrerer 
Bahnbauten, des vöUigen Versiegens der privaten Bautätigkeit 
und der durch die wirtschaftliche Lage hervorgerufenen Dring- 
lichkeit eines Arbeitsverdienstes für weite Bevölkerungskreise 
wurde im Jahre 1874 der Entschluß gefaßt, mehrere Bahnen 
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in Galizien, Istrien und Dalmatien, namentlich aber auch die 
böhmische Strecke Rakonitz — ^Protiwin auf Staatskosten her- 
zustellen, ohne jedoch für dieselben den Staatsbetrieb selbst 
schon vorzusehen. Diese Linien, mit Ausnahme der dalmati- 
nischen, welche der Staat ihrer isolierten Lage wegen in eigene 
Verwaltung zu nehmen genötigt war, wurden vielmehr nach 
ihrer Vollendung den angrenzenden Privatbahnen zur Betrieb- 
führung überlassen. Durch diese Maßregel wie nicht minder 
durch das am 29. Oktober 1875 vom damaligen Handelsminister 
Chlumetzky im Reichsrate entwickelte Expose bekundete die 
Regierung, daß es ihr keineswegs um die ernstliche Anbahnung 
eines konsequent durchgeführten Systems staatlicher Eisen- 
bahnpolitik, sondern lediglich darum zu tun sei, eine vor- 
läufige, eng umgrenzte Hilfsaktion dort einzuleiten, wo sie 
unausweichlich schien, und vermag an dieser Auffassung der 
Umstand nichts zu ändern, daß das Eisenbahnprogranun der 
Regierung die Idee des Staatseisenbahnbetriebes für gewisse 
zukünftige Eventualitäten als eine reiflicher Erwägung würdige 
Frage hier zum ersten Male seit langen Jahren wieder ins 
Auge zu fassen unternahm. 

Als ein entschiedener Versuch, die finanziellen Verpflich- 
tungen des Staatsschatzes gegenüber den garantierten Eisen- 
bahnen mit den Forderungen einer gesunden Verkehrspolitik 
und Volkswirtschaft in Einklang zu setzen, war das vom Reichs- 
rate erlassene »Sequestrationsgesetz« vom 14. Dezember 1877 
zu betrachten, welches die Regierung ermächtigte, Eisenbahnen, 
deren von Staatswegen genossene Subventionsvorschüsse ein 
gewisses Maß überschritten, entweder durch eine fremde Ver- 
waltung betreiben zu lassen oder in Staatsbetrieb zu nehmen, 
oder selbst deren Erwerbung in das Eigentum des Staates zu 
bewirken. Hiemit war eine Handhabe zur kräftigen Betätigung 
der staatlichen Initiative geboten, welche indes in den Händen 
der Regierung geraume Zeit ungenützt blieb. Die Aktion der 
folgenden zwei Jahre 1878 und 1879 beschränkte sich lediglich 
auf die Übernahme der niederösterreichischen Südwestbahnen, 
welche infolge der hervorragenden Beteiligung des Staates an 
der Kapitalsbeschaflfung ohnehin kaum mehr als eine Privat- 
unternehmung betrachtet werden konnten, in Staats-Eigentum 

18* 
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und -Betrieb und auf die Sanierung der mährischen Grenzbahn 
mittelst eines einmaligen, zum Zwecke der Begleichung des 
fälligen Prioritätscoupons gewährten Darlehens. Um die Mitte 
des Jahres 1879 umfaßte das bisherige Ergebnis der Verstaat- 
lichungsaktion 875*9 tw vom Staate teils erbaute, teils ange- 
kaufte Bahnen, welche sich aus einzelnen unzusammenhän- 
genden, höchst unrentablen, zerstreut in Niederösterreich, 
Galizien, Böhmen, Istrien und Dalmatien gelegenen Strecken zu- 
sammensetzten, einen einheitlichen Betrieb unmöglich machten, 
und von welchen daher auch nur 267*3 fo» vom Staate selbst 
betrieben wurden, während das Gesamtnetz der Eisenbahnen 
in Österreich überhaupt um jene Zeit eine Ausdehnung von 
11.300 hm und der in privater Verwaltung stehenden von 
11.033 Tcm erreichte. 

Nachdem die Thronrede vom 8. Oktober 1879 eine weitere 
Förderung des Eisenbahnwesens versprochen und den Bau der 
Arlbergbahn in Aussicht gestellt hatte, durch welche das öster- 
reichische Eisenbahnnetz in der Relation Schweiz und Frank- 
reich von den Bahnen Deutschlands unabhängig gemacht werden 
sollte, und deren Bau auf Staatskosten noch in demselben 
Jahre Gesetzeskraft erhielt, wurde durch Handelsministerial- 
erlaß vom 24. Dezember 1879 bezüglich der Kronprinz Rudolf- 
Bahn, bei welcher die gesetzlichen Voraussetzungen hiezu 
längst eingetreten waren, die Sequestration angeordnet, und 
mit der am 1. Jänner 1880 erfolgten Übernahme dieser großen 
und wichtigen Eisenbahn in den Staatsbetrieb vorläufig noch 
auf Rechnung der Gesellschaft der erste wirklich bedeutsame 
Schritt im Verlaufe der neueren Eisenbahnverstaatlichung 
Österreichs unternommen, — genau ein Vierteljahrhundert, 
nachdem die entgegengesetzte Politik der Abstoßung des 
Staatsbahnnetzes inauguriert worden war. 

Nunmehr war endlich der Stein ins Rollen geraten, und 
in rascher Folge reihten sich weitere Unternehmungen an, 
welche als Etappen auf dem Wege einer großen, systematischen 
Verstaatlichungsaktion angesehen werden konnten. Noch im 
Jahre 1880 erfolgte auf Grund des Sequestrationsgesetzes die 
Übernahme der galizischen Albrechtsbahn in den Staatsbetrieb 
auf Rechnung der Unternehmung. Um dieselbe Zeit wurde 
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von der Regierung in der Absicht, zwischen den niederöster- 
reichischen und den vordem zur Rudolfsbahn gehörigen Staats- 
linien einer- und der im Bau begriflfenen Arlbergbahn anderer- 
seits eine direkte Verbindung herzustellen, und in der Über- 
zeugung, daß der Staat erst durch die Verfügung über ein 
ausgedehntes Netz verkehrspolitisch wichtiger Eisenbahnünien 
in den Stand gesetzt werden könne, Eisenbahnpolitik im großen 
Stile zu treiben und einen maßgebenden Einfluß auf die Privat- 
bahnen zu üben, die Verstaatlichung der Südbahn oder der 
Kaiserin Elisabethbahn ins Auge gefaßt. Die Entscheidung fiel 
zu Gunsten der Elisabethbahn, mit welcher kraft des am 
23. Dezember 1881 vom Reichsrate angenommenen Gesetzes 
das bereits ein Jahr zuvor geschlossene Übereinkommen perfekt 
wurde, demzufolge vorläufig der pachtweise Betrieb dieser 
Bahn mit 1. Jänner 1882 an den Staat zu übergehen hatte. 
Das in dieser Weise gewonnene, zusammenhängende Staats- 
eisenbahnnetz umfaßte 2190 Jcm verkehrspolitisch hochbedeut- 
samer Linien und kam damit jenem der größten österreichischen 
Privatbahn, der Südbahn, gleich. 

Aber unmittelbar nach dieser Tat war es, als ob sich 
die Regierung zu einer konsequenten Verfolgung des vor- 
gesteckten Zieles nicht aufzuraffen vermöchte, denn sie scheute 
sich nicht, den ihr selbst wie dem Parlamente in immer 
impulsiverer Weise sich aufdrängenden Grundsatz von der 
Ersprießlichkeit des Staatseisenbahnbaues und -Betriebes durch 
eine am 5. April 1881 eingebrachte Vorlage in widerspruch- 
vollster Weise zu durchbrechen. Sie beantragte, die galizische 
Transversalbahn nach altem, übel bewährtem Rezepte unter 
Gewährung namhafter Subventionsbegünstigungen wieder im 
Konzessionswege zu vergeben und den Betrieb dieser neuen 
sowie der älteren, dermalen vom Staate betriebenen galizischen 
Strecken der Privatunternehmung der Lemberg-Gzernowitz- 
Jassy-Eisenbahn zu übertragen. Das Abgeordnetenhaus erwies 
sich diesmal konsequenter als die Regierung, indem es mit 
dem Gesetze vom 28. Dezember 1881 im Gegensatze zu jener 
den Bau dieser Linie auf Staatskosten beschloß. 

In den Jahren 1881 bis 1884 folgten einander Gesetz- 
entwürfe über die Herstellung mehrerer Zweiglinien in 
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Galizien, den Bau der böhmisch-mährischen Transversalbahn, 
die Verlängerung der bestehenden dalmatinischen Staatsbahn 
und den Anschluß der istrianischen Staatslinie Divaca — Pola 
mittelst einer von Herpelje ausgehenden Zweigbahn an das 
Handelsemporium Triest. Letzterwähnte, am 27. März 1882 
eingebrachte Vorlage war insofern bemerkenswert, als sie 
zum erstenmale den Hinweis auf eine durch den Bau einer 
Eisenbahn von Laak an der ehemaligen Budolfsbahn nach 
Divaca zu bewirkende zweite Bahnverbindung der Reichs- 
hauptstadt mit Triest enthielt, welche ausschließlich vom 
Staate zu betreibende Linie eine selbständige Tarif- und 
Verkehrspolitik gegenüber der Südbahn ermöglicht hätte. Die 
erwähnten Vorlagen erhielten insgesamt Gesetzeskraft, be- 
züglich der Bahn Herpelje— Triest mit Gesetz vom 1. Juni 
1883, der böhmisch-mährischen Transversalbahn mit Gesetz 
vom 25. November 1883; indes begnügte man sich anstatt 
der Laaker Linie, ebenso wie es bezüglich der das Ende der 
ehemaligen Elisabethbahn und den Ausgangspunkt der neuen 
ArlbergUnie trennenden Strecke Wörgl — Innsbruck der Fall 
war, mit der Südbahn einen P6agevertrag abzuschließen, 
demzufolge der Staatsbahn die Mitbenützung der Südbahn- 
strecke Laibach — Divaöa eingeräumt, und so zwar die Ver- 
bindung der istrianischen Bahn mit dem Hauptnetze der 
Staatsbahnen hergestellt, die schon damals akut gewordene 
Frage einer zweiten, unmittelbaren Staatsbahnverbindung mit 
Triest aber bedauerlicherweise für nahezu zwei Dezennien 
begraben wurde. 

Mit dem Beginne der achtziger Jahre ist neben der Er- 
Weiterung des Hauptnetzes der Staatsbahnen in Osterreich 
auch die von der Staatsverwaltung begünstigte Inaugurierung 
einer umfassenden Lokalbahnaktion zu verzeichnen, durch 
welche man ein Netz von Kanälen zur Belebung der Volks- 
wirtschaft zu begründen hoffte. 

Aber nicht allein der Bau neuer Linien, auch die Über- 
nahme des Betriebes auf den der Privatverwaltung über- 
lassenen Staatsbahnen fing die Regierung ernstlich zu be- 
schäftigen an. Außer mehreren kleineren, zu diesem Zwecke 
schon früher eingezogenen Linien wurden in den Jahren 1882 
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und 1883 der Stidbahn die istrianische Staatsbahn, der ersten 
ungarisch -galizischen Eisenbahn die galizischen und der 
böhmischen Westbahn die Rakonitz Protiwiner Staatsbahn- 
Unien gekündigt, und alle diese Linien in eigenen Betrieb 
übernommen. Eine weitere Peagierung der die Rakonitz- 
Protiwiner Bahn unterbrechenden Strecke Beraun — Zditz der 
böhmischen Westbahn war die Folge. 

Das Jahr 1884 bedeutet einen entschiedenen Wendepunkt 
in der Frage der Verstaatlichung, beziehungsweise Einlösung 
und Übertragung des Eigentumes und Betriebes bestehender 
Privatbahnen an den Staat. Vom 1. Jänner dieses Jahres an 
wurde der Betrieb der Rudolfsbahn schon für Rechnung des 
Staates geführt. Die Vorarlberger Bahn, seit 1. Juli 1882 auf 
Grund des Sequestrationsgesetzes im Staatsbetriebe, wurde 
gemäß dem Gesetze vom 8. April 1884 angekauft, und im 
Juni 1884 überging die Elisabethbahn nach Lösung der ob- 
schwebenden finanziellen Schwierigkeiten in das volle Eigentum 
des Staates. Hiemit wurde mit Einschluß der in demselben 
Jahre vollendeten Arlbergbahn das Netz der westlichen Staats- 
bahnen komplet. Die bedeutendste Ausgestaltung zu einem 
systematischen Netze imponierender Verkehrslinien auch in 
der Richtung der nördlichen Reichsgrenze erfuhren die Staats- 
bahnen infolge der Gesetze vom 8. April und 8. Juni 1884 
durch den Ankauf der Kaiser Franz Josefs- und der Pilsen- 
Priesener Bahn, welche mit 1. Juli 1884 vom Staate über- 
nommen wurden, sowie durch die auf Grund eines Über- 
einkommens im gleichen Zeitpunkte erfolgte vorläufige Betriebs- 
übernahme auf der nach dem Ausbau des Flügels Kloster- 
grab — Moldau für den Auslandsverkehr wichtig gewordenen 
Prag-Duxer und der Dux-Bodenbacher Eisenbahn, welcher Maß- 
regel später die Erwerbung beider Bahnen folgte. Das Gesetz 
vom 4. April 1885 endlich befaßte sich mit dem Ankaufe der 
böhmischen Westbahn, durch welchen eine empfindHche Lücke 
im Bereiche der in Böhmen gelegenen Staatsbahnen tatsäch- 
lich erst später ausgefällt werden konnte. Kurz vor diesen 
Aktionen wurde am 1. Juni 1883 die mährische Grenzbahn in 
Staatsbetrieb übernommen und gemäß dem Gesetze vom 
26. Dezember 1884 an die Erwerbung der seit dem Jahre 1880 
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im Staatsbetriebe stehenden galizischen Albrechtsbahn ge- 
schritten. 

Die folgenden Jahre brachten teils die Bauvollendung 
und Betriebseröffnung der legislatorisch sichergestellten Staats- 
bahnlinien, teils die Einlösung und Übernahme weiterer Privat- 
bahnen. Innerhalb der Jahre 1887 bis 1889 wurden Teil- 
strecken der böhmisch -mährischen Transversalbahn fertig- 
gestellt und sukzessive eröffnet, 1887 die Strecke Herpelje — 
Triest und 1888 die dalmatinische Staatsbahn in der vorläufig 
beschlossenen Ausdehnung zu Ende geführt. Im Jahre 1892 
erfolgte die Verstaatlichung und Betriebsübernahme der 
galizischen Karl Ludwig-Bahn, durch welche Aktion der Staat 
in die Lage versetzt wurde, im Nordosten des Reiches über 
ein ausgedehntes und zusanmienhängendes, verkehrspolitisch 
wie strategisch wichtiges Eisenbahnnetz zu verfügen, welchem 
nur der Zusammenhang mit den innerösterreichischen Staats- 
bahnen bedauerlicherweise bis heute fehlt. Die Kompletierung 
eines selbständigen mährisch -schlesischen Staatsbahnnetzes 
wurde durch die im Jahre 1895 erfolgte Übernahme der 
mährisch-schlesischen Zentralbahn bewirkt. Im gleichen Jahre 
überging endlich auch die böhmische Westbahn in den 
Staatsbesitz- und -Betrieb. Zu Ende des Jahres 1895 waren 
bereits 5112 Am oder 38*9 % des gesamten österreichischen, 
13.100 hm betragenden Eisenbahnnetzes im Staatsbetriebe. In 
den Jahren 1898 bis 1901 fand auch das große Werk der 
Wiener Stadtbahn seinen Abschluß. 

Was dem letzten Jahrzehnt des abgelaufenen Jahr- 
hunderts sein besonderes Gepräge verleiht, ist die bereits 
hervorgehobene Förderung des Lokalbahnwesens . durch den 
Staat, welche hier ihren Höhepunkt erreichte, und derzufolge 
eine überaus große Zahl neuer Lokalbahnen zumeist auf Grund 
des Lokalbahngesetzes vom 31. Dezember 1894 durch Zu- 
sammenwirken der Interessenten, des Staates und der Länder 
hergestellt und vom Staate sehr allgemein zur Betriebführung 
übernommen wurde. Mit Ende des Jahres 1900 hatte der 
letztere 75 verschiedene Lokalstrecken in der Gesamtlänge 
von 2828 hm auf Rechnung der Unternehmer im Betriebe. 
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Ein Vergleich der Periode 1881 bis 1900 mit Bezug auf 
die Entwicklung des Staatseisenbahnbetriebes in Österreich 
gibt nachstehendes Bild: 



Betriebs- 
länge 
km 



Staatsbahnen oder für Rechnung des Staates 
betriebene Privatbahnen 

Für Rechnung der Eigentümer vom Staate 
betriebene Privatbahnen 

Im ganzen vom Staate betrieben 

Staatsbahnen vom Staate betrieben 

Für Rechnung des Staates betriebene Privat- 
bahnen und Wiener Stadtbahn 

Für Rechnung der Eigentümer vom Staate 
betriebenen Privatbahnen 

Im ganzen vom Staate betrieben 



Ende 1881 



Ende 1900 

9 



38 
949 



987 
7.762 

602 
2.875 



11.239 



Die Baulänge sämtlicher Eisenbahnen in Österreich belief 
sich zu Ende des Jahres 1900 auf 19.182 km^ von welchen 
bl'6% im Staatsbetriebe standen. 



Im Vorhergehenden haben wir versucht, den historischen 
Werdegang des Staatseisenbahnbaues und -Betriebes in der 
diesseitigen Reichshälfte in gedrängter Kürze zur Darstellung 
zu bringen, um aus den anläßlich dieses verkehrspolitischen 
Umwandlungsprozesses zur Äußerung gelangten Motiven und 
dessen in die Erscheinung getretenen Wirkungen staats- 
finanzieller und volkswirtschaftlicher Natur umso sicherer 
die Konsequenzen in Bezug auf die gegenwärtige Beurteilung 
der prinzipiellen Seite und die weiter zu befolgende Richtung 
der mit so großen Mitteln in Szene gesetzten Verstaatlichungs- 
aktion ableiten zu können. Zur Vervollständigung des Bildes 
erscheint der Hinweis auf die ungarische Reichshälfte geboten. 
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in welcher seit ihrer staatsrechtlichen Trennung von den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern im Ein- 
klänge mit einer zielbewußten Wirtschafts- und Handels- 
politik von Seite der Regierung und des Parlamentes der 
Förderung des Eisenbahnwesens im allgemeinen die regste 
Fürsorge zugewendet, und eine dem diesseitigen Entwicklungs- 
gange parallele, aber konsequentere Verstaatlichungs- und 
Tarifpolitik befolgt wurde. Wenn dies vielfach mit dem Erfolge 
geschah, das Verkehrswesen und die wirtschaftliche Lage 
Österreichs durch kluge Ausnützung der Verhältnisse zu 
Gunsten Ungarns in der Weise empfindlich zu schädigen, daß 
beispielsweise für gewisse Relationen zwischen den nordöst- 
lichen in Galizien und der Rukowina gelegenen österreichischen 
Staatsbahnen und der Reichshauptstadt sowie im Transit- 
verkehre über diese hinaus und nach dem Auslande die dies- 
seitigen von den ungarischen Eisenbahnen konkurrenziert 
werden, so trifft die auf die Hebung des eigenen Wirtschafts- 
lebens bedachte Regierung unseres Schwesterstaates hieraus 
ein Vorwurf weit weniger, als ihn die mit der Wahrnehmung 
der diesseitigen Interessen und der Hütung einer auf Gegen- 
seitigkeit und Gerechtigkeit basierten dualistischen Gestaltung 
der Monarchie betrauten Faktoren verdienen. 

Wir haben in Österreich heute mit der Tatsache zu 
rechnen, daß nach Ablauf einer kurzen Jugendperiode des 
Staatseisenbahnwesens und Überwindung eines an schmerz- 
lichen Erfahrungen, Warnungen und Lehren reichen Zeit- 
raumes, wo die Privatwirtschaft sich mit ihrer unheilvollen 
Tätigkeit des gesamten öffentlichen Verkehrswesens bemächtigt 
und dasselbe auf dem Boden eines durch die Spekulation 
künstUch großgezüchteten wirtschaftlichen Aufschwunges dem 
Ruine preiszugeben gedroht hatte, Regierung und Volks- 
vertretung den eingeschlagenen Weg als verfehlt zu erkennen 
begannen und unter dem Anstürme wideri^treitender Lehr- 
meinungen, das Ziel nur zu häufig aus den Augen verlierend, 
nach bald 30j ähriger harter Arbeit, mit Umschiffung mannig- 
facher prinzipieller, finanzieller und namentlich politischer 
Klippen, das arg gefährdete Schiff der staatlichen Verkehrs- 
politik heute im großen und ganzen wohlbehalten in den 
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schützenden Hafen bugsiert haben. War das System, welches 
die wirtschafthche Notlage aufgedrungen hatte, theoretisch 
-irrigen Voraussetzungen entsprungen, so mußten schon die 
ersten Entwicklungsstadien des Staatseisenbahnbetriebes und 
der Verstaathchungsaktion über dasselbe den Stab brechen, 
— heute aber wäre es für eine Umkehr zu spät. Jene aller- 
ersten Versuche, das neugeborene Verkehrswesen der staat- 
lichen Ingerenz vorzubehalten, können mit dem heute an 
einen vorläufigen Ruhepunkt gelangten Riesenwerke, welches 
in der Verstaatlichungspolitik des neueren Osterreich zum 
Ausdrucke gelangt ist, unmöglich in Vergleich gezogen werden. 
Ob dieses Werk auf solider Basis ruht, ob sein Gefüge der- 
art beschaffen ist, den mannigfachen widrigen Einflüssen stand- 
halten zu können, ob es ein wertvoller Besitz für den Staat 
und die Bevölkerung genannt zu werden verdient, das alles 
kommt für die Entscheidung der aktuell gewordenen Frage 
nicht mehr in Betracht, ob das zum Durchbruche gelangte 
Verstaatlichungsprinzip selbst für Osterreich seine Existenz- 
berechtigung erlangt hat, oder nicht, ob es die Gewähr der 
Dauer in sich trägt, oder ob es etwa, eine mißlungene Episode 
in der staatswirtschaftlichen Erscheinungen Flucht darstellend, 
von Erfahrung und Wissenschaft wieder hinweggefegt werden 
kann. Für uns ist entscheidend, daß der Staatseisenbahn- 
betrieb in Österreich besteht, daJJ er mit schweren Opfern, 
nach harten Kämpfen errungen wurde und dadurch sowie 
durch die Ausdehnung, welche ihm zuteil ward, den Anspruch 
auf Dauer gewonnen hat. Daß er keine unglückliche, daß er 
die gegebenenfalls einzig mögliche Lösung der verkehrs- 
politischen Wirren unseres nach wirtschaftlicher und politischer 
Entwicklung ringenden Österreich gewesen, glauben wir aus 
der vorstehenden Darstellung mit Sicherheit gefolgert zu 
haben. Daß er. aber auch im allgemeinen und theoretisch be- 
trachtet die richtige Form darstellt, um der Öffentlichkeit die 
verkehrstechnischen Errungenschaften der Neuzeit zu ver- 
mitteln und die volkswirtschaftlichen und kulturellen Inter- 
essen aus dem Banne eines privatwirtschaftlichen Unternehmer- 
Egoismus zu emanzipieren, — für diese unsere verkehrspolitische 
Überzeugung glauben wir im vorangehenden mit aller Ob- 
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jektivität eingetreten zu sein. Sie wird durch die in immer 
weiteren Kreisen zum Durchbruche gelangende Tendenz, die 
Privatwirtschaft vom Gebiete der öflfentlichen Interessen aus- 
zuschließen, und durch das in wirtschaftlich blühenden und 
kulturell hochentwickelten Nachbarstaaten angenommene und 
konsequent verfolgte System der Eisenbahnverstaatlichung 
bekräftigt. 

Wenn nun der österreichische Staatseisenbahnbetrieb im 
allgemeinen bisher nicht derartige Erfolge aufzuweisen gehabt 
hat, um jeden Widerspruch unbedingt verstummen zu machen, 
so liegt dies teilweise an den vielfach ungünstigen Grundlagen 
und Bedingungen, welche ihm anhaften und ihn a priori 
anderen Prämissen gegenüber in eine schwierigere Lage ver- 
setzen; insbesondere an der infolge teueren Baues und 
finanzieller Mißwirtschaft unverhältnismäßig angewachsenen 
Höhe des in ihm investierten Anlagekapitales, der durch die 
geographischen und klimatischen Verhältnisse bedingten Ver- 
teuerung des Betriebes und der von den wirtschaftüchen Ver- 
hältnissen beeinflußten geringen Verkehrsdichte zahlreicher 
Linien; teilweise aber auch an den nicht zu verkennenden 
Mängeln seiner Durchführung und nicht zumindest an dem 
periodischen Stocken eines normalen Entwicklungsprozesses, 
welcher die immer noch losen Bausteine zu einem harmo- 
nischen Ganzen zu sammeln und zu vervollständigen ver- 
möchte. Diesem Gedanken seien noch einige Betrachtungen 
gewidmet. 

Für die Ausbreitung und Entwicklung des Gesamtnetzes 
der Eisenbahnen in Österreich lag die Triebfeder, wie wir ge- 
sehen haben, vorwiegend in den finanziellen Interessen privater 
Erwerbsgesellschaften. Indem das Privatkapital sich mit Vor- 
liebe auf solche Unternehmungen warf, welche reichlichen 
Gewinn zu versprechen schienen, mußte dasselbe nicht selten 
mit den wohlbegründeten Forderungen der Öffentlichkeit in 
einen Interessenkonflikt geraten. Nicht solche Eisenbahnen 
wurden gebaut, welche dem gesamtstaatlichen Bedürfnisse 
einer weit ausblickenden Verkehrspolitik entsprachen, sondern 
solche, für welche die Finanzierung gesichert schien, im besten 
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Falle solche, für welche ein mehr oder weniger lokales Be- 
dürfnis plaidierte. Nicht nach einem von der Regierung auf- 
gestellten Programme wurde systematisch an die Ausgestaltung 
eines volkswirtschaftlich und handelspolitisch richtig ent- 
worfenen Eisenbahnnetzes geschritten, obgleich in der Ära 
der Subventionen und Zinsengarantieen aus dieser Beteiligung 
des Staatsschatzes der begründete Anspruch hätte erhoben 
werden können, von der höheren Warte des einheitlichen 
Staatsgedankens aus sichtend und berichtigend in das Chaos 
einander überholender Projekte einzugreifen; vielmehr gab 
das zufällige Übergewicht irgend einer finanziellen oder wirt- 
schaftlichen Interessengruppe in der Regel den Ausschlag. Die 
Folge war Hypertrophie einzelner Verkehrsbeziehungen durch 
unnötige Konkurrenzbahnen einerseits , verkehrspolitische 
Anämie weiter, der wirtschaftlichen Förderung bedürftiger 
Landstriche andererseits. Nach dem teil weisen Bankerott des 
Konzessions- und Privatbahnwesens war der Staat sodann 
berufen, als Helfer in der Not beizuspringen. Diese Hilfs- und 
Sanierungsaktion mußte sich vornehmlich auf die schlechten, 
unrentablen, weil verkehrsarmen oder teuer zu betreibenden 
Privatbahnen erstrecken, welche dem Staate die empfind- 
lichste Subventionslast aufgewälzt hatten, und welche daher 
der sukzessiven Verstaatlichung anheimfielen, während die 
wohlsituierten, der Unterstützung des Staates in geringerem 
Maße bedürftigen Bahnen begreiflicherweise kein Verlangen 
trugen, ihre selbständige Existenz freiwillig preiszugeben. Auf 
der anderen Seite mußte der Staat durch den Bau zahlreicher 
dringenden Linien die Lücken auszufüllen suchen, welche das 
Privatinteresse in der Entwicklung des Eisenbahnnetzes ge- 
lassen hatte, und sein Konto dadurch nicht minder wie bei 
den eingelösten Bahnen mit hohen Baukosten und einer 
niedrigen Verzinsung belasten. Die Entwicklung, welche der 
österreichische Staatseisenbahnbetrieb unter dem Zwange der 
Verhältnisse genommen hat, brachte es somit dahin, daß der- 
selbe dermal zwar über ein seiner räumlichen Ausdehnung 
nach imponierendes Netz von Verkehrslinien verfügt, welches 
indes noch immer der systematischen Ausgestaltung er- 
mangelt. 
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Nach den Rechnungsabschlüssen des Jahres 1900 belief 
sich bis zu jenem Zeitpunkte das aufgebrachte Anlagekapital 
für die Staatsbahnen und die auf eigene Rechnung des Staates 
betriebenen Privatbahnen auf 2343 Millionen Kronen, das 
wirklich verwendete Anlagekapital auf 2525 Millionen oder auf 
305.797 Kronen pro Kilometer Baulänge, und wurde das letztere 
durch die erzielten Betriebsüberschüsse mit l'^l% verzinst. 
Selbst diese geringe Verzinsung wurde, wie wir gesehen haben, 
bei den vom Staate auf Rechnung der Eigentümer betriebenen 
Lokalbahnen nicht erreicht, indem das Anlagekapital derselben 
eine Verzinsung von nur 1*43% aufwies. Der Betriebs- 
koeffizient stellte sich bei der ersten Gruppe, den auf Rechnung 
des Staates betriebenen Bahnen, auf 67*10, bei der zweiten 
auf 70*54, im Durchschnitte des gesamten Staatsbetriebes 
auf 67*32. Weit günstigere finanzielle Ergebnisse hatte der 
private Eisenbahnbetrieb aufzuweisen. Das in demselben ein- 
schließlich der vom Staate auf Rechnung der Eigentümer be- 
triebenen Lokalbahnen investierte und aufgebrachte Anlage- 
kapital bezifferte sich auf 4119 Millionen Kronen, das wirk- 
lich verwendete auf 3769 Millionen, daher auf 345.902 Kronen 
pro Kilometer Baulänge, und es ergab dasselbe eine Ver- 
zinsung bei den im Privatbetriebe stehenden Hauptbahnen 
von 4*44%, bei den selbständigen privaten Lokalbahnen von 
2 '42%^ im Mittel des Privatbetriebes daher von 4*36^. 
Der Betriebskoeffizient der privaten Hauptbahnen bewegte 
sich zwischen dem Minimum von 35*20 bei der Aussig- 
Teplitzer, 39*17 bei der Buschtiehrader Eisenbahn und dem 
Maximum von 64 * 02 bei der Süd-Norddeutschen Verbindungs- 
bahn und betrug im Durchschnitte 47 * 16. Bei den im Privat- 
betriebe stehenden selbständigen Lokalbahnen erreichte der- 
selbe das Maß von 59*15, woraus sich für den gesamten 
privaten Eisenbahnbetrieb das Mittel von 47*47 ergab. Faßt 
man schUeßlich das in sämtlichen Eisenbahnen Österreichs 
investierte Anlagekapital zusammen, so gelangt man zu der 
Summe von 6462 MiUionen Kronen, welcher als wirklich ver- 
wendetes Anlagekapital die Ziffer von 6294 Millionen Kronen 
oder 328.614 Kronen pro Kilometer Baulänge gegenübersteht. 
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Dieses Kapital wurde im großen Durchschnitte mit 3*22% 
verzinst. 

Der auffallend günstigere finanzielle Erfolg des Privat- 
betriebes gegenüber dem Staatseisenbahnbetriebe findet schon 
in dem Vergleiche der kilometrischen Brutto-Betriebseinnahmen 
seine Erklärung, welche im Vergleichsjahre 1900 dort 46.682 
Kronen, hier kaum die Hälfte, und zwar 23.233 Kronen, im 
Durchschnitte aller Bahnen 32.955 Kronen betrugen. Hieraus 
ergibt sich in unzweifelhafter Weise die Folgerung, daß der 
wenig befriedigende finanzielle Effekt des österreichischen 
Staatseisenbahnbetriebes außer seinem hohen Anlagekapitale 
vor allem durch die Qualität der ihm im Konkreten ein- 
verleibten Linien in Bezug auf ihre bisherige Verkehrs- 
entwicklung verschuldet wird, daß derselbe in zweiter Reihe 
dann wohl auch gewissen Mängeln der Verwaltung und Organi- 
sation zugeschrieben werden muß, daß aber das System an 
sich hiefür nicht verantwortlich gemacht werden kann. Werfen 
wir einen Blick auf die heutige Eisenbahnkarte Österreichs, 
und lassen wir die zahlreichen Staatsbahnlinien und in staat- 
lichem Betriebe stehenden Privatbahnen der Reihe nach an 
uns vorüberziehen, so wird uns sofort klar, daß es trotz ihrer 
gewaltigen Ausdehnung im großen Ganzen doch nur die un- 
verdaulichsten Brocken waren, welche bisher vom reich- 
besetzten Tische des heimischen Verkehrswesens für den Staat 
abgefallen sind, und welche nun kein organisatorisches Genie 
der Welt in fette Bissen umzuwandeln vermag. Verzichten 
wir, von der Überzeugung ausgehend, daß das Verkehrswesen 
überhaupt nicht die Rolle eines Erwerbsunternehmens zu 
spielen berufen ist, auch gerne auf jede unmittelbare hohe 
Rentabilität der Staatsbahnen und begnügen wir uns damit, 
wenn dieselben außer der Deckung der Selbstkosten durch 
ihre fördernde Einwirkung auf die gesamte Volkswirtschaft 
und die Hebung der Steuerkraft der Bevölkerung für den 
Staat mittelbar reichliche Zinsen tragen, so möchten wir 
dennoch den prinzipiellen Gegnern des Staatsbetriebes, welche 
die trockenen Ziffern als Argument gegen dessen Zweckmäßigkeit 
ins Feld zu führen geneigt sind, diese Waffe mit dem Hin- 
weise entwinden, daß auch in unmittelbarer finanzieller Hin- 
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sieht die Möglichkeit weit besserer Resultate vorliegt, sobald 
man nur einmal davon abzulassen sich entschließt, den Staats- 
eisenbahnbetrieb unter der Menge bevorzugter Schwestern 
gewissermaßen als Aschenbrödel zu betrachten. Der Vergleich 
mit den preußischen Staatsbahnen, welche sich nicht allein 
darauf beschränkt haben, notleidende oder unrentable Unter- 
nehmungen ihrem Systeme einzufügen, und welche infolge- 
dessen zu einer großartigen Einnahmsquelle für den Staat 
geworden sind, wird dies erhärten. 

So gelangen wir denn nach dem Angeführten zu dem 
Schlüsse, daß, will man zu einer durchgreifenden Lösung der 
Verkehrs- und wirtschaftspolitischen Aufgaben des Staates, 
gleichzeitig aber auch zu finanziell befriedigenden Betriebs- 
ergebnissen gelangen, das österreichische Staatseisenbahnwesen 
unbedingt seines weiteren, systematischen Ausbaues vermittelst 
Einbeziehung solcher Linien bedarf, welche sowohl für die 
Anbahnung einer einheitlichen Tarif- und Verkehrspolitik von 
besonderem Belang, als auch vermöge ihrer günstigen Betriebs- 
verhältnisse geeignet sind, den durchschnittlichen Betriebs- 
koeffizienten wesentlich herabzusetzen. Trotzdem oder vielleicht 
eben deshalb weil der Staat so viele passive oder wenig 
lukrative Bahnen zu erwerben, solche zu bauen oder auch 
nur zur Betriebführung zu übernehmen sich veranlaßt sah 
und noch immer geneigt ist, scheint der Verstaatlichungsidee 
zu großen, aber mehr versprechenden Transaktionen plötzlich 
der Mut ausgegangen zu sein, und sie macht zaghaft vor den 
letzten entscheidenden Schritten Halt, zu welchen eine kon- 
sequente Verfolgung ihres Zieles Regierung wie Volksvertretung 
mit Naturnotwendigkeit drängen müßte. Daß der Staatseisen- 
bahnbetrieb die an ihn geknüpften Hoffnungen allgemein wirt- 
schaftlicher und staatsfinanzieller Natur in Österreich bisher 
einigermaßen enttäuscht hat, wird von mancher Seite als 
Argument gegen eine Fortsetzung des anscheinend mißlungenen 
Versuches ins Treffen geführt. Es wird hiebei nur zu leicht 
übersehen, daß eine Vervollständigung der Aktion allein das 
Endresultat zu verbessern imstande ist. Das gemischte System 
bei welchem dem Staate der minderwertigere Teil der Eisen- 
bahnen zufällt und ihm überdies die wünschenswerte Ingerenz 
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auf die Tarif- und Verkehrspolitik der prosperierenden privaten 
Verkehrsanstalten versagt bleibt, kann nicht anders als zu 
einem Fiasko für den Staatsbetrieb führen und die Sehnsucht 
nach einer Wiederbelebung des nur durch gegenseitige Kon- 
kurrenzrücksichten geregelten privatwirtschaftlichen Verkehrs- 
wesens wachrufen. Deshalb wünschen wir der Regierung die 
Tatkraft, das begonnene Werk der Eisenbahnverstaatlichung 
einem gedeihlichen Abschlüsse entgegenzuführen, und den 
parlamentarischen Körperschaften jenen Grad politischer und 
volkswirtschaftlicher Einsicht, welcher sie nicht allein das 
Fundament, sondern mit ihrem opferwilligen Votum auch den 
Schlußstein zu setzen bereit findet. 

Im Rahmen der anfangs der achtziger Jahre mit beson- 
derem Nachdrucke hervorgetretenen Verstaatlichungsaktion 
wurde auch die sogenannte »Nordbahnfrage« aufgerollt, im 
Einverständnisse zwischen Regierung und Parlament jedoch 
bald wieder von der Tagesordnung abgesetzt. Ungezählte 
Summen für unfruchtbare Sanierungszwecke zu versplittern 
hatte man sich nicht gescheut; wohl aber lehnte man es ab, 
den Kaufpreis für die bestsituierte Eisenbahn Österreichs zu 
bezahlen. Das Privilegium der Kaiser Ferdinands -Nordbahn 
war im Jahre 1886 abgelaufen; von diesem Zeitpunkte an war 
sie zur Einlösung reif. Lange genug hatte sie ihren Aktionären 
reiche Dividenden getragen, der Nominalwert ihrer Aktien 
hatte sich im Laufe der Zeiten im Effektivwerte mehr als ver- 
dreifacht. Nun wäre es erwünscht gewesen, wenn der Staat 
sich endlich an den reichbesetzten Tisch hätte setzen und 
dadurch seiner auf schwachen Füßen ruhenden Eisenbahn- 
politik einen festen Halt hätte geben können. Daß das Par- 
lament mit der Votierung großer Summen nicht zu kargen 
pflegt, wo es ein wirtschaftspolitisches Schlagwort einzulösen 
gilt, zeigen wiederholte Anlässe zur Genüge. Hier aber war 
die Stimmung der maßgebenden Kreise der Investierung des 
Ankaufspreises für die Nordbahn nicht günstig, obwohl sich 
vielleicht zum erstenmale dem österreichischen Staate die 
Gelegenheit zu einer sicheren Kapitalsanlage eröffnete, und 
obwohl der Gedanke, welcher die Einlösung schon so vieler 
Eisenbahnen hervorgerufen hatte, sollte er nicht in einer 
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Brosamenpolitik und einer unfruchtbaren Versplitterung der 
staatlichen Hilfsquellen gipfeln, mit zwingender Logik hier zu 
entschlossenem Handeln riet. Die Nordbahn ist in der Tat das 
unentbehrliche Zwischenglied für die Verbindung des von Wien 
in südlicher, westlicher und nördlicher Richtung verlaufenden 
Hauptnetzes der Staatsbahnen einerseits mit den Galizien und 
die Bukowina durchquerenden Staatslinien, andererseits mit 
dem gegenwärtig von Privatbahnen umringten, abgeschlossenen 
Netze der mährisch-schlesischen Staatsbahnen und als solches 
berufen, eine selbständige Tarif- und Verkehrspolitik des 
Staates nicht allein mit Rücksicht auf die ungarische Reichs- 
hälfte, sondern auch gegenüber dem gesamten Norden Europas, 
Rußland und den Balkanländern, zu ermögUchen. Für die Appro- 
visionierung der Residenz aus den unerschöpflichen Kohlen- 
gruben Schlesiens und den agrarischen Bezirken des Nord- 
ostens der Monarchie kommt der Nordbahn eine hervorragende 
Bedeutung zu. Der geplante Donau -Oder -Kanal wird sie in 
dieser Beziehung nur in erwünschtem Maße entlasten, ohne 
ihrer hervorragenden Wichtigkeit für den in- und ausländischen 
Verkehr und der Unabweislichkeit des Verlangens, sie in den 
Komplex der Staatsbahnen einbezogen zu sehen, merklichen 
Abbruch tun zu können. Eine kleine Depression in der Divi- 
dendenfreudigkeit dürfte dem Verstaatlichungsgedanken nur 
förderlich sein. 

Im Jahre 1882 war ein Übereinkommen perfekt geworden, 
demzufolge die Regierung das Recht erwarb, nach dem Jahre 
1895 das Netz der österreichischen Staatseisenbahn- 
gesellschaft einzulösen, welche seinerzeit als Staatsbahn 
begründet wurde, und deren ungarische Linien schon längst 
wieder zu einem Bestandteile des jenseitigen Staatsbahn- 
komplexes geworden waren. Trotzdem der Gewinn aus der 
Erwerbung dieser wichtigen und wohlsituierten Bahn auch für 
den österreichischen Staat ein evidenter sein mußte, ließ das 
Parlament diesen Zeitpunkt ungenutzt vorübergehen. Mittelst 
ihrer beiden Linien über Marchegg und Brück a. d. Leitha 
stellt die Staatseisenbahngesellschaft den Anschluß an das 
ungarische Eisenbahnnetz her und bildet in dieser Hinsicht 
das tarifarische Bindeglied zwischen den Eisenbahnen der 
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beiden Reichshälften. Durch ihre Anschlüsse an das nord- 
deutsche Eisenbahnnetz in Bodenbach und Halbstadt kommt 
ihr für den Auslandsverkehr Österreichs eine umso größere 
Bedeutung zu, als ihre im allgemeinen überaus günstigen 
Neigungs- und Richtungsverhältnisse sowie die doppelgeleisige 
Anlage des größten Teiles der Hauptstrecke ihr gegenüber 
den heute an die nördliche Reichsgrenze führenden Staats- 
bahnlinien eine weit überwiegende Leistungsfähigkeit ge- 
währen. ^) 

Vielleicht von noch größerer Wichtigkeit für die Aus- 
gestaltung des Netzes der österreichischen Staatsbahnen zu 
einem tarif- und verkehrspolitisch unabhängigen und mächtigen 
Verwaltungskörper ist die Einlösung der Nordwest- und der 
mit ihr vereinigten Süd-Norddeutschen Verbindungs- 
bahn. Den in Betracht kommenden Linien geht allerdings die 
unmittelbare Relation mit dem ungarischen Verkehrsnetze 
ab. Dafür stellt die Nordwestbahn zwischen Wien und der 
nördlichen Reichsgrenze bei Tetschen eine um 83 hm kürzere 
Verbindung her, als sie die Staatseisenbahngesellschaft mittelst 
der Strecke Wien — Prag — Bodenbach bewirkt. Dem gegenüber 
sind ihre Neigungs- und Richtungsverhältnisse weit ungünstiger, 
und fehlt ihr dermal noch das zweite Geleise. Die Verbindung 
mit Prag und den daselbst einmündenden Staatsbahnen wird 
durch den Flügel von Lissa hergestellt. Den Anschluß an die 
Eisenbahnen Preußisch-Schlesiens vermitteln drei Linien nach 
Mittelwalde, Liebau und Seidenberg. Die in Iglau endigende 
Staatslinie der böhmisch -mährischen Transversalbahn findet 
daselbst mittelst der Nordwestbahn ihre Fortsetzung. Eine 
außerordentliche Bedeutung hat diese ausgedehnte und viel- 
verzweigte Privatbahn für das wirtschaftliche und kommerzielle 
Leben des gesamten Nordostens von Böhmen erlangt. Ihre 
Linien durchziehen außer vielen agrarisch produktionskräftigen 
Gebieten auch die hervorragendsten Industriebezirke Böhmens, 



1) Während der Drucklegung gehen durch die öffentlichen Blätter 
Nachrichten über die Aufnahme ernster Unterhandlungen zwischen der 
Regierung und den Vertretern der Staatseisenbahngesellschaft im Hinblick 
auf deren beabsichtigte Einlösung. 
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ja ganz Österreichs. Von den ihrerseits gebotenen tarif arischen 
und transporttechnischen Maßnahmen ist zum großen Teile 
der Aufschwung dichtbevölkerter und gewerbfleißiger Städte, 
wie Trautenaus, Hohenelbes und namentlich Reichenbergs, des 
Zentrums und der Handelsempore von Deutschböhmen, ab- 
hängig. Wie wenig aber die Nordwestbahn den an sie vonn 
Gesichtspunkte des öffentlichen Wohles zu stellenden Anfor- 
derungen gerecht wird, dafür zeigen die aus allen Schichten 
der Bevölkerung ertönenden und von den berufenen autonomen 
wie kommerziellen Vertretungen nachdrücklich, aber leider 
mit wenig Erfolg unterstützten Klagen über zeitraubende Zug- 
verbindungen, äußerst mangelhafte Anschlüsse, einen durchaus 
nicht einwandfreien Transportdienst und drückende Tarife. 
Wenn nun zugegeben werden mag, daß die berechtigten For- 
derungen der Öffentlichkeit mit der Zwangslage des finanziellen 
Gleichgewichtes eines privaten Erwerbsunternehmens unter 
Umständen in einen unlösliclien Interessenkonflikt geraten 
können, und eine kräftige Ingerenz der Aufsichtsbehörde in 
dieser Hinsicht nicht anders als mit einer empfindlichen Mehr- 
belastung des staatlichen Garantiekontos zu erkaufen ist, so 
resultiert schon hieraus für die Staatsverwaltung die Pflicht, 
die betreffende Eisenbahn, sobald es unter halbwegs annehm- 
baren Bedingungen möglich ist, in Selbstverwaltung zu nehmen; 
umsomehr aber, wenn diese an sich schon ein wertvolles Glied 
im staatlichen Verkehrsorganismus zu werden verspricht. 

In den politischen Kämpfen, von denen Österreich seit 
einer überlangen Reihe von Jahren zerrissen wird, hat der 
engherzige Chauvinismus nationaler Parteien es so weit ge- 
bracht, daß sowohl Angelegenheiten hervorragend staatspoli- 
tischer und kultureller Bedeutung, wie nicht minder solche 
streng wirtschaftlichen Charakters mit Vorliebe und Absicht 
vom Standpunkte der Nationalität erörtert und erledigt zu 
werden pflegen. Daß die Großmachtstellung des Reiches sich 
nicht befestigen, und die Wohlfahrt seiner Bevölkerung nicht 
prosperieren kann, wo der einigende Kitt wirtschaftlicher Arbeit 
fehlt und blinde Leidenschaft allein das öffentliche Leben regiert, 
wird jedem Unbefangenen einleuchten. Was hat die Frage der 
Verstaatlichung der Eisenbahnen, sobald deren prinzipielle Seite 
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feststeht, mit der Sprache und Nationalität der Bevölkerung 
zu schaffen? Dem Fernstehenden wird es gewiß unbegreiflich 
erscheinen, wie die Einlösung der Nordwestbahn, für welche 
alle Voraussetzungen gegeben waren, vor etlichen Jahren von 
der Majorität der Volksvertretung hauptsächlich aus dem 
Grunde abgelehnt werden konnte, weil sie in dieser Maßregel 
eine Handhabe germanisatorischer Tendenzen zu gewahren 
vermeinte, und wie diese Aktion in neuester Zeit wieder von 
der Gegenpartei bekämpft wird, weil sie bei der staatlichen 
Verwaltung bedrohliche Öechisierungsgelüste argwöhnt! 

Vielleicht werden die Stellungnahme des Staatseisenbahn- 
rates und das am 18. Dezember 1901 einstimmig gefasste 
Votum des parlamentarischen Eisenbahnausschusses einen 
neuerlichen Wendepunkt in der wirtschafts- und handels- 
politischen Entwicklung Österreichs bezeichnen und einerseits 
der Regierung den Weg weisen, welchen die österreichische 
Eisenbahnpolitik weiter zu gehen hat, andererseits den Blick 
der Volksvertreter klären, damit sie den vitalsten öffentlichen 
Interessen vor nationalpolitischem Hader den Vorrang gönnen. 
Das Thema der Verstaatlichung großer Privatbahnen ist neuer- 
dings aufgerüttelt worden und harrt seiner Lösung. Der Zeit- 
punkt, in welchem der politische Kampf durch die parlamen- 
tarische Behandlung eines verkehrspolitischen Progranmis von 
schwindelerregendem Umfange einzulullen versucht wurde, wo 
Osterreich in seiner zweiten Eisenbahnverbindung mit Triest 
und Kanalprojekten schwelgt, welche an Kühnheit alles Bis- 
herige übertreffen, scheint auch einer Wiederaufnahme der 
ins Stocken geratenen' Verstaatlichungsaktion günstig zu sein. 
Die öffentliche Meinung verlangt vor allem nach Einlösung 
der Staatseisenbahngesellschaft, der Nordwest- und der Süd- 
Norddeutschen Verbindungsbahn. Auch die Nordbahn rückt 
wieder in den Vordergrund des Verstaatlichungsinteresses. Die 
Regierung ist aufgefordert worden, die rechtlichen Vorfragen 
ungesäumt einer Lösung zuzuführen, die bezüglichen Gesetzes- 
vorlagen einzubringen und vor allem die Nordwestbahn, soweit 
diese dazu verpflichtet ist, zur sofortigen Legung des zweiten 
Geleises zu verhalten. Es ist klar, daß dieses Damoklesschwert 
der drohenden Investitionen, deren Zinsenbetrag die Nordwest- 
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bahn unter gesteigerter Inanspruchnahme der staatlichen Er- 
trägnisgarantie dem laufenden Ausgabenkonto zur Last zu 
schreiben geneigt ist, bei strikter Beobachtung der Bestim- 
mungen der Konzessionsurkunde das Ergebnis der mit der 
Gesellschaft einzugehenden Verhandlungen wesentlich zu be- 
einflussen vermag. 

Mit dem Wiedererwachen der parlamentarischen Aktions- 
freudigkeit hat das Jahr 1901 ein durch die Allerhöchste 
Thronrede verheißenes verkehrspolitisches Regierungsprogramm 
der Verwirklichung näher gebracht, wie dasselbe in Bezug auf 
die Höhe der beanspruchten Summen und die Bedeutung der 
angestrebten Ziele in den Annalen der österreichischen Ver- 
waltung seinesgleichen nicht findet. Dringende Investitionen 
bei den im Staatsbetriebe stehenden Eisenbahnen, die Her- 
stellung zweiter, dritter und vierter Geleise auf manchen vom 
wachsenden Verkehre bereits überlasteten Strecken, die Aus- 
gestaltung der Stationen, Verbesserung des Oberbaues, der 
Weichen- und Signaleinrichtungen, kurzum die Ausführung 
aller jener verkehrstechnischen Maßregeln, welche die stei- 
gende Verkehrsdichte, die erhöhte Transportgeschwindigkeit 
und das Verlangen nach größerer Sicherheit des Betriebes 
gebieterisch verlangen, damit im Zusanmienhange die Be- 
schaffung neuer Fahrbetriebsmittel in ausreichender Zahl und 
entsprechender Beschaffenheit, alle diese schwer wiegenden 
Ausgaben im Haushalte des Staatseisenbahnbetriebes hatten 
durch die lange Periode der parlamentarischen Impotenz zu- 
rückgestellt werden müssen und fanden nun endlich in der 
vom Reichsrate genehmigten Investitionsvorlage ihre Erle- 
digung. Das groß angelegte Wasserstraßen-Projekt wurde oben 
bereits gestreift. Soweit dasselbe realisiert werden wird und 
kann, wird es berufen sein, die Eisenbahnen beim Transporte 
geringwertiger Massengüter zu entlasten und damit auf ihre 
Leistungsfähigkeit in vorteilhafter Weise einzuwirken, zugleich 
aber auch die Volkswirtschaft durch Gewährung der wohl- 
feilen Wasserfracht wohltuend zu befruchten. Das bedeutendste 
Glied im Komplexe wirtschaftspolitischer Beschlüsse, welche 
der Legislaturperiode des Jahres 1901 ihr Gepräge verleihen, 
ist das Werk der auf Staatskosten durchzuführenden zweiten 
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Eisenbahnverbindung mit Triest; ein Ereignis von 
historischer Bedeutung, weil mit demselben das dreißigjährige 
Ringen des österreichischen Handels um Loslösung seiner 
maritimen Verkehrsinteressen vom bedrückenden Transport- 
monopol der Südbahn seinen Abschluß fand, von aktueller 
Tragweite aber auch durch den Umstand, daß der Beschluß 
sofort in die Tat umgesetzt, und mit der Herstellung der von 
so vielen Seiten langersehnten Linie noch in demselben Jahre 
begonnen wurde. 

Es wäre in der Tat müßig, die Berechtigung eines 
Werkes anfechten zu wollen, welches sich als die Resultierende 
vieler von berufenster Seite geäußerten Wünsche darstellt, und 
welchem ein Menschenalter Zeit gewährt hat, um zu reifen. 
Verspätet muß auch jede Kritik der Ausführung im gegen- 
wärtigen Augenblicke erscheinen. Dennoch können wir es uns 
nicht versagen, im Zusammenhange mit den vorstehend nieder- 
gelegten Anschauungen über die Aufgaben einer staatlichen 
Verkehrspolitik einem sich aufdrängenden Zweifel Raum zu 
geben, ob das angestrebte Ziel auf einem anderen Wege nicht 
ebenso gut oder besser zu erreichen gewesen wäre. Von einigen 
sachlichen Erwägungen ausgehend, warnen wir zugleich davor, 
an den künftigen Erfolg des großen Unternehmens allzu san- 
guinische Erwartungen zu knüpfen. 

Die mit dem Gesetze vom 6. Juni 1901 beschlossene und 
bereits in Angriff genommene zweite Eisenbahnverbindung mit 
Triest setzt sich aus einer Reihe einzelner, teilweise durch 
bestehende Linien unterbrochener Eisenbahnbauten zusammen. 
Als das hervorragendste Glied in Bezug auf die Überwindung 
außerordentlicher Terrainschwierigkeiten, die Höhe der Bau- 
kosten, die mutmaßliche Länge der Bauzeit und nicht zumindest 
die künftigen Modalitäten der Betriebführung erscheint die 
als »Tauernbahn« bezeichnete Übersetzung, beziehungsweise 
Durchtunnelung der gewaltigen Hochgebirgswasserscheide, 
welche Salzburg und Steiermark von Kärnten trennt und ein 
empfindliches Hindernis für die Verkehrsbeziehungen des mitt- 
leren und nördlichen Osterreich zu seinen südlichen Provinzen 
bedeutet. Unter nicht weniger als zehn verschiedenen Varianten 
wurde nach eingehender Erwägung im Schöße der Regierung 
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der »Gasteiner Linie« der Vorzug gegeben. Von der Station 
Schwarzach-St. Veit der Staatsbahnlinie Salzburg — Wörgl ab- 
zweigend, gewinnt sie die Höhe des Gasteiner Tales oberhalb 
des wildromantischen Passes Klamm, berührt den weltberühmten 
Badeort Gastein, , durchbricht mit einem 8470 m langen Tunnel 
in 1225 1» Seehöhe die Tauernkette und senkt sich von dessen 
südlichem Ausgange in das Seebach- und MöUtal herab, um 
sodann im Drautale unterhalb der Station Sachsenburg in der 
neu zu errichtenden Station MöUbrücken an die Pustertallinie 
Franzensfeste — ^Villach der Südbahn anzuschließen. 

Hier drängt sich schon der Einwand auf, daß der Ver- 
zicht auf die Weiterführung der Bahn mittelst eines selb- 
ständigen Geleises bis Villach und die Mitbenützung der 
gleichen Südbahnstrecke auf Grund eines P^agevertrages an- 
gesichts der kaum ausschlaggebenden Ersparnis an der ge- 
samten Baukostensunmie als eine halbe Maßregel und sehr 
unvoUkonmiene Lösung der Aufgabe erscheinen möchte, eine 
von der Privatbahnwirtschaft unabhängige staatliche Verkehrs- 
linie zu schaffen. 

Was nun die Ausführung der den großartigsten Schöp- 
fungen der Eisenbahntechnik einzureihenden Gasteiner Strecke 
selbst und nicht minder jeder der fallen gelassenen Varianten 
einer Tauernbahn überhaupt betrifft, gilt hier das an anderer 
Stelle Gesagte in vollem Maße: Projekt, Bau und Betrieb sind 
in der Tat dreierlei Phasen des modernen Verkehrslebens, 
welche in verschiedenen Händen ruhend, aus verschiedenen 
Gesichtspunkten behandelt, eben deshalb auch nur zu häufig 
einer harmonischen Schlußwirkung ermangeln. Hier hat der 
Projektant mit den mehr oder weniger geduldigen Ziffern der 
Verkehrsstatistik gerechnet; der Bauingenieur hat keine Ur- 
sache, vor Schwierigkeiten zurückzuschrecken, welche in den 
Ehrenkranz der Technik einen neuen Lorbeerzweig einzuflechten 
geeignet sind; ob aber der sein Erbe antretende Betriebs- 
techniker von der Verantwortlichkeit der ihm übertragenen 
Aufgabe sonderlich erbaut sein wird, auf einer Gebirgsbahn 
mit 257oo anhaltenden Steigungen, Krünmiungshalbmessern bis 
250 m herab und den denkbar widrigsten Einwirkungen des 
alpinen Klimas einen normalen Eisenbahnbetrieb nicht allein 
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klaglos abzuwickeln, sondern auch das riesige Anlagekapital 
durch einen ökonomischen Betrieb in befriedigender Weise zu 
verzinsen, mag dahingestellt bleiben. Einerseits muß die Tauern- 
bahn mit der Entwicklung eines besonders lebhaften Verkehrs 
rechnen, wenn die Baukosten nur halbwegs gerechtfertigt, 
verzinst und amortisiert werden sollen, andererseits wird sie 
ihrer schwierigen Configuration, ihrer bis auf die Tunnele ein- 
geleisigen Anlage und der periodisch zu gewärtigenden Störungen 
elementarer Natur wegen einem solchen schwerlich gewachsen 
sein. Für den Gütertransport über dieselbe im Zusammenhange 
mit den übrigen Teilstrecken, namentlich auch mit der die 
Relation Linz-Glandorf kürzenden Pyhrnbahn Klaus-Steyrling — 
Selztal, kommt lediglich die in den Hauptrelationen des Durch- 
gangsverkehrs sich in der Richtung Triest ergebende Weg- 
kürzung von durchschnittlich 150 km in Betracht. Auf einen 
namhaften Lokalgüterverkehr ist bei ihr nicht zu zählen. Der 
Personenverkehr dieser Bahn dürfte sich in der Hauptsache 
auf Besucher der Gasteiner Thermen und Touristen beschränken, 
den größten Teil des Jahres somit kaum einen nennenswerten 
Umfang erreichen, aus dem Grunde, weil die Neigungs- und 
Richtungsverhältnisse der ganzen Strecke bis Triest im allge- 
meinen nicht so beschaffen sein werden, die Inbetriebsetzung 
rasch fahrender Züge zu gestatten und diesbezüglich im Fern- 
verkehre gegen die Südbahnlinie Wien — Triest trotz Semmering 
und Karst erfolgreich konkurrieren zu können. Den Bedürf- 
nissen des Kurortes Gastein, der sich lange genug in einer 
sein Gedeihen hindernden Weise vom Weltverkehre abge- 
schnitten sah, und dem daher die langersehnte Bahnverbindung 
vom Herzen gegönnt werden mag, würde eine unter Benützung 
der noch disponiblen Wasserkräfte der Gasteiner Ache elektrisch 
betriebene Lokalbahn unzweifelhaft vollkommen genügen und 
vermutlich sogar weit besser dienen, als eine kostspielig und 
schwierig zu betreibende Hochgebirgs- Dampfeisenbahn mit 
ihren seltenen und langsamen Zügen. Die Zukunft wird lehren, 
ob es in der Tat klug gehandelt war, lediglich einer theore- 
tischen Wegkürzung von 150 km im Durchgangs-Güterverkehre 
zuliebe das Opfer ungezählter Millionen zu bringen und, ge- 
wissermaßen mit dem Kopfe durch die Wand rennend, den 
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schwierigsten Alpenübergang zu ertrotzen, wo auf verhältnis- 
mäßig nicht allzu große Entfernung zwei gut praktikable, 
doppelgeleisige Schienenstraßen, derSemmering und der Brenner, 
deren Schwierigkeiten im Laufe der Jahre von der Technik 
überwunden worden sind, und deren Anlagekosten sich längst 
amortisiert haben, dem Weltverkehre offen stehen. Wäre der 
beabsichtigte Zweck, die Verbilligung des Transportes zwischen 
dem Norden und Triest, nicht auf andere Weise zu erreichen 
gewesen? 

Eine weitere Verfolgung der neuen Verkehrslinie wird 
diese Frage ihrer Beantwortung näher bringen. Einerseits in 
Villach, andererseits in Klagenfurt von den bestehenden Staats- 
bahnstrecken abzweigend, vereinigen sich diese Linien im 
Bärengraben, um mittelst des 7943 m langen Bärengraben- 
Tunnels die Karawanken zu durchsetzen. In der Station Aßling 
die Staatsbahnstrecke Tarvis — Laibach kreuzend, weist die 
Bahn in ihrem weiteren Zuge durch die Wochein den dritten 
gewaltigen Tunnel von 6365 m Länge und eine Unzahl kürzerer 
Durchstiche auf und strebt sodann mit beständig wechselnden 
Profilen, großenteils in 257oo Gefäll und Radien von 250 m, 
dem Süden zu. In den letzten 35 1cm vor Görz bessern sich 
endlich die Niveauverhältnisse, aber nur um von da bis Triest 
der dem Bau und Betriebe gleich günstigen Flachlandstrecke 
längs der Küste und der Nachbarschaft der Südbahn auszu- 
weichen und bei Überwindung des Gebirgszuges von Opcina 
wieder anhaltende Steigungen und Gefälle von 257oo zu er- 
reichen. Die Tracenführung dieser letzten Teilstrecke rückt 
das Abhängigkeitsverhältnis so recht ins volle Licht, in welches 
die zur Brechung eines privatwirtschaftlichen Transportmono- 
pols mit den außerordentlichsten Opfern aus Steuergeldern 
inszenierte Staatsaktion sich a priori gegenüber der Südbahn 
zu versetzen wohl durch die drückenden Bestimmungen der 
Konzessionsurkunde genötigt war. 

Fassen wir das Gesamtergebnis des ganzen Projektes 
bezüglich der beiden Strecken Schwarzach — Gastein — ^MöU- 
brücken und Villach — ^Bärengraben — Wochein — Görz — Opßina 
— Triest St. Andrae zusammen, so finden wir eine veran- 
schlagte Baukostensumme von 171 Millionen Kronen, eine 
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Bauzeit von 7 Jahren, eine Bau- und Betriebslänge von 
256 im, der eine Tariflänge von 302 km exklusive der P6age- 
strecke MöUbrücken — Villach gegenübersteht, woraus eine 
tarifarische Mehrbelastung des Transportes um 46 km oder 
18% der wirklichen Baulänge resultiert. Mit Einbeziehung 
der Pyhrnbalin und der Linie Klagenfurt — Bärengraben er- 
höhen sich die Baukosten auf 194 Millionen Kronen. Es 
werden hiebei in der Relation zwischen Triest und den nach- 
stehenden Binnenlandsplätzen die beigefügten Wegkürzungen 
erzielt : 

Salzburg 248 km Reichenberg .... 60 Am 

Kufstein 156 > Brunn. ', 34 > 

Glandorf 95 » Karlsruhe 174 » 

Linz 141 » Stuttgart 174 » 

Wien 34 > München 17'4 » 

Prag 110 » Leipzig 198 * 

Bodenbach 86 » Dresden 86 » 

Die durch die Tauernbahn und ihre Fortsetzung gegen 
Triest in Verbindung mit der Pyhrnbahn erzielbaren Weg- 
kürzungen sind demnach für den Verkehr Innerösterreichs 
und der Sudetenländer mit diesem Seehafen ziemlich belang- 
los und gewinnen nur für jenen des westlichen Teiles der 
Monarchie, namentlich Salzburgs, dann aber für den südwest- 
deutschen Durchgangsverkehr eine erhöhte Bedeutung. Sie 
werden aber durch die zu erwartenden betriebstechnischen 
Schwierigkeiten der neuen Strecke teilweise kompensiert. 

Hätte es sich dem Voranstehenden zufolge nicht 
empfohlen, die der neuen Verkehrslinie zugedachte Funktion 
den bestehenden beiden Alpenübergängen, dem Semmering 
und Brenner, letzterem in Verbindung mit der Pustertalbahn, 
zu übertragen? Unseres Erachtens würde die Frage einer 
dritten großen Alpenbahn erst in dem Augenblicke akut 
werden, wo die heutigen Linien vom Verkehre übersättigt, 
denselben nicht mehr aufzunehmen vermöchten. Der Her- 
stellung neuer, schwere Millionen Steuergelder verschlingender 
Verkehrswege sollte, das dünkt uns eine logische Folgerung, 
die Ausgestaltung der bestehenden vorangehen. Niemand wird 
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aber behaupten wollen, daß das heutige österreichische Eisen- 
bahnnetz überhaupt, daß speziell die Südbahn mit ihren beiden 
Hauptstrecken Wien — Semmering — Triest und Kufstein — 
Brenner — Ala, welch letzterer teilweise noch immer das 
zweite Geleise fehlt, während die ganze, der Relation 
Südwestdeutschland — Triest dienende, in Franzensfeste an- 
schließende Pustertallinie eingeleisig ist, daß schließ- 
lich die das Enns- und Murtal verfolgende ehemalige 
Rudolfsbahn, die heutige eingeleisige Staatsbahnstrecke 
Amstetten — Selztal — Villach — Pontafel , die Grenze ihrer 
Leistungsfähigkeit bereits überschritten haben oder auch 
nur zu überschreiten nahe sind. Da wäre Hand anzulegen, 
um die eingelebten und bewährten Verkehrsrouten ihrer 
wachsenden Bedeutung und Aufgabe entsprechend zu erweitern 
und auszugestalten ; und wenn der Semmering und der Brenner 
selbst auch ein drittes und viertes Geleise erhalten müßten, 
schiene es uns immer noch ein weniger gewagtes Beginnen, 
als der Sprung ins Dunkle, den Bau und Betrieb unserer 
neuen Alpenbahnen bedeuten, und der gewiß nicht verfehlen 
wird, Betriebskoeffizient wie Verzinsung der Staatsbahnen 
noch ungünstiger wie bisher zu gestalten. 

Hand in Hand mit der Verbesserung und Erweiterung 
der bestehenden Eisenbahnlinien nach dem Süden müßten 
aber tarifarische Maßnahmen zur Durchführung gelangen, 
damit der Vorteil der angestrebten Wegkürzungen weniger 
verlockend erscheine. Sollten die 100 — 200 fc/w, welche den 
internationalen Fernverkehr kaum merklich belasten, wirklich 
nicht anders aus der Welt geschafft werden können, als indem 
man an die 200 Millionen Kronen für den Bau neuer, gewagter 
Unternehmungen aufwendet? In der Tariffrage erblicken wir 
den springenden Punkt : die drückenden Tarife der Südbahn 
sind es allein, gegen welche sich die ganze Aktion richtet. 
Da reihen wir den ungelösten Fragen noch eine weitere an: 
Ist denn die österreichische Südbahn sakrosankt? Reicht die 
verkehrspolitische und tarifarische Ingerenz des Staates an 
ihre Unabhängigkeit nicht heran, und wenn so, bleibt diese 
finanzielle Großmacht im österreichischen Staate von der 
Brandung volkswirtschaftlicher Forderungen unberührt, welche 
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nach Verstaatlichung rufen ? Die Südbahh einmal ein Bestand- 
teil des staatlichen Verkehrsnetzes, Ausgestaltung ihrer Betriebs- 
einrichtungen und Regelung ihrer Tarife nach Gesichtspunkten 
allgemein wirtschaftlicher und kommerzieller Natur, dann be- 
dürfte der österreichische Staat keiner Tauern-, Karawanken- 
und Wocheiner Bahn. Verbleibt hingegen die Südbahn das, 
wozu sie geworden, ein privatwirtschaftUches Erwerbsunter- 
nehmen, welches, von finanziellen Rücksichten getragen und 
mit finanziellen Schwierigkeiten kämpfend, die weltbewegenden 
Interessen des Handels und Verkehrs mit souveräner Gering- 
schätzung der öffentlichen Meinung behandelt und von der 
Einflußnahme des Staates sich nahezu unabhängig fühlt, dann 
bleibt der letztere in der Betätigung einer groß angelegten 
Verkehrs- und Tarifpolitik trotz der zweiten Eisenbahn- 
verbindung mit Triest gelähmt, und das große Werk wird sich 
wieder einmal als ein — halbes Werk entpuppen! 

Sollte die alles beherrschende Politik das Programm der 
Verstaatlichung der österreichischen Eisenbahnen in der an- 
gedeuteten Richtung und mit Bezug auf die großen, verkehrs- 
politisch und tarifarisch ausschlaggebenden, dabei infolge ihrer 
gegenwärtigen wie zukünftigen Gestaltung nicht unrentablen 
privaten Verkehrslinien wieder aufzugreifen und fortzusetzen 
gewillt sein, so fragt es sich, was dann mit den dazwischen 
liegenden kleineren, aber immerhin nicht unwichtigen, mitunter 
sogar sehr rentablen Privatbahnen geschehen müßte. Insoweit 
dieselben der Betätigung einer zielbewußten staatlichen Eisen- 
bahnpolitik nicht hinderlich und geneigt wären, sich in den 
Rahmen derselben einfügen zu lassen, stünde grundsätzlich 
ihrem selbständigen Weiterbestehen neben den Staatsbahnen 
nichts im Wege. Die Wahrscheinlichkeit spricht allerdings 
dafür, daß diese relativ kleinen privatwirtschaftlichen Körper 
vom Riesenorganismus des öffentlich -staatlichen Verkehrs- 
wesens aufgesaugt und ihrer selbständigen Existenzmöglichkeit 
beraubt würden. 

Von einer Reihe mehr oder minder bedeutender Lokal- 
bahnen, welche teils unter eigener Verwaltung stehen, teils 
von den benachbarten großen Privatverwaltungen mit betrieben 
werden, während ein sehr bedeutender Teil des gesamten 
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Lokalbahnnetzes, wie an früherer Stelle erwähnt, vom Staate 
auf Rechnung der Eigentümer, wenn auch nicht ohne fühlbare 
Wirkung auf die Gesamtergebnisse des Staatseisenbahn- 
betriebes, verwaltet wird, können wir füglich absehen. Die 
Existenz so kleiner, in sich abgegrenzter und auf einer ganz 
anderen Basis ruhender Unternehmungen braucht nicht not- 
wendigerweise von dem angrenzenden großen Eisenbahngebiete 
in Abhängigkeit zu stehen. Von den für die Verstaatlichung 
in Betracht kommenden Hauptbahnen wird die Aspangbahn 
in ihrer Bedeutung durch die Südbahn nach deren Verstaat- 
lichung paralysiert werden. Die reiche Aussig-Teplitzer 
Eisenbahn unterliegt schon jetzt der wohltätigen Konkurrenz 
der im Staatsbetriebe stehenden Linie von Komotau nach 
Bodenbach. Die böhmische Nordbahn wird sich von dem 
zu verstaatlichenden Netze der Nordwestbahn und Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn umklammert sehen. Auch die 
Buschtiehrader Eisenbahn wird, zwischen lauter Staats- 
bahnen eingeklemmt, sich ihrem Einflüsse nicht zu entziehen 
vermögen. Die Bozen-Meraner Bahn sollte nach Einlösung 
der Südbahn und Ausbau der Verbindung mit Landeck, ihres 
Lokalb ahncharakters entkleidet, als wichtige Durchgangslinie 
der Verstaatlichung anheimfallen. Der Graz-Köflacher 
Bahn kommt ein mehr lokaler Charakter zu, und die zum 
größten Teile ungarisches Gebiet durchziehende Kaschau- 
Oderberger Eisenbahn dürfte wohl von der Regierung 
der jenseitigen Reichshälfte zur Verstaatlichung ausersehen 
werden. Unbedingt in eine Staatsbahn umzugestalten wäre 
die Kremstalbahn zwischen Linz und Klaus -Steyrling, 
welche nach Vollendung der sie fortsetzenden Pyhrnbahn, der 
Karawanken- und Wocheiner Linie und ihrer Fortsetzung bis 
Triest für den Durchgangsverkehr als Haupt- wie als Hilfs- 
route eine hervorragende Bedeutung erlangen wird und die 
von der nördlichsten Reichsgrenze bei Bodenbach und 
Eger bis an die Adria sich erstreckende Linie von öster- 
reichischen Staatsbahnen als fremdes Zwischenglied nicht 
unterbrechen darf. 
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